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 6161 

Erºffnung 

 (Beginn der Sitzung: 10:01 Uhr) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich erºffne die 62. Sitzung des 

5. Sªchsischen Landtags. 

Gleich zu Beginn gratuliere ich Herrn Kollegen Hippold 

ganz herzlich zum Geburtstag. 

(Beifall des ganzen Hauses) 

Folgende Abgeordnete haben sich f¿r die heutige Sitzung 

entschuldigt: Herr Prof. Dr. Wºller, Frau Nicolaus, Herr 

Schowtka und Herr Colditz. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Folgende Redezeiten 

hat das Prªsidium f¿r die Tagesordnungspunkte 5 bis 7 

und 9 bis 13 festgelegt: CDU bis zu 126 Minuten, DIE 

LINKE bis zu 87 Minuten, SPD bis zu 54 Minuten, FDP 

bis zu 52 Minuten, GR¦NE bis zu 45 Minuten, NPD bis 

zu 45 Minuten, Staatsregierung 87 Minuten. Die Redezei-

ten der Fraktionen und der Staatsregierung kºnnen auf 

diese Tagesordnungspunkte je nach Bedarf verteilt wer-

den. 

Jetzt sehe ich an Mikrofon 2 eine Wortmeldung; Kollege 

Brangs. 

Stefan Brangs, SPD: Herr Prªsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn man sich die Tagesordnung der 

beiden Tage ansieht, stellt man fest, dass das ein Mam-

mutprogramm ist, was wir uns auch heute vorgenommen 

haben. Wir haben uns deshalb noch einmal zu Tagesord-

nungspunkt 11 beraten und werden ihn von der heutigen 

Sitzung absetzen und zu einem spªteren Zeitpunkt erneut 

auf die Tagesordnung bringen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Vielen Dank, Herr 

Kollege Brangs. ï Sie ziehen den Tagesordnungspunkt 11 

erst einmal zur¿ck und setzen ihn zu einem spªteren 

Zeitpunkt wieder auf die Tagesordnung. Das w¿rde die 

Tagesordnung zeitlich etwas entlasten. 

Gestatten Sie, dass ich vor Eintritt in die heutige Tages-

ordnung noch einmal auf die 61. Sitzung vom 7. Septem-

ber zur¿ckkomme. Dort wurde neben dem Haushaltsent-

wurf f¿r 2013/2014 und dem Haushaltsbegleitgesetz auch 

das 8. Gesetz zur  nderung des Sªchsischen Finanzaus-

gleichsgesetzes in 1. Lesung eingebracht und vom Plenum 

einstimmig in den Haushalts- und Finanzausschuss ï 

federf¿hrend ï sowie den Innenausschuss zur Mitberatung 

¿berwiesen. 

Mir liegt nun ein Schreiben des Vorsitzenden des Verfas-

sungs-, Rechts- und Europaausschusses vor, in welchem 

mir dieser mitteilt, dass dieser Ausschuss ï gleichfalls 

einstimmig ï darum gebeten habe, ihm diesen Gesetzent-

wurf ebenfalls zur Mitberatung zu ¿berweisen. 

Das Prªsidium ist meinem Vorschlag gefolgt, Ihnen heute 

diese Bitte vor Eintritt in die Tagesordnung zur Entschei-

dung vorzulegen. Ich darf darauf verweisen, dass es sich 

bei ¦berweisung um ein qualifiziertes Minderheitenrecht 

handelt. Nach Ä 44 Abs. 4 gilt eine ¦berweisung als 

beschlossen, wenn mindestens 25 von 100 der Mitglieder 

des Landtags daf¿r stimmen. 

Ich frage also, ob mindestens 33 Abgeordnete diesen 

¦berweisungsantrag, und zwar mit Handzeichen, unter-

st¿tzen? ï Das ist eindeutig der Fall. Damit gilt die 

zusªtzliche ¦berweisung als beschlossen und der Verfas-

sungs-, Rechts- und Europaausschuss kann mit der 

Erarbeitung seiner Stellungnahme an den Haushalts- und 

Finanzausschuss beginnen. 

Gestatten Sie mir abschlieÇend dazu den Hinweis, dass 

offensichtlich auch Abstimmungen zur ¦berweisung im 

Plenum von vornherein auch von Fachpolitikern aufmerk-

sam beobachtet werden sollten. Dabei sollte aber auch der 

Grundsatz unserer Geschªftsordnung eingehalten werden, 

wonach Gesetzentw¿rfe nur in begr¿ndeten Ausnahmefªl-

len an mehrere Aussch¿sse ¿berwiesen werden sollen. 

Meine Damen und Herren, ich blicke jetzt in die Runde. ï 

Es gibt keine weiteren Antrªge zur Tagesordnung. Soweit 

ist es schon. Gibt es nun noch Antrªge oder nicht? 

(Zuruf von der SPD: Der 

Prªsident w¿nscht Antrªge!) 

Ich muss mich hier schon einmischen. 

(Zuruf von der SPD) 

ï Ja. Aber dann m¿ssen sie ihn auch begr¿nden. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich sehe, Frau Klepsch mºchte an Mikrofon 1 einen 

Dringlichen Antrag einbringen. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Herr Prªsident! Wir 

sind davon ausgegangen, dass Sie den Dringlichen Antrag 

aufrufen. Ich mºchte ihn jetzt deshalb kurz einbringen. 

Vor einer Woche hat der Bundesfinanzhof ein Urteil vom 

12.07. verºffentlicht. Es geht darum, dass dort festgestellt 

wurde, dass Trªger von kommunalen Kindertageseinrich-

tungen kºrperschaftsteuerpflichtig seien. Wir sind der 

Meinung, dass dies dem Anspruch, f¿r alle Kinder einen 

Kindertagesplatz zur Verf¿gung zu stellen, und der 

hoheitlichen Aufgabe an der Stelle, nªmlich des ºffentli-

chen Trªgers der Jugendhilfe der Kommunen, wider-

spricht. Wir wollen deshalb den Landtag beschlieÇen 

lassen, dass sich die Staatsregierung auf Bundesebene 

daf¿r einsetzt, dass das Kºrperschaftsteuergesetz entspre-

chend novelliert wird und alle Trªger von Kindertagesein-

richtungen ï sowohl kommunale wie frei gemeinn¿tzige 

Trªger ï, deren Einrichtungen innerhalb des Bedarfsplans 

der Kommunen sind, von der Kºrperschaftsteuer befreit 

werden. 

(Zuruf des Abg. Christian Piwarz, CDU) 
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Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Frau Kollegin Klepsch, 

erstens: Sie m¿ssen Ihren Dringlichen Antrag, hinter dem 

Ihre Fraktion steht, nat¿rlich selbst einbringen ï das 

haben Sie jetzt gemacht ï und ihn gleich begr¿nden, und 

Sie m¿ssen ï zweitens - vor allem die Dringlichkeit 

begr¿nden. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Die Dringlichkeit ist 

damit begr¿ndet, dass das dort unklar geregelt ist und wir 

nur ¿ber den Bundesrat eine Gesetzesªnderung herbeif¿h-

ren kºnnen. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Alles klar, gut. Das war 

jetzt auch die Begr¿ndung der Dringlichkeit. ï Jetzt 

kommt an Mikrofon 5 eine Gegenrede, vermute ich. Bitte. 

Christian Piwarz, CDU: Das ist richtig, Herr Prªsident. 

ï Meine Damen und Herren! Ich stelle erst einmal fest, 

dass die Antragseinreicher keinerlei Gr¿nde vorgetragen 

haben, weswegen dieser Antrag dringlich ist. Ich will aber 

noch einmal kurz darauf eingehen. Es ist bereits seit 2004 

durch die Finanzverwaltung auf Bund-Lªnder-Ebene 

festgestellt worden, dass Kindertagesstªtten keine hoheit-

liche, sondern eine wirtschaftliche Tªtigkeit darstellen. 

Seit 2004 ist das also bekannt. 

Seit 2003 gibt es eine stªndige Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs zu dieser Angelegenheit ï wohlge-

merkt: seit 2003. Wir haben es hier also mitnichten mit 

einer neuen Rechtsprechung oder gar mit einer  nderung 

obergerichtlicher Rechtsprechung zu tun. Wenn man es, 

was Kindertagesstªtten betrifft, ganz genau nimmt, kºnnte 

man sogar auf die Entscheidung des Reichsfinanzhofs aus 

den DreiÇigerjahren zur¿ckgreifen, der schon in eine 

ªhnliche Richtung argumentiert hat. Also, es ist nichts 

Neues hier in der Entwicklung. 

Hinzu kommt, dass die Thematik hinsichtlich der Kºrper-

schaftsteuern f¿r Kindertagesstªtten ausreichend ï sowohl 

auf Landes- als auch auf Bundesebene ï diskutiert wurde. 

Unter anderem ist das Thema im Periodikum ĂStªdte- und 

Gemeinderat 2005ñ, Nr. 5, Seite 41, Gegenstand gewesen. 

Es ist also zu den Kommunen entsprechend durchgestellt 

worden. Es gibt also keinerlei Gr¿nde, weswegen hier 

eine Eilbed¿rftigkeit vorliegt, zumal ich in Erinnerung 

rufen mºchte, dass die nªchste Plenarsitzung bereits in 

drei Wochen stattfindet. Das hat man seit 2003 offensicht-

lich seitens der LINKEN versªumt. Wenn es so ein 

wichtiges Thema ist, dann kann man sich bem¿hen, das in 

den nªchsten drei Wochen hinzubekommen. 

Letzte Anmerkung: Im ¿berwiegenden Fall sind Kinder-

tagesstªtten defizitªr und damit automatisch von der 

Kºrperschaftsteuer befreit. Auch das ist ein weiteres Indiz 

daf¿r, dass hier keine Dringlichkeit gegeben ist. Deswe-

gen werden wir diesen Antrag auf Dringlichkeit ablehnen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war die Gegenrede 

von Herrn Kollegen Piwarz zur Dringlichkeit des Antrags. 

ï Ich w¿rde jetzt noch eine weitere Fraktion zulassen. 

Herr Kollege Bartl. ï Die Fraktion DIE LINKE hat die 

Dringlichkeit aus ihrer Sicht schon hinreichend begr¿n-

det. Dabei habe ich sie erst dazu gebracht, dass sie ¿ber-

haupt den Antrag einbringt. ï Ich sehe, es gibt noch eine 

Wortmeldung an Mikrofon 7; Herr M¿ller. 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Vielen Dank, Herr Prªsident. 

ï Die NPD-Fraktion hat gestern ¿ber den Antrag der 

Fraktion DIE LINKE beraten. Sie steht inhaltlich auf dem 

gleichen Standpunkt wie DIE LINKE. Allerdings sehen 

wir auch keine Dringlichkeit und werden uns deshalb 

enthalten. Wir haben wirklich in drei Wochen die nªchste 

Plenarrunde. Das ist ein kurzer Zeitraum, sodass es 

mºglich ist, das bis zur nªchsten Plenarsitzung im or-

dentlichen Geschªftsgang einzureichen und zu behandeln. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Ich denke, wir kºnnen 

jetzt ¿ber die Dringlichkeit des Antrags der Fraktion DIE 

LINKE, Drucksache 5/10227, abstimmen. Wer die Dring-

lichkeit unterst¿tzt, den bitte ich um das Handzeichen. ï 

Die Gegenstimmen? ï Die Enthaltungen? ï Es gab eine 

ganze Reihe von Enthaltungen, aber die Dringlichkeit des 

Antrags ist damit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich sehe jetzt keine weiteren 

Antrªge zur Tagesordnung. Die Tagesordnung ist damit 

beschlossen und wir kºnnen in unsere Tagesordnung 

eintreten. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 1 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds f¿r den 2. Untersuchungsausschuss 

gemªÇ Ä 4 des Untersuchungsausschussgesetzes 

Drucksache 5/10197, Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE 

Meine Damen und Herren! Nach Ä 4 des Untersuchungs-

ausschussgesetzes werden die Mitglieder und stellvertre-

tenden Mitglieder von Untersuchungsaussch¿ssen durch 

den Landtag nach den Vorschlªgen der Fraktionen ge-

wªhlt. 

Mir liegt die Erklªrung von Frau Julia Bonk vor, dass sie 

auf ihren Sitz als stellvertretendes Mitglied verzichtet. Mit 

dem vorliegenden Wahlvorschlag wird durch die Fraktion 

DIE LINKE beantragt, dieses Amt Herrn Thomas Kind zu 

¿bertragen. 
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Bei Wahlen findet nach Ä 104 unserer Geschªftsordnung 

geheime Abstimmung statt. Wenn kein Mitglied dieses 

Hohen Hauses widerspricht, kann aber durch Handzei-

chen abgestimmt werden. Ich frage also, ob jemand 

widerspricht. ï Ich sehe keinen Widerspruch. Damit 

kºnnen wir zur offenen Abstimmung kommen. 

F¿r eine Wahl sind mehr Ja- als Neinstimmen erforder-

lich. Wer dem Vorschlag aus Drucksache 5/10197 seine 

Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. ï 

Gegenstimmen? ï Keine. Stimmenthaltungen? ï Damit ist 

Herr Thomas Kind als stellvertretendes Mitglied des 

2. Untersuchungsausschusses gewªhlt. 

Ich frage jetzt den Gewªhlten: Herr Kollege Kind, neh-

men Sie die Wahl an? 

Thomas Kind, DIE LINKE: Herr Prªsident, ich nehme 

die Wahl an. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Vielen Dank. Damit 

kºnnen wir Tagesordnungspunkt 1 beenden. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 2 

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds f¿r den 

3. Untersuchungsausschuss gemªÇ Ä 4 des Untersuchungsausschussgesetzes 

Drucksache 5/10198, Wahlvorschlªge der Fraktion DIE LINKE 

Die Fraktion DIE LINKE schlªgt vor, dass das bisherige 

Mitglied Herr Kollege Gebhardt und das bisherige stell-

vertretende Mitglied Herr Kollege Neubert ihre Plªtze 

tauschen. 

Die erforderliche Erklªrung von Herrn Gebhardt zum 

Verzicht auf die Mitgliedschaft liegt mir vor. 

Die Wahl findet nach den Bestimmungen unserer Ge-

schªftsordnung ebenfalls geheim statt. Allerdings kann 

stattdessen durch Handzeichen abgestimmt werden, wenn 

kein Abgeordneter widerspricht. Ich frage daher, ob 

jemand widerspricht, dass durch Handzeichen abgestimmt 

wird. ï Das ist nicht der Fall. Wir kºnnen also auch hier 

offen abstimmen. 

Wer daf¿r ist, Herrn Neubert als Mitglied des 

3. Untersuchungsausschusses zu wªhlen, den bitte ich um 

das Handzeichen. ï Gegenstimmen? ï Keine. Stimment-

haltungen? ï Damit ist der Genannte bei einer ganzen 

Anzahl von Stimmenthaltungen gewªhlt. 

Auch ihn frage ich: Herr Kollege Neubert, nehmen Sie die 

Wahl an? 

Falk Neubert, DIE LINKE: Ja. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Er nimmt die Wahl an. 

Wir haben jetzt noch eine zweite Abstimmung. Es handelt 

sich ja um einen Tausch. Wir m¿ssen noch ¿ber Herrn 

Gebhardt als stellvertretendes Mitglied des 

3. Untersuchungsausschusses abstimmen. 

Wer daf¿r ist, Herrn Gebhardt als stellvertretendes Mit-

glied des 3. Untersuchungsausschusses zu wªhlen, den 

bitte ich um das Handzeichen. ï Gegenstimmen? ï Keine. 

Stimmenthaltungen? ï Damit ist der Genannte bei einigen 

Stimmenthaltungen gewªhlt. 

Ich frage ihn: Herr Kollege Gebhardt, nehmen Sie die 

Wahl an? 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ja, ich nehme die Wahl 

an. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Er nimmt die Wahl an. 

Damit ist auch Tagesordnungspunkt 2 abgeschlossen. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 3 

Wahl eines Mitglieds f¿r das Parlamentarische Kontrollgremium des 

Sªchsischen Landtags gemªÇ Ä 3 des Gesetzes zur Aus¿bung der 

parlamentarischen Kontrolle hinsichtlich der ¦berwachung von Wohnungen 

unter Einsatz technischer Mittel und anderer polizeilicher MaÇnahmen unter 

Einsatz besonderer Mittel im Freistaat Sachsen 

Drucksache 5/10199, Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE 

Zur Wahl der Mitglieder des Parlamentarischen Kontroll-

gremiums des Sªchsischen Landtags schreibt Ä 3 Abs. 1 

des Gesetzes zur Aus¿bung der parlamentarischen Kon-

trolle hinsichtlich der ¦berwachung von Wohnungen 

unter Einsatz technischer Mittel und anderer polizeilicher 

MaÇnahmen unter Einsatz besonderer Mittel im Freistaat 
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Sachsen eine gewisse Verfahrensweise vor. GemªÇ Ä 3 

Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes werden die Mitglieder des 

Parlamentarischen Kontrollgremiums vom Landtag aus 

seiner Mitte einzeln mit der Mehrheit seiner Mitglieder 

gewªhlt. Ä 3 Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes legt dar¿ber 

hinaus fest, dass zwei der f¿nf Mitglieder der parlamenta-

rischen Opposition angehºren m¿ssen. 

Mir liegt die Verzichtserklªrung des bisherigen Mitglieds 

Kollegen Gebhardt vor. 

Mit Drucksache 5/10199 beantragt die Fraktion DIE 

LINKE, stattdessen Herrn Kosel zu wªhlen. 

Meine Damen und Herren! Auch diese Wahl findet nach 

den Bestimmungen unserer Geschªftsordnung geheim 

statt. Allerdings kann stattdessen durch Handzeichen 

abgestimmt werden, wenn kein Abgeordneter wider-

spricht. Ich frage daher, ob jemand widerspricht, dass bei 

der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontroll-

gremiums durch Handzeichen abgestimmt wird. ï Dies ist 

nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren! Da es keinen Widerspruch 

gegeben hat, kºnnen wir nun durch Handzeichen das 

Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremiums 

wªhlen. Gestatten Sie mir aber einen Hinweis: GemªÇ Ä 3 

Abs. 1 des sªchsischen Kontrollgesetzes ist der Kandidat 

gewªhlt, wenn er die Mehrheit der Mitglieder des Land-

tags, also 67 Stimmen, erreicht. Das ist auch bei offener 

Abstimmung zu ber¿cksichtigen. Wer dem Vorschlag 

seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzei-

chen. ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Vielen Dank. 

Stimmenthaltungen? ï Vielen Dank. Damit ist der Kandi-

dat mit deutlich mehr als 67 Jastimmen gewªhlt. 

Ich frage jetzt Herrn Kosel: Nehmen Sie die Wahl an? 

Heiko Kosel, DIE LINKE: Ja, ich nehme die Wahl an. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Er nimmt die Wahl an. 

Damit ist Herr Heiko Kosel gewªhlt und dieser Tagesord-

nungspunkt ist ebenfalls beendet. 

Meine Damen und Herren! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 4 

Aktuelle Stunde 

1. Aktuelle Debatte: Sªchsische Wissenschaftslandschaft stªrken ï  

Chancen des Bundesprogrammes ĂZwanzig20 ï Partnerschaft f¿r 

Innovationñ f¿r den Freistaat nutzen 

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

2. Aktuelle Debatte: Sachsen wehrt sich gegen die  

Schulpolitik der Kultusministerin und die Diffamierung der  

Lehrerinnen und Lehrer durch die Regierungskoalition 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Die Verteilung der Redezeit der Fraktionen hat das Prªsi-

dium wie folgt vorgenommen: CDU 33 Minuten, DIE 

LINKE 25 Minuten, SPD 12 Minuten, FDP 14 Minuten, 

GR¦NE 10 Minuten, NPD 10 Minuten, Staatsregierung 

zwei Mal 10 Minuten, wenn gew¿nscht. 

Wir kommen nun zu 

1. Aktuelle Debatte 

Sªchsische Wissenschaftslandschaft stªrken ï  

Chancen des Bundesprogramms ĂZwanzig20 ï Partnerschaft f¿r 

Innovationñ f¿r den Freistaat nutzen 

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

Als Antragstellerinnen haben zunªchst die Fraktionen der 

CDU und der FDP das Wort. Das Wort ergreift f¿r die 

einbringende CDU-Fraktion Herr Prof. Schneider. 

Prof. Dr. G¿nther Schneider, CDU: Herr Prªsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir leben in 

einem Land, das weltweit einen der hºchsten Lebensstan-

dards hat. Ich glaube, das Ziel, diesen Standard zu halten 

und ihn auszubauen, kennzeichnet uns alle. Aus unserer 

Sicht als CDU-Fraktion lªsst sich dieses Ziel, meine 

Damen und Herren, nur durch hervorragende Leistungen 

in Forschung, Innovation und Erfindungsreichtum errei-

chen. 

Schl¿ssel hierf¿r ist eine gut und breit aufgestellte For-

schungslandschaft, sei sie auÇeruniversitªr, sei sie univer-

sitªr. Hier liegen die Grundlagen f¿r unsere Zukunft.  Wir 
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sind mittlerweile auf diesem Feld auf einem ausgespro-

chen guten Weg. Ich will die TU Dresden als Exzellenzu-

niversitªt nennen. Ich will ï nur als Beispiel, ich kºnnte 

es auch f¿r Leipzig sagen ï die TU Chemnitz, das Exzel-

lenzcluster Technologiefusion f¿r multifunktionale 

Leichtbaustrukturen (Merge) nennen oder auch das 

Helmholtz-Institut, das demnªchst zur Bergakademie 

nach Freiberg gehºren wird. Wir haben also eine ausge-

sprochen gute Verzahnung universitªrer und auÇeruniver-

sitªrer Forschung. 

Wie gut wir mittlerweile aufgestellt sind ï das mºchte ich 

ausdr¿cklich sagen ï, zeigt auch, dass der bisherige Leiter 

eines Fraunhofer-Instituts in Chemnitz, Herr Prof. Neuge-

bauer, k¿rzlich zum neuen Prªsidenten der grºÇten 

auÇeruniversitªren Forschungsinstitution in Europa 

gewªhlt worden ist. Herzlichen Gl¿ckwunsch, Herr Prof. 

Neugebauer! 

(Beifall bei der CDU, der FDP, den  

GR¦NEN und der Staatsregierung) 

Eine sehr bewegende Verabschiedung aus Sachsen, ein 

Gewinn f¿r Deutschland und er hat zu Recht den Sªchsi-

schen Verdienstorden von Herrn Ministerprªsidenten 

verliehen bekommen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind also, vorsichtig 

gesagt, nicht schlecht aufgestellt. Aber wir kºnnen besser 

werden. Wir wollen das auch. Wir haben in Ostdeutsch-

land ï das gilt auch f¿r Sachsen ï wegen fehlender 

GroÇindustrie in der Verkn¿pfung von Wissen aus Hoch-

schule und Forschung mit der wirtschaftlichen Praxis in 

ganz Ostdeutschland, aber eben auch in Sachsen Nach-

holbedarf. 

Wir begr¿Çen es aus diesem Grund als Koalition, als 

CDU-Fraktion besonders, dass die Bundesforschungsmi-

nisterin Frau Schavan mit Herrn Ministerprªsidenten 

Stanislaw Tillich am 22. August am Standort in Dresden 

den Startschuss f¿r das neue Programm ĂZwanzig20 ï 

Partnerschaft f¿r Innovationñ gegeben hat. Eine halbe 

Milliarde Euro werden wir den nªchsten Jahren im Rah-

men der neuen Linie des Erfolgsprogramms ĂUnterneh-

men Regionñ erhalten. Dieses Geld wird vor allen Dingen 

der Kooperation von Wirtschaft und Wissenschaft dienen. 

Es sollen innovative Ideen schneller zu marktfªhigen 

Produkten generiert werden. 

Das Dachprogramm ĂUnternehmen Regionñ des Bundes 

ist in diesem Zusammenhang f¿r uns, ich mºchte schon 

sagen, ein Segen. Es dient einer weiterhin nachhaltigen 

Forschungsfºrderung. Wir stehen also gut da, auch weil 

wir unserem Grundsatz ĂLeistung muss sich lohnenñ treu 

bleiben und ï ich sage dies ausdr¿cklich auch ï wir 

schaffen heute, an diesem Tag, die Rahmenbedingungen 

daf¿r. Dazu nenne ich ausdr¿cklich das noch zu lesende 

Hochschulfreiheitsgesetz. 

Meine Damen und Herren! Vor wenigen Tagen waren die 

wissenschaftspolitischen Sprecher der CDU-Fraktionen 

der Bundeslªnder bei uns im Landtag zu Gast. Ich will 

nicht verschweigen, dass es uns schon mit ein wenig Stolz 

erf¿llt hat, diesen Spirit, den wir hier in Sachsen haben, 

anderen Kolleginnen und Kollegen vermitteln zu kºnnen. 

Ich will als Beispiel die SKD nennen, ich will Herrn Prof. 

Leo nennen, den wir besuchen konnten und der von Herrn 

Prof. M¿ller-Steinhagen als Superstar der TU Dresden in 

Bezug auf Ausgr¿ndungen genannt worden ist. Hervorra-

gend, wie wir meinen. 

An dieser Stelle sind wir also nicht schlecht, wollen aber 

an den Rahmenbedingungen weiterarbeiten. F¿r uns ist es 

in diesem Zusammenhang besonders wichtig, meine 

Damen und Herren, dass Bildungspolitik Lªnderangele-

genheit bleibt. Das hat sich f¿r uns als guter Weg erwie-

sen. 

(Beifall bei der CDU ï 

Vereinzelt Beifall bei der FDP) 

Herr Dulig, Sie haben sich in den vergangenen Wochen 

sehr in das Thema Wissenschaftspolitik und Bildungspoli-

tik eingeschaltet. Bitte, bringen Sie Ihre Kolleginnen und 

Kollegen im Bund doch dazu, den Weg f¿r eine Grundge-

setzªnderung zu Artikel 91b in Bezug auf die Kooperation 

zwischen Bund und Lªndern ein St¿ck freier zu machen. 

(Zurufe der Abg. Martin Dulig  

und Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Wir sind da, wenn Sie das genauso sehen, auf einem 

guten Weg, glaube ich. Meine Damen und Herren, wir 

halten es f¿r wichtig, dass wir in dem Zusammenhang mit 

dem Standort Sachsen gerade die Kooperation zwischen 

Bund und Lªndern vorantreiben. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit, Herr 

Kollege! 

Prof. Dr. G¿nther Schneider, CDU: Gut. ï Dann, Herr 

Kollege Dulig, werden wir das vielleicht bilateral lºsen 

kºnnen. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: 

Schade! ï Oder auch nicht!) 

Oder auch mit einer Zwischenfrage. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit ist leider 

abgelaufen. 

Prof. Dr. G¿nther Schneider, CDU: Dann bedanke ich 

mich f¿r die Aufmerksamkeit. 

Meine Damen und Herren, wir sind, auch was Wissen-

schaftspolitik in der Zukunft betrifft, auf einem guten 

Weg. 

(Zuruf des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die einbringende 

Fraktion der CDU sprach Herr Prof. Schneider. ï Als 

Nªchstes ergreift f¿r die miteinbringende Fraktion der 

FDP Herr Kollege Prof. SchmalfuÇ das Wort. 
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Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ, FDP: Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Der Freistaat 

Sachsen verf¿gt ¿ber eine ausgeprªgte und einzigartige 

Wissenschaftslandschaft. Hochschulen sorgen f¿r eine 

exzellente Grundlagenforschung. Das zeigt die Auszeich-

nung der Technischen Universitªt Dresden als Exzellenz-

universitªt und das demonstrieren sªchsische Spitzenleis-

tungen. 

Sªchsische Spitzenleistungen gibt es nicht nur in Dresden, 

sondern auch in Chemnitz, meiner Heimatstadt. Dort ist 

die Technische Universitªt Chemnitz als Exzellenzcluster 

Technologiefusion f¿r multifunktionale Leichtbaustruktu-

ren ausgezeichnet worden. Diesbez¿glich gilt der Dank 

Herrn Prof. Kroll und seinen Mitarbeitern, sich in 

Deutschland durchgesetzt zu haben und in Chemnitz mit 

Spitzenleistungen an die Spitze der deutschen For-

schungslandschaft gekommen zu sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Ergªnzt, meine Damen und Herren, wird die hervorragen-

de Grundlagen- und angewandte Forschung der Universi-

tªten im Freistaat Sachsen durch das herausragende Profil 

der sªchsischen Fachhochschulen. Wegen ihrer anwen-

dungsorientierten Forschung ï wir werden heute noch in 

2. und 3. Lesung das Hochschulfreiheitsgesetz behandeln 

ï werden wir als Koalitionsfraktion auch der herausra-

genden Bedeutung der Fachhochschulen Rechnung 

tragen, indem sie zuk¿nftig als ĂHochschule f¿r ange-

wandte Wissenschaftenñ firmieren kºnnen. 

Mein Kollege G¿nther Schneider hat es schon angespro-

chen. Es war f¿r mich als Chemnitzer eine besondere 

Freude, dass der Chemnitzer Forscher, Wissenschaftler 

und Wissenschaftsmanager Prof. Raimund Neugebauer 

zum Prªsidenten der Fraunhofer-Gesellschaft gewªhlt 

wurde. Es ist erstmalig, dass ein Sachse und Chemnitzer 

an der Spitze eines der bedeutendsten Forschungsverb¿n-

de weltweit steht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Ich mºchte mich der Gratulation von Herrn Schneider 

anschlieÇen. Das ist gut so und wird sicherlich dem 

Wissenschaftsland Sachsen entsprechend helfen. 

Meine Damen und Herren! Forschung ist kein Selbst-

zweck. Die Ergebnisse der Forschung dienen immer der 

Vermarktung und Umsetzung in Innovationen. Innovatio-

nen sind die treibende Kraft, um Erfolg am Markt f¿r 

Handwerksunternehmen und f¿r mittelstªndische Unter-

nehmen zu haben. Es reicht nicht, die Technologien zu 

erfinden. Sie m¿ssen auch immer am Markt platziert 

werden. 

Hier zeigt sich auch eine Schwªche des Wissenschafts-

standortes Sachsen. Wir haben auf der einen Seite eine 

steigende Anzahl von Patenten, was gut und richtig ist. 

Auf der anderen Seite haben wir tendenziell weniger 

Ausgr¿ndungen. Die Koalition hat das erkannt, und wir 

beschªftigen uns auch in der Enquete-Kommission mit 

diesem Thema und versuchen hier, dem Sªchsischen 

Landtag im nªchsten Jahr Lºsungsmºglichkeiten aufzu-

zeigen. 

Dar¿ber hinaus investiert der Freistaat Sachsen im vorlie-

genden Entwurf des Doppelhaushaltes 2013/2014 mehr 

als 5 Milliarden Euro in den Bereich Forschung, Innova-

tion und Bildung. Sie alle, meine sehr geehrten Damen 

und Herren Abgeordneten, haben sich mit dem Haushalt 

beschªftigt. Es ist das erste Mal in der neueren Geschichte 

des Freistaates Sachsen, dass in einem Doppelhaushalt 

mehr als 5 Milliarden Euro f¿r Forschung, Innovation und 

Bildung bereitgestellt werden. Das ist aller Achtung wert, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Umsetzung von sªchsischem Know-how dient der 

Sicherung unseres Wohlstandsniveaus. Ich bin sehr 

dankbar daf¿r, dass wir jetzt durch die Bundesregierung 

ein neues Programm aufgelegt bekommen haben: ĂZwan-

zig20ñ. Wir werden nachher in der Debatte noch dar¿ber 

sprechen. In den Jahren 2013 bis 2019 werden ¿ber 

500 Millionen Euro bereitgestellt. 

Dieser Wettbewerb birgt f¿r sªchsische Unternehmen 

riesige Chancen und stªrkt die Innovationskraft des 

Freistaates Sachsen. Neue Partnerschaften werden unse-

ren Unternehmen helfen, ihre Produkte und Dienstleis-

tungen schneller zur Marktreife weiterzuentwickeln. In 

Kooperation mit wirtschaftsstarken Unternehmen werden 

wir Synergien f¿r beide Seiten, das heiÇt sowohl f¿r 

wirtschaftsstarke, kapitalstarke Unternehmen auf der 

einen Seite und kleine und mittelstªndische Unternehmen 

auf der anderen Seite, verzeichnen kºnnen. 

Gleichzeitig werden die Kleinteiligkeit und die fehlende 

Eigenkapitalbasis von sªchsischen Unternehmen im 

Bereich der Forschungskooperation ¿berwunden. 

Meine Damen und Herren! Ich denke, das Programm 

ĂZwanzig20ñ kann helfen, deutschlandweite Impulse zu 

setzen. Wir m¿ssen alle gemeinsam daf¿r sorgen, dass das 

Programm von mºglichst vielen sªchsischen Unterneh-

men genutzt wird, damit Sachsen der Innovationsmotor in 

Deutschland bleibt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Herr Prof. 

SchmalfuÇ f¿r die miteinbringende Fraktion der FDP. Die 

Reihenfolge in der weiteren Rednerreihe gebe ich noch 

einmal bekannt: DIE LINKE, SPD, GR¦NE, NPD. F¿r 

die Fraktion DIE LINKE spricht jetzt Frau Kollegin 

Pinka. 

Dr. Jana Pinka, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! ĂDer Wessi passt 

auf. Ein Forschungsplan der Ministerin Schavan erneuert 

die deutsche Teilung.ñ Das sind nicht meine Worte, 

sondern so titelt ĂDie Weltñ am 23.08.2012 das von Ihnen 

hier hoch gelobte Bundesforschungsprogramm der Bun-

desministerin; eine Zeitung, die nicht im geringsten 

Verdacht steht, den LINKEN nahezustehen. Ich darf 
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Ihnen einmal kurz aus dem Kommentar des Artikels 

zitieren. ĂJetzt hat das Ministeriumñ ï gemeint ist das 

Bundesministerium f¿r Bildung und Forschung ï Ăein 

neues Kooperationsprojekt erfunden, das 22 Jahre nach 

der deutschen Einheit zumindest erstaunlich erscheint. 

Damit wird gewissermaÇen Deutschland in den Grenzen 

von 1989 wieder erschaffen.ñ 

Was passiert hier eigentlich im Lande, und warum sollen 

wir denn auch noch dazu jubeln? ï Ich selbst habe viele 

Jahre in einem kleinen und mittelstªndischen Unterneh-

men Forschungsleistung betrieben. Anfang der Neunzi-

gerjahre war das auch relativ einfach. Da gab es Ost-

Bonis. Deshalb waren auch viele Unternehmen daran 

interessiert, an diesen Forschungsprogrammen teilzuneh-

men. 

Aber in den letzten Jahren sind diese Bundesforschungs-

programme immer undurchsichtiger geworden. Da gab es 

die Programme ĂInno-Wattñ, ĂInno-Netñ ï die gibt es jetzt 

nicht mehr. Daf¿r gibt es ĂKMU-innovativñ oder einen 

Spitzencluster-Wettbewerb, neuerdings auch ein Ăr3-

Programmñ unter dem Motto ĂInnovative Technologien 

f¿r Ressourceneffizienzñ. 

Jetzt begl¿ckt uns also vermeintlich Frau Schavan mit 

neuen 500 Millionen Euro. Da ergeben sich, nachdem ich 

auch die Fºrderkriterien gelesen habe, viele Fragen. 

Zunªchst ï deshalb habe ich die bereits existierenden 

Programme einmal aufgezªhlt ï ergibt sich die Frage, ob 

es sich hier tatsªchlich um ein neues Programm, um einen 

Neuanfang handelt oder nicht um den Anfang vom Ende 

der ostdeutschen Innovationsfºrderung; denn im Bundes-

haushalt f¿r 2013 sind keine zusªtzlichen Mittel f¿r die 

Innovationsfºrderung in den ostdeutschen Lªndern 

vorgesehen. Das heiÇt f¿r mich im Umkehrschluss, dass 

dieses neue Programm nur alle bereits existierenden 

Programme subsumiert. 

Eine weitere Frage stellt sich mir, warum wir hier viel-

leicht nicht doch ¿ber den Tisch gezogen werden. Herr 

SchmalfuÇ sprach es an. 500 Millionen Euro klingen 

zunªchst erst einmal viel. Wenn man dann aber liest, dass 

diese Mittel f¿r f¿nf Bundeslªnder plus Berlin f¿r sieben 

Jahre zur Verf¿gung stehen und nat¿rlich die Aufbauhel-

fer West mitfinanziert werden m¿ssen, dann ï rechnet 

man das einmal herunter ï stehen f¿r Sachsen vielleicht 

pro Jahr 10 Millionen Euro zur Verf¿gung. Ob dies 

angesichts der abschmelzenden Solidarpaktmittel und 

angesichts mºglicherweise reduzierter Mittel aus dem 

Europªischen Fonds f¿r regionale Entwicklung, die auch 

in die Technologiefºrderung geflossen sind, ausreichen 

wird, bleibt fraglich. 

Eine dritte Frage stellt sich mir. Richtigerweise ï das 

wurde jetzt mehrfach erwªhnt ï leisten bei uns vor allem 

kleine und mittelstªndische Unternehmen Forschungsleis-

tungen. Richtigerweise sind diese gewerblichen Unter-

nehmen dann neben Bildungs- und Forschungseinrichtun-

gen und gemeinn¿tzigen Organisationen auch antragsbe-

rechtigt. Jetzt interpretiere ich einmal, ob diese gemein-

n¿tzigen Organisationen vielleicht unsere gemeinn¿tzigen 

externen Industrieforschungseinrichtungen sind. Nun 

haben wir in Sachsen 47 externe Industrieforschungsein-

richtungen, davon sind nur 22 gemeinn¿tzig. Was machen 

wir denn mit den anderen 25? Gehen die uns jetzt in 

unserer Forschungslandschaft verloren? 

Wenn wir in Sachsen so eine durch kleine und mittelstªn-

dische Unternehmen geprªgte Industrie und noch keine 

groÇen Konzerne und Firmenzentralen haben, sind wir 

genau auf diese externen Industrieforschungseinrichtun-

gen angewiesen. Das hat ¿brigens auch die Bundesregie-

rung auf eine GroÇe Anfrage der CDU/CSU-Fraktion im 

Bundestag festgestellt: ĂDie externen Industriefor-

schungseinrichtungen sind f¿r Ostdeutschland nahezu 

unverzichtbar.ñ Dieselbe Aussage kºnnte ich f¿r unsere 

existierenden Gr¿nder- und Technologiezentren treffen. 

Aber die sind meines Erachtens auch nicht antragsberech-

tigt. 

Was n¿tzt uns also schlussendlich in Sachsen dieses 

Programm? ï Es soll viel Geld in zehn groÇe Forschungs-

projekte in sieben Jahren investiert werden. Unter dem 

Deckmantel der industrienahen Forschungsfºrderung wird 

Geld unter dem Motto ĂVom Westen lernen heiÇt Siegen 

lernenñ transferiert. F¿r uns wichtige Industriefor-

schungseinrichtungen werden ausgeblendet, und daher 

bleibe ich bei meiner Behauptung, dass es sich hier nicht 

um ein Zukunftsprogramm handelt, sondern eine Illusion 

ĂZwanzig20ñ darstellt. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die Fraktion DIE 

LINKE sprach die Abg. Pinka. F¿r die SPD-Fraktion 

spricht Herr Abg. Mann. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Schon im Juni 2010 fand in 

diesem Haus eine Aktuelle Debatte der Koalition zum 

Thema ĂSªchsische Forschungslandschaft stªrkenñ statt. 

Dabei fielen vor allen Dingen viele lobende Worte durch 

die CDU- und FDP-Kollegen zum Standort Sachsen ï 

zum Beispiel auch ¿ber das neue Fraunhofer-Institut f¿r 

Nanotechnologie ï und eine Menge Absichtserklªrungen. 

Was aber hat die Staatsregierung in diesen zwei Jahren 

getan? Kurz gesagt: zu wenig bis nichts. Ihr damaliges 

positives Beispiel, das Fraunhofer-Institut f¿r Nanotech-

nologie in Dresden, soll nun aufgelºst werden. Die 

Bekanntgabe erfolgte in der letzten Woche. Die Ursache 

daf¿r ist: Es gibt aus der Industrie schlichtweg zu wenig 

Auftrªge f¿r diese Forschung. 

Genau daran wird auch das sªchsische Dilemma deutlich 

und offensichtlich. Es fehlt nicht so sehr am Geld f¿r die 

Forschung. Es fehlt vor allen Dingen an leistungsfªhigen 

Unternehmen in einer gewissen GrºÇe, welche die er-

brachten ºffentlichen Forschungsleistungen in Sachsen 

umsetzen und am besten in weltmarktfªhige Produkte 

verwandeln kºnnen. 

(Beifall der Abg. Dr. Monika Runge, DIE LINKE) 
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Nach Jahren bzw. Jahrzehnten der intensiven Forschungs-

fºrderung ï vor allem durch den Bund und die EU ï ist 

die ºffentliche Forschungsinfrastruktur in Sachsen her-

vorragend aufgestellt. Es fehlt jedoch weiterhin an der 

Forschungs- und Entwicklungsintensitªt der Unternehmen 

und an einem geeigneten Technologietransfer. 

Aufseiten der Unternehmen liegen die Ausgaben f¿r 

Forschung und Entwicklung in Sachsen weiterhin bei 

etwa nur einem Drittel des Niveaus der alten Bundeslªn-

der. Es gab folglich keine Verbesserung in den letzten drei 

Jahren. Von den gut 160 000 sªchsischen Unternehmen 

betreiben nur ganze 700 Unternehmen eine kontinuierli-

che Forschung und Entwicklung. 

Das alles zeigt Folgendes: Die sªchsische Forschungs-

landschaft ist mit den KMUs und der kleinteiligen Unter-

nehmenslandschaft schlichtweg nicht ausreichend ¿ber 

Wissens- und Technologietransfer verflochten. Was 

Sachsen zukunftsfªhiger machen kann, sind bessere 

Strategien und Konzepte. Hiermit herrscht bei der Staats-

regierung eine komplette Fehlanzeige. 

Meine Damen und Herren von der Koalition! Auch Ihrem 

Ansatz, immer mehr Geld zur Verf¿gung zu stellen, 

werden Sie nicht einmal gerecht. Der bis zum Jahr 2010 

ausgelobten Lissabon-Strategie und dem im letzten 

Wahlkampf ï Sie werden sich sicherlich noch erinnern ï 

von Bundeskanzlerin Merkel und Herrn Ministerprªsiden-

ten Tillich pompºs verk¿ndeten Ziel, 3 % des Bruttoin-

landsproduktes f¿r die Forschung auszugeben, laufen Sie 

bis heute hinterher. Wenn man zudem den Haushalt des 

SMWK und des SMWA betrachtet, stellt man fest, dass 

viele Mittel ¿berhaupt nicht abflieÇen. Das ist zum 

Beispiel im Technologietransfer mit weniger als 50 % der 

Fall. Vor allem fehlen wirklich innovative Ansªtze. 

Es gilt immer das Motto: Weitermachen wie bisher und 

nichts ªndern, alles war richtig und wird richtig sein! 

Genau diese Fehleinschªtzung wird Sachsen in Zukunft 

schwer belasten. Was sind also Ihre neue Antworten und 

Konzepte im Hinblick auf das Fehlen von forschungsin-

tensiven und starken Unternehmen? Wo bleiben zum 

Beispiel Technologiescouts vor Ort? Warum wird die 

Landesforschungsfºrderung f¿r Fachhochschulen sogar 

auslaufen, die doch eng mit den KMUs verkn¿pft ist und 

Anwendungsforschung betreibt? Der Versuch, ¿ber die 

Bundesforschungsfºrderung diese L¿cke wirksam zu 

schlieÇen, ist zwar lobenswert, aber eben nicht genug. 

Deshalb komme ich noch einmal im Detail auf das nicht 

so neue Programm ĂZwanzig20ñ zu sprechen. Frau 

Schavan hat schon eine Vielzahl neuer Programme 

angek¿ndigt, die leider nie finanziell und selten untersetzt 

waren. Auch diesmal scheint das so. Zunªchst einmal ist 

inhaltlich Folgendes zu sagen: Das Programm ist nicht 

neu. Frau Pinka hatte es schon dargestellt. Rot-Gr¿n hatte 

dieses Programm unter dem Titel ĂInnoRegioñ auf den 

Weg gebracht. Es hat in den vergangenen zehn Jahren 

eine gute Wirkung gezeigt. 

Zweitens mºchte ich ebenso anmerken: Die Innovations-

fºrderung, die Sie vorstellen, darf die alten Programme 

nicht nur ersetzen, sondern m¿sste etwas daraufsetzen, 

damit es Effekte zeigt. Wenn man sich aber einmal die 

angek¿ndigten Finanzmittel anschaut, bleiben bestenfalls 

30 Millionen Euro pro Jahr f¿r alle f¿nf neuen Bundes-

lªnder ¿brig. Es darf bezweifelt werden, dass die Effekte 

erzielt werden. 

Das Schlimmste aber ist Folgendes, wenn man einmal 

genauer hineinschaut, was mit groÇen Zahlen ¿ber eine 

Laufzeit von drei Legislaturen im Bund verk¿ndet wird: 

Das Budget des Programms soll angeblich 500 Millio-

nen Euro betragen. Gleichzeitig zur Programmank¿ndi-

gung sinkt aber in der mittelfristigen Finanzplanung der 

Haushaltsansatz f¿r die Innovationsfºrderung in den 

neuen Lªndern von circa 150 Millionen Euro auf nur noch 

120 Millionen Euro in 2014. Im kommenden Jahr steht in 

Ihrem schwarz-gelben Bundeshaushalt kein Cent mehr f¿r 

dieses Programm. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich muss 

Folgendes fragen: Wer l¿gt sich hier in die Tasche? Ist es 

Frau Schavan und Herr Kretschmer oder Herr Schªuble, 

der im Jahr 2016 ohne Steuererhºhungen eine schwar-

ze Null sehen mºchte? 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei den GR¦NEN) 

Unser Fazit lautet wie folgt: Im aktuellen Haushaltsent-

wurf des Bundes steht die groÇ angek¿ndigte Fºrder-

summe auf jeden Fall nicht. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Herr Kollege, die 

Redezeit ist zu Ende. 

Holger Mann, SPD: Erlauben Sie mir noch einen Satz. 

Selbst bei einer optimistischen Schªtzung stehen statt der 

50 Millionen Euro ganze 10 Millionen Euro pro Jahr zur 

Verf¿gung. Mit einer soliden Haushaltspolitik hat dieses 

Programm nichts zu tun. Das Programm ist vielleicht 

noch diese Rede aber in keinem Fall die hier sehr aufge-

blasene politische Debatte wert. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die SPD-Fraktion 

sprach der Abg. Mann. F¿r die GR¦NEN spricht Herr 

Kollege Weichert. 

Michael Weichert, GR¦NE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Es ist noch gar nicht lange her ï 

einige Monate ï, da fand eine Debatte zum folgenden 

Thema statt: Forschung und Entwicklung, Technologie, 

Transferfºrderung, Wirtschaftsfºrderung und Innovation. 

Es handelt sich um die Antrªge mit der Drucksa-

che 5/9580 von den GR¦NEN und Drucksache 5/9262 

von der SPD. Das wurde im Fr¿hjahr ausreichend bespro-

chen. 

Nun hat die Koalition das Sommerloch genutzt und zum 

Bundesprogramm ĂZwanzig20 ï  Partnerschaft f¿r Inno-

vationñ eine Feierstunde abgehalten. Ich habe selbstver-
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stªndlich gratuliert. 500 Millionen Euro sind klasse. 

Daraufhin folgen jedoch die Fragen: Wie werden die 

Mittel vergeben? Die Chancen zu nutzen, wie das Thema 

der Debatte glauben macht, wªre, heute Vorschlªge zu 

machen. Zeit dazu war genug. Man hªtte ¿berlegen 

kºnnen, wie wir diese Mittel vergeben kºnnen, an wel-

chen Kriterien wir dies festmachen und welches die 

Zukunftsprojekte sind. 

Was gar nicht dazu passt, ist eine Pressemitteilung des 

SMWA vom 9. August 2012. Darin wird festgestellt, dass 

Sachsens Unternehmen ¿berdurchschnittlich innovations-

fªhig sind. Demzufolge m¿sste das Geld dieses Pro-

gramms eigentlich in die anderen Bundeslªnder flieÇen ï 

nªmlich dorthin, wo die Unternehmen nicht so innovati-

onsfªhig wie in Sachsen sind. 

Michael Kretschmer hat das bei der Vorstellung des 

Programms besser eingeschªtzt. Er sagte, dass aufgrund 

der Defizite der wirtschaftlichen Innovationsfªhigkeit die 

ºstlichen Bundeslªnder dieses Programms bed¿rfen. Der 

Kenntnisstand deckt sich. Unsere Probleme in Sachsens 

Wirtschaft sind, dass es unter den 150 000 Unternehmen 

99,9 % kleine und mittelstªndische Unternehmen und 

95,3 % Kleinstunternehmen gibt. Kleinstunternehmen 

haben weniger als zehn Mitarbeiter. Unternehmen, die 

forschen und entwickeln, haben mindestens 70 bis 

80 Mitarbeiter. Es wurde bereits Folgendes gesagt: Es gibt 

700 permanent und 250 sporadisch forschende Unterneh-

men. Das macht zusammen 950 Unternehmen. Das sind 

summa summarum 0,6 %. Der deutsche Durchschnitt 

liegt bei 3 %. 

Herr Kollege SchmalfuÇ, das kann man auch an den 

Patenten ablesen. In Sachsen gibt es auf 100 000 Einwoh-

ner gerade einmal 24 Patente. Der bundesdeutsche Durch-

schnitt liegt bei 60 Patenten. In Bayern und Baden-

W¿rttemberg liegt er sogar bei 100 Patenten. 

Weil wir diese Strukturprobleme haben, haben wir nicht 

umsonst eine Enquete-Kommission zu diesem Thema mit 

der Hoffnung gegr¿ndet, dass wir Ziele formulieren und 

abgestimmte MaÇnahmen in Angriff nehmen kºnnen, um 

die Fºrderpolitik in dieser Richtung zu qualifizieren. 

Pr¿fauftrªge nach dem Motto, die Staatsregierung zu 

ersuchen, sie mºge einmal dar¿ber nachdenken, helfen 

dabei nicht. Der Bedarf f¿r den Osten ist bei der Bundes-

regierung angekommen. Deshalb gibt es nun 500 Millio-

nen Euro. 

Schaut man einmal in den Begleittext, werden wir so 

etwas wie eine eierlegende Wollmilchsau bekommen. Ich 

darf zitieren: ĂEs geht um die ¦berwindung der Grenzen 

von Technologien, wissenschaftlichen Disziplinen, 

Branchen, Mªrkten und Organisationsstrukturen, um neue 

Formen der Vernetzung ¿ber offene, transparente und 

reflexive Prozesse des Netzwerksmanagements zu errei-

chenñ. Mein lieber Mann! Das ist der Wahnsinn! Das ist 

gigantisch, dies mit 500 Millionen Euro herbei zu fºr-

dern! Chapeau, wenn Sie das schaffen! 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Das ist bei der Umsetzung genauso nebulºs. Ich gebe ein 

weiteres Zitat: ĂAntworten f¿r bedeutsame Zukunftsprob-

leme gefunden werdenñ und ï noch besser ï Ăbesondere 

Aufmerksamkeit ist dem anspruchsvollen prozessualen 

Charakter aller inhaltlichen und organisatorischen Ele-

menten der Projektentwicklung und -umsetzung zu 

widmenñ. 

Das klingt ziemlich kompliziert. Das klingt nach aufge-

blªhter Struktur. Das klingt nach viel B¿rokratie, und ich 

glaube, das wollen wir in diesem Zusammenhang alle 

nicht. Technologiefºrderung muss technologieoffen 

bleiben, aber nicht ziellos. Man kºnnte sich ja einmal 

fragen, warum mit diesem Programm nicht Fragen formu-

liert werden im Zusammenhang mit der Energiewende, 

warum nicht im Zusammenhang mit Energie- und Materi-

aleffizienz. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Zeit ist abgelaufen, 

Herr Kollege. 

Michael Weichert, GR¦NE: In diesem Sinne bedeutsa-

me Zukunftsprobleme zu lºsen ist ein gutes Ziel, und ich 

w¿nsche, dass wir das gemeinsam hinbekommen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und  

vereinzelt bei den LINKEN und der SPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Herr Kollege 

Weichert f¿r die Fraktion GR¦NE. F¿r die NPD-Fraktion 

spricht jetzt der Abg. Storr. 

Andreas Storr, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Was wir hier wieder einmal erleben, ist eine der 

¿blichen Schaufensterdebatten, die die Regierungsfrakti-

onen dazu nutzen, sich als erfolgreich darzustellen, und 

den Eindruck zu erwecken versuchen, dass Sachsen eine 

zukunftstrªchtige Innovationsperspektive habe, wobei 

rege Betriebsamkeit wieder vorgegaukelt werden soll. 

Was ich nat¿rlich in der Debatte vermisse und was im 

Grunde genommen redlich gewesen wªre, ist, hier einmal 

zu erºrtern, inwiefern tatsªchlich dieses Programm das 

leisten kann, was es verspricht. Was auch zu dieser 

Debatte eigentlich dazugehºrt hªtte, ist, dass nat¿rlich der 

Aufbau Ost bei allen Erfolgen bisher durchaus auch 

einige herbe R¿ckschlªge erlitten hat. 

Ich will hier als Beispiel nur das Stichwort Solartechnik 

bzw. Chipindustrie nennen, wo Fºrdermillionen in Mas-

sen geflossen sind und wo wir jetzt erlebt haben, dass im 

Zuge der Globalisierung genau das, was hier in Sachsen 

ganz maÇgeblich an Innovationen entwickelt und auch 

wirtschaftlich umgesetzt worden ist, dann wieder durch 

die Globalisierung zunichte gemacht worden ist. 

Das zeigt nat¿rlich, dass ganz so eindeutig und vollmun-

dig der Erfolg durch dieses Programm noch gar nicht 

vorhersehbar ist. Sicherlich, der Grundgedanke dieses 

Programms ist erst einmal richtig, nªmlich zu sagen, 

strategische Allianzen sollen die Ausgangslage der sªchsi-

schen Wirtschaft verbessern. Wir brauchen mehr Innova-

tionen in sªchsischen Unternehmen, damit diese Innovati-
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onen dann auch in wirtschaftliche Prozesse hier in Sach-

sen umgesetzt werden und zu wirtschaftlichen Erfolgen 

f¿hren. 

Das alles ist richtig. Aber die Frage ist nat¿rlich, ob dieses 

Programm dieses Ziel ¿berhaupt erreichen kann. Es ist 

von einigen Vorrednern schon ganz richtig festgestellt 

worden ï und dieser Feststellung schlieÇe ich mich an ï, 

dass dieses Programm das, was es verspricht, gar nicht 

leisten kann, weil sich die Frage stellt, inwiefern die 

Bestimmungen dieser Richtlinie tatsªchlich die Zieladres-

saten, die kleinen und mittleren Unternehmen, erreichen 

und ihnen bei der Entwicklung der Forschung in den 

Unternehmen helfen kºnnen. 

Frau Schavan, die Bundesbildungsministerin, hat davon 

gesprochen, dass dieses Programm einen Schub f¿r alle 

kleinen und mittelstªndischen Unternehmen geben soll. 

Die erste Frage, die sich mir allerdings stellt, ist, ob 

tatsªchlich kleine und mittlere Unternehmen in der Lage 

sind, ein Initialkonzept und einen MaÇnahmenplan bis 

zum 3. April 2013 zu erstellen, und ob dann die Kapital-

beteiligung von 50 % ¿berhaupt von solchen Unterneh-

men gestemmt werden kann. Da w¿rde ich schon ein sehr 

groÇes Fragezeichen setzen und w¿rde behaupten, dass 

das einer der ersten Konstruktionsfehler dieses Pro-

gramms ist. 

In den Bestimmungen ist vorgesehen, dass es einen 

westdeutschen Partner geben soll, der mit seinem Know-

how den Konsortialf¿hrer eines ostdeutschen Unterneh-

mens unterst¿tzt. Die Frage ist nat¿rlich, ob diese formale 

Bestimmung ¿berhaupt Garant daf¿r ist, dass dann die 

Erfolge einer solchen Kooperation den sªchsischen 

Unternehmen vor Ort tatsªchlich helfen, oder ob es nicht 

vielleicht doch so ist, dass de facto dann ein Wissenstrans-

fer in Richtung dieses westdeutschen Partners stattfindet 

und wir die erw¿nschten wirtschaftlichen Effekte in 

Sachsen gar nicht haben. 

Ein anderer Konstruktionsfehler ist die GrºÇenordnung 

der finanziellen Unterst¿tzung. 500 Millionen Euro, das 

klingt erst einmal sehr viel. Aber wenn man das einmal 

herunterbricht auf die f¿nf bzw. sechs Bundeslªnder, f¿r 

die dieses Programm vorgesehen ist, und auch den Zeit-

raum von sieben Jahren ber¿cksichtigt, dann muss man 

nat¿rlich ern¿chtert feststellen, dass jªhrlich gerade 

einmal 62,5 Millionen Euro zur Verf¿gung stehen ï und 

das bei sechs Bundeslªndern. Das macht vielleicht f¿r 

Sachsen gerade einmal 10 Millionen Euro im Jahr aus. 

Wer glaubt, dass man mit diesen 10 Millionen Euro die 

erw¿nschten wirtschaftlichen Effekte erzielen kann, ist ï 

mit Verlaub gesagt ï eigentlich nur noch Traumtªnzerei. 

Das alles zeigt mir, dass das, was hier zu suggerieren 

versucht wird, dass man nªmlich hier wieder ein richtiges 

Fºrderinstrument f¿r Sachsen geschaffen habe, gar nicht 

eingehalten werden kann. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit lªuft ab. 

Andreas Storr, NPD: Hier soll nur der Schein erweckt 

werden, dass man ja etwas f¿r die Wirtschaft tut. Die 

Realitªt sieht anders aus. 

Ich glaube nicht, dass dieses Programm einen substanziel-

len Beitrag leisten wird, um die Innovationskraft der 

sªchsischen Unternehmen wirklich nachhaltig zu stªrken. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die NPD-Fraktion 

war das der Abg. Storr. Damit haben wir die erste Redner-

runde beendet und kºnnen in eine zweite eintreten. Als 

Antragsteller haben nat¿rlich wieder die einbringenden 

Fraktionen CDU und FDP das Wort. Das Wort ergreift 

Frau Kollegin Fiedler. 

Aline Fiedler, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Schauen wir doch einmal auf die 

Schlagzeilen der letzten Monate. 2011: Der Deutsche 

Zukunftspreis des Bundesprªsidenten geht nach Sachsen. 

Mai 2012: Der neue Fraunhofer-Prªsident wird gewªhlt; 

Kollege G¿nther Schneider wies darauf hin, er kommt aus 

Sachsen. Juni 2012: Dresden wird zur Exzellenzuniversi-

tªt gewªhlt. Zwei Exzellenzcluster kommen hinzu, ein 

Exzellenzcluster in Chemnitz. Das zeigt, dass es ein 

funktionierendes Wissenschafts- und Forschungsnetzwerk 

in Sachsen gibt. Es besteht aus den Universitªten in 

Chemnitz, Leipzig und Dresden, den Fachhochschulen, 

den Berufsakademien, f¿nf Kunsthochschulen und der 

hºchsten Anzahl an auÇeruniversitªren Forschungsein-

richtungen. Das zeigt aber auch, dass eine solide Finanz-

politik und ein Verzicht auf Neuverschuldung nicht etwa 

langweilig sind oder dem Selbstzweck dienen, sondern 

genau diese Investitionen in Forschung und Wissenschaft 

und in die Zukunft unseres Landes mºglich machen. Das 

ist etwas, was sich andere Bundeslªnder nicht mehr 

leisten kºnnen. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Wir wollen daran weiterarbeiten. Wir ruhen uns nicht auf 

den Erfolgen aus, weil wir weiterhin wollen, dass die 

Attraktivitªt Sachsens f¿r die besten Professoren, Wissen-

schaftler und Studenten groÇ ist. Wir wollen den Aufhol-

prozess zu den besten Universitªten fortsetzen. Wir 

wollen, dass mehr wettbewerbsfªhige Produkte durch 

unsere Innovationen entstehen. 

(Beifall des Abg. Peter Wilhelm Patt, CDU) 

Wir brauchen Forschung und Wissenschaft, um die 

Herausforderungen des demografischen Wandels zu 

bewªltigen. Ich nenne hier die Stichworte Mobilitªt, 

Kommunikation und medizinischer Fortschritt. Hier sind 

wir mit unseren Universitªtskliniken gut aufgestellt. Vor 

wenigen Wochen ist die Universitªtsklinik Dresden im 

ĂFocusñ-Ranking als das drittbeste Krankenhaus Deutsch-

lands gewªhlt worden. 
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Wir brauchen Forschung und Wissenschaft, um unsere 

ehrgeizigen Klimaschutzziele umzusetzen, aber auch f¿r 

eine umweltfreundliche Energieversorgung und die innere 

Sicherheit. 

Daf¿r braucht es Rahmenbedingungen. ¦ber eine werden 

wir heute noch sprechen; das ist das Hochschulfreiheits-

gesetz. Es braucht auch die Voraussetzungen daf¿r, in 

Forschung und Wissenschaft zu investieren. 

Nachholbedarf haben wir bei den Schnittstellen zwischen 

Wirtschaft und Wissenschaft. Daran wollen wir gemein-

sam arbeiten. Da haben wir kein Erkenntnisproblem. Das 

war ein Grund daf¿r, zusammen mit der SPD-Fraktion die 

Enquete-Kommission hier im Landtag zu initiieren. 

Es gibt einen Lºsungsansatz des Bundes, das Pro-

gramm ĂZanzig20ñ. Es passt auf Sachsen. Wir  haben eine 

exzellent aufgebaute Forschungslandschaft, die sehr 

vielfªltig staatlich finanziert wird. Aber die forschungsin-

tensiven Unternehmen fehlen. Hier soll jetzt der Durch-

bruch geschafft werden, indem Mikroelektronik, Optik 

oder Biologie gestªrkt und diese innovativen Branchen 

ausgebaut werden. Unternehmen, die heute noch sehr 

kleinteilig sind und dadurch nicht die Kraft haben, am 

Weltmarkt mitzuhalten, sollen dazu die Mºglichkeit 

erhalten, indem sie ¿ber Bundeslªndergrenzen hinweg 

zusammenarbeiten und so der Konkurrenz aus dem In- 

und Ausland die Stirn bieten. Das ist ein Ansatz. 

Das Einzige, was ich bislang gehºrt habe, war Kritik, dass 

es so nicht funktioniert, nicht funktionieren soll; aber wie 

es funktionieren kann, wird nicht gesagt. Auch Ihre 

Vorschlªge, meine sehr geehrten Damen und Herren von 

der Opposition, vermissen wir. Wir w¿rden uns sehr 

w¿nschen, dass sie in dieser Runde einmal aufgezeigt 

werden. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: 

Nachrechnen, Frau Fiedler, nachrechnen!) 

Denn so werden wir unsere Unternehmen sicherlich nicht 

stªrken ï im Gegenteil. Wir brauchen die Wertschºpfung 

in Sachsen, denn wir wollen nicht nur gut sein im Erfin-

den ï dort sind wir gut ï, sondern wir m¿ssen es auch 

schaffen, dass unsere Ideen in Produkte ĂMade in Saxo-

nyñ umgewandelt werden. Dazu haben wir im Bund einen 

entsprechenden Vorschlag eingereicht, und daf¿r werden 

wir die Rahmenbedingungen im Land weiterhin stªrken. 

So wird es uns gelingen, dass noch mehr pfiffige Ideen 

aus Sachsen in die Welt reisen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die CDU-Fraktion 

war das Frau Kollegin Fiedler. Will die FDP-Fraktion das 

Wort ergreifen? ï Das kann ich jetzt nicht erkennen. Als 

Nªchster hat Herr Prof. Besier f¿r die Fraktion DIE 

LINKE das Wort. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Herr Prªsi-

dent! Meine Damen und Herren! Wie einige meiner 

Vorredner habe auch ich mich gefragt, warum Sie dieses 

Programm des BMBF ĂZwanzig20 ï Partnerschaft f¿r 

Innovationñ als Thema f¿r eine Aktuelle Debatte gewªhlt 

haben. Es handelt sich um ein Hilfsprogramm, es ist doch 

keine Prªmie f¿r Sieger. Sie sagen: Wir sind gut, wir 

wollen immer besser werden. Diese Rhetorik ist hilfreich 

ï das bestreite ich nicht ï, aber wir m¿ssen aufpassen, 

dass wir sie nicht ¿berdehnen. 

(Andreas Storr, NPD: Genau, 

der Glaube versetzt Berge!) 

Das scheint mir problematisch zu sein. Der bisherige 

regionale Ansatz zur Fºrderung von Forschung und 

Innovation in den neuen Bundeslªndern wird jetzt um 

einen ¿berregionalen Ansatz ergªnzt. 

Der CDU-Bundestagsabgeordnete Michael Kretschmer ï 

Herr Kollege Weichert hatte ihn schon erwªhnt ï sagte im 

August dieses Jahres ï ich zitiere: ĂDie ostdeutschen 

Abgeordneten im Bundestag hªtten in den vergangenen 

Jahren durchaus fraktions¿bergreifend f¿r das neue 

Programm gekªmpft.ñ 

Selbstverstªndlich kºnnen wir alle dieses Programm 

begr¿Çen, das ist gar keine Frage. Besteht also der Sinn 

des Debattenthemas darin, wie meine Kollegin Jana Pinka 

schon vermutet hat, dass wir nun geschlossen die neue 

Initiative bejubeln? Das kann doch nicht der Sinn einer 

solchen Debatte sein. 

Man kann ¿ber die neuerliche Unterst¿tzung froh sein, 

aber es handelt sich dennoch um eine Unterst¿tzung, auch 

wenn noch nicht klar ist, wie viel dabei f¿r Sachsen 

abfªllt. 

Die Dinge lassen sich freilich auch ganz anders betrach-

ten. Damit m¿ssen Sie doch rechnen. Nach 22 Jahren 

Deutsche Einheit scheint es immer noch bitter nºtig zu 

sein, den Defiziten bei der Forschung und Entwicklung 

im ºstlichen Deutschland mit St¿tzprogrammen zu 

begegnen. Offenbar haben alle fr¿heren Initiativen nicht 

in dem erwarteten MaÇ gegriffen. Auch nach 22 Jahren ist 

aufgrund der immer noch kleinteiligen Wirtschaft nur 

wenig Geld in den Unternehmen f¿r innovative Projekte 

vorhanden. Michael Kretschmer meint, dass im Osten 

staatliche Ausgaben f¿r Forschung und Entwicklung 

flieÇen. Das ist sehr vorsichtig und klug formuliert: sie 

flieÇen. Aber im Bundesdurchschnitt liegen wir doch weit 

unter dem Durchschnitt. 

Offenbar reichen diese Mittel bei Weitem nicht, um den 

Anschluss an die alten Bundeslªnder zu schaffen. Warum 

ist die Ansiedlung potenter GroÇbetriebe mit eigenen 

Forschungskapazitªten nicht gelungen? Das ist doch eine 

Frage, die wir uns logischerweise stellen m¿ssen. Was ist 

im ºstlichen Deutschland falsch gelaufen? Das sind 

Fragen, die sich angesichts dieser Lage fºrmlich aufdrªn-

gen. 

Die Spatzen pfeifen es bereits von den Dªchern, dass es 

sich um das letzte groÇe Programm zur Fºrderung der 

neuen Bundeslªnder handelt. Die Verlªsslichkeit des 

Bundes, von der Frau Schavan so gern spricht, ist jetzt 
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zeitlich deutlich begrenzt. Was spricht daf¿r, dass uns 

zwischen den Jahren 2013 und 2019 das gelingen soll, 

was wir zwischen den Jahren 1990 und 2012 nicht ge-

schafft haben? 

(Zuruf von den LINKEN: Nichts!) 

Die Konstruktion, wonach das neue Programm dezidiert 

auf die Kooperation mit Partnern aus den alten Bundes-

lªndern setzt, erweckt doch den Eindruck, dass man nicht 

mehr daran glaubt, die neuen Bundeslªnder kºnnten aus 

eigener Kraft innovativer werden. Eine solche Einschªt-

zung schlªgt aber auf diejenigen zur¿ck, die 22 Jahre lang 

in Regierungsverantwortung gestanden haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die DIE LINKE 

sprach Herr Prof. Besier. Als Nªchstes kºnnte die SPD-

Fraktion das Wort ergreifen. ï Es gibt keinen Redebedarf. 

Die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN? ï Ebenfalls 

nicht. Die NPD? ï Auch nicht. Wir kºnnten in eine dritte 

Runde eintreten. Es gibt Redebedarf bei der einbringen-

den CDU-Fraktion. Das Wort ergreift Herr Kollege 

Meyer. 

Dr. Stephan Meyer, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Herr Prof. Besier, Sie haben 

jetzt wieder das getan haben, was Sie immer machen: 

dieses stªndige Ost-West-Vermischen und Gegeneinan-

der-Ausspielen. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Das verbitte ich mir an der Stelle. Das ist nicht mehr 

zeitgemªÇ. 

(Zurufe der Abg. Dr. Jana Pinka 

und Dr. Volker K¿low, DIE LINKE) 

Aber wenn Sie das machen, ist es durchaus nachvollzieh-

bar. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir wissen alle, dass Innovationen insbesondere dort 

entstehen, wo die Grenzen zwischen den wissenschaftli-

chen Disziplinen, zwischen den Technologien und zwi-

schen den Branchen durchbrochen werden, und wir 

wissen auch, dass dort eine Kooperation in bislang unbe-

kannten Bereichen stattfindet. 

In unserer Enquete-Kommission zur Technologie- und 

Innovationspolitik ist uns deutlich geworden, dass es in 

Sachsen bzw. generell Ostdeutschland noch Probleme bei 

der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Wissen-

schaft gibt. Darauf liegt der absolute Fokus. Von daher 

geht das Programm ĂZanzig20ñ der Bundesregierung in 

die richtige Richtung, weil es dazu f¿hren wird, diese 

Schwªchen zu ¿berwinden. 

Wir wissen auch, dass es in Sachsen noch Probleme bei 

der Finanzierung von Innovationsaktivitªten gibt. Nach 

wir vor leisten das insbesondere die kleinen und mittel-

stªndischen Unternehmen, weniger private Risikokapital-

geber. Deswegen ist es vergleichsweise wenig privates 

Kapital, das bislang in Innovationsprozesse geleitet wird. 

Wir m¿ssen auf der anderen Seite daran arbeiten, regiona-

le Wertschºpfungsketten zu optimieren, diese zu vervoll-

stªndigen und die Potenziale zu einem Wachstum zu 

bewegen. Von daher ist es der richtige Ansatz, diese 

Potenziale zusammenzuf¿hren, die Wertschºpfungsketten 

zu optimieren und ¿bergreifende, technikbezogene Ab-

stimmungen vorzunehmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Die bisher regional orientierte Clusterfºrderung geht 

entsprechend weiter. Es geht darum, dass wir von dem 

regionalen Ansatz wegkommen zu einer Innovationsfºr-

derung mit einem ¿berregionalen Ansatz. Diesbez¿glich 

ist es f¿r mich nicht entscheidend, ob das mit Kooperati-

onspartnern aus Westdeutschland oder aus Ostdeutschland 

stattfindet, sondern entscheidend ist, dass es ¿berregional 

sein muss und dass es die richtigen Partner zusammen-

bringt. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Wir m¿ssen wissenschaftliche, technologische und 

unternehmerische Kompetenzen zusammenbringen ¿ber 

Landesgrenzen und ¿ber Organisationsgrenzen hinweg, 

¿ber Grenzen von wissenschaftlichen Disziplinen und 

Branchen, und wir m¿ssen tragfªhige ¿berregionale und 

auch international sichtbare Innovationsstrukturen schaf-

fen. 

Von daher ist es wichtig, dass sich dieses neue Programm 

besonders an der Hightech-Strategie des Bundes orientiert 

und die volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Herausforderungen aufgreift. Ich denke dabei an solche 

Themen wie Gesundheit, Energie und Mobilitªt, die dabei 

mit umrissen werden kºnnen. 

Wir m¿ssen aus diesen Kooperationen neue Standards 

entwickeln, die verbindlich gelten. Letztlich m¿ssen wir ï 

das Entscheidende hatte ich eingangs schon gesagt ï die 

Schwªche der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 

und Wirtschaft durch diese strategischen Allianzen f¿r 

Forschung, Innovation und Wachstum ¿berwinden. 

Konkret passiert das dadurch, dass das Innovationspro-

gramm Forschung und Entwicklung unterst¿tzen wird, im 

Vorfeld von industriellen und experimentellen Studien 

auch Durchf¿hrbarkeitsanalysen gemacht werden, letzt-

lich aber auch daf¿r gesorgt wird, dass in den Unterneh-

men die Kompetenzen entwickelt werden. Wichtig ist, die 

entsprechenden Personalien zu pr¿fen und zu schauen, ob 

es Managementmodelle f¿r Innovationen in den Unter-

nehmen gibt, diese stªrker in den Fokus zu stellen und zur 

Chefsache zu machen, dass es gleichzeitig Investitionen 

in Gerªte und Ausr¿stungen gibt, die f¿r KMU notwendig 

sind, und dass dahin gehend weiterhin Unterst¿tzung 

erfolgt. Die Nachwuchsfºrderung, die Qualifizierung von 

Mitarbeitern f¿r Innovationsprozesse und auch das Mar-
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keting solcher Kompetenznetzwerke nach auÇen werden 

eine Rolle spielen. 

Das Thema Gr¿ndung ï Prof. SchmalfuÇ sprach es bereits 

an ï ist in Sachsen noch nicht richtig entwickelt. Beim 

Thema Patente gibt es Nachholbedarf. In all diesen 

Bereichen, die ich gerade aufgezªhlt habe, spielt das 

Programm ĂZwanzig20ñ hinein und ist eine sehr gute 

Unterst¿tzung der bisherigen Innovations- und Technolo-

giefºrderung in Sachsen. 

Wir alle wissen, dass Sachsen, die Wissenschaftsland-

schaft betreffend, bislang hervorragend aufgestellt ist. Das 

hat sich ¿ber die Landesgrenzen hinweg und auch interna-

tional herumgesprochen. Die strukturellen Schwªchen 

haben wir klar angesprochen ï dabei gibt es nichts schºn-

zureden ï, und diese m¿ssen ¿berwunden werden. ¦ber 

jede Unterst¿tzung, die hier kommt, bin ich dankbar, auch 

wenn Frau Dr. Pinka davon spricht, dass das alles noch zu 

wenig sei ï die bekannte Nimmersatt-Mentalitªt. Von 

daher ergeht mein Dank an die Bundesregierung, die uns 

mit dem Programm ĂInnovation Zwanzig20ñ unterst¿tzt. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit ist zu 

Ende, Herr Kollege. 

Dr. Stephan Meyer, CDU: Damit komme ich auch zum 

Schluss. ï Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Ich frage jetzt in die 

Runde: Gibt es weiteren Redebedarf aus den Fraktionen? 

ï Das ist nicht der Fall. Damit hat die Staatsregierung das 

Wort. Das Wort ergreift Frau Staatsministerin von Schor-

lemer. 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Der Minis-

terprªsident hat zu Beginn seiner Amtszeit eine starke 

Vision f¿r die Zukunft des Freistaates Sachsen formuliert: 

(Zuruf des Abg. Andreas Storr, NPD) 

Sachsen soll im Jahre 2020 zu den wirtschaftlich und 

wissenschaftlich f¿hrenden Regionen Europas gehºren. 

Seitdem ist diese Vision zum Oberziel all unserer innova-

tionspolitischen Anstrengungen geworden. Da ich seit 

knapp drei Jahren als f¿r Forschung und Technologie 

zustªndige Ministerin an der Erreichung dieses Ziels 

mitwirken darf, mºchte ich meine Zuversicht mit Ihnen 

teilen. Ja, wir kºnnen das schaffen. 

Nat¿rlich kann die Politik keine Innovationen verordnen, 

aber sie kann und muss die richtigen Rahmenbedingungen 

setzen. Hervorheben mºchte ich dabei die vom Bund 

vorgeschlagene  nderung des Artikels 91b Grundgesetz 

im Wissenschaftsbereich, der Sachsen ï der Ministerprª-

sident ï mit der Mehrheit der ¿brigen Bundeslªnder am 

vergangenen Freitag im Bundesrat seine Zustimmung 

erteilt hat. 

(Johannes Lichdi, GR¦NE: 

Schade, dass der MP fehlt!) 

ï Er ist anwesend. ï Die Hauptarbeit im Kontext Innova-

tion muss allerdings von den Hochschulen, den auÇeruni-

versitªren Forschungseinrichtungen und den Unterneh-

men geleistet werden. Ganz besonders sie stehen in der 

Verantwortung, in einer hoch entwickelten Volkswirt-

schaft auch den GroÇteil der Aufwendungen f¿r For-

schung und Entwicklung zu erbringen. 

¦ber Jahre hinweg sah die Realitªt in den neuen Bundes-

lªndern allerdings anders aus, und zwar aus einer Reihe 

von Gr¿nden. Der Staat hat den weit ¿berwiegenden Teil 

der FuE-Aufwendungen finanziert. Aber es tut sich etwas, 

zwar langsam, aber Schritt f¿r Schritt. Es tut sich etwas, 

und unsere Unternehmen werden leistungsfªhiger. 

Im ¦brigen sehen wir auch das bereits angesprochene 

CNT auf einem guten Weg. Es ist stark nachgefragt, nicht 

nur von groÇen, sondern auch von kleinen und mittleren 

Unternehmen. Genau deshalb setzt sich die Staatsregie-

rung f¿r den Erhalt der inhaltlichen Forschungskompetenz 

von CNT am Standort ein. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Lassen Sie mich zur¿ck zur Leistungsfªhigkeit der Unter-

nehmen kommen. Wir sehen erfreuliche Wachstumsraten, 

zum Beispiel beim Export, bei der Steuerkraft, bei der 

Anzahl von sozialversicherungspflichtigen Beschªfti-

gungsverhªltnissen, aber ganz besonders im Bereich FuE. 

So entfielen im Jahre 2010 bereits 43 % der Ausgaben f¿r 

FuE auf die Wirtschaft, und das bei einer deutlichen 

Steigerung der Gesamtaufwendungen f¿r FuE auf 2,78 % 

des Bruttoinlandsproduktes. 

Genau auf diesem Weg, meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordneten, m¿ssen wir konsequent fortfahren. 

Wir m¿ssen unsere Anstrengungen intensivieren, insbe-

sondere kleine und mittlere Unternehmen f¿r FuE zu 

gewinnen und sie dahin zu bewegen. Denn ï ich denke, 

darin sind wir uns einig ï Innovationen sind sowohl 

makro- wie mikroºkonomisch eine entscheidende, wenn 

nicht die wichtigste Voraussetzung f¿r Wohlstand- und 

Wettbewerbsfªhigkeit. 

Meine Damen und Herren! Besonders dann, wenn Wirt-

schaft und Wissenschaft in Verbundprojekten zusammen-

arbeiten, erweisen sich auch unsere Forscher als ¿ber-

durchschnittlich erfolgreich. Ich darf Ihnen einige Bei-

spiele nennen, denn an unserer eigenen Technologiefºrde-

rung wird das sichtbar: Wir haben eine grºÇere Zahl von 

Verbundprojekten. Sie spielen eine immer grºÇere Rolle. 

Aber auch beim zentralen Innovationsprogramm ĂMittel-

standñ des BMWi ist zu beobachten, dass Sachsen seit 

Monaten deutschlandweit einen sensationellen zweiten 

Platz im Lªnderranking bei der Einwerbung in absoluten 

Zahlen von Fºrdermitteln einnimmt. Das waren zum 

Stand der letzten Woche 353 Millionen Euro. Wir sehen 

es selbstverstªndlich auch am Spitzencluster ĂCool 

Siliconñ, bei Beteiligungen an Clustern wie dem ĂSolar-
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Valleyñ, dem ĂBioEconomyñ und den Dutzenden von 

Innovationsforen. 

Aber, was die Erwartungen angeht, rªume ich gerne ein: 

Man kann nicht immer gewinnen. Wir haben auch nicht 

gewonnen beim BMBF-Wettbewerb f¿r den ĂForschungs-

Campusñ. Keiner der f¿nf sªchsischen Bewerber konnte 

sich hier in der Endrunde durchsetzen. Uns ist es jetzt 

Ansporn, bei dem neuen BMBF-Programm ĂZwanzig20 ï 

Partnerschaft f¿r Innovationñ mit aussichtsreichen Projek-

tantrªgen ins Rennen zu gehen. Die Voraussetzungen 

sehen wir als gut an. Wir haben eine breit aufgestellte und 

exzellente Forschungslandschaft. Das sind gewiss gute 

Ausgangsbedingungen. 

Allerdings sind die Herausforderungen groÇ. Hierbei 

denke ich an die erforderliche 50-prozentige private 

Kofinanzierung. Ich denke daran, dass alle f¿nf neuen 

Lªnder in den Konsortien vertreten sein m¿ssen. Das ist 

eine verpflichtende Einbeziehung. Selbstverstªndlich 

brauchen wir einen westdeutschen Partner. Das sind 

Herausforderungen. Ich sehe allerdings in dem westdeut-

schen Partner ï anders als DIE LINKE ï keinen Aufpas-

ser, sondern die notwendige, lªnder¿bergreifende Zu-

sammenarbeit gegeben. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Das SMWK ist vielfªltig unterwegs. Ich persºnlich habe 

mich gefreut, dass Ministerin Schavan dieses Programm 

in Dresden vorgestellt hat. 

Unser weiteres Vorgehen wird sein: Ja, wir wollen Mitte 

Oktober eine Informations- und Diskussionsveranstal-

tung, einen Workshop im SMWK durchf¿hren, um zu 

informieren. Aber nicht nur das: Wir wollen, dass sich 

hier bereits erste Konsortien bilden. Wir werden diesen 

Prozess in den nªchsten Wochen und Monaten aktiv 

begleiten, zusammen mit den Partnern aus Wirtschaft und 

Wissenschaft. 

Was mºchte das BMBF mit diesem Programm erreichen? 

Was ist das Ziel des Bundesministeriums f¿r Bildung und 

Forschung? Ich denke, man erkennt, dass das BMBF 

strategische Allianzen in Bereichen, die von besonderer 

gesellschaftlicher und volkswirtschaftlicher Relevanz 

sind, schmieden mºchte. Das ist ein ï wenn Sie so wollen 

ï Ămissionsorientierterñ Ansatz der Hightech-Strategie 

der Bundesregierung. 

Wir in Sachsen haben nach unserer Einschªtzung eine 

gute Grundlage auf Basis der technologieoffenen Fºrde-

rung, eine gute Grundlage f¿r Konsortialf¿hrerschaften ï 

das streben wir an ï, aber auch eine gute Grundlage f¿r 

mehrere Beteiligungen in den verschiedenen Technologie-

feldern. 

Lassen Sie es mich in diesem Hohen Haus offen ausspre-

chen: Eine Garantie f¿r Erfolg gibt es nicht. Keine hinrei-

chende, aber eine notwendige, vielleicht sogar eine 

konstitutive Bedingung f¿r die Fortsetzung des beeindru-

ckenden Weges, den Sachsen in den letzten Jahren ge-

nommen hat, ist gewiss auch eine k¿nftig mit ausreichend 

Finanzmitteln ausgestattete Technologie- und Forschungs-

fºrderung. Ich darf daran erinnern, dass Sachsens Unter-

nehmen die Wirtschafts- und Finanzkrise von 2009 so 

schnell und z¿gig ¿berstanden haben, weil es einen 

breiten politischen Konsens gab, gerade in der Krise auf 

Innovationen zu setzen. Innovationen sind also die ge-

meinsame Antwort. 

Allein aus Mitteln der EFRE-kofinanzierten sªchsischen 

Technologiefºrderung in den Jahren 2009/2010 wurden 

jeweils deutlich ¿ber 100 Millionen Euro f¿r neue Vorha-

ben in Forschung und Entwicklung genehmigt. Damit 

konnten insgesamt Projekte im Umfang von einer halben 

Milliarde Euro, also eine Hebelwirkung von 1:5, ermºg-

licht werden. 

Nun ist heute nicht der richtige Zeitpunkt, ¿ber die kom-

menden Haushaltsjahre zu debattieren. Aber klar, meine 

sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, ist auch 

meiner Einschªtzung nach, dass mit dem Umfang der uns 

zur Verf¿gung stehenden Mittel f¿r Forschungs- und 

Technologiefºrderung die Wahrscheinlichkeit steigt und 

fªllt, erfolgreich an der Einwerbung von Bundes- und EU-

Mitteln mitzuwirken. Es entscheidet sich auch die weitere 

segensreiche Entwicklung hin zu einem der wissenschaft-

lich und wirtschaftlich f¿hrenden Staaten in Europa. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die Staatsregierung 

sprach Frau Staatsministerin von Schorlemer. Am Mikro-

fon 1 ist nun Bedarf f¿r eine Kurzintervention. 

Dr. Jana Pinka, DIE LINKE: So ist es, Herr Prªsident. 

Die Sªtze ĂDer Wessi passt auf!ñ stammen nicht von mir. 

Sie stammen aus einer bundesdeutschen landesweiten 

Zeitung. Ich persºnlich habe in vielen Forschungsprojek-

ten sehr gut mit westdeutschen Kolleginnen und Kollegen 

zusammengearbeitet. Vielleicht darf ich zwei benennen. 

Bei dem Projekt ĂSickerwasserprognoseñ ging es um die 

Novellierung der Bundesbodenschutzverordnung. Bei 

dem Projekt ĂGeotechnologienñ habe ich sehr gut mit 

dem Forschungszentrum Karlsruhe oder auch mit der 

Universitªt Bayreuth zusammengearbeitet. Ich persºnlich 

kann eine schlechte Zusammenarbeit mit westdeutschen 

Kolleginnen und Kollegen nicht bezeugen. 

Allerdings gab es in keinem der bisherigen Forschungs-

projekte eine Bedingung, dass man mit einem westdeut-

schen Unternehmen zusammenarbeiten muss. Das ist das 

erste Mal, und das ist einmalig. Deshalb halte ich das f¿r 

diskriminierend. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war eine Kurzinter-

vention von Frau Kollegin Pinka. Wollen Sie darauf 

reagieren, Frau Staatsministerin? ï Nein. 

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende unserer 

1. Aktuellen Debatte angekommen und schlieÇen sie 

damit ab. 
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Wir kommen zur 

2. Aktuelle Debatte 

Sachsen wehrt sich gegen die Schulpolitik der Kultusministerin und die 

Diffamierung der Lehrerinnen und Lehrer durch die Regierungskoalition 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Als Antragstellerin ergreift nat¿rlich zunªchst die Frakti-

on DIE LINKE in Gestalt von Frau Kollegin Falken das 

Wort. 

Cornelia Falken, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Das neue Schuljahr 

begann mit zwei Paukenschlªgen. Der erste war, dass die 

Gewerkschaften ihre Mitglieder f¿r den 7. September zu 

einem Warnstreik aufriefen, und siehe da: Nicht nur die 

Mitglieder, sondern zahlreiche, Tausende, fast Zehntau-

sende Lehrer kamen zu diesem Warnstreik hier nach 

Dresden in den Freistaat Sachsen. 

Der zweite Paukenschlag ï das hat es so wohl auch noch 

nicht gegeben ï war, dass der bildungspolitische Sprecher 

der CDU-Fraktion seinen Posten aufgegeben hat. 

Beide Fªlle haben die Ursache in der Haushaltspolitik 

dieser Staatsregierung. Ich freue mich sehr, Herr Staats-

minister der Finanzen, dass Sie wieder da sind, sonst hªtte 

ich Sie gerne gerufen, weil diese Staatsregierung eine 

Haushaltspolitik betreibt, bei der Bildung in Sachsen nicht 

den Stellenwert hat, die sie eigentlich haben m¿sste. 

Wir freuen uns als Fraktion, dass die Staatsministerin 

Frau Kurth in der ĂFreien Presseñ heute die ersten Mittei-

lungen macht, was nach ihrer Auffassung noch nicht so 

richtig gut lªuft. Frau Ministerin, dass Sie, genau wie wir, 

die Auffassung haben, dass die Lehrerinnen und Lehrer 

im Freistaat Sachsen besser bezahlt und Verªnderungen 

durchgef¿hrt werden m¿ssen, freut uns sehr, auch dass 

Sie die Erkenntnis haben, dass Sie das sogenannte Lock-

programm oder -paket ï Entschuldigung, wir machen jetzt 

alles in Paketen ï packen wollen, um junge Lehrerinnen 

und Lehrer in den Freistaat Sachsen zu holen. Grundsªtz-

lich erfreut uns das. Aber wir als Linksfraktion bieten 

Ihnen an, dass wir Sie gern bei den ¦berlegungen, wie 

man Lehrer nach Sachsen holen bzw. hier halten kann, 

mit unterst¿tzen wollen; denn ich denke, mit Wohnraum-

suche und Grundst¿ckssuche, mit der Suche nach einem 

Kitaplatz und mit einem Ticket im ºffentlichen Nahver-

kehr ist das Problem nicht wirklich gelºst. 

Aber kommen wir zur¿ck zum neuen Schuljahr. Die 

Aussagen der Staatsministerin, dass das Schuljahr gut 

begonnen hat, dass alles in Ordnung ist und jede Klasse 

einen Lehrer hat, ist ein Anspruch, der uns nicht reicht. 

Ich hoffe, Ihnen von der CDU und der FDP reicht er auch 

nicht. 

Was bedeutet nun im Freistaat Sachsen, dass das Schul-

jahr gut begonnen hat? Es bedeutet, dass Sch¿lerinnen 

und Sch¿ler keinen Fachunterricht haben. Bis heute gibt 

es Schulklassen, die immer noch im Klassenunterricht, 

also von der Klassenlehrerin, unterrichtet werden und der 

Fachunterricht nicht stattfinden kann, weil nach wie vor 

nicht die notwendigen Lehrer zur Verf¿gung stehen. 

ĂSchuljahr hat gut begonnenñ heiÇt im Freistaat Sachsen 

auch, dass 144 Schulen keine Schulleiter haben; dabei 

haben wir die stellvertretenden Schulleiter, die fehlen, gar 

nicht gezªhlt, oder ein Schulleiter, der zwei Schulen 

betreut. Ich glaube, da hat die Staatsregierung das Schul-

gesetz falsch ausgelegt. Dieses Hohe Haus hat, als das 

Gesetz beschlossen wurde, ganz sicher nicht damit ge-

meint, dass ein Schulleiter mehrere Schulen betreuen soll, 

wenn darin steht, jede Schule hat einen Schulleiter und 

einen stellvertretenden Schulleiter. Man darf das Gesetz 

auch nicht so missverstªndlich auslegen. 

Ich mºchte mich, Herr Ministerprªsident ï Sie r¿cken so 

schnell nach hinten, Herr Ministerprªsident, dass ich Sie 

suchen muss ï, ganz direkt an Sie wenden. Ich mºchte Sie 

auffordern und darum bitten, dass Sie die Informationen 

und die Zahlen, die Sie offensichtlich aus dem Kultusmi-

nisterium bekommen haben, doch noch einmal pr¿fen 

sollten; denn wenn Sie in die ¥ffentlichkeit gehen und 

erklªren, dass es 1000 Lehrerstellen im Schuljahr gibt und 

neue Lehrer da sind, dann haben Sie, so glaube ich, nicht 

eine vern¿nftige Erlªuterung bekommen, oder Sie erklª-

ren es wissentlich der ¥ffentlichkeit falsch. 

(Dr. Volker K¿low, DIE LINKE: 

Das wollen wir nicht glauben!) 

Ich will das auch begr¿nden. 650 Neueinstellungen hat es 

im Freistaat Sachsen gegeben. Das ist auch bei uns nicht 

strittig. Aber ein Drittel dieser Lehrerinnen und Lehrer 

war bereits im System und ist nicht neu hinzugekommen. 

Die Lehrer im Ganztagsangebot, die Sie jetzt gestrichen 

haben, sind auch schon lange im System, und zahlreiche 

Lehrerinnen und Lehrer aus diesem Bereich machen jetzt 

¿ber Honorar diese Tªtigkeit. Das heiÇt, die Belastungen 

der Lehrer werden wesentlich hºher. Die Qualitªtsmana-

gementstunden d¿rfen f¿r den Unterricht gar nicht genutzt 

werden. ¦berpr¿fen Sie bitte noch einmal Ihre Zahlen. 

Die anderen MaÇnahmen erzªhle ich dann in der dritten 

Runde. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die einbrin-

gende Fraktion Frau Kollegin Falken. Als Nªchstes 

spricht f¿r die CDU-Fraktion Herr Kollege Bienst. 
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Lothar Bienst, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin Falken! 

Danke f¿r das Angebot. Wir sind, so glaube ich, Manns 

genug, zunªchst erst einmal selbst etwas zu tun und dies 

dem Plenum und dem Hohen Haus vorzustellen. Ich 

glaube, die Facharbeit, die wir in den letzten Jahren 

durchgef¿hrt haben, werden wir in hoher Qualitªt fortf¿h-

ren. Da steht die gesamte Koalition auch hinter Schule. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Die Schulleiterbestellung ï um gleich eine Antwort zu 

geben ï ist in Arbeit. Ich denke, daf¿r brauchen wir auch 

eine gewisse Zeit. Die Definitionsfragen, welche Lehrer 

im System sind bzw. welche Lehrer noch in das System 

geholt werden, ist eine fachliche Diskussion, die nicht an 

dieser Stelle gef¿hrt werden sollte. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Wozu sind wir 

denn hier? ï  Zurufe von den LINKEN) 

In meinem Redebeitrag mºchte ich die Themen dieser 

Aktuellen Debatte einmal trennen, obwohl es hier um 

einen Inhalt geht, nªmlich um die Schule. Es geht zum 

einen darum, dass sich Sachsen ï ich betone: Sachsen! ï 

gegen die Schulpolitik der Kultusminister wehrt. Nun 

frage ich Sie, meine Damen und Herren von den LIN-

KEN: Wen von den ¿ber vier Millionen Menschen im 

Land meinen Sie damit eigentlich? Oder sind es vielleicht 

die circa 370 000 Sch¿lerinnen und Sch¿ler sowie Auszu-

bildenden, die mit Freude ï und das meine ich relativ; es 

gibt immer Ausnahmen ï tªglich zum Unterricht oder zur 

Ausbildung gehen? Wehren sie sich gegen die Schulpoli-

tik Sachsens? Oder sind es die Eltern oder die ¿ber 

320 000 Lehrerinnen und Lehrer? 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Sachsen, meine Damen und Herren, wehrt sich nicht 

gegen die Schulpolitik ï im Gegenteil: Sachsen sind stolz 

auf unsere Schulen, auf das Bildungssystem; 

(Beifall bei der CDU und der FDP und  

der Staatsministerin Brunhild Kurth ï  

Zurufe von den LINKEN und der SPD) 

auf die Schule, die jeden Tag mit Bravour geleistet wird. 

Unterstrichen wird es nªmlich auch mit der Wertung von 

anderen Lªndern, die auf das Bildungsland Sachsen 

blicken. 

Ich kann Ihnen dazu einiges aus eigener Erfahrung sagen. 

Ich war sehr oft mit Kollegen aus anderen Lªndern 

zusammen ï aus Lªndern wie Bayern, Baden-

W¿rttemberg oder Nordrhein-Westfalen ï, und als ich 

unser sªchsisches Schulsystem erklªrt habe ï das muss 

man den Kollegen nªmlich erst einmal erklªren ï, haben 

sie sich gewundert, wie gut Sachsen Schule macht, 

welche Klassenstrukturen existieren, welche vorz¿glichen 

materiellen Voraussetzungen Sachsen geschaffen hat ï ich 

streue hier einmal Medius als Fachbegriff in den Raum ï 

und Investitionen tªtigt etc. pp. 

Die Kehrseite der Medaille, die ich hier auch anf¿hren 

mºchte, ist, dass man Kundgebungen ï so wie Frau 

Falken schon angef¿hrt hat ï und ºffentliche Meinungs-

ªuÇerungen nat¿rlich ernst nehmen muss, und das tun wir 

auch. Wenn hier circa 11 000 Lehrerinnen und Lehrer vor 

dem Landtag protestieren, dann muss man schon genau 

hinhºren, wo die vermeintliche Sªge im System klemmt. 

Im zweiten Teil meiner Rede mºchte ich noch einmal 

darauf eingehen. Aber um eine Antwort zu bekommen, 

wo diese vermeintliche Sªge tatsªchlich klemmt, muss 

man einmal strukturieren und eine solche Veranstaltung 

analysieren. Ich habe zum Beispiel aus meinem Bekann-

tenkreis ï und der ist sicherlich nicht klein in der Lehrer-

schaft ï niemanden gesehen, der am 07.09. protestiert hat. 

(Lachen bei den LINKEN und der SPD ï Zurufe) 

Gab es eine gleichmªÇige Verteilung der Lehrer aus 

Schularten von Grundschule, Mittelschule, Gymnasium 

und Berufsschule? Oder haben wir eine Berufsgruppe aus 

einer ganz bestimmten Schulart hier besonders zu be-

trachten? Dann m¿ssen wir in das System gehen. Erkun-

digen Sie sich erst einmal, und dann geben Sie die Ant-

wort. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Es stand jeder 

dritte Lehrer aus Sachsen drauÇen vor der T¿r!) 

Ich weiÇ zum Beispiel, dass aus meinem Bekanntenkreis 

ï die sind wahrscheinlich aus den anderen ¿ber zwei 

Dritteln ï an diesem Tag keiner hier in Dresden gewesen 

ist. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: 

Was haben Sie denn f¿r Bekannte!?) 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Als ich hier im Sep-

tember im ersten Plenum erschienen bin, habe ich mich 

gewundert, dass ¿berhaupt eine Protestkundgebung vor 

dem Landtag stattfindet. 

(Zurufe und Unruhe bei den LINKEN) 

Ich habe mich dar¿ber gewundert, weil diese ersten 

wichtigen Grundsªtze der Verªnderung unseres Schulsys-

tems und des Bildungssystems ï nªmlich das Einbringen 

und das Realisieren des Bildungspaketes von ¿ber 

250 Millionen Euro, das ja vorberatend im Kabinett, 

diskutiert in der Fraktion und der Koalition und nach 

intensiver Vorarbeit ï durch uns hier eingebracht wurden. 

Dass dieses Paket in der Form nat¿rlich noch nicht 

greifen kann, war mir klar. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Ihre Redezeit ist vo-

r¿ber. 

Lothar Bienst, CDU: Danke schºn. ï Im zweiten Teil 

erklªre ich Ihnen dann, was ich mir hªtte vorstellen 

kºnnen. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und  

der Staatsministerin Brunhild Kurth) 
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Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die CDU-Fraktion 

sprach Herr Kollege Bienst. Jetzt spricht f¿r die SPD-

Fraktion Frau Kollegin Stange. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Bienst, es ist 

mit Sicherheit Ihrer aktuellen Situation geschuldet, dass 

Sie noch nicht so gut Bescheid wissen kºnnen, was in den 

nªchsten Monaten im Kultusbereich an Facharbeit fortge-

setzt werden soll. Ich hoffe, dass diese Art der Facharbeit, 

die wir in den letzten Jahren erlebt haben und die uns ein 

Stellenchaos verursacht hat, nicht fortgesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Sie kºnnen auch nicht wissen, dass diejenigen, die sich 

gegen die Schulpolitik wehren, unter anderem der Lan-

dessch¿lerrat und der Landeselternrat sind. Ich zitiere aus 

dem offenen Brief des Landeselternrates: ĂWenn nur auf 

Kante genªht wird, dann klaffen schnell Lºcher. Es ist an 

Ihnen,ñ ï das geht an das Kultusministerium ï Ădas zu 

verhindern.ñ Ich denke, wenn sich der Landeselternrat als 

Sprachrohr der Eltern in dieser Art und Weise ªuÇert, 

dann ist das schon eine deutliche Kritik an der Schulpoli-

tik. 

Das Gleiche betrifft nat¿rlich die Vorlage einer Unter-

richtsausfallstatistik durch den Landessch¿lerrat. Ich weiÇ 

nicht, ob es zu Ihrer Zeit auch ¿blich gewesen ist, dass 

sich Sch¿ler gewehrt haben, wenn Unterricht ausgefallen 

ist. 

(Zurufe von der CDU) 

Von daher ist der Kreis, der sich gegen diese Art von 

Schulpolitik wendet ï einmal jenseits von den Lehrern ï, 

sehr klar zu beschreiben. ï Und wenn von Ihrem Bekann-

tenkreis niemand dabei war, Herr Bienst, dann schauen 

Sie bitte einmal in die berufsbildenden Schulen hinein, 

wie die Kollegen dort zurzeit ob ihrer Situation rumoren. 

Nur, sie sind von den Hºhergruppierungen, die derzeit 

von allen anderen Schulen eingefordert werden, nicht im 

gleichen MaÇe betroffen, wie es zum Beispiel an den 

Mittelschulen oder an den Grundschulen der Fall ist. Das 

war einer der Gr¿nde, warum Ihre Kollegen nicht dage-

wesen sind; denn ich vermute, das vor allen Dingen ist Ihr 

Bekanntenkreis. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sechs Tage nach 

dem Streik hat die Unterrichtsausfallstatistik bereits 

vorgelegen ï Hochachtung, Frau Kurth! Ich wundere 

mich nur, dass die Unterrichtsausfallstatistik vom vergan-

genen Halbjahr noch nicht vorgelegen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Offenbar scheint es sehr groÇe Unterschiede zu geben. 

Es ist sehr beachtlich, dass heute zwei Bildungspolitiker 

aus Ihren Reihen der CDU nicht anwesend sind ï ¿bri-

gens den ganzen Tag ¿ber ï, wenn wir ¿ber Schul- und 

Hochschulpolitik sprechen, und zwar Herr Colditz und 

Herr Wºller. Das finde ich schon sehr beachtlich und ein 

deutliches Zeichen f¿r die ĂAnerkennungñ der Debatten, 

die wir gerade f¿hren, und der Art und Weise von Schul- 

und Hochschulpolitik, wie sie hier im Land betrieben 

wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe gestern ein Pamphlet vonseiten der FDP in die 

Hand bekommen, bei dem ich schon ziemlich geschluckt 

habe, Herr Blªsner; ein Pamphlet, das nicht in meinem 

Briefkasten gelegen hat ï vielleicht ganz bewusst ï, 

sondern in anderen. Sie werden die Antwort von den 

Lehrerinnen und Lehrern, die Sie darin verunglimpft 

haben, auch noch bekommen. Darin kann man doch allen 

Ernstes lesen: ĂGrund f¿r diese Schieflageñ ï Schieflage, 

dass wir jetzt nicht gen¿gend Lehrer haben ï Ăist eine 

sozialpolitische MaÇnahme aus den Neunzigerjahren, die 

von den damals politisch verantwortlichen Gewerk-

schaftsfunktionªren und einigen Lehrerverbªnden getra-

gen wurde.ñ 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: 

Das ist eine Frechheit!) 

Herr Prªsident, damals, als wir die Grundschulvereinba-

rung verabredet haben, waren Sie, glaube ich, in der Rolle 

des Kultusministers. Offenbar hat die FDP, da sie damals 

nicht im Landtag gesessen hat, nicht mitbekommen, dass 

es eine zweiseitige Vereinbarung war, an der sowohl der 

damalige Kultusminister Herr RºÇler als auch der Minis-

terprªsident Herr Biedenkopf und Herr Milbradt als 

Finanzminister beteiligt waren. Sie haben es im Anschluss 

an diese Vereinbarung ï ï 

(Norbert Blªsner, FDP, steht am Mikrofon.) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Nein, ich gestatte keine 

Zwischenfrage; Herr Blªsner hat dann Redezeit. 

Sie haben es im Anschluss daran als eine gute gemeinsa-

me Vereinbarung zur Sicherung unseres Schulsystems 

gelobt. Wir haben damals gemeinsam verhindert, dass ein 

erster Kollaps in diesem Schulsystem dadurch eingetreten 

wªre, dass massenhaft Lehrerinnen und Lehrer entlassen 

worden wªren bei gleichzeitigen SchulschlieÇungen. 

Aber wie kann man in diesem Ăwunderbarenñ Pamphlet 

nachlesen: ĂBeim Verbleib im System wurde demzufolge 

auch nicht zwischen guten, engagierten Lehrern und 

weniger guten unterschieden.ñ In diesem Tenor geht es 

weiter. Wenn Sie dann noch wollen, dass Lehrerinnen und 

Lehrer mit Ihnen sprechen, meine Damen und Herren von 

der FDP, dann brauchen Sie sich nicht zu wundern, wenn 

sie Ihnen nur noch den R¿cken zudrehen. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN und 

der Abg. Gisela Kallenbach, GR¦NE) 

Dass 15 000 Lehrerinnen und Lehrer am 07.09. auf die 

StraÇe gegangen sind, war ¿brigens nicht das erste Mal. 

Die Lehrkrªfte an den Schulen haben seit Anfang der 

Neunzigerjahre nicht nur f¿r ihre eigenen Belange auf der 
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StraÇe gestanden, sondern vor allen Dingen deshalb, weil 

es um die Qualitªt in den Schulen ging. Und Herr Flath 

hat sich damals als Kultusminister in der Kultusminister-

konferenz noch damit gebr¿stet, dass es gelungen ist, in 

Sachsen eine demografische Rendite im System zu lassen, 

also mehr Lehrerinnen und Lehrer zu beschªftigen, ï 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Ihre Redezeit ist abge-

laufen. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: ï um die Qualitªt in den 

Schulen abzusichern. Erinnern Sie sich bitte einmal an 

diese Aussagen, wenn Sie heute die Lehrer beschimpfen, 

weil sie auf die StraÇe gehen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Frau Kollegin 

Stange f¿r die SPD-Fraktion. F¿r die FDP-Fraktion 

spricht jetzt Kollege Blªsner. 

Norbert Blªsner, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es trifft sich 

meist ganz gut, wenn ich nach Frau Dr. Stange sprechen 

kann. Das gibt mir die Gelegenheit, auf die Anschuldi-

gungen, Vorw¿rfe, Unterstellungen und auch Weglassun-

gen, die ganz bewusst gemacht werden, womit man auch 

die Wahrheit verdreht, zu reagieren. 

Wenn Sie das ansprechen, wissen Sie ganz genau, dass 

wir in dem Papier einseitig die Gewerkschaften und 

Lehrerverbªnde angesprochen haben. Sie wissen auch, 

dass wir in der Debatte ï die war sehr hitzig hier ï Ende 

letzten Jahres/Anfang dieses Jahres gesagt haben, dass wir 

es f¿r einen Fehler halten, dass das gemacht wurde, und 

haben auch damals auf die Verantwortung ï auch der 

Regierungsseite ï hingewiesen. Es gab damals auch 

gewisse Wortgefechte zwischen mir und Herrn Colditz. 

Ich weiÇ nicht, ob Sie das vergessen haben. Ich habe das 

nicht vergessen. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Das steht hier nicht!) 

Sie unterstellen mir, wir w¿rden das verdrªngen, wir 

w¿rden das nicht sagen. Das Gegenteil ist der Fall. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP) 

Ich mºchte noch etwas hinzuf¿gen. Erstens: Zum einen 

kann sich jeder, der das liest, ein Bild davon machen und 

dar¿ber denken, was er will. Zweitens: Wenn man das 

personalwirtschaftlich betrachtet ï das mºchte ich hier 

kurz anstellen ï, stellt man fest, dass genau das die 

Mºglichkeiten verringert hat, junge Lehrer einzustellen. 

Ich mºchte einmal ein Gegenbeispiel liefern: Kinderta-

gesstªtten. Die Erzieherinnen wurden alle entlassen. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: 

Das stimmt doch gar nicht!) 

Die Erzieherinnen wurden entlassen. Wir haben in Grº-

Çenordnungen in meiner Heimatstadt ï auch in den 

Nachbarstªdten ï Erzieherinnen entlassen. Das war 

damals ein harter Schnitt. F¿r die Betroffenen war das 

oftmals ein Fall ins Bodenlose. Aber es hat einen Vorteil 

gehabt, auch einen Vorsprung, den wir im Kita-Bereich 

jetzt haben: Die Ausbildungen und die Einstellungen sind 

nach den Erfordernissen vorgenommen worden. Das ist 

personalwirtschaftlich besser. Unter dieser Rubrik haben 

wir bewertet, dass diese Teilzeitvereinbarung ï wenn wir 

jedes Jahr den Bedarf hªtten sukzessive einstellen kºnnen, 

der f¿r einen gesunden Lebensbaum notwendig ist ï dem 

entgegensteht. Es mag sein, dass die Zeit damals so war, 

wie sie war, das will ich nicht bewerten. Aber es ist Fakt, 

dass personalwirtschaftlich eine andere MaÇnahme 

sinnvoller gewesen wªre. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich hatte eigentlich vor, in meiner Rede noch einige 

MaÇnahmen aufzªhlen. Das werde ich im zweiten Teil 

tun. 

Es gibt noch einige andere Unterstellungen. Frau Falken, 

Sie haben gesagt, im Haushalt hªtte die Bildung keine 

Prioritªt. Ich weiÇ nicht, ob erstmals 5 Milliarden Euro 

f¿r Bildung und Forschung, 570 Millionen Euro mehr zur 

Sicherung des Lehrerbedarfs ï 1 000 Stellen im Jahr 2014 

mehr als geplant, das ist eine Verdopplung der Referenda-

riatszahlen ï, die Erhºhung der Studienanfªngerzahlen 

von 1 000 auf 1 700, dass jetzt die Altersteilzeitstellen 

wiederbesetzt werden kºnnen, was allein im Jahre 2013  

50 Millionen Euro kostet, keine Prioritªt sind. Sind das 

keine Zeichen von Prioritªtensetzung? Also manchmal 

muss ich Sie wirklich fragen, ob Sie von Sachsen oder 

von Baden-W¿rttemberg oder einem anderen Land der 

Bundesrepublik sprechen. Wir geben so viel wie noch nie 

f¿r Bildung und Forschung aus und sind auch bereit, 

andere MaÇnahmen zur¿ckzustellen, um diesen Bereich 

ganz gezielt zu unterst¿tzen, weil dies der wichtigste 

Bereich im Freistaat Sachsen ist. 

(Beifall bei der CDU ï Zurufe von der LINKEN) 

Zudem ï das richtet sich vor allem an die SPD ï: Ich habe 

am Wochenende den ĂSachsenspiegelñ-Beitrag von Herrn 

Dulig gesehen. Er hat gesagt, die SPD habe in den Neun-

zigerjahren einen groÇen Fehler gemacht. Sie habe das 

Land schlechtgeredet, aber am Ende war es doch nicht so 

schlecht. Das habe die SPD wohl Stimmen gekostet, 

meinte Herr Dulig. Ich denke, dass Sie jetzt dasselbe 

machen ï irgendwelche Horrorszenarien an die Wand zu 

malen ï, dann steht Ihnen genau das Gleiche wieder 

bevor: Sie verbreiten jetzt wieder Hysterie. Sie reden jetzt 

etwas schlecht, was am Ende ï das prophezeie ich auch ï 

so nicht kommt. Fakt ist: Wir leugnen nicht, dass es 

Probleme gibt ï wir haben es oftmals hier, im Plenum 

gesagt ï, sondern wir handeln, und das ist der Unter-

schied. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: 

Sie haben lange genug geleugnet!) 

ï Sie kºnnen gern einmal aufzeigen, wo wir das geleugnet 

haben, und wo wir ï ï 
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(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Vor zehn  

Jahren haben wir Ihnen das schon gesagt!) 

Noch etwas zu den Demonstrationen: Es mag sein, dass 

die emotionale Art und Weise, wie Sie da auftreten, wie 

Herr Dulig auftritt, vielleicht in der aufgeheizten Stim-

mung gut ankommt. Wir als Koalition handeln ¿berlegt 

und auf der Grundlage von Fakten, wªhrend Sie Hysterie 

sch¿ren, alles Mºgliche fordern und wenn Probleme 

kommen, den Kopf verlieren. Wissen Sie: Das ist genau 

der Unterschied zwischen der Regierungsfªhigkeit von 

CDU und FDP und dem oppositionellen Gehabe von 

Ihnen. 

(Lachen und Zurufe von  

den LINKEN und der SPD) 

Wissen Sie: Das wird uns auch in den nªchsten Jahren 

trennen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die FDP-Fraktion 

sprach Herr Kollege Blªsner. F¿r die Fraktion B¦ND-

NIS 90/DIE GR¦NEN spricht jetzt Frau Kollegin Gie-

gengack. 

Annekathrin Giegengack, GR¦NE: Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Ich bin vor drei 

Tagen von einem gr¿nen Mitglied angesprochen worden. 

Er ist selbst Lehrer, hat zwei Sºhne und war auch bei der 

Demonstration dabei. Er hat mich gefragt: Wie geht es 

nun weiter mit dem Thema? Was macht ihr dazu im 

Landtag? ï Da habe ich gesagt: Nun ja, wir haben wieder 

Antrªge und eine Aktuelle Debatte dazu im nªchsten 

Plenum. Da werden auch die Anw¿rfe von Herrn Flath 

und Herrn Unland im letzten Plenum gegen die Lehrer 

aufgegriffen. ï Ich muss sagen, ich war etwas ¿ber das 

entsetzt, was mir der Lehrer darauf geantwortet hat. Er hat 

gesagt: Wenn das die ganze landespolitische Wirkung der 

Demo sein soll, dass ihr allgemein ¿ber die Schulpolitik 

debattiert und ¿ber Beleidigungen redet, dann kºnnt ihr 

einpacken in Dresden. ï Er persºnlich, seine Schule und 

das Gymnasium seiner Sºhne hªtten effektiv nichts von 

einer solchen Debatte. Das hat bei mir die Frage aufge-

worfen: Was tun wir hier eigentlich? 

Mich beªngstigt, dass man wirklich den Eindruck gewin-

nen kann, dass hier Schulpolitik f¿r politische Zwecke 

instrumentalisiert wird. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP) 

ï Bevor Sie anfangen zu klatschen: Das betrifft zum einen 

die Koalition. ï F¿r mich ist es nicht nachvollziehbar, 

wieso in der Amtszeit von Herrn Wºller angeblich kein 

Verhandlungsspielraum f¿r Stellenplanung und Finanzie-

rung der Lehrer da war und seine Nachfolgerin problem-

los fehlende Lehrerstellen und auch die Millionen dazu 

bekommt. Das freut mich durchaus, aber es wirft die 

Frage auf: Wurde hier ein unliebsamer und durchaus 

aussichtsreicher Minister ¿ber die Schulpolitik kaltge-

stellt? 

Auf der anderen Seite: Warum f¿hrt DIE LINKE gerade 

jetzt diese Grundsatzdebatte? Wir haben einen neuen 

Haushaltsentwurf, und der sieht durchaus ï Herr Blªsner, 

da haben Sie nicht ganz Unrecht ï Nachsteuerungen im 

Schulbereich vor, und die Auslassungen von Herrn 

Unland und Herrn Flath sprechen f¿r sich. Ich weiÇ nicht, 

ob wir hier¿ber lange diskutieren m¿ssen. 

Mich bewegen insbesondere im Zusammenhang mit der 

Vorbereitung des Haushalts vielmehr grundsªtzliche 

Fragen: Wie bekommen wir zum Beispiel den Unter-

richtsausfall in den Griff, obwohl wir jetzt 650 Lehrer 

mehr haben, die durchaus auch aus dem System selbst 

kommen, und uns aber die Sch¿ler, Lehrer und Eltern 

weiterhin in GrºÇenordnungen Unterrichtsausfall melden? 

Wie werden wir den ªlteren Lehrern und ihrem Anliegen 

gerecht, aufgrund der Belastung k¿rzertreten zu wollen, 

vor dem Hintergrund, dass viel zu wenig junge Lehrer die 

Unis verlassen? Wie schaffen wir es, die in den nªchsten 

Jahren in GrºÇenordnungen aus dem Schuldienst ausstei-

genden Lehrer zu ersetzen? Ich gehe davon aus, dass die 

1 700 Studienanfªnger pro Jahr daf¿r nicht ausreichen 

werden. 

Wie kommen wir zu einer gerechten Entlohnung f¿r die 

Lehrer, zum einen nach bundesdeutschem MaÇstab, damit 

wir konkurrenzfªhig sind, damit ein solches Anwerbungs-

programm auch funktioniert, zum anderen auch unterei-

nander, um junge Leute zu motivieren, Grundschullehr-

amt, Mittelschullehramt oder Fºrderschullehramt zu 

studieren, wo sie doch weniger bekommen, obwohl sie 

den gleichen Hochschulabschluss haben wie Gymnasial-

lehrer? Reichen unsere Anstrengungen im Bereich Ganz-

tagsangebot aus, um Kindern aus bildungsfernen Familien 

tatsªchlich gleiche Chancen einzurªumen? Ich glaube, 

dass das, was jetzt im Haushalt steht, daf¿r nicht aus-

reicht. Ein ganz groÇes Problem ist der Bereich fr¿hkind-

liche Bildung: Fachlich ist die Verbesserung des Betreu-

ungsschl¿ssels unumgªnglich. Ich glaube, darin sind wir 

uns wirklich einig; wir haben schon mehrmals dar¿ber 

debattiert. Aber allein den Betreuungsschl¿ssel in der Kita 

und in der Krippe f¿r ein Kind zu verbessern kostet uns 

jªhrlich 90 Millionen Euro. Das macht mir Bauchschmer-

zen, ganz ehrlich. Das m¿ssen wir nªmlich auch in 

unserem Haushaltsentwurf, den wir vorlegen werden, 

einrechnen. 

Wie stemmen wir ï ich denke, das wird eine der grºÇten 

Aufgaben ï das groÇe Thema Inklusion in unserer Schu-

le? 

Die Aufgaben in unserem Land sind 20 Jahre nach der 

Wende grºÇer als je zuvor. Ich glaube, wir sollten wirk-

same Debatten f¿hren. Wem n¿tzt es, dass wir uns hier 

eine Stunde lang gegenseitig Unfªhigkeit oder Populis-

mus vorwerfen? Ich habe nichts gegen eine politische 

Debatte. ¦berhaupt kein Problem. Aber die Debatte muss, 

denke ich, auf die Lºsung der bestehenden Probleme 

gerichtet sein. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Frau Kollegin 

Giegengack f¿r die Fraktion GR¦NE. Als Nªchster 

spricht f¿r die NPD-Fraktion der Abg. Lºffler. 

Mario Lºffler, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Das Thema der heutigen Aktuellen Debatte ï 

ĂSachsen wehrt sich gegen die Schulpolitik der Kultusmi-

nisterin und die Diffamierung der Lehrerinnen und Lehrer 

durch die Regierungskoalitionñ ï leitet einen regelrechten 

Reigen bildungspolitischer Themen der heutigen Plenar-

sitzung ein, und es polarisiert vielleicht mehr, als es 

notwendig wªre. 

Es gibt gewiss gen¿gend Gr¿nde, die Personalpolitik der 

Sªchsischen Staatsregierung, insbesondere des Finanzmi-

nisteriums und des Kultusministeriums, zu kritisieren. Es 

liegt klar auf der Hand, dass eine ausreichende Versor-

gung, die auf Kante genªht wurde ï so Originalton 

Ministerin Kurth ï, zu Defiziten f¿hrt. Es wird nicht 

ber¿cksichtigt, dass die vorhandenen Lehrer meist ein 

fortgeschrittenes Alter vorweisen. Sie gehen aber nicht 

nur bald in Rente, sie sind auch hªufiger krank. 

Krank werden aber auch die j¿ngeren Lehrer, da sie bis 

zur Obergrenze gef¿llte Klassen unterrichten m¿ssen und 

vor Sch¿lern stehen, die zunehmend schwieriger werden. 

Die Verhaltensauffªlligkeiten nehmen zu, Lerndefizite 

nehmen zu, soziale Kompetenzen und auch die sogenann-

ten Sekundªrtugenden sind nicht hinreichend ausgeprªgt. 

Immer mehr Schulabgªnger sind den Anforderungen des 

beruflichen Lebens nicht mehr gewachsen. Die fehlende 

Ausbildungsreife wird oft genug von den Handwerks-

kammern kritisiert. 

Aber auch Abiturienten gehen an Hochschulen und 

Universitªten und brechen ab. Jeder Dritte schafft nicht 

einmal den Bachelor, und dieser Abschluss wird als 

zertifizierter Studienabbruch gehandelt, der letztlich ohne 

Master nichts wert ist. 

Beklagt wird die falsche Studienorientierung der Lehrer-

studenten. Zu viel Deutsch und Geschichte wird studiert, 

zu wenig Naturwissenschaften und Mathematik. Genauso 

sieht es in den Bereichen Sozialwissenschaften und 

Ingenieurwissenschaften aus. 

Lesen, Schreiben, Rechnen ï werden diese grundlegenden 

Fªhigkeiten ausreichend vermittelt? In Sachsen sprechen 

PISA-Studie und andere Studien eher daf¿r. Aber wird 

das auch so bleiben? Welcher Bildungspolitiker hat diese 

Fªhigkeiten ausreichend auf seinem Schirm? Wird nicht 

viel lieber an den vorhandenen Strukturen herumgebas-

telt, und haben sich die bildungspolitischen Fantasien, die 

hªufig auch in diesem Hohen Hause vorgetragen werden, 

nicht schon weit von der Wirklichkeit entfernt? 

Da wurde in der vergangenen Legislaturperiode eine 

Gemeinschaftsschule auf den Weg gebracht und es blieb 

bei einem begrenzten Versuch. Nur dort, wo Lehrer und 

Eltern dies gemeinsam w¿nschten und die rªumlichen 

Voraussetzungen vorhanden waren, wurde das Experi-

ment begonnen. Dann wechselte die Koalition, und die 

Beendigung des Modells stand an. Es wªre interessant zu 

erfahren, welche konkreten Verªnderungen, Erkenntnisse 

oder Ergebnisse dieses Experiment im Vergleich zur 

Mittelschule tatsªchlich erbracht hat. Aber es ist erstaun-

lich still darum geworden. 

Es geht nie um Lesen, Schreiben, Rechnen. Die eine Seite 

kªmpft f¿r die Einheitsschule um jeden Preis, die andere 

hªlt dagegen, und dabei ist es vºllig egal, wie die Ein-

heitsschule genannt wird, ob Gesamtschule, Gemein-

schaftsschule, oder ob man ¿ber die Hintert¿r der UN-

Konvention mit dem Zauberwort ĂInklusionñ den Ein-

heitsbrei letztlich erzwingen will. Die Taktik ist durch-

schaubar. 

Im Einzelfall funktionieren diese Modelle, im landes- 

oder bundesweiten Raum erzwungen, stiften sie allerdings 

nur Unheil, wie man das am Beispiel der Hansestadt 

Hamburg ganz aktuell sehen kann. Das Thema Inklusion 

ist dort mittlerweile zum Reizwort geworden, ¿ber das 

GEW und SPD-gef¿hrter Senat im Dauerclinch liegen. 

Von einem Sparmodell ist die Rede, das Sch¿lern und 

Lehrern gleichermaÇen schadet. 

Dennoch wollen die Stimmen nicht verklingen, die, wie 

Frau Prof. Claudia Dalbert, Fraktionschefin der GR¦NEN 

in Sachsen-Anhalt, alle Fºrderschulen einschlieÇlich der 

Gehºrlosen- und Blindenschulen schlieÇen wollen. 

Vielen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren! Wir gehen jetzt in die nªchste Runde. Ich frage 

die Fraktion DIE LINKE. ï Bitte, Herr Abgeordneter. 

Sebastian Scheel, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! 

Erst einmal herzlichen Gl¿ckwunsch zur Wahl, Herr 

Bienst, aber Sie haben ein nicht einfaches Amt angenom-

men. Der Problemberg, den Sie von der Koalition insge-

samt zu bewªltigen haben, ist ¿ber die Jahre nicht kleiner 

geworden, sondern so groÇ, dass anscheinend bei Ihnen 

die Nerven so blank liegen, dass Sie sich nur noch in 

solche Attacken fl¿chten kºnnen, statt eine normale 

Debattenform zu finden. Das ist auch der Grund, weshalb 

wir reden. 

Wenn ich Sie so hºre, Herr Bienst, und wenn Sie so auf 

die 15 000 Lehrer rekurrieren, die dort standen, wobei 

keiner von Ihren Freunden dabei gewesen sei, dann hºrt 

sich das so an wie der Geisterfahrer auf der Autobahn, der 

die Meldung bekommt, es sei ein Geisterfahrer unterwegs 

und dann ruft: ĂEiner? Tausende!ñ 

Also, Herr Bienst, ich glaube, so einfach kºnnen Sie sich 

die Welt nicht machen. Ich w¿rde deshalb zumindest 

einen Aspekt in die Debatte einbringen, den wir am 

7. September schon einmal kurz angesprochen haben, 

wobei ich das damals noch f¿r einen Ausrutscher gehalten 

habe. Aber das scheint es nicht zu sein. Deswegen gebe 
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ich Ihnen ein Zitat von dem von Kollegen Flath sehr 

geschªtzten Kollegen Kirchhoff. Er hat in seinem Buch, 

das wir alle zur Kenntnis bekommen haben, geschrieben: 

ĂDie Leistungskraft eines Staates liegt in seinem Personal, 

das in seiner Begabung, Berufsqualifikation und Zuver-

lªssigkeit den staatlichen Handlungsauftrag erf¿llt.ñ So 

weit Kirchhoff und so weit auch richtig. 

So ist es einfach nicht hinzunehmen, dass es sich eben 

nicht um einen Ausrutscher handelt, sondern anscheinend 

um eine Kampagne, die CDU und FDP gezielt gegen die 

Lehrerinnen und Lehrer im Freistaat Sachsen f¿hren ï 

eine Kampagne, die meines Erachtens an Schªbigkeit 

nicht zu ¿berbieten ist. Wie kann man denn allen Ernstes 

einen Sturmangriff auf die Beschªftigten im ºffentlichen 

Dienst fahren, auf die man doch angewiesen ist, die man 

doch braucht, um die Qualitªt in der Bildung zu gewªhr-

leisten, die man doch braucht, um mitzuziehen, damit der 

Wettbewerbsvorteil und die Wettbewerbsfªhigkeit von 

Sachsen gewªhrleistet bleiben? 

Das kºnnen Sie doch nicht allen Ernstes meinen. Sie 

kºnnen sich doch nicht hinstellen und allen Ernstes ï 

auch gestern noch bei der Veranstaltung der Handwerks-

kammer ï den Leuten vorrechnen, was die Lehrer verdie-

nen, und hinzuf¿gen, die sollten sich alle ein bisschen 

zur¿cknehmen; denn wenn man sich einmal umschaue, 

was der Sachse im Durchschnitt sonst so verdient, stelle 

man fest, dass die Lehrer eh viel zu viel verdienen. Das 

kann doch nicht ernsthaft Ihre Position sein! Sie kºnnen 

sich doch als Regierungsfraktionen nicht hinstellen und 

sagen, die Lehrer sollten schºn die Klappe halten. 

(Karl Nolle, SPD: Die kºnnen alles!) 

Es geht doch hier am Ende nicht um solide Finanzen. Der 

Freistaat ist doch nicht arm. Ich habe eher das Gef¿hl, 

dass Sie mit vom Geiz zerfressenen Gesichtern den 

Lehrern gegen¿berstehen, die mit berechtigten Forderun-

gen auf verbesserte Bedingungen ihrer persºnlichen 

Einkommen ï nat¿rlich! ï, aber vor allen Dingen der 

Bildungsperspektive auftreten und sagen, dass man da 

etwas ªndern m¿sse. Da kºnnen Sie sich doch nicht 

hinstellen und sagen: Was wollt Ihr eigentlich von uns? 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Genau das ist die Arroganz, die am Ende eine Staatspartei 

zu Fall bringen kann. 

Kommen wir doch einmal zur Realitªt, wie Sie mit 

Personal umgehen. Da sind ja nicht nur die Lehrer betrof-

fen. Sie wollen die Streichung des Weihnachtsgeldes auch 

heute nicht zur¿cknehmen, obwohl Sie damals gesagt 

haben, das sei der Beitrag der Beschªftigten zur ¦berwin-

dung der Krise. Die Krise ist gl¿cklicherweise nicht so 

stark eingetroffen. Trotzdem sind Sie nicht bereit, diese 

MaÇnahme zu korrigieren. Sie sind nicht bereit, endlich 

eine Anpassung der Wegstreckenentschªdigung herbeizu-

f¿hren. Obwohl Sie sie seit Jahren versprochen haben, 

schieben Sie sie Tag f¿r Tag hinaus. Warum? Weil Sie mit 

jedem Tag Geld auf dem R¿cken der Beschªftigten 

sparen. Und Sie sind nicht bereit, endlich bei den Lehrern 

die gerechtfertigte Eingruppierung vorzunehmen. 

Ich sage, f¿r eine solche Art von Politik und einen solchen 

Umgang mit Personal gibt es einen Fachbegriff, und der 

heiÇt ĂVerarschungñ, meine Damen und Herren von der 

Koalition. 

(Zuruf der Abg. Antje Hermenau, GR¦NE) 

Vielleicht verstehen Sie mich besser, wenn ich nicht auf 

der Grundlage von Moralitªt argumentiere, denn Sie 

wollen ja die groÇen Wettbewerbsh¿ter sein. Sie wollen 

diejenigen sein, die verstehen, wie Wettbewerb funktio-

niert. 

Wir kommen in den nªchsten Jahren und Jahrzehnten in 

einen richtigen Wettbewerb der ºffentlichen Arbeitgeber. 

Wie wollen Sie sich bitte schºn mit dem Wegfall von 

Sonderzahlungen, mit der Falsch-Eingruppierung, mit der 

Beschªdigung und Diffamierung von Beschªftigten im 

ºffentlichen Dienst als attraktiver ºffentlicher Arbeitgeber 

aufstellen? 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Wie soll es denn da gelingen, jemanden dazu zu bringen, 

im ºffentlichen Dienst in Sachsen arbeiten zu wollen und 

nicht nach Brandenburg, nicht nach Th¿ringen oder nach 

Sachsen-Anhalt zu gehen? Denn derjenige muss nicht 

mehr nach Bayern gehen. Denken Sie, den anderen wird 

einfach die Luft ausgehen, sodass sie dann nicht mehr 

mithalten? Denken Sie, sie werden die Leute irgendwann 

schlechter bezahlen m¿ssen, weil sie so viele Schulden 

haben? 

Ich glaube, das wird nicht das Problem sein. Sie m¿ssen 

Ihre Einstellung als ºffentlicher Arbeitgeber, als Dienst-

herr grundlegend ¿berdenken und Sie m¿ssen jetzt han-

deln. Sonst werden die Problemlagen noch grºÇer werden 

und Sie werden sie nicht mehr beherrschen, meine Damen 

und Herren von der Koalition. 

(Beifall bei den LINKEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

Ich kann, da ich nur noch wenig Zeit habe, nur noch eines 

sagen: Sie d¿rfen nicht weiterhin vergessen, dass Sie 

nicht Gutsherr, sondern Dienstherr der Beschªftigten sind, 

dass die Bediensteten nicht Leibeigene sind. Sie m¿ssen 

Bedingungen f¿r Anerkennung schaffen, f¿r Anerkennung 

der Leistungen des Personals im ºffentlichen Dienst, die 

die Motivation herstellt. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Ich gebe Ihnen ein einziges Zitat von Benjamin Franklin 

mit auf den Weg, der zu Recht sagte: ĂErfahrung ist eine 

teure Schule, aber Narren wollen anderswo nicht lernen.ñ 

Vielen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN, der SPD 

und des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 
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1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Die CDU-Fraktion 

bitte. Herr Abg. Bienst. 

Lothar Bienst, CDU: Frau Prªsidentin! Meine Damen 

und Herren! Lieber Kollege Scheel, Danke erst einmal f¿r 

die Gl¿ckw¿nsche. ï Ich glaube, wir haben uns doch ein 

wenig missverstanden, denn das, was Sie gerade von 

wegen Ă... einen groÇen Berg vor uns hertragen und ich 

muss den Berg abbauenñ dargeboten haben, ist nicht an 

dem. Ich hatte vorhin ausgef¿hrt, dass wir eine solide 

Schul- und Bildungspolitik in Sachsen machen. Ich habe 

gar keine Angst vor einem groÇen Berg, der relativ 

gesehen sehr klein ist. Aber wir werden das sicherlich 

gemeinsam hinbekommen. 

Vielleicht noch ganz kurz eine Erwiderung auf die Aus-

f¿hrungen von Frau Stange. Ich habe den Sch¿lerrat vor 

Augen, der drauÇen auf der Kundgebung eine Rede 

gehalten hat, in der genau das angesprochen wurde, was 

Sie vorhin gesagt haben: die Fehlstunden. Frau Giegen-

gack hat es vorhin angef¿hrt: Das war der Blick zur¿ck. ï 

Deswegen habe ich es nicht verstanden. Wir m¿ssen den 

Blick nach vorn richten. 

Wir haben jetzt ein flexibles Finanzierungspaket aufgelegt 

und wir werden sehen, wie dieses flexible Finanzierungs-

paket in der nahen Zukunft wirkt. Ich bin optimistisch, 

dass wir solche Fehlstunden, wie sie bisher angefallen 

sind, bis zum Jahresende nicht mehr haben werden. Wir 

werden im Monat Februar die Situation analysieren und 

werden dann darauf zur¿ckblicken kºnnen, ob die MaÇ-

nahmen, die wir als Regierungskoalition ergriffen haben, 

so wirksam waren, wie wir uns das vorgestellt haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Dann sollten wir diese Debatte im Plenum erneut f¿hren, 

um vielleicht auch einmal fundiert dar¿ber berichten zu 

kºnnen. ï ¦brigens, mein Bekanntenkreis ist nicht nur in 

der Lehrerschaft der Berufsschullehrer zu suchen, sondern 

auch Grundschul- und Mittelschullehrer sind da zu finden. 

ï Aber kommen wir noch einmal zum Teil zwei. Mich 

stºrt eigentlich diese Debatte, 

(Sebastian Scheel, DIE LINKE: 

Das glaube ich Ihnen!) 

und zwar deshalb, weil die groÇe ¦berschrift ï nun 

komme ich zum Teil zwei ïĂDiffamierung der Lehrerin-

nen und Lehrer durch die Regierungskoalitionñ heiÇt. 

ĂDiffamierungñ klang f¿r mich richtig gruselig. Ich weiÇ 

nicht, ob Sie das so meinen, wie Sie es geschrieben 

haben. Ich mºchte einmal aus unserem ber¿hmten ĂWi-

kipediañ zitieren, was man ¿berhaupt unter Diffamierung 

versteht. Dort steht ï ich zitiere ï: ĂVor allem im Bereich 

der Politik bezieht sich die Diffamierung auf die Ehrver-

letzung, Hetze sowie die Ger¿chteverbreitung gegen 

partei- oder staatspolitische Gegner.ñ 

Den Rest lese ich gar nicht vor. Sie glauben doch nicht im 

Ernst, dass dies auf die Mitglieder der Regierungskoaliti-

on zutrifft, wenn wir von unseren Lehrerinnen und Leh-

rern sprechen. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Lehrerinnen und Lehrer sind in Sachsen neben vielen 

anderen eine der wichtigsten Berufsgruppen. Dar¿ber sind 

wir uns doch einig, glaube ich. 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

In ihrer tªglichen Arbeit stehen die Lehrerinnen und 

Lehrer ihre Frau/ihren Mann in einem schºnen ï davon 

kann ich berichten ï und auch sehr anstrengenden Beruf. 

Daf¿r, Sachsen zukunftssicher zu machen und qualifizier-

tes Fachpersonal heranreifen zu lassen, tªglich das Beste 

zu geben, stehen nªmlich unsere Pªdagogen. 

Lehrerinnen und Lehrer ï das kann ich mit Fug und Recht 

sagen ï genieÇen sowohl in der Staatsregierung als auch 

in der Regierungskoalition ein hohes Ansehen. Auch und 

vor allen Dingen bem¿ht sich die Koalition in den Haus-

haltsverhandlungen ï diese stehen gerade an; Sie greifen 

schon wieder dem Ergebnis der Haushaltsverhandlungen 

vor ï darum, die Personalsituation sowie die Arbeitsbe-

dingungen des Lehrerpersonals weiter zu verbessern. 

(Zuruf des Abg. Sebastian Scheel, DIE LINKE) 

Sie unterstellen der Koalition aus CDU und FDP, dass sie 

die Betroffenen gesellschaftspolitisch ausschalten will. 

Glauben Sie das im Ernst? 

Wenn ich die oben genannte Definition hernehme, weiÇ 

ich, dass Sie mit dieser Formulierung die Koalition 

diffamieren, meine Damen und Herren, und nicht umge-

kehrt. 

(Sebastian Scheel, DIE LINKE: Das geht doch gar 

nicht! ï Weitere Zurufe von den LINKEN) 

Ich kºnnte vielleicht noch auf die  uÇerungen eingehen, 

die in der Diskussion um den Haushalt gefallen sind. 

(Zuruf von den LINKEN: Kann mal 

jemand ein Taschentuch herreichen?) 

Es sind wesentliche Kritikpunkte vorgetragen worden, die 

wir selbstverstªndlich auszudiskutieren haben und die wir 

inhaltlich ausdiskutieren werden. Ich mºchte nicht jede 

Bemerkung wiederholen. Aber ich mºchte an dieser Stelle 

unterstreichen, dass sich die Fraktion bzw. die Koalition 

diesen Aufgaben auch in der Haushaltsverhandlung 

stellen wird und dass Gesprªche in Vorbereitung auf den 

Doppelhaushalt dazu beitragen werden. 

Ich mºchte zusammenfassen: Schauen Sie auf das Ergeb-

nis der Verhandlungen zum Doppelhaushalt und wir 

werden dann noch einmal diese Diskussion im Hohen 

Haus f¿hren. 

Recht vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Dr. Stange, 

bitte. 
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Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsi-

dentin! Herr Bienst, das macht ja Hoffnung, dann hat die 

heutige Diskussion doch noch Sinn. 

Ich will Ihnen noch ein paar Eckdaten mitgeben, weil 

gesagt worden ist, es gehe jetzt alles bergauf und wir 

sollten nach vorn schauen: 

Wir haben in diesem Jahr 364 Lehrerstellen weniger als 

im vergangenen Jahr; wir werden im Schuljahr 2013/2014 

laut vorliegendem Haushalt 162 Stellen weniger haben als 

im vergangenen Jahr ï und das bei steigenden Sch¿ler-

zahlen. Nach Angaben des Kultusministeriums sind es 

schon in diesem Jahr 15 000 Sch¿ler mehr als im vergan-

genen Jahr. Vielleicht kºnnen Sie das in den Haushaltsbe-

ratungen auch noch korrigieren. 

Dann kºnnten Sie vielleicht auch Herrn Zastrow sagen, 

dass die Lehrergehªlter tatsªchlich per Haushaltsgesetz 

festgelegt werden und nicht in Tarifverhandlungen, wie er 

meint. Dann kºnnten wir die Aufstockung f¿r die mehr als 

8 000 Lehrerinnen und Lehrer vor allen Dingen an 

Grundschulen, Mittelschulen und an den Fºrderschulen 

endlich durchsetzen. 

Einige Aussagen, die in der letzten Zeit getªtigt worden 

sind, sind einfach falsch. Wir sind in den letzten Jahren 

derart an der Nase herumgef¿hrt worden, was die Stellen-

situation anbelangt, dass man jetzt schlichtweg 600 

Lehrer von den Mittelschulen an die Berufsschulen 

umsetzt. Welch Wunder! Was haben die denn bisher 

gemacht? 

Von daher, Herr Bienst: Ich nehme Ihre Worte sehr ernst, 

dass wir jetzt nach vorn schauen, ï 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte zum Ende 

kommen. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: ï in die nªchsten zwei 

Monate, was die Haushaltsberatungen anbelangt, und dass 

das, was ich angesprochen habe, korrigiert wird, damit 

wir eine gute Schulpolitik hinbekommen. 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die FDP Herr 

Abg. Blªsner, bitte. 

Norbert Blªsner, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Scheel, Sie 

haben uns vorhin unterstellt, wir w¿rden den ºffentlichen 

Dienst angreifen, insbesondere die Lehrerschaft. Ich 

mºchte mich, was das Thema Eingruppierung angeht, 

meinem Kollegen von der CDU, Herrn Michel, anschlie-

Çen, der bei der Einbringung des Haushalts schon gesagt 

hat, dass man dar¿ber sprechen wird. Das hat er gesagt. 

Wir haben gesagt ï er war auch dabei, als uns die Antrªge 

auf Hºhergruppierung ¿berreicht worden sind ï, dass wir 

f¿r die Forderungen Verstªndnis haben, insbesondere im 

Grundschulbereich, wo Lehrer seit ¿ber 30 Jahren tªtig 

sind und weniger verdienen als die jungen Lehrer. Wir 

haben aber auch gesagt, dass wir ganz klare Prioritªten 

haben ï das heiÇt zuerst Absicherung des Unterrichts und 

des Lehrerbedarfs ï und dass wir in den Haushaltsbera-

tungen besprechen werden, ob etwas und was machbar ist. 

Dem kann man heute nicht vorgreifen. 

Frau Stange, Sie haben es schon wieder getan! 

(Unruhe) 

Sie haben es schon wieder getan. Sie haben ganz bewusst 

Sachen verdreht und miteinander verglichen, die nicht 

vergleichbar sind. Sie haben schon wieder die Stellen in 

diesem Jahr mit den Stellen von fr¿her verglichen,  

(Zuruf des Abg. Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE) 

obwohl ï das mºchte ich ausdr¿cklich sagen ï das im 

letzten Ausschuss explizit anders gesagt wurde, weil es 

auch anders ist. Sie wissen, dass die ATZ-Stellen jetzt 

wieder besetzbar sind. Sie wissen, dass beispielsweise im 

Umfang von 290 Stellen Lehrer aus dem GTA-Bereich 

wieder die Unterrichtsversorgung ¿bernehmen. Ich bitte 

Sie, machen Sie hier keine unwahren Behauptungen, 

unterlassen Sie das! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wird von den 

GR¦NEN noch einmal das Wort gew¿nscht? ï NPD? ï 

Ich frage noch einmal die Fraktion DIE LINKE. Frau 

Falken, Sie wollten noch sprechen. ï Bitte, Sie haben das 

Wort. 

Cornelia Falken, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Blªsner, wer 

hier die Wahrheit sagt und wer nicht, dar¿ber, glaube ich, 

sollten wir schon noch einmal diskutieren. Das will ich 

jetzt nicht machen, weil die Zahlen, die Frau Stange 

gerade benannte, klar und eindeutig sind. Wir haben im 

Schulausschuss neben den Zahlen, die uns nicht die 

Ministerin, sondern der Abteilungsleiter vorgestellt hat, 

nur durch Nachfrage Zahlen erfahren, die nicht in dem 

Papier standen, und zwar die Bereinigung der Stellen aus 

dem BTV an Mittelschulen und Gymnasien, die sie 

einfach einmal klammheimlich ¿ber die Sommerferien 

gestrichen haben. Also, wer hier die richtigen Aussagen 

trifft oder die richtigen Zahlen hat, dar¿ber wollen wir 

noch einmal reden. 

Was mich sehr ªrgert ï das muss ich hier einmal ganz 

deutlich sagen ï ist: Die Wiederbesetzung von Altersteil-

zeitstellen ist in Ordnung. Das ist gut. Das ist eine Forde-

rung, die wir in der Opposition seit vielen Jahren stellen. 

Aber sich hier hinzustellen und zu sagen, dass das etwas 

ganz Tolles wªre, will ich einmal gleich einschrªnken, 

weil die Wiederbesetzung von Altersteilzeitstellen nur 

befristet bis 31.07. durchgef¿hrt wird. Wir haben es im 

Ausschuss auf Nachfrage gehºrt. Wen von den jungen 

Leuten wollen Sie denn eine Stelle anbieten, die Sie bis 

zum 31.07. des nªchsten Jahres befristen? 
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Die sind doch ï Entschuldigung ï nicht blºd. Die gehen 

in andere Bundeslªnder. Dort bekommen sie unbefristete 

Stellen, eine Eingruppierung, die ihnen zusteht. Sie 

bekommen Anrechnungen f¿r Tªtigkeiten, die sie auÇer-

halb des Unterrichtes ausf¿hren. In Sachsen bekommen 

sie groÇz¿gige Wiederbesetzung von Stellen befristet bis 

31.07. des nªchsten Jahres. 

Vergessen Sie es! Das schaffen Sie nie! Das kriegen Sie 

nie auf die Reihe! 

(Beifall bei den LINKEN) 

Herr Bienst, Sie haben gesagt: Schauen wir nicht zur¿ck, 

sondern schauen wir voraus. Ich will das gern tun ï an 

zwei Beispielen. Was passiert, was ist jetzt real wirklich 

da? ï Ich mºchte mich auf den Unterrichtsausfall bezie-

hen. Das Programm ĂUnterrichtsgarantieñ ï ich betone 

das noch einmal ï ist aufgelegt. Wir haben im Ausschuss 

gehºrt, dass das etwa die GrºÇenordnung von 100 Stellen 

ist. Nach Aussagen der Kultusministerin, Frau Kurth, 

haben jetzt die Schulleiter die Aufgabe, Leute zu finden, 

die diesen Unterrichtsausfall kompensieren kºnnen. 

Ich muss Ihnen sagen, das Problem des Unterrichtsaus-

falls nur ¿ber Rentner zu realisieren, wird Ihnen nicht 

gelingen. Das ist, glaube ich, wirklich nicht zielf¿hrend. 

Wenn ich jetzt hºre, dass wir 68-jªhrige Rentner einstel-

len werden, die im Sportunterricht eingesetzt werden ï 

gestern habe ich ein Beispiel gehºrt, dass ein 72-jªhriger 

Rentner im Sport unterrichten soll ï, 

(Zuruf des Abg. Dr. Dietmar Pellmann, 

DIE LINKE ï Unruhe) 

dann habe ich ganz ernsthafte Probleme, den Unterrichts-

ausfall allein ¿ber Rentner ausgleichen zu wollen. Zu der 

vorhandenen ¦berlegung zu sagen, Lehramtsstudierende, 

die keinen Platz als Lehramtsanwªrter bekommen haben, 

kºnnen auch in die Vertretung des Unterrichts eingesetzt 

werden, muss ich Ihnen sagen: Schauen Sie sich meine 

Kleine Anfrage, Drucksache 5/9988, an. Ich habe abge-

fragt, wie viele sich beworben haben, wie viele genom-

men wurden. Was da ¿brig bleibt, ist so gering, dass ich 

mir nicht vorstellen kann, dass Sie mit diesem Programm 

das Problem auch nur annªhernd lºsen kºnnen. 

Das heiÇt: Was machen wir? Der Unterricht fªllt aus, und 

der fªllt wirklich aus. Ich war am Montag am Gymnasium 

in Nossen bei den Sch¿lerinnen und Sch¿lern. Die Sch¿-

ler der 12. Klasse ï Abiturvorbereitung ï haben uns 

erlªutert, dass sie seit dem ersten Schultag bis Montag 

keinen Chemie- und keinen Biologieunterricht hatten, 

nicht eine einzige Stunde. 

(Kersten Kºditz, DIE LINKE: Hºrt, hºrt!) 

Sch¿lerinnen und ein Sch¿ler aus dem Gymnasium 

GroÇrºhrsdorf, 12. Klasse, hatten in den letzten beiden 

Wochen 14 Stunden Unterrichtsausfall. Dabei hat er ï das 

hat er ausdr¿cklich gesagt ï den Streiktag nicht mitge-

rechnet, weil er das ausdr¿cklich herausnehmen wollte. 

Den Unterrichtsausfall bei so eng genªhter Kante, bei 

keinerlei Reserven im System ¿ber das Programm allein 

bewªltigen zu wollen ist nicht realisierbar, und das wissen 

Sie auch heute schon. Wenn Sie es nicht wissen, mºchten 

wir Ihnen das heute noch einmal sagen. 

(Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Ich mºchte kurz noch die Lernmittel ansprechen. Es gibt 

in Sachsen Tausende von Sch¿lerinnen und Sch¿lern, die 

bis heute keine Arbeitshefte haben. Es gibt bis heute keine 

Rechtsvorschrift, von der die Ministerin noch vor der 

Sommerpause versprochen hat, dass sie sehr schnell und 

zeitnah da ist. Das heiÇt, auch im Bereich der Unter-

richtsmaterialien kann man ¿berhaupt nicht davon reden, 

dass das Schuljahr gut begonnen hat. 

Wir fordern Sie also auf, diese Debatte nicht nur zu 

nehmen und zu sagen, wir haben einmal schºn dar¿ber 

gesprochen, sondern klare Antworten zu geben. Ich war 

gestern in einer Beratung mit Eltern, Lehrern und Sch¿-

lern. Sie sagten, wir mºchten, dass Antworten kommen, 

dass klare Aussagen getroffen werden. Ich sage einmal: 

Ja, die Aktuelle Debatte hat schon dazu gef¿hrt, dass sich 

die Ministerin in der ĂFreien Presseñ geªuÇert hat. Nun 

wollen wir einmal hºren, was Sie jetzt sagt. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es vonseiten 

der Fraktionen noch Redebedarf? ï Herr Schreiber, bitte. 

Patrick Schreiber, CDU: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe den Titel der Debatte hier vor mir 

liegen. Ich muss schon sagen, Frau Falken, wenn Sie 

ehrlich gewesen wªren, hªtten Sie Ihre Debatte einfach 

ĂSchuljahresstart missgl¿ckt, Regierung hat versagtñ 

genannt. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Aber was Sie hier machen, den Titel der Debatte, den 

mein Kollege Bienst schon ansprach, so richtig schºn 

schwammig zu halten, damit sie auch alles schºn in diese 

Debatte hineinpacken kºnnen,  

(Zuruf der Abg. Cornelia Falken, DIE LINKE) 

was eigentlich nicht heute und nicht hier zu debattieren ist 

ï ï Der GroÇteil, der hier debattiert wurde, sind Dinge, 

die wir in den nªchsten Wochen mit den Haushaltsver-

handlungen miteinander zu beraten haben. Auch da 

wissen Sie ganz genau, dass es seitens der Koalitionsfrak-

tionen an der einen oder anderen Stelle auch  nderungs-

bedarfe und -w¿nsche gibt. 

Aber das tun Sie eben nicht, um all diese Dinge hier 

hineinpacken zu kºnnen. Frau Falken, Sie sind auch 

bekannt daf¿r, dass Sie immer wieder Beispiele ï ich sage 

jetzt bewusst nicht Einzelbeispiele, damit das nicht wieder 

abqualifiziert wird ï bringen. Aber bitte, schauen Sie doch 

einmal in die Landschaft hinein und schauen Sie sich vor 

allen Dingen das ganze System einmal dahin gehend an, 
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wie denn seitens des Kultusministeriums seit April im 

Gegensatz zu anderen Schuljahren umgesteuert wurde. 

Sie kºnnen nat¿rlich kritisieren, dass der 72-jªhrige 

r¿stige Rentner jetzt Sportunterricht machen soll. Aber ich 

sage Ihnen ganz deutlich: Er soll den ja nicht machen. Er 

mºchte den machen. Ihn zwingt doch niemand, mit 

72 Jahren Sportunterricht zu geben. Und genau aus dem 

Grund, wenn wir von einer ªlter werdenden Gesellschaft 

reden, ist es doch absurd, sich hier hinzustellen und 

Menschen, die sich im hºheren Alter fit f¿hlen und auf 

Grundlage dessen, dass sie vielleicht schon ein paar Jahre 

in Rente sind, 

(Unruhe) 

sich aber trotzdem fit f¿hlen ï ï Wenn wir den Menschen 

eine Aufgabe geben, 

(Zuruf des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

wo wir sie in unseren Schulen brauchen, 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

was ist bitte schºn daran verkehrt? Das ist nicht zu kriti-

sieren. Dem 72-jªhrigen r¿stige Rentner, den Sie hier 

sozusagen als Negativbeispiel anf¿hren, ist eigentlich zu 

danken. 

(Christian Piwarz, CDU: Altersdiskriminierung!) 

So sieht es aus. 

(Unruhe) 

Das Nªchste ist, ï ï 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Da fªllt einem nichts mehr ein!) 

ï Herr Pellmann, dass Sie vielleicht nicht mehr ganz so 

r¿stig sind wie der 72-jªhrige Rentner, das mag so sein. 

Fakt ist ï Entschuldigung ï, die Altersdiskriminierung 

haben Sie schon hier vorgenommen. Das muss ich gar 

nicht tun. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Fakt ist eines: Sie sprachen den Vertretungstopf an. Im 

Hinblick auf den Vertretungstopf ï die Honorarmittel ï 

muss man einmal Folgendes sagen, was Sie auch nicht 

sagen: Ein solches Instrument haben sich die Schulleite-

rinnen und Schulleiter in Sachsen seit Jahren gew¿nscht. 

Sie wollen mit Honorarmitteln flexibel reagieren, damit 

beispielsweise ein sechswºchiger Unterrichtsausfall, weil 

sich der Lehrer weiter krank meldet und der Schulleiter 

nichts tun kann, der Vergangenheit angehºrt. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Patrick Schreiber, CDU: Wenn ich den Satz beendet 

habe, gestatte ich eine Zwischenfrage. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Der Satz ist nun zu 

Ende. 

Patrick Schreiber, CDU: Erkennen Sie bitte an, dass 

man an dieser Stelle umgedacht hat. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ist der Satz nun zu 

Ende? 

Patrick Schreiber, CDU: Der Satz ist nun zu Ende. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gut. Dann erteile 

ich Frau Falken das Wort. 

Cornelia Falken, DIE LINKE: Vielen Dank, Frau 

Prªsidentin. Herr Schreiber, geben Sie mir recht, dass die 

Versorgung im Falle des Unterrichtsausfalls nicht aus-

schlieÇlich ¿ber Rentner gelºst werden kann? Nichts 

anderes habe ich gesagt. 

Patrick Schreiber, CDU: Ich fasse das einmal als eine 

rhetorische Frage auf, die Sie sich selbst beantworten 

kºnnen. Wenn wir einmal in unsere Landschaft schauen, 

haben wir innerhalb der Lehrerschaft nach oben einen 

hohen Lebens- und Altersarbeitsbaum. Es ist bei Gott 

nicht so, dass es nur Rentner im System gibt. Das ist auch 

nicht das Ziel. Ich habe sehr deutlich gemacht, dass es 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, daf¿r zu sorgen, 

Menschen in dieser Altersgruppe eine Mºglichkeit zu 

geben. Wenn es unserem System hilft, dass sie eine 

Verwendung finden, ist das umso besser. 

Ich hatte ¿ber den Topf als Instrument f¿r Schulleiter 

gesprochen. Es ist auch an Ihnen zuzugeben, dass es im 

Zweifel eine gelungene Sache der Regierungskoalition 

und des Kultusministeriums ist ï wohl wissend, dass dies 

nicht systemimmanent sein kann und wir k¿nftig nur noch 

Lehrer ¿ber Honorarmittel einstellen. Das ist ganz klar. 

Sie wissen ganz genau, an welcher Stelle wir uns hier 

befinden. 

Ich werde Ihnen eines sagen. Frau Falken, das richte ich 

persºnlich an Ihre Adresse: Sie selbst wissen als Gewerk-

schaftlerin genug, dass die Betriebsrªte 

(Zuruf aus der CDU: Personalrªte!) 

ï Entschuldigung ï, die Personalrªte zustimmen m¿ssen. 

Es gibt derzeit nur eine Gegend in Sachsen, in der es sich 

scheinbar ganz besonders kompliziert gestaltet, dass ein 

schnelles Hereinnehmen von Honorarkrªften in den 

Schuldienst bzw. Unterricht erfolgen kann: 

(Christian Piwarz, CDU: Hºrt, hºrt!) 

Das ist die Region Leipzig, in der Sie in der Gewerkschaft 

entsprechend eine Verantwortung tragen. 

(Christian Piwarz, CDU: Hºrt, hºrt!) 

Ich fordere Sie hiermit auf: Legen Sie an dieser Stelle Ihre 

Blockade ab, damit der Unterricht in Sachsen gelingen 

kann und wir k¿nftig Instrumente ergreifen kºnnen, um 

einen qualitativen und hochwertigen Unterricht abzusi-

chern. 
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(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es vonseiten 

der Fraktionen noch weiteren Redebedarf? ï Es liegt eine 

Kurzintervention vor. Diese hat nat¿rlich Vorrang. Bitte 

schºn; Frau Falken. 

Cornelia Falken, DIE LINKE: Danke schºn, Frau 

Prªsidentin. Herr Schreiber, ich mºchte Sie darauf hin-

weisen, dass die Personalrªte an das Gesetz gebunden 

sind. Die Personalrªte werden auf keinen Fall gegen das 

Gesetz verstoÇen. Jedenfalls schªtze ich das als Gewerk-

schafterin so ein. Hier stehe ich als Landtagsabgeordnete. 

Ich werde mich darum k¿mmern und daf¿r sorgen, dass 

die Personalrªte nicht gegen Gesetze verstoÇen. Das 

mºchte ich hier ganz klar und deutlich sagen. 

(Christian Piwarz, CDU: Das ist 

auch eine Antwort, Frau Falken!) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Schreiber, 

mºchten Sie reagieren? ï Herr Schreiber, bitte schºn. 

Patrick Schreiber, CDU: Ich stelle einfach eine Ge-

genthese auf: Demzufolge w¿rden alle anderen Betriebs-

rªte gegen Gesetze verstoÇen. 

(Stefan Brangs, SPD: Welche Betriebsrªte denn?) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Es spricht nun der 

Abg. Blªsner f¿r die FDP-Fraktion, bitte. 

Norbert Blªsner, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Sehr geehrte Frau Falken, Sie haben noch einmal einen 

interessanten Dreh und Aspekt in die Diskussion hinein-

gebracht. Sie haben sich ein St¿ck weit selbst entlarvt. 

Vonseiten der Regierungskoalition werden neue Elemente 

eingef¿hrt. Das Honorarmodell ist ein neues Modell, 

welches im ¦brigen erst vor Kurzem gestartet ist. Es gibt 

immer ein paar Anfangsschwierigkeiten. Das wissen Sie. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: Wir 

brauchen doch Personal daf¿r!) 

Weil Sie grundsªtzlich, auch aufgrund Ihres Hintergrun-

des, immer etwas gegen die Honorarmºglichkeiten und 

Flexibilisierung haben, ist mir auch vºllig klar, dass Sie 

so reagieren. Sie verpassen einen ganz spannenden 

Moment ï auch in der Schullandschaft. Das mºchte ich an 

dieser Stelle sagen. Die Not, die es durchaus gab und gibt, 

hat dazu gef¿hrt, dass man bereit ist, neue Elemente wie 

das Honorarmodell aufzunehmen. Das war eine lange 

Forderung von den Schulleitern, wie ich bereits sagte. Es 

schafft die nºtige Flexibilitªt. Es bedeutet im ¦brigen 

auch, dass man einmal schneller reagieren kann. Die 

Behauptung, dass dies nur ¿ber Rentner geschieht, ist 

sowohl falsch als auch entlarvend. Sie wissen ganz genau, 

dass sich das Programm Unterrichtsgarantie in die Berei-

che Honorarmittel und ¦berstundenverg¿tung aufgliedert. 

Allein daran sehe ich, dass Ihre Behauptung vºllig falsch 

ist. Schauen Sie einmal genau in die Haushaltsthemen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï Zuruf 

der Abg. Cornelia Falken, DIE LINKE) 

Ich hoffe, dass genau solche flexiblen Modelle weiterent-

wickelt werden. Frau Kurth hat es heute in der ĂFreien 

Presseñ gesagt. Ich denke an Angebote f¿r den lªndlichen 

Raum. Wir m¿ssen auch dar¿ber nachdenken, passfªhige 

Angebote zu entwickeln und die Verantwortung vor Ort 

zu stªrken, um auf unvermeidbare Ausfªlle zu reagieren. 

Sie stellen sich allein aufgrund Ihres Hintergrundes 

dagegen, weil Sie, das sagte ich bereits, nur Stellen haben 

wollen. Das ist wichtig. Das ist richtig. An einigen Stellen 

aber brauchen wir noch andere Instrumente. Dagegen 

sperren Sie sich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es noch 

weiteren Redebedarf? ï Das ist bei den Fraktionen nicht 

der Fall. Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Sehr 

geehrte Frau Prªsidentin! Meine Damen und Herren! Ja, 

ich weiÇ es. Man merkt es auch. Man merkt es auch hier 

im Saal. Sehr viele sind enttªuscht ï teilweise zornig ï, 

dass ihre Prophezeiungen nicht eingetreten sind. Es gibt 

kein Chaos und keinen Zusammenbruch. Auch wenn viele 

es offenbar gar nicht wahrhaben wollen, kann ich Folgen-

des sagen: Der Schuljahresstart ist gelungen. Er ist besser 

als im Jahr zuvor gelungen. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung ï  

Unruhe bei den LINKEN und der SPD) 

Alles, was ich zu hºren bekomme und bisher heute und 

hier zu hºren bekam, ist eine pauschale Kritik. Es sind 

einzelne Beispiele. Frage ich konkret, bleiben meine 

Kritiker nach konkreten Fragen eine konkrete Antwort 

schuldig oder versuchen, an Einzelfªllen ï wie die Medi-

en heute und hier ï ein Exempel zu statuieren. 

(Zuruf des Abg. Martin Dulig, SPD) 

Ich lasse mich nicht von Einzelfªllen irritieren. Glauben 

Sie mir, ich kenne das System seit dem Jahr 1990 sehr 

genau. Es ist ein System mit 1 400 Schulen und 

32 000 Lehrerinnen und Lehrern. Einzelfªlle kommen 

zwangslªufig vor. Schule in Sachsen findet seit mehr als 

drei Wochen nicht nur statt. Sie findet geordnet statt. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Sie alle wissen ganz genau: Solange es Schule gibt, wird 

es auch einen Unterrichtsausfall geben. Wir kºnnen noch 

so viele Lehrer in das System hineinbringen, einen Unter-

richtsausfall wird es immer geben. 

Frau Stange, ich treffe mich am 2. Oktober mit dem 

Landessch¿ler- und Landeselternrat zu einem Runden 
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Tisch und werde ¿ber den Unterrichtsausfall und Kriterien 

der Erfassung des Unterrichtsausfalls sprechen. Ich halte 

mein Wort. 

Meine Damen und Herren! Der Punkt ist folgender: Es ist 

uns gelungen ï Sie kºnnen nicht leugnen, dass es uns 

gelungen ist ï, durch das Einstellungsprogramm, Frau 

Stange, nicht 650 sondern 655 Lehrerinnen und Lehrer 

neu einzustellen. 

(Zuruf von den LINKEN: Oh!) 

Sie haben alle einen Arbeitsvertrag bekommen. Wir haben 

Lehrerinnen und Lehrer aus der Verwaltung und aus dem 

Ganztagsprogramm wieder mit den Sch¿lern in das 

Klassenzimmer gebracht. Wir haben damit den Ausfall 

seit dem ersten Schultag dieses Schuljahres minimiert. 

Wir haben des Weiteren neue Mºglichkeiten geschaffen. 

Diese neuen Mºglichkeiten, flexibel und schnell auf 

Unterrichtsausfªlle zu reagieren, wurden heute bereits 

mehrfach angesprochen. 

Wir haben die flexible Stellenbewirtschaftung. Wir 

kºnnen ausfallende Lehrerinnen und Lehrer durch Lehre-

rinnen und Lehrer ersetzen und haben das in den ersten 

drei Wochen reichlich getan. Wir haben das Programm 

Unterrichtsgarantie, und die Mittel flieÇen in diesem 

Programm ab. Dass wir damit erfolgreich sind, ist Ihnen 

gegebenenfalls ein Dorn im Auge, und ich mºchte jetzt 

und hier die Gelegenheit nutzen, all denen herzlich Danke 

zu sagen, die diese neuen MaÇnahmen, diesen neuen Weg, 

den wir gehen, unterst¿tzen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD, steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Ministerin, 

gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Ich 

mºchte erst einmal in meinen Ausf¿hrungen fortfahren. 

Ich bin gerade an einem wichtigen Punkt. 

Die neuen Wege, die flexiblen Wege, die wir im System 

gehen, braucht unser System Schule. Diese neuen Wege 

schaffen eine Entlastung f¿r die Lehrerinnen und Lehrer. 

Wer, so frage ich mich, diffamiert da eigentlich die 

Lehrerinnen und Lehrer im Freistaat Sachsen? 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Proteste bei den LINKEN und der SPD) 

Neben den kurzfristigen Instrumenten haben wir auch 

mittelfristige MaÇnahmen ins Leben gerufen, um mittel- 

und langfristig vorzusorgen. Ja, wir schauen nicht nur in 

den nªchsten Doppelhaushalt, sondern dar¿ber hinaus. 

Klare Zeichen sind gesetzt. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Wo denn? ï 

Zurufe von den LINKEN) 

Wir erhºhen die Anzahl der Lehramtsstudenten auf 1 700. 

Die erfolgreiche Werbung f¿r den Lehrerberuf hat schon 

Fr¿chte gezeigt: Die Einschreibezahlen an den Universitª-

ten f¿r alle Schularten ¿bersteigen die Kapazitªten. Das 

ist schwarz auf weiÇ ein Beweis daf¿r. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Das zentrale Problem, das wir in der sªchsischen Lehrer-

schaft haben ï auch das wurde schon angesprochen ï, 

nªmlich die ¦beralterung des Kollegiums, ist auf eine 

gemeinsame Entscheidung mit den Gewerkschaften Ende 

der Neunzigerjahre zur¿ckzuf¿hren, keine Lehrer zu 

entlassen und Altersteilzeit zu ermºglichen. Ich stehe zu 

dieser damaligen Entscheidung. Aber ihre Konsequenzen 

sind heute fatal f¿r uns. 

Ich bin selbst jahrelang Lehrerin im System auch nach 

1990 gewesen. Glauben Sie mir. Was mich antreibt seit 

sechs Monaten, seit ich diese Aufgabe bewªltige, ist der 

unbedingte Wunsch und das unbedingte Ziel, die Rah-

menbedingungen der Lehrer in Sachsen zu verbessern und 

den Lehrerbedarf langfristig im Freistaat Sachsen zu 

sichern. Das geht nicht zum Nulltarif. Wir m¿ssen Anrei-

ze finanzieller und anderer Art schaffen. Das ist keine 

Tarifpolitik, das ist Bildungspolitik! 

Ich bin nicht festgelegt und w¿nsche mir eine offene und 

ehrliche Diskussion. Das sage ich noch einmal in Ihre 

Richtung. Bei allen notwendigen Verbesserungen der 

Rahmenbedingungen gibt es weit mehr Bewerber f¿r das 

Lehramtsstudium. 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eines sagen: AuÇer-

halb unseres Bundeslandes ï und ich habe viele Termine 

auÇerhalb von Sachsen gehabt ï hat das sªchsische 

Bildungssystem einen hervorragenden Ruf. Wir werden 

darum beneidet. Sprechen Sie mit den Familien, die nach 

Sachsen ziehen und ihre Kinder hier einschulen. 

Ich bin sehr froh, dass diese Debatte ¿ber die Rahmenbe-

dingungen des Lehrerberufs stattfindet, denn sie wird uns 

gemeinsam langfristig voranbringen. Wof¿r ich aber kein 

Verstªndnis habe, was ich aber in den vergangenen 

Wochen so oft erfahren musste und was auch nicht 

zielf¿hrend ist, sind pauschale, inhaltlich nicht untersetzte 

Angriffe, wie sie jetzt von Ihnen kommen. Das bringt uns 

in der Entwicklung unserer Bildungspolitik hier in Sach-

sen nicht voran. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Eine Kurzinter-

vention, Frau Dr. Stange, bitte. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Vielen Dank. ï Frau 

Ministerin, ich nehme f¿r mich in Anspruch, keine pau-

schalen Vorw¿rfe gemacht, sondern ganz konkrete Fragen 

gestellt zu haben, die von Ihnen nicht beantwortet wur-

den. Sie haben keine Antwort auf die Frage gegeben und 

auch keine Zwischenfrage zugelassen, dass es in diesem 

Schuljahr weniger Stellen gibt als im vergangenen Schul-

jahr, und zwar bei steigenden Sch¿lerzahlen. Sie haben 

keine Antwort darauf gegeben, wie es nach dem 

Jahr 2014/15 weitergeht. Sie brauchen gar nicht abzuwin-
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ken, wenn Ihnen das nicht wichtig ist. Zu der Zeit nach 

2014/15 steht nichts mehr in der Mittelfristigen Finanz-

planung. Wie wollen Sie die Lehrerstellen anschlieÇend 

regulieren? Der Haushaltsplan wird Ende 2014 ï welch 

Wunder, nach den Landtagswahlen ï beschlossen. 

980 Stellen sind zum Abbau verschoben. Dar¿ber spre-

chen wir dann Ende 2014. All das ist die Prognose f¿r die 

kommenden Jahre. 

Darauf haben wir keine ehrliche Antwort von Ihnen 

bekommen, Frau Ministerin ï nur um daran anzukn¿pfen. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Ministerin, 

mºchten Sie sich dazu ªuÇern? 

(Dr. Volker K¿low, DIE LINKE:  

Sie hat kein Manuskript! ï  

Zurufe von den LINKEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren! Die 2. Aktuelle Debatte ist 

damit abgeschlossen. Ich beende den Tagesordnungs-

punkt. 

Wir kommen jetzt zu 

Tagesordnungspunkt 5 

2. Lesung des Entwurfs  

Gesetz zur  nderung hochschulrechtlicher Bestimmungen 

Drucksache 5/9089, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 5/10101, Beschlussempfehlung des  

Ausschusses f¿r Wissenschaft und Hochschule, Kultur und Medien 

Den Fraktionen wird das Wort zur allgemeinen Ausspra-

che erteilt. Es beginnt die CDU-Fraktion, Herr Abg. 

Mackenroth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Frau Prªsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Wir haben im Freistaat 

Sachsen eine Hochschulgeschichte, die im 

15. Jahrhundert beginnt, genauer im Jahre 1409 mit der 

Gr¿ndung der Universitªt Leipzig. 

(Beifall der Staatsministerin Christine ClauÇ) 

Die Alma Mater Lipsiensis war nach Prag, Wien, Heidel-

berg, Kºln und Erfurt die erste Universitªtsgr¿ndung im 

meiÇnisch-sªchsischen Territorium. Mehr als 600 Jahre 

spªter zªhlen wir in Sachsen f¿nf Universitªten, f¿nf 

Kunsthochschulen und f¿nf Fachhochschulen, an denen 

derzeit deutlich ¿ber 100 000 Studenten in weit ¿ber 

300 Studiengªngen nach hºherer Bildung streben. 

Schon in den vergangenen Jahren haben wir die Eigen-

verantwortung unserer Einrichtungen ausgebaut. Heute 

wollen wir einen weiteren groÇen Schritt auf diesem Weg 

gehen. 

Die Unabhªngigkeit, die Autonomie der Hochschulen 

basiert auf der Freiheit von Kunst und Wissenschaft, 

Forschung und Lehre, wie es das Grundgesetz in Artikel 5 

und unsere Sªchsische Verfassung vorschreiben. Diese 

Unabhªngigkeit konkretisiert das Sªchsische Hochschul-

freiheitsgesetz f¿r unsere 15 Hochschulen. 

Der Ihnen, meine Damen und Herren Kollegen, vorlie-

gende Gesetzentwurf stªrkt vorrangig die Selbstverant-

wortung unserer Hochschulen, damit sie im internationa-

len Wettbewerb noch besser bestehen kºnnen. Dass wir 

schon jetzt auf dem richtigen Wege sind, zeigen die 

Erfolge bei der Exzellenzinitiative des Bundes, auf denen 

wir uns nicht ausruhen, weil Hochschule ein dynamischer 

Prozess ist. 

Hochschulen sind heute Millionenunternehmen. Von ihrer 

Leistungsbereitschaft und ihrer Leistungsfªhigkeit hªngen 

die Zukunft von Zehntausenden jungen Menschen und die 

Innovationskraft unseres Landes ab. Nicht zuletzt der 

Gesetzentwurf der Staatsregierung zum kommenden 

Doppelhaushalt beweist, dass die Koalition sich dieser 

Tatsache bewusst ist. Bildung ï das war heute schon zu 

hºren ï steht f¿r uns an erster Stelle. Hochschulbildung 

zªhlt in vorderster Linie dazu. 

Unsere Aufgabe ist es, optimale Rahmenbedingungen f¿r 

die sªchsischen Hochschulen zu schaffen, rechtlich, 

organisatorisch und fiskalisch-finanziell. Letzteres wer-

den wir im Dezember dieses Jahres tun, das Erste hoffent-

lich heute. 

Ein Beispiel f¿r die auch finanzielle Vorsorge, mit der wir 

f¿r unsere Hochschulen und f¿r die Menschen sorgen, die 

dort lehren, lernen und arbeiten: Es ist so viel im Vorfeld 

der heutigen Befassung des Parlaments die Rede davon 

gewesen, der Freistaat wolle seine Studenten knapp 

halten, ihnen das Geld k¿rzen. Das Gegenteil ist der Fall. 

Wir sorgen vor. Schon der Gesetzentwurf der Staatsregie-

rung sieht vor, dass die staatlichen Zuwendungen an die 

sªchsischen Studentenwerke im kommenden Jahr um eine 

halbe Million Euro und damit um 10 % und im Jahr 2014 

um insgesamt fast 1 Million Euro und damit um knapp 

20 % steigen ï und das in Zeiten grundsªtzlich zur¿ckge-

hender Finanzmittel. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 
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Wer da davon sprechen mag, dies sei das finanzielle Ende 

unserer Studentenschaft, der weiÇ nicht, wovon er redet. 

Wir verlangen daf¿r aber auch eine Gegenleistung. Ich 

komme darauf zur¿ck. 

Der vorliegende Gesetzentwurf erweitert die Kompetenz 

der Hochschulen, baut ihre Autonomie aus. Lassen Sie 

mich exemplarisch einige Einzelpunkte herausgreifen. 

Wir vereinfachen die Beteiligung der Hochschulen an 

Unternehmen. Das Rektorat der Hochschule kann im 

Einvernehmen mit dem Hochschulrat die ¦bernahme der 

Bewirtschaftung der selbst genutzten Liegenschaften 

beschlieÇen. 

Vor dem Hintergrund des zunehmenden Fachkrªfteman-

gels erweitert die Novelle den Personenkreis, der auf-

grund seiner beruflichen Qualifizierung ein Hochschul-

studium aufnehmen kann. Damit setzen wir den Beschluss 

der Kultusministerkonferenz ¿ber die Eckpunkte f¿r die 

Neuordnung der Hochschulzulassung vom Mªrz 2009 

um. 

Wer die Regelstudienzeit um mehr als vier Semester 

¿berschreitet, wird k¿nftig grundsªtzlich Studiengeb¿hren 

in Hºhe von 500 Euro pro Semester zahlen m¿ssen. Die 

groÇz¿gigen und die meisten Fallkonstellationen umfas-

senden Ausnahmen, bei denen die Regelstudienzeit sich 

verlªngert, bleiben unverªndert. 

Wir wollen unsere Universitªten in stªrkerem MaÇe dazu 

anhalten, gemeinsam mit den Fachhochschulen ï sie 

heiÇen k¿nftig Hochschulen f¿r angewandte Wissenschaf-

ten ï 

(Beifall bei der CDU) 

kooperative Promotionsverfahren durchzuf¿hren. Bei der 

Zulassung zur Promotion wird gesetzlich festgeschrieben, 

dass Abschl¿sse von Universitªten und Fachhochschulen 

gleich zu behandeln sind. Absolventen der Hochschulen 

f¿r angewandte Wissenschaften erhalten damit erstmals 

einen Rechtsanspruch auf eine Promotion. 

Unsere Kunsthochschulen erhalten im Rahmen einer 

modifizierten Erprobungsklausel die Mºglichkeit, noch 

stªrker als bisher neue Organisationsstrukturen einzuf¿h-

ren und etwa die Zustªndigkeiten des Fakultªtsrates ganz 

oder teilweise dem Senat zuzuweisen. Dies verringert den 

Besetzungsbedarf der Gremien in einer Weise, die der 

GrºÇe dieser Einheit Kunsthochschule angepasst und 

angemessen ist. 

Honorarprofessoren d¿rfen sich k¿nftig sozusagen von 

Amts wegen auch an der Forschung beteiligen. Sie 

werden ï wie die Privatdozenten ï auf der anderen Seite 

verpflichtet, auch Lehraufgaben zu ¿bernehmen. 

Die an anderen Hochschulen erbrachten Studienleistun-

gen werden leichter anerkannt. Damit wollen wir f¿r die 

Studenten die Mºglichkeiten verbessern, die Hochschule 

zu wechseln. Wir modifizieren auf ausdr¿cklichen 

Wunsch unserer Hochschulrªte die Bestimmungen zum 

Hochschulrat und erleichtern dessen Arbeit. Das strategi-

sche Lenkungsgremium jeder Hochschule kann nunmehr 

Entscheidungen auch im Umlaufverfahren treffen, um 

seine Entscheidungsfindung zu beschleunigen und vor 

allem die Handlungsfªhigkeit auch zwischen den turnus-

mªÇigen Sitzungen zu sichern. 

Meine Damen und Herren, wir stªrken die Stellung des 

Rektors. Das Beanstandungsrecht des Kanzlers wird 

begrenzt: organisatorisch auf Entscheidungen unterhalb 

der zentralen Ebene, inhaltlich auf die wirtschaftlich-

relevanten Umstªnde. Auch dies zeigt die neue Richtung 

des Hochschulfreiheitsgesetzes: Entscheidungen sollen 

schneller und klarer fallen sowie eindeutig zugeordnet 

werden kºnnen. 

Der Vergaberahmen f¿r die Professorenbesoldung und vor 

allem die Fessel der Bindung an den Stellenplan wird 

aufgehoben, um mehr personalwirtschaftliche Spielrªume 

zu gewªhren. Die Hochschule weiÇ selbst am besten, wo 

personell der Schuh dr¿ckt, wo welches Personal in 

welcher Laufbahn benºtigt wird. Das kann sie k¿nftig im 

Rahmen eines Globalbudgets ohne ministerielle B¿rokra-

tie allein, schnell und sachgerecht entscheiden. Ohnehin 

bauen wir B¿rokratie ab. Lehrberichte sind k¿nftig nicht 

mehr jªhrlich, sondern aller zwei Jahre zu erstellen. 

Studien- und Pr¿fungsordnungen kºnnen k¿nftig zusam-

mengef¿hrt werden. 

Auch notwendige strukturelle  nderungen gehen wir an. 

Das internationale Hochschulinstitut Zittau gliedern wir in 

die TU Dresden ein, behalten somit das Promotionsrecht 

in der Region und sichern auf diese Weise dauerhaft seine 

Existenz. Die Kontakte zu ehemaligen Studenten, die 

sogenannte Alumni-Arbeit, werden erleichtert. 

In der Konfliktregelung des neuen Ä 10 wird das Verhªlt-

nis zwischen Hochschulautonomie und der Verantwortung 

des demokratischen, freiheitlich-rechtlichen Status f¿r den 

Bereich der Hochschulen ausbalanciert. Es ist ein Irrglau-

be zu denken, meine Damen und Herren, wir kºnnten 

oder m¿ssten gar unseren Hochschulen grenzenlose 

Freiheit und unbegrenzte Finanzmittel geben. Schon aus 

verfassungsrechtlichen Gr¿nden bedarf es der Letztver-

antwortung der parlamentarisch verantwortlichen Exeku-

tive f¿r das, was an unseren Hochschulen geschieht. 

Um die Formulierungen im neuen Ä 10 haben wir bis 

zuletzt gerungen. Hier geht es um praktikable und rechts-

sichere Verfahrensweisen f¿r den Fall, dass die im Gesetz 

vorgesehenen Zielvereinbarungen zwischen der Hoch-

schule und dem Freistaat nicht zustande kommen oder die 

dort vereinbarten Ziele nicht erreicht werden. Der jetzt 

gefundene Kompromiss ist nicht allen leichtgefallen. Ich 

danke deshalb besonders in diesem Punkt f¿r die Bereit-

schaft zur Einigung und die Ber¿cksichtigung der auch 

sprachlichen W¿nsche unserer Hochschulen und darf in 

diesem Zusammenhang insoweit allgemeing¿ltig Udo Di 

Fabio zitieren: ĂEine Politik, die die Eigensinnigkeit 

anderer Bereiche der Gesellschaft wie Wirtschaft, Wis-

senschaft oder Kultur nicht als Grenzen des eigenen 

Handelns respektiert, schwªcht sich und vermindert ihre 

Ressourcen. Besonders schwer fªllt diese Einsicht, wenn 
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es um die Finanzierung dringender politischer Projekte 

geht.ñ 

Ja, meine Damen und Herren, die Koalitionsfraktionen 

wollen dar¿ber hinaus die Mºglichkeit f¿r die Studenten 

erºffnen, aus der verfassten Studentenschaft auszutreten. 

Wer Freiheit f¿r die Hochschulen will, darf Freiheit f¿r 

Studenten nicht ausnehmen. 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: 

Das ist é!) 

Dazu und zur weiteren Kritik am Gesetz werde ich spªter 

in meinem zweiten Beitrag Stellung nehmen. 

Meine Damen und Herren, das neue Sªchsische Hoch-

schulfreiheitsgesetz wird die Rahmenbedingungen daf¿r 

schaffen, dass die sªchsischen Hochschulen weiter ihren 

traditionellen guten Ruf verteidigen und ausbauen kºnnen 

und dass Lehre und Forschung in Freiheit und Verantwor-

tung und in guter Tradition im Freistaat Sachsen weiter 

zur Bl¿te gelangen. Ich bitte bereits jetzt um Zustimmung 

zum Gesetzentwurf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die Fraktion 

DIE LINKE Herr Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Frau Prªsi-

dentin! Meine Damen und Herren! Nach der Anhºrung zu 

dem Gesetz zur  nderung hochschulrechtlicher Bestim-

mungen am 8. Juni war ich zuversichtlich, dass Sie bereit 

sein w¿rden, erhebliche  nderungen vorzunehmen. Herr 

Rechtsanwalt Br¿ggen ï er ist nicht irgendeiner, sondern 

ein von Ihnen hoch geschªtzter Berater sªchsischer 

Hochschulen und Kommentator zum Hochschulgesetz ï 

kritisierte beispielsweise die gewachsene Regeldichte, 

obwohl Sie eine Verringerung im Sinne hatten. Er stellte 

diese Kritik in einen engen Zusammenhang mit der 

angestrebten Autonomie der Hochschule und deutet 

Zweifel an, ob wir mit der Stªrkung des Finanzministeri-

ums den richtigen Weg gehen, Ăwenn wir es mit der 

Selbststªndigkeitñ ï so das Zitat aus dem Protokoll ï Ăder 

Hochschulen denn ernst meinenñ. 

Br¿ggen warnte vor Eingriffen in die inneruniversitªre 

Rechtsaufsicht und empfahl, diese zu stªrken und ihr 

Ădasselbe Recht zu geben wie dem Ministeriumñ. Auch 

von einer Beteiligung des Staatsministeriums in den 

Verwaltungsrªten der Studentenwerke riet er ab. Im 

Zusammenhang mit den Lehrprofessuren warnte er davor, 

angesichts akuter Engpªsse die Rechtssystematik zu 

verªndern. Das, so meinte er wºrtlich, sei Ăder Ausstieg 

aus Humboldtñ. 

Andere Gutachter haben festgestellt, dass sich kein 

anderes Bundesland derartige Sanktionsdrohungen 

gegen¿ber seinen Universitªten leiste und SMWK und 

SMF ï wie sonst in keinem Bundesland ï die Hochschu-

len ¿ber mºgliche Ausf¿hrungsverordnungen an der 

kurzen Leine f¿hren kºnnen. ï Ich breche hier ab. 

Sie haben praktisch alle guten Anregungen in den Wind 

geschlagen und auch mit dem ªuÇeren Prozedere eine 

Haltung an den Tag gelegt, die guten parlamentarischen 

Usancen deutlich widerspricht. Zunªchst wollten Sie das 

Gesetz vor der Sommerpause durchpeitschen und ver-

suchten mit Ihrer Mehrheit, einen Anhºrungstermin im 

Wissenschaftsausschuss durchzusetzen, der es der Oppo-

sition unmºglich gemacht hªtte, sich in den wenigen 

verbleibenden Tagen angemessen mit dem Gesetzentwurf 

zu befassen. 

Wir sind Ihnen in der Terminfrage schlieÇlich weit entge-

gengekommen; aber plºtzlich wollten Sie dann doch nicht 

mehr und nahmen die Aussprache ¿ber den Gesetzentwurf 

von der Tagesordnung. Nun hªtten Sie genug Zeit gehabt, 

alle Monita all jener Sachverstªndigen, denen Sie f¿r 

gewºhnlich Ihr Vertrauen schenken, in den Entwurf 

einzuarbeiten. Aber ganz ªhnlich wie vor der Sommer-

pause haben Sie vor allem taktiert und uns einen wirklich 

einschneidenden  nderungsantrag erst am Freitag, dem 

7. September 2012, zugªnglich gemacht. Am Montag 

darauf, also dem 10. September 2012, wurde das Gesetz 

dann im Wissenschaftsausschuss behandelt. 

Es ist gar keine Frage: Gesetze bed¿rfen der Novellie-

rung, und all das, was an dem Gesetz gut ist ï da bin ich 

mir sicher ï, werden Sie schon preisen. Darauf brauche 

ich gar nicht einzugehen. Aber Modifikationen, die eher 

technisch auf verªnderte Verhªltnisse reagieren, gen¿gten 

Ihnen einfach nicht. Sie wollten eine eigene Duftmarke 

setzen und taten es, indem Sie meinten, auf eine hohe 

Regeldichte ï Kontrolle, Druck, Sanktionen und unter-

nehmerische Gesichtspunkte, alles eine Hierarchisierung 

der Hochschulen ï setzen zu sollen. 

Das sind aber ï selbst in Unternehmen ï lªngst ¿berholte 

Managementstrategien. Mit Recht ist gesagt worden, dass 

groÇe Geister in unserer Wissenschaftsgeschichte heute 

kaum eine Chance besªÇen, erfolgreich ein Universitªts-

studium zu absolvieren. 

Indem Sie nahezu alles reglementieren wollen, nehmen 

Sie den jungen Menschen den Freiraum zu kreativer und 

vielleicht eigenwilliger Entfaltung. Gerade in der For-

schung lªsst sich vieles nicht planen. Die von Ihnen so 

ersehnten Innovationen bed¿rfen eines Freiraumes, der 

mit Ihrem Freiheitsbegriff wenig gemein hat. MaÇnah-

men, die solche schºpferischen Leistungen faktisch 

erzwingen wollen, bewirken das Gegenteil. Meinen Sie 

wirklich, Sie kºnnten Studierende durch Drohungen dazu 

bringen, schneller und effektiver zu werden? Auf diese 

Weise werden Sie die hierzulande ohnehin schon hohen 

Abbrecherquoten noch weiter steigern. 

Junge Menschen sind begeisterungsfªhig, und es ist die 

Aufgabe von Hochschullehrern, diese Begeisterung in 

ihnen zu wecken. Dazu bedarf es unbedingt der engen 

Verzahnung von Lehre und Forschung; denn nur ein von 

seiner Sache begeisterter Hochschullehrer kann auch 

seine Studierenden begeistern, kann sie anstecken und zu 

Hochleistungen motivieren. Eine befristet eingestellte 

Lehrkraft wird stªndig auf der Suche nach einer neuen 
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Mensa sein und kaum Zeit f¿r eigene Forschung, ge-

schweige denn eine innere Motivation f¿r die Lehre 

haben; denn sie wird sich kaum mit ihrer Hochschule und 

ihren Studierenden identifizieren kºnnen. Die Lehre ist 

ihr ein bloÇer Brotberuf, keine Berufung. Jahr f¿r Jahr 

dieselben Konserven aufzutischen, das lªsst das Interesse 

auf beiden Seiten rasch erlahmen. Wenn Sie vor Ideen 

spr¿hende Studierende haben wollen, die ohne jeden 

Druck ihr Bestes geben, dann geben Sie fest eingestellten 

Hochschullehrern die Mºglichkeit, ¿ber ihre Forschungs-

vorhaben zu sprechen. 

Fragt man nach den Idealen, nach dem Menschenbild, das 

Sie geleitet hat, als Sie diesen Entwurf schrieben, dann 

fallen einem durchaus nicht christdemokratische Werte 

und Bilder ein; ich habe Ihnen das in anderen Zusammen-

hªngen immer wieder sagen m¿ssen. Mit Ihrem Versuch, 

Menschen zu immer grºÇerer Effizienz zu treiben, sie in 

einer permanenten Leistungskonkurrenz zu halten und auf 

diese Weise Auslese zu betreiben, werden Sie viele 

kreative Kºpfe an die USA und an andere europªische 

Lªnder verlieren, die es besser machen. Warum haben Sie 

nicht auf das gehºrt, was wir Ihnen gesagt haben? Oder 

Sie werden den hoffnungsvollen Nachwuchs in Schablo-

nen pressen, die das verhindern, was Sie so gern wollen: 

Innovation ï das ist ja das neue Zauberwort. Dazu sind 

aber Anreize erforderlich, nicht die Androhung von 

Sanktionen. Am Ende haben Sie gleichfºrmige Streber-

linge, die nur noch von Innovationen reden; aber in der 

Sache kommt nichts, weil sie in Vorruhestandbahnen 

denken. 

(Vereinzelt Widerspruch bei der CDU) 

Ein Letztes: Ich habe gesagt, dass Gesetzesnovellierungen 

von Zeit zu Zeit nºtig sind. Aber Sie haben nicht nur das 

Nºtige und W¿nschenswerte unterlassen, Sie haben 

zentrale Steuerungsmechanismen verschªrft und so auch 

in der ¥ffentlichkeit insinuiert, dass Studierende und 

Lehrende eines engen Regelwerks bed¿rften, um zu 

funktionieren. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

das ist populistisch, und weil Sie nur zu gut wissen, dass 

so etwas ankommt, haben Sie noch etwas draufgesetzt: 

Sie haben ohne Not an gut eingespielte, bewªhrte und 

funktionierende Sªulen der demokratischen Universitªt 

die Axt gelegt. Damit riskieren Sie nicht nur neue Konfu-

sionen ï als hªtte es in den letzten Jahren davon nicht 

schon genug gegeben ï, nein, Sie provozieren auch ohne 

Not die Betroffenen in einer Weise, die verletzt und aus 

der nur noch blankes Machtbewusstsein spricht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die SPD Herr 

Abg. Mann; bitte. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Sie, meine Damen und 

Herren von CDU und FDP, legen heute eine Gesetzesªn-

derung vor, die das Etikett ĂHochschulfreiheitsgesetzñ 

trªgt. Bei nªherer Betrachtung aber entpuppt sich das als 

bloÇer Etikettenschwindel. Die Detailregelungen beim 

zentralen Ä 10 zum Inhalt der Zielvereinbarungen zwi-

schen Staatsregierung und Hochschulen sind wirklich-

keitsfremd und dirigistisch. Nicht nur Immatrikulations-

zahlen, nein, gleich auch noch die Absolventenzahlen 

wollen Sie darin vorgeben. Der ganze Katalog von Zielen 

und Aufgaben soll im Zweifelsfall einseitig vom Ministe-

rium definiert werden kºnnen, und wenn diese Ziele, die 

einseitig definiert werden kºnnen, dann nicht erf¿llt 

werden, haben Sie auch noch Sanktionen bereit, die Sie 

nun beschºnigend ĂFolgen bei Verfehlung der Zieleñ 

nennen und ins Gesetz schreiben. Das alles, meine sehr 

verehrten Damen und Herren, erinnert viel mehr an 

F¿nfjahresplªne als an eine moderne Hochschulsteuerung, 

die Freiheit und Autonomie gewªhren will. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Doch damit nicht genug. Die angeblich gewonnene 

Freiheit bei Unternehmensgr¿ndung wird umfangreich 

durch die Sªchsische Haushaltsordnung eingeschrªnkt. 

Die Immobilienbewirtschaftung ¿bertragen Sie nur 

wenigen Hochschulen zur¿ck und korrigieren dabei nicht 

einmal das, was Sie im letzten Doppelhaushalt den 

Hochschulen weggenommen und dem SIB oder dem SMF 

zugeschlagen haben. Das SMWK schreibt sich sogar 

einen Platz im Verwaltungsrat der Studierendenwerke ins 

Gesetz, und zu guter Letzt schreibt sich das SMF einen 

eigenen Haushaltsvorbehalt so deutlich in den Gesetzes-

text, als hªtte man Angst vor der Arbeit des Wissen-

schaftsministeriums. Das alles, meine sehr verehrten 

Damen und Herren, zeugt von tiefem Misstrauen der 

Staatsregierung, insbesondere des Finanzministeriums, 

gegen¿ber der Hochschulautonomie und den frei agieren-

den und wirtschaftenden Hochschulen. 

Dass es anders geht, haben wir mit zahlreichen ï ¿ber 30 

an der Zahl ï Vorschlªgen zur freien Gestaltung der 

inneren Organisation der Hochschulen auf dezentraler 

Ebene gezeigt. Wir sehen zudem die Mºglichkeit, ja sogar 

die Notwendigkeit, dass die Verhandlungen zu den Ziel-

vereinbarungen auf Augenhºhe zwischen Hochschulen 

und Staatsregierung stattfinden. Der Gesetzentwurf, den 

Sie hier vorlegen, verspielt hier zahlreiche Chancen auf 

Innovation und tatsªchliche Ausgestaltung von Freiheit 

f¿r die Hochschulen. Ihren Entwurf nennen wir deshalb 

ein Hochschulkontrollgesetz und einen Etikettenschwin-

del. 

Ich weiÇ nicht ï da gerade Sie aus den Reihen von CDU 

und FDP sich melden ï, werte Kolleginnen und Kollegen 

von der CDU, ob Sie sich noch an den Wahlkampf 2009 

erinnern. Aber eines soll auch in dieser Debatte gesagt 

werden: Mit diesem Hochschulgesetz bricht die CDU ein 

zentrales Wahlversprechen: den Erhalt des studiengeb¿h-

renfreien Erststudiums in Sachsen, 

(Beifall bei der SPD) 
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das wir in der GroÇen Koalition gemeinsam durchgesetzt 

hatten. Schon der aktuelle Gesetzentwurf der Staatsregie-

rung enthielt eine Regelung, in der Studiengeb¿hren ab 

dem 6. Semester ¿ber der Regelstudienzeit vorgesehen 

waren. Ihnen von den Fraktionen der CDU und der FDP 

ging das aber wohl nicht weit genug, und Sie haben im 

Ausschuss diese Regelung noch weiter verschªrft. Zudem 

m¿ssen zuk¿nftig alle EU-Auslªnder in Sachsen Studien-

geb¿hren zahlen ï ein Ansatz, der sicher nicht zur beab-

sichtigten Internationalisierung der Hochschulen oder 

aber zur Deckung des Fachkrªftebedarfs beitrªgt. Ihr 

Hochschulgesetz wird also auch sozial kalt. Die SPD 

lehnt Studiengeb¿hren weiterhin aus ¦berzeugung und 

Erfahrung ï wie auch Einsicht ï ab. 

Zu guter Letzt zur schon viel diskutierten und beabsich-

tigten  nderung des Ä 24 im Hochschulgesetz, der  nde-

rung der Mitgliedschaft in der verfassten Studierenden-

schaft: Nicht nur, dass diese  nderung nirgends vorher 

diskutiert und dann erst per Tischvorlage in den Aus-

schuss kam; nicht nur, dass Sie damit die finanzielle 

Grundlage eines funktionierenden Systems sozialer, 

kultureller und sportlicher Dienstleistungen angreifen und 

damit die Legitimation und Schlagkraft der Interessenver-

tretung aller Studierenden untergraben ï Sie tun dies 

einzig und allein aus politischen Motiven. 

(Thomas Schmidt, CDU: Wieso denn?) 

Daf¿r nehmen Sie zahlreiche negative Folgen in Kauf: 

Kostensteigerung und mºgliche Klagen, eine fehlende 

Interessenvertretung und mehr B¿rokratie. Sie brechen 

damit, wie das Gutachten von Rechtsanwalt Thomas Neie 

f¿r die KSS ausf¿hrt, auch mit einer Tradition des sªchsi-

schen Hochschulrechts, das nicht zuletzt Prof. Hans 

Joachim Meyer als Erbe der friedlichen Revolution 1989 

begr¿Çt hat. Zwei Sªtze aus dem Gutachten seien deshalb 

zitiert: ĂEs ist kein sachlicher Grund ersichtlich, die 

Erf¿llung der in Ä 24 Sªchsisches Hochschulgesetz 

genannten, im Gemeinwohl stehenden Aufgaben nicht 

mehr der Gesamtheit der sªchsischen Studierenden 

aufzuerlegen. Die Studierendenschaft ist freiheitssichernd, 

weil sie auf die Mitwirkung der Betroffenen setzt.ñ 

Wie die Ausschussdebatte aber gezeigt hat, geht es Ihnen 

ausschlieÇlich darum, eine Ihnen missliebige Interessen-

vertretung aus parteipolitischem Kalk¿l zu schwªchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber auch an anderen Stellen betreiben Sie offen Demo-

kratieabbau. Genannt werden soll hier nur das Mitspra-

cherecht des Senats bei der Rektorenwahl sowie die 

Schwªchung des Rektorats als Kollegium und seine 

Fokussierung auf eine Person. Dieser Angriff auf die 

verfasste Studierendenschaft und die demokratische 

Hochschule zeigt: In Sachsen wird wieder geherrscht, 

statt im Sinne guter Lºsungen regiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen ein Hochschulkontrollgesetz, das sozial kalt ist 

und Demokratieabbau betreibt. Das lehnen wir entschie-

den ab. Dass es anders geht, werden wir spªter mit unse-

ren ï teilweise gemeinsamen ï  nderungsantrªgen der 

Opposition belegen und bauen hier im Plenum auf mehr 

Vernunft, als die Koalitionsabgeordneten im Wissen-

schaftsausschuss gezeigt haben. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN und des  

Abg. Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die FDP 

spricht Herr Prof. SchmalfuÇ; bitte. 

Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ, FDP: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben im 

Freistaat Sachsen eine hervorragende und exzellente 

Hochschullandschaft. Die Technische Universitªt Dresden 

darf sich ĂExzellenzuniversitªtñ nennen, und auch der 

Erfolg der Technischen Universitªt Chemnitz bei der 

Exzellenzinitiative zeigt, ¿ber welche Leuchtt¿rme wir in 

Sachsen im universitªren Bereich verf¿gen. Darauf 

kºnnen wir stolz sein. 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: 

Das habe ich gestern von der FDP gelesen!) 

Allerdings befinden sich auch die sªchsischen Hochschu-

len in einem immer stªrker zunehmenden und hªrter 

gef¿hrten nationalen und internationalen Wettbewerb um 

die kl¿gsten Kºpfe und die besten Forschungsergebnisse. 

Um sie f¿r diesen Wettbewerb fit zu machen, haben sich 

die Koalitionsfraktionen von CDU und FDP darange-

macht, die gesetzlichen Rahmenbedingungen anzupassen. 

Heute kann ich sagen: Was lange wªhrt, wird endlich gut. 

In diesem Sinne darf der Sªchsische Landtag heute das 

neue Hochschulfreiheitsgesetz beschlieÇen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf bekommen die 

sªchsischen Hochschulen mehr Freiheit und Verantwor-

tung. Das Hochschulfreiheitsgesetz f¿hrt Globalbudgets 

ein und schafft damit mehr Finanzautonomie. Damit 

kºnnen die Hochschulen noch eigenverantwortlicher ¿ber 

die Verwendung ihrer finanziellen Mittel verf¿gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, gleichzeitig geben wir den 

Hochschulen auch mehr Personalautonomie. Sie haben 

k¿nftig die Mºglichkeit, nicht mehr an den Stellenplan f¿r 

nicht verbeamtetes Personal gebunden zu sein. Auch bei 

der Besoldung von Professoren schaffen wir mehr Frei-

rªume und eine flexible und leistungsgerechte Bezahlung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Ein weiterer wichtiger Baustein unseres Hochschulfrei-

heitsgesetzes ist der Abbau unnºtiger B¿rokratie. So 

d¿rfen zum Beispiel Studien- und Pr¿fungsordnungen 

zuk¿nftig in einer Ordnung erlassen werden. Die Beteili-

gungen und Ausgr¿ndungen von Unternehmen werden f¿r 

die Hochschulen deutlich vereinfacht. AuÇerdem wird die 

Anrechnung von Studien- und Pr¿fungsleistungen aus 

dem Ausland f¿r die sªchsischen Studenten deutlich 
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erleichtert und damit verbessert. Der Kampf vieler Stu-

denten um entsprechende Anerkennung von Pr¿fungsleis-

tungen aus dem Ausland wird so hoffentlich in Zukunft 

entfallen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Aber auch Absolventen von Fachhochschulen verschaffen 

wir eine deutliche Erleichterung und verbessern die 

Mºglichkeit einer Promotion. Sie werden k¿nftig bei der 

Zulassung zur Promotion mit Universitªtsabsolventen 

gleichgestellt. Zur Freiheit gehºrt auch immer Verantwor-

tung, deshalb gehºrt es f¿r uns als Koalitionsfraktionen 

von CDU und FDP dazu, dass den sªchsischen Hochschu-

len auf dem gegenseitigen Verhandlungsweg neue Ziel-

vereinbarungen und Vorgaben zu machen sind, was der 

Freistaat Sachsen zuk¿nftig von ihnen erwartet. 

Meine Damen und Herren, es handelt sich beim Hoch-

schulfreiheitsgesetz um einen Meilenstein bei der Weiter-

entwicklung unserer sªchsischen Hochschullandschaft; 

denn endlich erhalten die Hochschulen die nºtige Freiheit 

und den breiten Gestaltungsspielraum, den wir f¿r eine 

exzellente, praxistaugliche und zielgerichtete Ausbildung 

und Forschung im Freistaat Sachsen brauchen. Darum 

bitte ich um Ihre Zustimmung. Stimmen Sie mit mir f¿r 

mehr Eigenverantwortung und mehr Freiheit an den 

sªchsischen Hochschulen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die Fraktion 

der GR¦NEN Herr Dr. Gerstenberg; bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Sehr geehrte 

Frau Prªsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Kollege SchmalfuÇ, Sie haben mir die passende 

Vorlage f¿r meinen Beitrag geliefert. Wir wissen ja, dass 

es nicht leicht ist, ein neues Hochschulgesetz auf den Weg 

zu bringen. Immerhin gilt es, die verschiedensten Interes-

sen der Hochschulen, deren Mitgliedergruppen, die 

Hochschulumgebungen und nicht zuletzt auch die berech-

tigten Ziele des Staates unter einen Hut zu bringen. Im 

Grunde geht es doch immer um die Frage der mºglichst 

weitgehenden Freiheitsbestrebungen aufseiten der Hoch-

schulen und der durch den Freistaat artikulierten gesell-

schaftlichen Anforderungen an die Hochschulen, was gut 

ausgebildete Absolventen und hochwertige Forschungs-

leistungen betrifft. 

Diesen Grundkonflikt mºglichst ausgleichend aufzulºsen, 

das ist die Aufgabe des Gesetzgebers. Es wªre also Ihre 

Aufgabe gewesen, meine sehr geehrten Damen und 

Herren von der Regierungskoalition. Wenn ich mir nun 

die scharfe Kritik, ja den Protest vonseiten der Hochschu-

len, der Studierenden, der Doktoranden und der Studen-

tenwerke anschaue, so kann ich nur zu dem Schluss 

kommen: Dieses Ziel haben Sie um Lªngen verfehlt. 

(Beifall bei den GR¦NEN, der SPD und des  

Abg. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE) 

Ein groÇes Freiheitsgesetz sollte es also werden, wie Sie 

gerade sagten. Ganz nach nordrhein-westfªlischem 

Vorbild wurde die Freiheit sogar in den Titel des Gesetzes 

aufgenommen. Damit haben Sie viele Erwartungen bei 

den Hochschulen geweckt, aber wie das nun einmal so ist 

im Leben: Nur weil auf der Verpackung ĂFreiheitñ drauf-

steht, muss noch lange nicht Freiheit drin sein. 

Ich will ¿berhaupt nicht in Abrede stellen, dass es einige 

sehr wichtige Neuerungen gibt. Der erleichterte Hoch-

schulzugang und die Beweislastumkehr bei der Aner-

kennung von auÇerhalb der Hochschule erbrachten 

Studienleistungen zªhlen ebenso dazu wie der erweiterte 

Masterzugang f¿r Absolventen der Berufsakademie, die 

Verbesserungen im kooperativen Promotionsverfahren 

und die Mºglichkeit f¿r die Hochschulen, die Bewirt-

schaftung der Liegenschaften zu ¿bernehmen. Vieles 

davon haben wir GR¦NEN bereits seit Jahren in unseren 

Gesetzentw¿rfen und Antrªgen vorgeschlagen, um dem 

demografischen Wandel ein wirksames Instrument in 

Form von gut ausgebildeten jungen Menschen entgegen-

zusetzen. 

Deshalb ist das vorliegende Gesetz aber nun keinesfalls 

die groÇe Entfesselung, die der Titel suggeriert. Im 

Gegenteil: Sie legen die Hochschulen an entscheidenden 

Punkten stªrker an die Leine als bisher. Nehmen wir zum 

Beispiel die bereits erwªhnten Zielvereinbarungen. 

Nat¿rlich ist es richtig und notwendig, dass sich Staat und 

Hochschulen auf gemeinsame Vorgaben zu Profilbildung 

und Qualitªtssicherung, zu Immatrikulations- und Absol-

ventenzahlen usw. einigen. Aber wenn Sie gleichzeitig 

bestimmen, dass das Ministerium bei Nichteinigung auch 

die Ziele einseitig festlegen kann, dann sind das doch 

keine Vereinbarungen mehr, dann sind das keine Verhand-

lungen zwischen gleichberechtigten Partnern auf Augen-

hºhe, sondern dann ist es lediglich eine Farce. Dann 

haben die Hochschulen genau genommen nur die Freiheit, 

zu den Vorgaben des Ministeriums Ja und Amen zu sagen. 

(Lachen der Abg. Antje Hermenau, GR¦NE) 

Werte Kolleginnen und Kollegen von der Koalition! Sie 

selbst haben sich hingegen die Freiheit genommen, 

dringend notwendige Regelungen nicht in das Gesetz 

aufzunehmen. Dazu gehºrt beispielsweise die Frage der 

Chancengleichheit von Frauen und Mªnnern in der 

Wissenschaft. Im Fr¿hjahr musste der Wissenschaftsrat 

konstatieren, dass trotz der jahrelangen Bem¿hungen 

Frauen bei den besetzten Professuren nach wie vor stark 

unterreprªsentiert sind, und empfahl deshalb in Weiter-

entwicklung seiner Position eine 40-%-Quote f¿r wissen-

schaftliche Gremien. Keine Spur davon in diesem Gesetz-

entwurf! 

Auch ¿ber die Probleme der Promovierenden gehen Sie 

einfach hinweg. Ihre mitgliedschaftliche Stellung muss 

geklªrt werden. Die Promovierendenvertretungen, die 

sich an den sªchsischen Hochschulen bilden, brauchen 

endlich eine Rechtsgrundlage. Sowohl Gleichstellung als 

auch Promovierendenrechte finden sich in den heutigen 
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 nderungsantrªgen der SPD-Fraktion, deren Unterst¿t-

zung ich jetzt bereits ank¿ndige. 

Ganz besonders Ăbedankenñ f¿r Ihre Freiheitsvorstellun-

gen werden sich jedoch die Studierenden; und sie tun es ja 

bereits, wie auch ein Blick auf die andere Elbseite zeigt. 

Wie sehr muss Ihnen diese grºÇte Mitgliedergruppe der 

Hochschulen ein Dorn im Auge sein, wenn Sie aus einem 

sogenannten Freiheitsgesetz gleich ein StudentengeiÇe-

lungsgesetz machen. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Freiheit nach den Vorstellungen von CDU und FDP 

bedeutet f¿r die Studierenden ganz konkret: Langzeitstu-

diengeb¿hren, kein Freiversuch mehr und Schwªchung 

ihrer Interessenvertretungen. 

Zu den Langzeitstudiengeb¿hren. Studierende, die lªnger 

f¿r ihr Studium brauchen ï etwa, weil sie arbeiten m¿s-

sen, weil sie gesundheitliche Probleme haben, ein Kind 

betreuen oder schlicht und ergreifend nicht in die ¿ber-

f¿llten Seminare hineinkommen ï, werden daf¿r nach 

Ihrer Ansicht mit der ĂFreiheitñ belohnt, ab dem f¿nf-

ten Semester ¿ber der Regelstudienzeit 500 Euro zahlen 

zu d¿rfen, und das pro Semester. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Richtig!) 

Da stellt sich doch die Frage nach dem Grund f¿r eine 

solche Regelung. Im Ausschuss konnten Sie daf¿r einzig 

und allein die Entlastung der Steuerzahler anf¿hren. Aber 

welche Kosten verursachen denn diese Studierenden? 

Semesterbeitrag und Semesterticket zahlen sie selbst. Die 

ermªÇigte Krankenversicherung gilt nur bis 30. Das 

BAfºG wird nur f¿r die Dauer der Regelstudienzeit 

bezahlt, und die Lehrveranstaltungen finden doch statt, ob 

sie teilnehmen oder nicht. Dabei drªngt sich mir schon der 

Gedanke auf, dass hier keine Sachpolitik gemacht wird, 

sondern einzig und allein der Einstieg in allgemeine 

Studiengeb¿hren vorbereitet werden soll. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Ganz und gar perfide ist in diesem Zusammenhang 

allerdings, dass Sie gleichzeitig den Freiversuch abschaf-

fen ï ausgerechnet das Instrument, das z¿giges Studieren 

mit einem zusªtzlichen Pr¿fungsversuch belohnt und so 

einen Anreiz schafft, eine Pr¿fung eher abzulegen. Ist das 

Ihr Konzept der Freiheit: ein Anreizsystem zugunsten 

einer Strafdrohung abzuschaffen? 

Der Tiefpunkt schlieÇlich ist Ihr Versuch, die verfasste 

Studierendenschaft durch ein Austrittsrecht auszuhºhlen 

und die Studentenrªte zu schwªchen. Ausgerechnet die 

Institution, die als Ergebnis der friedlichen Revolution an 

den Hochschulen zur Wahrnehmung der demokratischen 

Mitwirkung etabliert wurde, 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

soll nun von der Freiheit Ăbegl¿cktñ werden, nicht zu 

wissen, wie viele Mitglieder sie im jeweils nªchsten 

Semester haben wird. Die zu erledigenden Aufgaben 

stehen allerdings nach wie vor im Gesetz. F¿r mich stellt 

sich die Frage: F¿r wen machen Sie das eigentlich? F¿r 

eine CDU-nahe Studentenorganisation, die sich bei der 

Anhºrung zum Gesetz f¿r eine Abschaffung ausgespro-

chen hat? Es kann Ihnen doch nicht entgangen sein, dass 

sich inzwischen auÇer vielen Studierenden und ihren 

Vertretungen auch die Landesrektorenkonferenz, die 

Rektorate mehrerer Universitªten, die Studentenwerke 

und schlieÇlich auch die sªchsischen Studentenpfarrer 

gegen diese  nderungen ausgesprochen haben. Das ist 

keine Freiheitspolitik, die Sie hier betreiben, das ist 

ausschlieÇlich reine Parteiklientelpolitik! 

(Lebhafter Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD ï 

Johannes Lichdi, GR¦NE: Genau!) 

Bei all dieser Freiheit nach schwarz-gelben Vorstellungen 

fallen die wirklichen Verbesserungen f¿r die Hochschulen 

nicht mehr wirklich ins Gewicht. Nein, werte Kolleginnen 

und Kollegen von CDU und FDP, der Ausgleich zwischen 

den Interessen der Hochschulen und denen des Staates ist 

Ihnen gr¿ndlich misslungen. Freiheit findet sich in diesem 

Gesetz wirklich nur im Titel, und, Herr Kollege Macken-

roth, Sie haben nichts ausbalanciert, wie Sie vorhin 

sagten. Der Balanceakt ist gescheitert. Sie sind abgest¿rzt. 

Eine gute Nachricht mºchte ich Ihnen allerdings ab-

schlieÇend noch mit auf den Weg geben: Sie haben heute 

und hier noch die freie Wahl, ob Sie sich richtig oder f¿r 

diesen Gesetzentwurf entscheiden. Denken Sie bitte an 

den Satz des franzºsischen Schriftstellers und Aufklªrers 

Nicolas Chamfort: ĂDie Fªhigkeit, das Wort 'nein' auszu-

sprechen, ist der erste Schritt zur Freiheit.ñ 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Gansel 

spricht f¿r die NPD-Fraktion. 

J¿rgen Gansel, NPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Meine Damen und Herren! Der von der Staatsregierung 

¿berschwªnglich als ĂHochschulfreiheitsgesetzñ bezeich-

nete Gesetzentwurf trªgt seine Bezeichnung zumindest in 

einem wichtigen Punkt zu Recht: Er befreit die Studieren-

den von der missbrauchsanfªlligen Mitgliedschaft in 

einem ºffentlich-rechtlichen Zwangsverband. 

Die Studierenden kºnnen zuk¿nftig nach dem ersten 

Semester frei entscheiden, ob sie der verfassten Studen-

tenschaft angehºren wollen oder eben nicht. Die NPD 

begr¿Çt diese Austrittsmºglichkeit aus der verfassten 

Studentenschaft ausdr¿cklich, weil die Studenten dann 

frei entscheiden kºnnen, ob sie Beitrªge f¿r ihre tatsªchli-

chen oder vermeintlichen Studentenvertreter zahlen 

wollen oder nicht. Man kºnnte in diesem Punkt auch fast 

von einem Hochschulbefreiungsgesetz sprechen. Fast 
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40 Jahre benºtigten die schnarchnasigen Hochschulpoliti-

ker von FDP und CDU in den Altbundeslªndern und 

20 Jahre hier in Sachsen, um zu erkennen, dass die ver-

fasste Studentenschaft im Wesentlichen ein linksdomi-

nierter Gesinnungs- und Selbstversorgungsverein ist. 

Neben einigen objektiv richtigen und wichtigen Bera-

tungsangeboten findet dort unter dem Deckmantel der 

ĂFºrderung der politischen Bildungñ eine systematische 

Zweckentfremdung der studentischen Semesterbeitrªge 

f¿r linke Liebhaberprojekte statt. Von der Beteiligung an 

Anti-Atom-Demonstrationen bis zum kriminellen Blo-

ckadetraining gegen genehmigte Demonstrationen an der 

TU Dresden wird alles quersubventioniert, was das linke 

Herz hºher schlagen lªsst. AuÇerdem genehmigen sich die 

Studentenrªte ï etwa in Leipzig ï groÇz¿gige Aufwands-

entschªdigungen und stellen ihnen nahestehendes Gesin-

nungspersonal ein. 

Aus meiner eigenen Studentenzeit an der Justus-Liebig-

Universitªt in GieÇen weiÇ ich nur zu gut, dass die dorti-

gen Studentenvertreter mit den Zwangsbeitrªgen der 

Studenten kostenaufwendige Auslªnder-, Schwulen- und 

Antifa-Referate unterhielten, mit deren Geldern sich 

verdiente linke Langzeitstudenten gut ¿ber Wasser halten 

konnten. So musste ich wªhrend meiner Studentenzeit in 

GieÇen auch oft genug linke Uni-Postillen lesen, die auch 

mit meinen Semesterbeitrªgen finanziert wurden und in 

denen regelmªÇig gegen meine Burschenschaft gehetzt 

wurde ï die Burschenschaft, der mein Fraktionskollege 

Schimmer und ich noch heute angehºren ï, und ich kann 

deswegen sagen, dass auch aus Sicht der Deutschen 

Burschenschaft und anderer korporationsstudentischer 

Verbªnde der VorstoÇ der Staatsregierung zu unterst¿tzen 

ist. 

(Beifall bei der NPD) 

Um die schon erwªhnten vielen sachfremden Aktivitªten 

zu tarnen, k¿mmern sich die sogenannten Studentenver-

treter, die oftmals nur durch 25 % Wahlbeteiligung bei 

StuPa-Wahlen legitimiert sind, auch um soziale Anliegen 

wie das Semesterticket. Doch das ist oftmals nur ein 

Feigenblatt. Dieses linke Alimentierungsmodell der 

Hochschul-Linken wird in Sachsen nun sicherlich ein 

Ende finden, wozu die NPD den Koalitionªren nur gratu-

lieren kann. Wenn es so kommt wie in Sachsen-Anhalt, 

dass 80 % der Studierenden vor dem zweiten Semester 

ihre Zwangsmitgliedschaft beenden, dann wird das wahre 

Legitimationsdefizit der verfassten Studentenschaft 

sichtbar. Die Fraktionen zu meiner Linken erklªrten hier 

eben wortreich, dass es hierbei um Demokratieabbau 

gehe. Dann trauen Sie sich doch, die Studenten selbst 

entscheiden zu lassen, ob sie aus ihrem Zwangsverein 

austreten oder nicht, und dann zeigt sich das wirkliche 

demokratische Legitimationsdefizit von ASten und 

organisierten Studentenschaften. 

(Beifall bei der NPD) 

Ein zweites Argument f¿r diesen Gesetzentwurf ist die 

Einf¿hrung von Studiengeb¿hren f¿r wirkliche Studien-

gammler. Die NPD hat sich auch in diesem Landtag 

immer wieder f¿r ein geb¿hrenfreies Erststudium in der 

Regelstudienzeit eingesetzt, da unserer Auffassung nach 

der Hochschulzugang kein Privileg der Besserverdienen-

den und ihres Nachwuchses sein darf. Akademische 

Bildung ï wir haben es immer wieder betont ï darf keine 

Frage des Geldbeutels sein, sondern muss eine Frage der 

Befªhigung und der Leistung sein. Deswegen werden wir 

auch weiterhin selbstverstªndlich f¿r ein geb¿hrenfreies 

Erststudium in der Regelstudienzeit eintreten. Wer die 

Regelstudienzeit aber deutlich ¿berschreitet, der muss 

einfach mit Studiengeb¿hren rechnen und belegt werden, 

weil es der Steuerzahler ï dazu gehºren auch einfache 

Handwerker und FlieÇbandarbeiter ï nicht hinnehmen 

muss, dass mit seinen Steuerabgaben Dauerstudenten 

ohne eigenen Finanzierungsanteil teilweise ¿ber Jahre 

subventioniert werden. Die im Gesetzentwurf veran-

schlagten vier Semester ¦berziehung sind nach unserer 

Auffassung daher angemessen. 

Wenn eine Angleichung an europªische Gepflogenheiten 

sinnvoll ist, dann die im Gesetzentwurf vorgesehenen 

Studiengeb¿hren f¿r EU-Auslªnder. F¿r die NPD ist es 

selbstverstªndlich nicht hinnehmbar, dass Deutsche im 

EU-Ausland massive Studiengeb¿hren f¿r ein Bachelor- 

und Masterstudium berappen m¿ssen, in Deutschland EU-

Auslªnder aber bislang kostenfrei studieren kºnnen. Noch 

deutlicher wird dieser missliche Umstand, wenn man ¿ber 

die europªischen Grenzen blickt. In Deutschland studie-

ren beispielsweise ¿ber 11 000 Chinesen ï nicht etwa 

deswegen, weil sie hier die besten Studienbedingungen 

vorfinden, sondern weil man im Gegensatz zu China und 

vielen anderen Lªndern dieser Welt hier kostenfrei studie-

ren kann. Deutsche Hochschulen sind nach unserer 

Auffassung aber keine Sozialeinrichtungen f¿r auslªndi-

sche Studierende und sollten daher angemessene Studien-

geb¿hren erheben, wie sie international ¿blich sind. 

Insofern fordern wir die Ausweitung der Erhebung von 

Studiengeb¿hren auch auf Nicht-EU-Auslªnder. 

Ich komme zum Ende. Aus Sicht der NPD enthªlt das 

Hochschulfreiheitsgesetz also drei positive Kernelemente: 

Erstens ï das demokratische Austrittsrecht von Studenten 

aus der zwangsverfassten Studentenschaft, ï zweitens ï 

Studiengeb¿hren f¿r wirkliche Bummelstudenten bei 

weiterer Geb¿hrenfreiheit f¿r Normalstudenten und ï 

drittens ï Studiengeb¿hren f¿r EU-Auslªnder. 

¦ber kleinere Kritikpunkte am Gesetzentwurf, darunter 

etwa Ä 10 Abs. 3 des Gesetzentwurfs zu den Zielvereinba-

rungen der Hochschulen und staatlichen Sanktionsmºg-

lichkeiten im Falle der Nichterf¿llung, sehen wir hinweg 

und stimmen dem Gesetzentwurf aus den drei genannten 

Hauptgr¿nden zu. 

Danke. 

(Beifall bei der NPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wir gehen in die 

nªchste Runde. Es beginnt wieder die CDU-Fraktion; 

Herr Prof. Schneider, bitte. 
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Prof. Dr. G¿nther Schneider, CDU: Frau Prªsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hochschulen 

sind Einrichtungen, die Forschung betreiben. Sie schaffen 

damit neues Wissen, sie vermitteln wissenschaftliche 

Lehre. Das sind die Aufgaben ï nicht mehr, aber auch 

nicht weniger. 

Wenn wir heute die Novelle f¿r das Hochschulgesetz 

verabschieden ï es ist eine groÇe Novelle ï, so ist dem ein 

ausgesprochen intensiver Diskussionsprozess vorange-

gangen. Ich meine damit nicht, Herr Besier und 

Herr Mann, die von Ihnen eher plattit¿denhafte Darstel-

lung einzelner Punkte. Uns geht es mit dem Gesetzent-

wurf ï das will ich in aller Klarheit festhalten ï um mehr 

Freiheit und mehr Autonomie f¿r die Hochschulen. 

Sie nannten im Wesentlichen zwei Kritikpunkte, alles 

andere steht bei Ihnen offensichtlich eher im Hintergrund. 

Der eine Punkt ist der Ä 10. Wenn Sie den Gesetzentwurf 

sehen und den  nderungsantrag danebenlegen, dann 

werden Sie feststellen, dass wir genau die Punkte, die die 

Sachverstªndigen in der Anhºrung insoweit genannt 

hatten, zur¿ckgenommen haben. Uns geht es nicht um 

Ersatzvornahme seitens des SMWK, und uns geht es auch 

nicht um Sanktionen, sondern uns geht es um Verhand-

lungen auf Augenhºhe. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Zuruf des Abg. Holger Mann, SPD) 

Staat und Universitªten sowie Fachhochschulen, wie im 

¦brigen auch Berufsakademien, sind Partner, und sie 

werden partnerschaftlich bleiben. Wir waren in den 

vergangenen zweieinhalb Jahren bei unseren Partnern, 

¿brigens auch bei unseren Studentinnen und Studenten, 

zum Ä 24, den Sie im Grunde alle in den Vordergrund 

ger¿ckt haben. Die Vorhaltungen, Herr Mann, die Sie 

gemacht haben, sind eher ein Schlechtwetterrundschlag, 

mehr ist es nicht. Es war Polemik und ¿berhaupt keine 

Sachargumentation, die Sie geboten haben. 

(Zuruf des Abg. Holger Mann, SPD) 

Wir waren noch in der vergangenen Woche bei den 

Studentinnen und Studenten ï wenn ich Ăwir" sage, dann 

waren das Herr Kollege Mackenroth und ich ï und haben 

ihnen angeboten, mit ihnen im Gesprªch zu bleiben. Das 

biete ich hier erneut ausdr¿cklich an. Wir sorgen uns um 

diese Gruppe nat¿rlich ebenso sehr, wie Sie dies vorzuge-

ben scheinen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zwei Aspekte 

nennen, die sich mit dem Hochschulgesetz verbinden und 

in denen auch der freiheitliche Ansatz deutlich wird. Der 

eine Punkt ist das Alumni-Wesen. Wie Sie aus unserem 

 nderungsantrag ersehen kºnnen, geht es uns bei der 

Neuregelung um die fr¿heren Ausgebildeten und auch um 

die Mitarbeiter unserer Hochschulen. Wir haben hier 

derzeit, wie in der Anhºrung deutlich geworden ist, eine 

datenschutzrechtlich ungeklªrte Ausgangslage. Es gibt 

zwar gegenwªrtig eine Regelung, dass die Hochschule 

Daten verwenden darf; aber sie darf dies nur selbst, sie 

kann sich keiner Dritten bedienen. 

Das beginnt schon damit, wenn ich beispielsweise ein An-

Institut bitten mºchte, sich bei der Hochschule f¿r die 

Alumni-Arbeit mit einzusetzen. Damit habe ich zurzeit 

Schwierigkeiten. Es muss klar fixiert sein, unter welchen 

Voraussetzungen auch Dritte an einer Hochschule hierbei 

helfen kºnnen. Wir reagieren damit auf diese Gesichts-

punkte, die die Sachverstªndigen genannt haben, und wir 

wollen damit dem bereits jetzt auf dem Weg befindlichen 

Alumni-Wesen unserer Universitªten ï Beispiel: Univer-

sitªt Leipzig ï ein St¿ck Rechnung tragen. Schauen Sie 

sich einmal die Homepage der Universitªt Leipzig an. 

Wir wollen nicht verheimlichen, dass sich mit dem Thema 

Alumni-Wesen auch hier der Gedanke verbindet, der von 

zahlreichen amerikanischen Universitªten ï dort im 

¦brigen bereits seit Beginn des 19. Jahrhunderts ï aus-

geht. Dort haben Zuwendungen an die Universitªten von 

ehemaligen Studenten und von engagierten B¿rgern 

Tradition. Wir wollen uns dies auch hier ein wenig zunut-

ze machen, sozusagen unter einer Verbreiterung auch der 

personellen Basis. Das geht nur mit datenschutzrechtli-

cher Klarstellung, 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der FDP) 

und ich sage Ihnen vorsorglich, bevor gleich wieder der 

Vorwurf von Ihnen kommt, Herr Mann: In Zeiten be-

grenzter finanzieller Ressourcen eines Landes und gestie-

gener Ausgaben und auch Aufgaben ist dies nat¿rlich kein 

Ersatzweg, sondern eine sinnvolle Ergªnzung zu der in 

Zukunft ohnehin kooperativ zu denkenden Finanzierung 

unserer Hochschullandschaft. Ich mºchte an dieser Stelle 

dem Herrn Datenschutzbeauftragten mit seinen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern ausdr¿cklich f¿r die Zuarbeit 

und die Unterst¿tzung danken, die Sie uns bei der Formu-

lierung des entsprechenden Abschnitts des Hochschulfrei-

heitsgesetzes in unserem  nderungsantrag geleistet 

haben. Danke! 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Wenn Sie mir noch kurz eine Bemerkung gestatten: Eine 

weitere  nderung des Gesetzentwurfes hat die Wirt-

schaftsf¿hrung und das Rechnungswesen zum Gegen-

stand. Nach der gegenwªrtig geltenden Rechtslage richten 

sich Wirtschaftsf¿hrung und Rechnungswesen nach 

kaufmªnnischen Grundsªtzen. Dies soll auch im Regelfall 

so bleiben. Nach der Anhºrung hat sich allerdings erge-

ben, dass wir f¿r die Kunsthochschulen eine Ausnahme 

machen m¿ssen. Ihnen fehlt wegen ihrer derzeitigen 

Ausstattung die erforderliche finanzielle und verwaltungs-

technische Kraft, um nach kaufmªnnischen Grundsªtzen 

zu wirtschaften und zugleich kamerale Daten f¿r das 

SMWK bereitzuhalten. Die Kunsthochschulen werden 

sich, wenn man dem  nderungsantrag folgt, daher k¿nftig 

f¿r eine kamerale Wirtschaftsf¿hrung entscheiden kºnnen. 

Ich sage Ihnen: Ich bin mit dem Produkt, mit dem Geleis-

teten, das wir hier gemeinsam auf den Weg gebracht 

haben, ausgesprochen zufrieden und bedanke mich bei 

allen Beteiligten, die mitgewirkt haben, auch bei den 

Sachverstªndigen in der Fraktion, und sage Ihnen noch 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 62. Sitzung 26. September 2012 

 6197 

einmal: Wir werden mit unseren Partnern ï dazu gehºren 

selbstverstªndlich auch alle Studentinnen und Studenten ï 

weiter im Gesprªch und im direkten Kontakt bleiben, und 

wir werden nat¿rlich sehen, wie dieses gute Gesetz, wie 

wir es heute auf den Weg bringen, auch in der Zukunft 

eine gute Rolle spielen wird. 

Ich bitte sehr herzlich um Zustimmung und bedanke mich 

f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Die Linksfraktion 

w¿nscht nicht mehr zu sprechen. Die SPD? ï Herr 

Abg. Mann. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrter Herr Prof. Schneider, ich will nicht versªumen, 

in der zweiten Runde ebenfalls zu antworten, insbesonde-

re auf das, was Sie gerade behauptet haben. Herr  

Schneider, mal ehrlich: Angesichts dessen, was hier im 

Plenum zu diesem Hochschulgesetz, zu dieser Novelle 

gelaufen ist ï das, was Sie jetzt als Ăausgiebigen Diskus-

sionsprozessñ bezeichnen, ist ja wohl ein Hohn, 

(Beifall bei der SPD und des Abg. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE) 

angefangen bei dem Versuch, Ihren Entwurf ohne 

1. Lesung hier im Plenum binnen zwei Wochen durch 

eine Ausschussanhºrung zu boxen, dem wir erst mit 

einem Gutachten des Juristischen Dienstes begegnen 

konnten. Ich zitiere daraus ï nicht meine Worte ï; der 

Juristische Dienst hat dieses Vorgehen gestoppt. Im 

Gutachten hieÇ es: ĂUnter Ber¿cksichtigung der genann-

ten Umstªnde besteht eine erhebliche Wahrscheinlichkeit, 

dass eine angemessene Anhºrungsvorbereitung und somit 

die ordnungsgemªÇe Durchf¿hrung der Anhºrung durch 

die kurze Frist zwischen Einbringung des Gesetzentwur-

fes und Anhºrungstermin nicht gewªhrleistet ist. Der 

Anhºrungstermin wªre somit zu fr¿h bestimmt und 

unstatthaft.ñ 

Dar¿ber hinaus Ihr Versuch, unseren lange vorgelegten 

und vorbereiteten  nderungsantrag zu dieser Novelle 

vom Anhºrungsverfahren auszuschlieÇen, bis hin zum 

letzten Akt, dass Sie diese maÇgebliche  nderung im 

Ä 24, die  nderung bei der Mitgliedschaft der verfassten 

Studierendenschaft, erst als Tischvorlage im Ausschuss 

prªsentierten, die nicht mit den Studierenden diskutiert 

war ï das alles zeigt die Verlogenheit dieser Behauptung. 

Sich dann scheinheilig hinzustellen und zu sagen, wir 

ªndern das jetzt in aller Gem¿tsruhe, ohne dass Sie mal 

geschaut haben, ob Rektoren, Studierende, Studentenpfar-

rer oder Verkehrsbetriebe gesagt haben, diese  nderung 

sei nicht sinnvoll, sie sei schªdlich, teuer und undemokra-

tisch, hier zu sagen, das sei ein ganz normaler Prozess, es 

sei ganz normales Vorgehen ï das nenne ich verlogen. Sie 

sollten ehrlich mit sich und diesem Gesetz sein und sich 

eingestehen, dass das schlicht und einfach parteipolitische 

Interessenwahrnehmung war und nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: W¿nscht die FDP 

noch das Wort? ï Herr Tippelt. 

Nico Tippelt, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Meine 

Damen und Herren Abgeordneten! Wie kaum anders zu 

erwarten, beschªftigen sich die Kollegen von der Opposi-

tion mal wieder nur mit den Details, anstatt das groÇe 

Ganze zu sehen. 

(Heiterkeit bei der SPD und den GR¦NEN) 

Sehr geehrter Herr Prof. Besier, Sie schwªrmen hier von 

US-amerikanischen Hochschulen. 

(Zuruf des Abg.  

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE) 

Sie wissen aber schon, dass dort die Hochschullandschaft 

sehr differenziert ist, dass es dort Studiengeb¿hren gibt 

und unternehmerische Hochschulf¿hrung bei hºherem 

Drittmitteleinsatz in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 

die Regel ist. Den Studenten neue Freiheiten einzurªumen 

spielt f¿r uns eine wichtige Rolle. Freiheit wiederum 

bringt nun einmal stets auch mehr Eigenverantwortung 

mit sich. 

Fakt ist: Eine verfasste Studentenschaft, die von freiwilli-

gen Mitgliedern getragen wird, hat eine deutlich grºÇere 

Legitimation als eine, die sich auf Zwangsmitglieder 

st¿tzt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Sollten die Mitglieder tatsªchlich ï wie an die Wand 

gemalt wird ï in Scharen davonlaufen, wªre es vielleicht 

eher an der Zeit, dass der Studentenrat bedarfsgerechter 

arbeitet und den Studenten attraktive Angebote macht 

bzw. sein Angebot auf wirklich nachgefragte Inhalte 

abstimmt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Solidaritªt 

ist ein Fremdwort f¿r die FDP!) 

Genau deshalb sehen wir darin eine Chance, das Profil 

des Studentenrats zu schªrfen, damit auch der einzelne 

Student sehen kann, ob ï und konkret was ï der Studen-

tenrat f¿r ihn bringt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Hochschul-

freiheitsgesetz bringt aber noch weitere zielf¿hrende 

Neuerungen mit sich. So werden Langzeitstudenten 

zuk¿nftig zur Kasse gebeten, um damit die Qualitªt der 

Lehre weiter zu verbessern. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Das ist auch Freiheit!) 

ï Richtig! Fakt ist: Jeder Studienplatz kostet ein kleines 

Vermºgen ï diese Information auch einmal an die Links-

partei. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Echt?) 
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Daher ist es nur recht und billig, dass Studenten einerseits 

ihr Ziel fest im Visier haben und in angemessener Zeit ihr 

Studium abschlieÇen und somit verantwortungsvoll mit 

den ihnen zur Verf¿gung gestellten Ressourcen umgehen. 

Nat¿rlich gibt es f¿r auÇergewºhnliche Lebenslagen 

besondere Regelungen. So ist es selbstverstªndlich, dass 

eine Studienauszeit wegen Kindererziehung, Gremienar-

beit usw. nicht angerechnet wird. 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE, 

steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Nico Tippelt, FDP: Nein. ï Andererseits stehen unsere 

Hochschulen in der Verantwortung, die Qualitªt ihrer 

Lehre stªndig zu verbessern, zum Beispiel durch zusªtzli-

che Tutorien, verlªngerte Bibliotheksºffnungszeiten, 

exzellentes Lehrpersonal etc. Das ermºglicht nach dem 

neuen Hochschulfreiheitsgesetz, eventuelle Einnahmen 

daf¿r zu verwenden. Selbst wenn Studenten Geb¿hren 

zahlen, kommt es diesen im Gegenzug wieder zugute. 

Weiterhin haben wir uns als FDP-Fraktion daf¿r einge-

setzt, einen Wunsch der Fachhochschulen umzusetzen: 

dass diese k¿nftig den Titel ĂHochschule f¿r angewandte 

Wissenschaftenñ tragen kºnnen. 

(Zurufe der Abg. Dr. Eva-Maria Stange 

und Holger Mann, SPD ï Zuruf von 

der SPD: Na toll! ï Beifall bei der SPD) 

ï Vielen Dank f¿r den Applaus! ï Damit bekommen diese 

Hochschulen die Chance, sich in ihrer AuÇenwirkung 

weiter zu profilieren und dabei gleichzeitig das sªchsische 

Dreisªulenmodell aus Universitªten, Fachhochschulen 

und Berufsakademien insgesamt zu stªrken. 

Deshalb bitte ich Sie um Ihre Zustimmung f¿r mehr 

Freiheiten und mehr Verantwortung f¿r die sªchsischen 

Hochschulen. 

Vielen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wird von der 

Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN noch das Wort 

gew¿nscht, Herr Dr. Gerstenberg? 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Gew¿nscht 

schon, aber wir haben keine Redezeit mehr! 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Die NPD? ï Auch 

nicht. Dann beginne ich wieder von vorn. F¿r die CDU-

Fraktion Herr Abg. Mackenroth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Frau Prªsidentin! Meine 

Damen und Herren! Ich mºchte auf die soeben laut 

gewordene Kritik am Gesetzentwurf eingehen. Hauptkri-

tikpunkt ist das Austrittsrecht der verfassten Studenten-

schaft. Dazu stelle ich fest: 

Erstens. Wir schaffen die verfasste Studentenschaft nicht 

ab. Ihre Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte sowie 

ihre gesetzlichen Aufgaben bleiben im vollen Umfang 

unverªndert erhalten. Diese Koalition schªtzt und achtet 

die wichtige Tªtigkeit der verfassten Studentenschaft 

besonders bei der Betreuung von Studienanfªngern. Die 

Neuregelung richtet sich nicht gegen die Gremien ï wªre 

dies beabsichtigt gewesen, hªtten andere Mittel zur 

Verf¿gung gestanden bis hin zum vºlligen Verzicht auf 

eine verfasste Studentenschaft, wie im Freistaat Bayern. 

(Zuruf des Abg. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE) 

Zweitens. Aus unserer Sicht schafft das Gesetz in diesem 

Punkt Freiheiten, und zwar auch f¿r die Studierenden. Mit 

dem Austrittsrecht gibt es k¿nftig ein Wahlrecht und 

damit ein St¿ck Autonomie. F¿r unnºtige Zwangsmit-

gliedschaften ist in einem Freiheitsgesetz kein Platz. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Drittens. Zwingende Argumente f¿r eine Zwangsmitglied-

schaft vermºgen wir nicht zu erkennen. Das Austrittsrecht 

gibt es auch in anderen Bundeslªndern, 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: In welchen denn?) 

ohne dass es dort zu Beeintrªchtigungen in der Arbeit der 

verfassten Studentenschaft und/oder ¿bermªÇigem Ver-

waltungsaufwand gekommen wªre. Herr Mann, Sie haben 

eben ï damit komme ich zu viertens ï erklªrt, dass das 

Verfahren nicht in Ordnung und ein Schnellschuss sei. 

Die Studenten hªtten keine Gelegenheit gehabt, ihre 

Argumente vorzutragen. Mir kommen, mit Verlaub 

gesagt, die Trªnen. Die KSS war in unserer Anhºrung am 

8. Juli 2012 gut vertreten. 

(Holger Mann, SPD: Da gab es 

die  nderungen noch gar nicht!) 

Sie hat dort den Vorschlag hºren kºnnen und sie hat ihn 

auch gehºrt. Wenn die KSS nicht ernst nimmt, was im 

Parlament erºrtert wird ï dann bitte schºn. 

(Lachen der Abg. Dr. Eva-Maria Stange 

und Holger Mann, SPD) 

In der Folgezeit hat die KSS in einschlªgigen Foren ihre 

Strategie diskutiert und die Empºrung effektiv organisiert 

ï ¿brigens mit der Hilfe mindestens eines Mitarbeiters, 

eines Kollegen hier aus diesem Haus. Mir liegt der ent-

sprechende Mail-Verkehr vor. 

(Christian Piwarz, CDU: Hºrt, hºrt!) 

F¿nftens. Die organisierte Empºrung stammte nach 

meinem Eindruck nicht von der Masse der Studenten, 

sondern im Wesentlichen von den Studentenfunktionªren. 

(Beifall bei der CDU ï 

Volker Bandmann, CDU: Sehr richtig!) 

Das neue Wahlrecht ï lesen Sie bitte einmal die Foren der 

sªchsischen Tageszeitungen ï entspricht auch deshalb 
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dem Wunsch vieler Studenten, weil das bisherige System 

gelegentlich zu Missbrauch gef¿hrt hat. 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, 

GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Geert Mackenroth, CDU: Nein, ich gestatte keine 

Zwischenfrage. 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Feigling!) 

ï Das mit dem ĂFeiglingñ bitte ich zu Protokoll zu neh-

men. 

Schºner als zwei Beitrªge aus diesen Foren kºnnte ich es 

auch nicht formulieren. Gestern stand in einem solchen 

Forum in der ĂFreien Presseñï ich zitiere ï: ĂEs sind nicht 

die Studenten, die dieses Gesetz kritisieren, sondern die 

Studentenfunktionªre. Diese kºnnen realistisch betrachtet 

allerdings kaum mehr als Studierende bezeichnet werden, 

(Zuruf von der CDU: Hºrt, hºrt!) 

da sie zwar als solche eingeschrieben sind, aber neben 

allerñ ï es folgt ein Schimpfwort ï Ăgar keine Zeit mehr 

f¿r das Studium haben. Und wenn nun irgendwer behaup-

ten sollte, dass diese Funktionªre doch f¿r die Studenten 

sprechen w¿rden, 

(Zuruf des Abg. Martin Dulig, SPD) 

dann ist auch das nicht richtig. Formal wurden sie ge-

wªhlt. Gerade diese Wahlen weisen aber praktisch immer 

Wahlbeteiligungen im unteren einstelligen Prozentbereich 

auf.ñ 

Weiter heiÇt es, in diesem Beitrag, den ich mir insoweit ï 

ich betone das ï nicht zu eigen mache, aber zur Beschrei-

bung mancher Befindlichkeit dennoch zitieren mºchte: 

(Zuruf des Abg. Holger Mann, SPD) 

ĂDa der Studierendenrat fast ¿berall zum Tummelplatz 

vom Bummelstudenten mit politischen Ambitionen 

(Heiterkeit bei der CDU ï Dr. Karl-Heinz 

Gerstenberg, GR¦NE: Das ist unglaublich!) 

und permanentem Sendungsbed¿rfnis geworden ist, kann 

man alle nur verstehen, die aus der Zwangsmitgliedschaft 

herauswollen. Das neue Gesetz ist ein Schritt in die 

richtige Richtung. 

(Thomas Kind, DIE LINKE: 

Das ist eine Frechheit!) 

Es ist klar, dass die Frºsche nicht jubeln, wenn man einen 

Sumpf trockenlegen will.ñ 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, 

GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

ï Ich lasse keine Fragen zu. ï Im entsprechenden Forum 

der ĂLVZñ heiÇt es ï ich zitiere ï: ĂEs gibt doch nichts 

Demokratischeres, als die Studenten selbst entscheiden zu 

lassen. Eigentlich geht es auch nicht um das Austreten aus 

den demokratischen Prozessen. Das haben die meisten 

Studenten eh schon vollzogen, indem sie sich nicht mehr 

beteiligen. Es geht den Funktionªren doch eigentlich nur 

ums Geld, was ihnen dann nicht mehr zur Verf¿gung 

st¿nde. Und deshalb finde ich den Ansatz der Freiwillig-

keit gut. Die Studierendenvertretung muss dann halt etwas 

intensiver f¿r ihre Arbeit werben, damit der gemeine 

Student darin einen Mehrwert erkennt, und der war in der 

Vergangenheit allzu oft nicht zu sehen.ñ 

(Holger Mann, SPD, und Julia Bonk, 

DIE LINKE, stehen am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie jetzt 

eine Zwischenfrage? 

Geert Mackenroth, CDU: Ich gestatte keine Zwischen-

frage. ï Ich kºnnte die Serie vergleichbarer Zitate fortset-

zen, will das allerdings nicht tun. F¿r uns ist entschei-

dend, dass wir gute Gr¿nde f¿r unsere Entscheidung 

haben, und die haben wir vorgetragen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Die Sorgen, es w¿rde den Studentenrªten das finanzielle 

Wasser abgegraben, teile ich nicht. Dazu haben wir 

soeben vom Kollegen der FDP etwas gehºrt. Sichere 

Prognosen dar¿ber, wie viele austreten, gibt es nicht. 

Wenn die Studentenvertreter erhebliche finanzielle Unsi-

cherheiten f¿r ihre Arbeit erwarten, so haben sie es selbst 

in der Hand, dem durch eine ordentliche und von der 

Mehrzahl der Studenten akzeptierte Arbeit entgegenzu-

wirken. 

Ich sage auch: Wir wollen, dass die Studentenrªte ihre 

meist gute Arbeit f¿r die Kommilitonen auch in Zukunft 

fortsetzen kºnnen. 

(Zuruf des Abg. Martin Dulig, SPD) 

Wir werden mºgliche Umstellungsschwierigkeiten, 

besonders bei unseren kleinen Hochschulen, nicht igno-

rieren, sondern bei deren ¦berwindung ï Herr 

Prof. Schneider hat es gesagt ï helfen. 

Semesterticket ï auch das ist wieder so eine Nebelkerze. 

Sie wissen ganz genau, dass das kein Argument ist. Da 

Sie es bisher nicht gebracht haben, wollen wir es nicht 

weiter verfolgen. Ich garantiere, dass es auch in Zukunft 

im Freistaat Sachsen ein preisg¿nstiges und attraktives 

Semesterticket geben wird. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Womit garantieren 

Sie das? ï Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: 

Zahlen Sie es notfalls selbst?) 

Semestergeb¿hren f¿r Langzeitstudenten ï mit dieser 

Regelung setzen wir unseren Koalitionsvertrag um. Im 

Gegensatz zur Auffassung der Opposition ist das Studium 

auch im Freistaat nicht kostenlos. Es zahlen vielmehr der 

Handwerksmeister aus der Lausitz, der Werksleiter aus 

Zwickau, die Angestellte aus Dresden ï also der Steuer-

zahler ï, und es ist nicht gerechtfertigt, sich dauerhaft auf 
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deren Kosten allein die Vorteile des Semestertickets oder 

des Studentenausweises zu verschaffen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Das ist peinlich!) 

Wir verlangen von unseren Studierenden, dass sie ihr 

Studium in angemessener Zeit abschlieÇen. Das hat mit 

sozialer Kªlte ¿berhaupt nichts zu tun. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Das ist unertrªglich! 

ï Rico Gebhardt, DIE LINKE: Unglaublich!) 

Studenten in schwieriger Lage, zum Beispiel mit Kind 

oder chronisch Kranke oder Behinderte, werden keines-

wegs automatisch zur Kasse gebeten. Ä 20 des Gesetzes 

enthªlt jede Menge offene Ausnahmetatbestªnde, die die 

Regelstudienzeit verlªngern. 

Der DGB warnt vor einer Schwªchung der universitªren 

Demokratie ï und damit kommen wir langsam zu den 

richtigen Argumenten ï durch das Austrittsrecht. Das 

wªre ein Argument, das ich akzeptieren w¿rde, wenn es 

denn zutrªfe. Aber ich kann es nicht nachvollziehen. Ich 

frage Sie: Ist denn die jetzige universitªre Demokratie bei 

einer Wahlbeteiligung von oftmals unter 10 % stark? Die 

meisten Studenten k¿mmert es doch offenbar wenig, was 

die Studentenrªte tun oder nicht. Ist es nicht vielmehr so, 

wie Magnifizenz M¿ller-Steinhagen auf unserer Podi-

umsdiskussion in der letzten Woche an der TU Dresden 

zu Recht beklagt hat, dass sich die Studenten immer mehr 

aus der inneruniversitªren Beteiligung zur¿ckziehen, dass 

sie nur noch studieren und oft nicht mehr das Umfeld 

sehen, in dem sie dies tun d¿rfen? 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, 

GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

Die angeblich so starke universitªre Demokratie bisheri-

ger Prªgung mit der zwangsweisen Rekrutierung der 

Mitglieder der Studentenschaft hat doch genau zu diesem 

Dilemma gef¿hrt. Es spricht doch vieles daf¿r, einen 

Paradigmenwechsel einzuleiten und die Weichen anders 

zu stellen, nªmlich in Richtung Freiheit, Freiwilligkeit 

und Leistung. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

es gibt wieder den Wunsch nach einer Frage. 

Geert Mackenroth, CDU: Nein, ich lasse keine Fragen 

zu. ï Um es noch einmal klar zu sagen: Ich w¿nsche mir 

auch in Zukunft eine starke Stimme unserer Studierenden, 

einen starken Studentenrat ï gerne frech und unbequem ï, 

der sich auf eine hohe Prozentzahl von Mitgliedern unter 

der Studierendenschaft st¿tzen kann. Erst dies gibt den 

Gremien die wahre Legitimation, aber ï das ist unser 

Credo ï freiwillige Teilhabe ist allemal besser als Zwang. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Letzter Punkt. Herr Prof. Besier, Sie haben von einem 

Versuch gesprochen, die Studenten politisch mundtot zu 

machen. Herr Kollege und die Kollegen von der Opposi-

tion insgesamt, Sie wissen es: Wir lehnen uns mit dieser 

Regelung an die in unserem Nachbarland Sachsen-Anhalt 

seit 1996 praktizierte und gut funktionierende Regelung 

an. Zu jener Zeit regierte in Sachsen-Anhalt eine Minder-

heitenregierung von SPD und B¦NDNIS 90/DIE GR¦-

NEN mit Tolerierung der damals noch so heiÇenden PDS, 

heute der Linkspartei. Ganz genau diese Parteien, die jetzt 

und hier so heftig opponieren, haben diese Regelung in 

unserem Nachbarland vor wenigen Jahren beschlossen. 

(Christian Piwarz, CDU: Hºrt, hºrt!) 

Ich darf Sie weiter daran erinnern: Es war die damalige 

PDS, die den entsprechenden Antrag eingebracht hat. Der 

Kultusminister, der diese Regelung vorangebracht und 

mitgetragen hat, hieÇ damals Karl-Heinz Reck von der 

SPD. 

(Christian Piwarz, CDU: Hºrt, hºrt!) 

ĂPolitisch mundtot machenñ, Ăjetzt soll der Rechtsstaat 

untergehenñ ï ich glaube das nicht und ernst nehmen 

kann ich das auch nicht so richtig. 

Einen Satz noch zu Ihnen, Herr Gansel: Ihre Stimmen 

brauchen wir f¿r unsere Entscheidungen wahrlich nicht. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Wir werden unsere Mehrheiten auch ohne Ihre Stimmen 

zusammenbringen. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Zum Abschluss will ich deutlich sagen, warum wir es so 

geregelt haben. Unsere Hochschulen sind keine Experi-

mentierfelder f¿r ideologische Utopien, und das muss 

man aussprechen d¿rfen. Hochschulen sind weitgehend 

ºffentlich finanzierte Leistungssysteme, in denen durch 

die Verfassung die Freiheit von Lehre und Forschung 

garantiert wird und die sich zur Erf¿llung dieser Aufgaben 

selbst verwalten d¿rfen. Nutzen die Hochschulen ihre 

Chance, dann sind sie vom Hochschullehrer bis hin zum 

Studenten, vom Rektor bis hin zur Hilfskraft auch Zentren 

des geistigen Lebens und damit Motor unserer freiheitli-

chen Kultur. 

Ich wªre Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren 

auf der linken Seite des Plenums, dankbar, wenn wir diese 

Idee trotz aller Differenzen im Detail gemeinsam tragen 

kºnnten. 

In der Koalition haben wir einige Monate intensiver 

Diskussionen hinter uns. Wir haben in der Sache gestrit-

ten, abgewogen und dann entschieden. Wir wollen Lehre 

und Forschung im Freistaat auf hºchstmºglichem Niveau 

in Freiheit und Verantwortung gleichermaÇen erhalten 

und ausbauen. Ich denke, das ist dieser Koalition mit dem 

Hochschulfreiheitsgesetz ziemlich gut gelungen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Eine Kurzinter-

vention; Herr Abg. Mann, bitte. 
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Holger Mann, SPD: Frau Prªsidentin! Sehr geehrter Herr 

Kollege Mackenroth, zunªchst will ich Ihre inhaltlichen 

Fehler richtigstellen. Das Modell in Sachsen-Anhalt, das 

Sie hier vorgestellt haben, hat nicht die SPD und auch 

keine Minderheitsregierung unter der SPD eingef¿hrt, 

sondern das hat dort eine CDU-Landesregierung einge-

f¿hrt. Wir haben 1996 nur eines gemacht: Wir haben die 

negativen Folgen abgemildert, weil seitdem das Land 

Sachsen-Anhalt finanzielle Zusch¿sse an die verfasste 

Studierendenschaft gewªhrt, um diese Defizite auszuglei-

chen. Wir haben versucht, diese negative Regelung ein 

St¿ck weit abzumildern. 

(Karl-Friedrich Zais, DIE LINKE: 

Das musste mal gesagt werden!) 

Wenn Sie hier solche L¿gen verbreiten, dann schockt 

mich das schon. 

(Oh-Rufe von den LINKEN) 

Der zweite Punkt. Herr Mackenroth, sich hier hinzustellen 

und zu sagen, die Studierenden hªtten ja ernst nehmen 

m¿ssen, was der RCDS-Vertreter dort in der Anhºrung zu 

einem Gegenstand gesagt hat, der nicht im Gesetzentwurf 

stand, der RCDS-Vertreter, den Sie eingeladen haben ï so 

viel zum Thema parteipolitische Einflussnahme im 

Parlament ï, der RCDS-Vertreter, der kein Mandat hat ï 

das finde ich schon schrªg. 

Aber viel schwieriger und tatsªchlich ehrenr¿hrig finde 

ich, dass Sie mit dem, was Sie hier gerade verlesen und 

getan haben, eine demokratische Interessenvertretung 

herabw¿rdigen. Hier im Parlament, wo wir auch Vertreter 

einer Solidargemeinschaft sind, wo wir auch Reprªsentan-

ten aller im Freistaat sind, zu sagen, die Studierendenver-

tretung wªre nur eine Vertretung von Funktionªren, dieser 

Duktus ist so falsch und bitter. Dabei verschlªgt es mir die 

Sprache. Das ist einseitige Diffamierung von insbesonde-

re sehr viel ehrenamtlichem Engagement, 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

welche dieses System der soziokulturellen Dienstleistung 

und politischen Interessenvertretung herabw¿rdigt. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Ma-

ckenroth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Herr Kollege Mann, wenn Sie 

sich die Hunderte von Mails durchlesen, die die organi-

sierte Empºrung uns eingespielt hat, dann finden Sie ganz 

klar das Selbstverstªndnis des Studentenrates, jedenfalls 

von zwei groÇen sªchsischen Universitªten, in denen sie 

sich als Interessenvertreter gerieren. Wo gibt es Zwangs-

mitgliedschaften bei Gewerkschaften, Interessenverbªn-

den oder sonst irgendetwas? 

(Zurufe von den LINKEN: Die IHK!) 

Die gibt es nicht und die sind auch nicht erforderlich. 

(Protest von den LINKEN) 

Im ¦brigen: Ihren Vorwurf zum Verfahren, Herr Mann, 

nenne ich verlogen, wenn Sie ¿ber den gesamten Som-

mer, nicht persºnlich, aber ¿ber die Adresse eines Mitar-

beiters, sich zur Koordinierung dieser Empºrung bereitge-

funden haben. Das ist Ihr gutes Recht, aber wir d¿rfen 

nicht sagen, dass es keine Gelegenheit gegeben hªtte, sich 

auf das, was heute hier beschlossen werden soll, vorzube-

reiten. Da handeln Sie sehr blauªugig und f¿r so blauªu-

gig hªtte ich Sie nicht gehalten. ï Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï Julia Bonk, 

DIE LINKE, und Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, 

GR¦NE, stehen am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Eine weitere 

Kurzintervention; Frau Bonk, bitte. 

Julia Bonk, DIE LINKE: Vielen Dank, Frau Prªsiden-

tin! Herr Mackenroth, mit anderen Interessenvertretern 

von Wirtschaftsverbªnden oder von der IHK, wo es auch 

solche Zwangsmitgliedschaften gibt ï wir haben es 

gerade gehºrt ï, w¿rden Sie vielleicht nicht so sprechen. 

Aber wenn sich junge Leute organisieren, um ihre Mei-

nung zum Ausdruck zu bringen, da stellen Sie sich hin 

und diffamieren und diskreditieren das als Ăorganisierte 

Empºrungñ, weil es dort kritische MeinungsªuÇerungen 

gibt. 

Ich finde es absolut ungehºrig, dass Sie das politische 

Engagement junger Leute in dieser Weise diffamieren und 

diskreditieren. Das ist bodenlos und falsch. Wenn Sie sie 

auch noch diskreditieren mit dem Verweis, dass sie ihr 

Studium nicht zu Ende bringen, nicht abschlieÇen w¿r-

den, und Sie noch persºnlich ehrabschneidend angreifen, 

dann, finde ich, sollten Sie sich daf¿r entschuldigen. 

Ich finde, dass Ihre ganze Rhetorik von sogenanntem 

Effizienzdruck und schnellem AbschlieÇen vºllig igno-

riert, wie die Lage der jungen Leute an den Hochschulen 

und im Studium heute ist, dass sie zunehmend Probleme 

haben, das Studium zu finanzieren, dass der Bedarf an 

sozialpersºnlichen Beratungen zugenommen hat, dass 

dadurch und durch die verªnderten Studienbedingungen 

eine Situation entstanden ist, in der es kaum noch mºglich 

ist, sich zum Beispiel demokratisch auÇerhalb und in der 

Universitªt zu organisieren. Durch die Schwªchung der 

hochschulinternen Demokratie und durch die Verªnde-

rung der Studienbedingungen haben Sie ja gerade daf¿r 

gesorgt, dass es schwer ist, sich an der Hochschule 

demokratisch zu beteiligen. Das sollten Sie nicht ver-

schleiern und denjenigen, die sich einbringen, Respekt 

entgegenbringen und Sie hier nicht so diffamieren, son-

dern sich entschuldigen. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte. 
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Geert Mackenroth, CDU: Frau Kollegin, haben sie nicht 

zugehºrt? Ich habe ziemlich deutlich gesagt, dass und 

warum wir die Arbeit der Studentenrªte grundsªtzlich 

wertschªtzen. Ich habe aber auch gesagt, dass nicht alles 

Gold ist, was glªnzt, dass es Missbrauch gegeben hat und 

dass die Akzeptanz in weiten Teilen der Studierenden-

schaft nicht vorhanden ist, dass das System sich damit 

sozusagen selbst destabilisiert hat und dass es dann auch 

Aufgabe der Politik ist nachzusehen, ob es andere Mºg-

lichkeiten gibt. Das sollte eigentlich zwischen uns selbst-

verstªndlich sein. Eine dieser Mºglichkeiten heiÇt: im 

Zweifel f¿r die Freiheit. Das ist der Weg, den wir heute 

einschlagen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Dr. Gersten-

berg, bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Herr Macken-

roth, ich konnte Ihrer Rede leider nicht entnehmen, woher 

Sie diese Erkenntnisse haben und womit Sie das alles 

begr¿nden wollen. Sie haben ein Medienforum aufge-

f¿hrt. Mºglicherweise sind das Anhªnger der Jungen 

Union, des RCDS, die sich da ªuÇern. Kºnnte das nicht 

etwa sein? Die Vermutung liegt nahe. Ich frage mich, auf 

welch d¿nnem Eis m¿ssen Sie stehen, wenn Sie in so 

diffamierender Weise solche Foren benutzen, um sich hier 

Pauschalen nicht zu eigen zu machen, aber sie doch im 

Plenum des Sªchsischen Landtages aufzuf¿hren. Sie 

m¿ssen in einer verzweifelten Situation sein! 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Wenn wir einmal bei sachlichen Richtigstellungen sind, 

dann seien Sie doch bitte konkret. Es gibt ein einziges 

Land in der Bundesrepublik Deutschland, das keine 

verfasste Studierendenschaft hat. Das ist Bayern. Es gibt 

ein einziges Land, nicht Lªnder, wie Sie formulierten, wo 

es eine Austrittsmºglichkeit gibt. Das ist Sachsen-Anhalt. 

Aber der Trend geht notwendiger- und richtigerweise in 

eine andere Richtung. Baden-W¿rttemberg hat gerade die 

verfasste Studierendenschaft wieder eingef¿hrt. Das ist 

der Weg, den wir gehen sollten und nicht einen kontra-

produktiven, wie Sie es hier vorschlagen. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Ich habe Ihnen gesagt, verehr-

ter Kollege Gerstenberg, worauf ich mich st¿tze. Ich 

st¿tze mich bei meinen Zitaten auf ºffentliche Foren in 

sªchsischen Tageszeitungen. Schauen Sie in die ĂFreie 

Presseñ, schauen Sie in die ĂSªchsische Zeitungñ, in die 

ĂLVZñ oder in die ĂDNNñ. Diese sind jedenfalls, so mein 

Eindruck, noch nicht Gegenstand dieser organisierten 

Empºrung. Diese Leserbriefe, Frau Kollegin Friedel, sind 

mir allemal lieber, weil sie nªmlich individuell verfasst 

sind und nicht wie 300 standardisierte Mails, die von 

Funktionªren mit identischem Wortlaut einlaufen, wo 

nichts an Gehirngr¿tze dahintersteckt, sondern alles nur 

ein Einheitsbrei ist. Das ist ein Armutszeugnis! 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Herr Kolle-

ge Mackenroth, ich will mich auf einen einzigen Punkt 

beschrªnken. Sie haben Zitate gewªhlt, die die Vorurteils-

bildung in der Gesellschaft noch vertiefen. Von ĂBum-

melstudentenñ und  hnlichem war die Rede. Sie haben 

das nicht selbst gesagt, sondern Sie waren so raffiniert, 

daf¿r Zitate zu wªhlen. Damit zerreiÇen Sie die Gesell-

schaft. Es wird Ihnen nicht gelingen. 

(Zuruf von der CDU) 

ï Das ist doch so. Das verstªrkt doch die Vorurteilsbil-

dung gegen Studierende! Es ist ungeheuerlich, was Sie da 

machen! Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass Sie die 

Gesellschaft spalten. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Herr Kollege, damit soll es 

dann auch gut sein. Ich verwahre mich gegen den Vorwurf 

der Demagogie. Aber es muss erlaubt sein, schlechte 

Dinge beim Namen zu nennen, und es gibt solche Fªlle, 

das wissen Sie ganz genau wie ich, wo das Einschreiben, 

der Studentenstatus, missbraucht wird, und es gibt andere 

Fªlle, in denen die Studierendenvertretungen ihre Rechte 

missbraucht haben. Auch dazu gibt es genug Kleine 

Anfragen. 

Mit Demagogie hat das nichts zu tun; im Gegenteil. Wenn 

wir wollen, dass diese Institution stark und krªftig ist, 

dann m¿ssen wir solche Dinge beim Namen nennen und 

daf¿r sorgen, dass sie weiterhin nicht passieren und dass 

die Studentenrªte bei ihren gesamten Kommilitonen ein 

hºheres Ansehen haben, als es jetzt bei vielen der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wer mºchte jetzt 

noch in der Debatte sprechen? ï Das ist nicht mehr der 

Fall. Dann ¿bergebe ich jetzt das Wort der Frau Ministe-

rin. Bitte, Frau Ministerin Schorlemer. 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Sehr geehrte Frau Prªsi-

dentin! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die 

Erfolge der TU Dresden und der TU Chemnitz im presti-

getrªchtigen und hºchstdotierten Forschungswettbewerb 

in Deutschland, der Exzellenzinitiative von Bund und 

Lªndern, sind beachtliche und eindeutige Belege daf¿r, 

dass die sªchsische Hochschullandschaft zu den besten in 

Deutschland gehºrt. Das liegt nicht nur daran, dass wir 

traditionsreiche Hochschulen wie die 1409 gegr¿ndete 

Universitªt Leipzig oder die 1765 gegr¿ndete Akademie 
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Freiberg haben, sondern auch daran, dass wir bestªndig 

daran arbeiten, das Erreichte noch zu verbessern. 

Der Erfolg der TU Dresden und der TU Chemnitz ist 

zunªchst vor allem ein Verdienst derjenigen, die sich an 

den Universitªten persºnlich engagiert haben. Wissen-

schaftliche Leistungen werden durch diejenigen Akteure 

bestimmt, die in den Laboren, in den Forschungsinstituten 

und in den Hºrsªlen tªtig sind. Gesetze alleine kºnnen 

keine wissenschaftliche Qualitªt schaffen. Gesetze alleine 

f¿hren zu keinen herausragenden wissenschaftlichen 

Leistungen. Gesetze, meine Damen und Herren, setzen 

aber den Rahmen, in dem sich eine Wissens- und For-

schungslandschaft entwickeln kann oder auch nicht. Der 

Rahmen ist daher in seiner Wirkung nicht zu unterschªt-

zen. ¦ber die  nderung dieses Rahmens f¿r die sªchsi-

sche Hochschullandschaft soll nun heute abgestimmt 

werden. Es soll konkret dar¿ber abgestimmt werden, in 

welchen erweiterten Grenzen die Hochschulen des Frei-

staates Sachsen zuk¿nftig agieren kºnnen. 

In allen Bundeslªndern hat sich seit Lªngerem die Er-

kenntnis durchgesetzt, dass die Hochschulen dann am 

erfolgreichsten sind, wenn sie eigenverantwortlich han-

deln kºnnen und sich die staatliche Verwaltung so weit 

wie mºglich aus den inneren Belangen der Hochschulen 

heraushªlt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein wesentli-

ches Anliegen des vorliegenden Gesetzes ist es, die 

Eigenverantwortung der Hochschulen noch weiter auszu-

bauen. Dieses Ziel soll durch die  nderung der Bezeich-

nung unterstrichen werden. Die  nderung der Gesetzes-

bezeichnung wurde und wird von vielen kritisch gesehen. 

Ich gebe den Kritikern der Namensªnderung zwar inso-

weit recht, dass der Name eines Gesetzes alleine nichts 

bewirkt, jedoch wollen wir uns durch die Namensªnde-

rung dazu bekennen, dass uns die Autonomie der Hoch-

schulen in Sachsen besonders wichtig ist. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Es soll damit unterstrichen werden, welches Verhªltnis 

wir zwischen den Hochschulen und dem Freistaat anstre-

ben. Ich denke, die meisten von Ihnen werden meiner 

Auffassung nicht widersprechen, dass die sªchsischen 

Hochschulen nur dann in einem Wettbewerb bestehen 

werden, wenn sie die grºÇtmºgliche Freiheit erhalten. 

Wenn Sie dem zustimmen kºnnen, dann kºnnen Sie auch 

gegen den neuen Namen keine ernsthaften Einwªnde 

haben. 

Aber lassen Sie mich zu den viel wichtigeren inhaltlichen 

 nderungen kommen, die der vorliegende Gesetzentwurf 

enthªlt. Durch zahlreiche Regelungen wird, wie bereits 

erwªhnt, die Autonomie der Hochschulen ausgebaut. Die 

Beteiligung der Hochschulen an Unternehmen wird 

vereinfacht. Bisher mussten die Voraussetzungen, unter 

denen sich eine Hochschule an einem Unternehmen 

beteiligt, in einer Rechtsverordnung des Staatsministeri-

ums f¿r Wissenschaft und Kunst sowie in einer Rechts-

verordnung des Finanzministeriums geregelt werden. 

Genau diese Notwendigkeit entfªllt durch das  nde-

rungsgesetz. Unternehmensgr¿nder unter Beteiligung in 

den daf¿r geeigneten Wissenschaftsfeldern sind wichtig. 

Hiermit wird der Wissens- und Technologietransfer 

unterst¿tzt. Forschungsergebnisse kºnnen so besser f¿r 

die Wissenschaft, die Gesellschaft und die Wirtschaft 

nutzbar gemacht werden. Durch den Wegfall komplizier-

ter Regelungen werden Beteiligungen einfacher und 

dadurch flexibler. 

Auch bei der Anwerbung von Spitzenkrªften erhalten die 

Hochschulen mehr Flexibilitªt. Kaufmªnnisch wirtschaf-

tende Hochschulen, die Zielvereinbarungen abgeschlos-

sen haben, sind nicht mehr an den sogenannten Vergabe-

rahmen gebunden. Hierdurch erhalten die Hochschulen 

im Wettbewerb um die Gewinnung von Hochschullehrern 

eine bessere Position. Die Hochschulen werden in die 

Lage versetzt, exzellenten Wissenschaftlern attraktive 

Angebote zu unterbreiten. Des Weiteren wird den Hoch-

schulen die Mºglichkeit eingerªumt, die selbst genutzten 

Liegenschaften eigenverantwortlich zu bewirtschaften. 

Dadurch erhoffen wir uns, dass Entscheidungswege 

verk¿rzt werden und die Bewirtschaftung effizienter zum 

Wohle der Hochschule erfolgen kann. 

Die besonderen Belange der Kunsthochschulen werden 

zuk¿nftig besser und spezieller ber¿cksichtigt. Es wird 

den Kunsthochschulen unter anderem die Mºglichkeit 

erºffnet, Strukturen zu wªhlen, die ihren Belangen besser 

gerecht werden. Sie erhalten die Mºglichkeit, Aufgaben 

des Fakultªtsrates ganz oder teilweise dem Senat zu 

¿bertragen. 

An dem Bekenntnis, dass das erste berufsqualifizierende 

Hochschulstudium geb¿hrenfrei sein muss, halten wir 

fest. Das mºchte ich ausdr¿cklich betonen. Ich halte das 

persºnlich f¿r eine gute und ªuÇerst wichtige Entschei-

dung. Ich habe bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass 

nach allen uns zur Verf¿gung stehenden Zahlen in abseh-

barer Zeit eine starke Konkurrenz zu anderen Bundeslªn-

dern entstehen wird. Die Hochschulen werden in einen 

Wettbewerb um talentierte Studierende, Doktoranden und 

Nachwuchswissenschaftler treten. Heute haben wir die 

Chance, durch attraktive Studienbedingungen junge 

Menschen nach Sachsen zu holen und auch zum Bleiben 

zu bewegen; in der Zukunft wird es immer schwieriger 

werden. Mit anderen Worten: Mit einer guten Hochschul-

politik holen wir junge Menschen nach Sachsen. Dies 

halte ich angesichts des prognostizierten R¿ckgangs der 

Bevºlkerung in Sachsen f¿r sehr wichtig. 

Die Hochschulpolitik der Staatsregierung trªgt hier 

Fr¿chte. Gerade in diesem Monat hat das Statistische 

Landesamt mitgeteilt, dass sich die Anzahl auslªndischer 

Studentinnen und Studenten in Sachsen von 2000 bis 

2011, also in einer guten Dekade, auf 11 509 mehr als 

verdoppelt habe. Im Jahr 2011 kamen demnach rund 10 % 

aller Studierenden in Sachsen aus dem Ausland. Vor allem 

Sachsens ausgezeichneter Ruf in den MINT-Fªchern zeigt 

seine Wirkung. So schrieben sich 4 928 oder 43 % der 

auslªndischen Studierenden f¿r ein MINT-Fach ein. 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 62. Sitzung 26. September 2012 

 6204 

Das wiederum, meine sehr verehrten Damen und Herren 

Abgeordneten, ist eine Bestªtigung daf¿r, dass wir mit 

unserer Wissenschaftspolitik auf einem guten Weg sind. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Nur in den Fªllen, in denen die Regelstudienzeit um mehr 

als vier Semester ¿berschritten wird, sollen nach dem 

Gesetzentwurf, so wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, 

Geb¿hren erhoben werden. Bei der Ausgestaltung der 

Regelung wurde darauf geachtet, dass den Studierenden 

gen¿gend Zeit ï immerhin zwei ganze Jahre ï verbleibt, 

um ihr Studium geb¿hrenfrei zu einem Abschluss zu 

bringen. Des Weiteren werden Zeiten, in denen ein 

Student, eine Studentin aus wichtigem Grund, wie eine 

lªngere Krankheit oder auch die Inanspruchnahme von 

Mutterschutz, auf ihren Antrag hin beurlaubt wurde, auf 

die Regelstudienzeit nicht angerechnet. Gleiches gilt f¿r 

die Zeiten der Mitwirkung in Organen der Hochschule, 

etwa der Studentenschaft oder der Studienkommission. 

Die Zugangsmºglichkeiten f¿r beruflich qualifizierte 

Personen ï um zum nªchsten Punkt zu kommen, zum 

Hochschulstudium ï wurden deutlich erweitert. Personen, 

die eine Meisterpr¿fung oder eine vergleichbare berufli-

che Fortbildungspr¿fung abgelegt haben, erhalten die 

unmittelbare Hochschulzugangsberechtigung f¿r ein 

Studium an einer Fachhochschule ï k¿nftig Hochschule 

f¿r angewandte Wissenschaft ï oder Universitªt, das heiÇt 

f¿r alle Fªcher ohne weitere Pr¿fung oder Eignungsfest-

stellung. Auch ¿ber eine Aufstiegsfortbildung mit mehr 

als 400 Unterrichtsstunden wird ein Hochschulzugang 

mºglich. Hierunter fallen zum Beispiel Fachwirte und 

Techniker ï Leitbild, wenn Sie so wollen, die Durchlªs-

sigkeit im Bildungssystem. 

Die Abschl¿sse der Berufsakademien werden insofern 

aufgewertet, als nicht, wie bislang, nur die Bachelor-, 

sondern auch die Diplomabschl¿sse der Berufsakademien 

den Zugang zu einem Masterstudiengang an den sªchsi-

schen Hochschulen ermºglichen. Damit schaffen wir 

Gerechtigkeit und wir verbessern die Anschlussmºglich-

keiten f¿r Abschl¿sse der Berufsakademien. 

Die Mitwirkung der Studierenden in den Studienkommis-

sionen wird honoriert, indem eine Nichtanrechnung auf 

die Regelstudienzeit erfolgt. Damit wird verhindert, dass 

sich das notwendige und wichtige ehrenamtliche Enga-

gement nachteilig f¿r unsere Studierenden auswirkt. 

Stichwort Mobilitªt: Sie wird gefºrdert, die Anrechnung 

von Studien- und Pr¿fungsleistungen wird verbessert, 

indem sie zum Regelfall erklªrt wird. Eine Ablehnung der 

Anrechnung durch die Hochschule ist k¿nftig nur zulªs-

sig, wenn wesentliche Unterschiede zwischen den in den 

Studienabschnitten erworbenen oder mit den Pr¿fungen 

nachgewiesenen Kompetenzen bestehen. Durch die 

Umkehr der Beweislast ist nunmehr die Hochschule 

hierf¿r beweispflichtig. Sie muss die Nichtanrechnung 

schriftlich begr¿nden. 

Hiervon erhoffen wir uns, dass es den Studierenden 

deutlich erleichtert wird, ihren Studienort zu wechseln ï 

sowohl innerhalb von Sachsen wie von auÇen nach 

Sachsen kommend ï, denn ein Wechsel des Studienortes 

ist eine wichtige Erfahrung. Wir m¿ssen die jungen 

Menschen nicht nur zu einer Erweiterung ihres Gesichts-

kreises, ihres Erfahrungshorizontes ermuntern, sondern 

wir wollen sie vor allen Dingen auch aktiv dabei unter-

st¿tzen. 

Die internationale Attraktivitªt der sªchsischen Universi-

tªten wollen wir dadurch verbessern, indem wir es ihnen 

ermºglichen, auch Promotionsstudiengªnge einzurichten, 

in denen der Grad des Doctor of Philosophy ï kurz: PhD 

ï verliehen werden kann. PhD ist der hªufigste Doktor-

grad in englischsprachigen Lªndern. Die Mºglichkeit zum 

Erwerb dieses Hochschulgrades stellt im Besonderen f¿r 

Absolventinnen und Absolventen von medizinischen 

Studiengªngen einen Wettbewerbsvorteil auf dem interna-

tionalen Arbeitsmarkt dar. 

Die Mºglichkeiten der gemeinsamen Berufung durch eine 

Hochschule und eine Forschungseinrichtung werden 

erweitert, indem das sogenannte Th¿ringer Modell aufge-

nommen wird. Danach kºnnen Angestellte von For-

schungseinrichtungen, die die Einstellungsvoraussetzun-

gen als Professor erf¿llen, in die mitgliedschaftsrechtliche 

Stellung eines Hochschullehrers an einer bestimmten 

Hochschule berufen werden. Eine solche Berufung setzt 

ein gemeinsames Berufungsverfahren voraus; es erfolgt 

aber anders als bei den bisher gemeinsam erfolgten 

Berufungen keine Anstellung bei der Hochschule. Das 

heiÇt, dergestalt Berufene haben das Recht, f¿r die Dauer 

ihrer Mitgliedschaft an der Forschungseinrichtung die 

Bezeichnung ĂProfessorñ zu f¿hren. Letztlich unterst¿tzen 

wir damit die Zusammenarbeit zwischen den Universitª-

ten und den auÇeruniversitªren Forschungseinrichtungen 

ï eine wichtige Sªule unserer Hochschulpolitik. 

Mit dem Inkrafttreten des jetzigen Hochschulgesetzes 

wurde das Organ des Hochschulrates eingef¿hrt. Die 

Hochschulrªte, meine sehr geehrten Damen und Herren 

Abgeordneten, haben sich bewªhrt. F¿r die sªchsischen 

Hochschulrªte konnten engagierte und qualifizierte 

Mitglieder gewonnen werden, die sich ehrenamtlich ï und 

ich will hinzuf¿gen: auch unter beachtlichem zeitlichem 

Aufwand ï um ihre jeweilige Hochschule k¿mmern. An 

dieser Stelle mºchte ich allen Hochschulratsmitgliedern 

ausdr¿cklich f¿r das bisher Geleistete danken. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Allerdings hat sich gezeigt, dass die Arbeit in den Hoch-

schulrªten erleichtert werden kann. Deshalb sind einige 

 nderungen f¿r den Hochschulrat im Gesetz vorgesehen. 

So sollen Entscheidungen im Umlaufverfahren ermºglicht 

werden, um die Handlungsfªhigkeit zwischen den Sitzun-

gen zu erleichtern. Die Hochschulen sollen ermªchtigt 

werden, f¿r ihre Hochschulrªte Regelungen f¿r eine 

angemessene Fahrtkostenverg¿tung zu schaffen. Die 

Ernennungszustªndigkeit f¿r die Mitglieder des Hoch-

schulrates von der Staatsregierung wird auf das Staatsmi-

nisterium f¿r Wissenschaft und Kunst ¿bertragen. Damit 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 62. Sitzung 26. September 2012 

 6205 

soll das Gewinnungsverfahren verbessert werden; zudem 

wird hierdurch der Verwaltungsaufwand verringert. 

Das Internationale Hochschulinstitut Zittau wird in die 

TU Dresden eingegliedert. Damit wird nicht nur eine 

Festlegung aus dem Hochschulentwicklungsplan umge-

setzt, sondern dadurch profitiert auch die Region von dem 

Status der TU Dresden als Exzellenzuniversitªt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Ich denke, Sie haben sich alle ausf¿hrlich mit dem Ge-

setzentwurf auseinandergesetzt, sodass ich mich auf diese 

Auswahl an  nderungen beschrªnken kann. 

Erwªhnen mºchte ich noch, dass die Stellungnahmen der 

angehºrten Einrichtungen zum Gesetzentwurf ¿berwie-

gend positiv waren. Diese grundsªtzliche positive Reso-

nanz hat auch die am 8. Mai 2012 erfolgte Anhºrung im 

Landtag bestªtigt. Die in der Anhºrung ¿berwiegend 

vorgebrachte Kritik betraf die Novelle nicht als Ganzes, 

sondern bezog sich auf die Detailfragen. Was die seitdem 

im parlamentarischen Verfahren vorgenommene, die 

verfasste Studentenschaft betreffende  nderung angeht, 

so liegt dem Staatsministerium f¿r Wissenschaft und 

Kunst sehr an einer konsensualen Lºsung mºglicher 

Folgeprobleme, und wir haben die Bereitschaft signali-

siert, diesen Prozess aktiv zu unterst¿tzen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Johannes Lichdi, GR¦NE: Toll!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit der Verab-

schiedung des Gesetzentwurfes und dem Hochschulent-

wicklungsplan bis 2020 sehe ich unsere Hochschulen f¿r 

die Zukunft gut ger¿stet. Kernst¿ck des Hochschulent-

wicklungsplanes ist der Aufbau von Wissenschaftsregio-

nen. 

In den Regionen sollen Wissenschaftsforen vor allem die 

gemeinsame Arbeit an Themen, auch die Kommunikation 

zwischen den Vertretern der staatlichen und der privaten 

Hochschulen, der auÇeruniversitªren Forschungseinrich-

tungen, aber auch der Wirtschaft, der Kultureinrichtungen 

und den Vertretern meines Hauses verbessern. 

Ich bin davon ¿berzeugt, dass wir es sowohl mit dem 

Hochschulentwicklungsplan als auch mit dem heutigen 

Gesetz den sªchsischen Hochschulen ermºglichen, weiter 

zu den besten zu gehºren. Ich bitte Sie, uns mit Ihrer 

Zustimmung hierbei zu unterst¿tzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren, damit ist die Aussprache beendet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Aufgerufen ist das 

Gesetz zur  nderung hochschulrechtlicher Bestimmun-

gen. Wir stimmen auf der Grundlage der Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses f¿r Wissenschaft und Hochschu-

le, Kultur und Medien, Drucksache 5/10101, ab. Es liegen 

 nderungsantrªge vor, ¿ber die wir jetzt im Einzelnen 

abstimmen. Diese  nderungsantrªge werden in der 

Reihenfolge ihres Eingangs aufgerufen. Erhebt sich 

dagegen Widerspruch? ï Das ist nicht der Fall. 

Ich beginne nun mit dem Antrag in der Drucksa-

che 5/10247,  nderungsantrag der Fraktionen DIE 

LINKE, SPD und GR¦NE. Ich bitte um Einbringung; 

Herr Dr. Gerstenberg, bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Frau Prªsiden-

tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es geht bei diesem 

gemeinsamen  nderungsantrag um die Verfasste Studie-

rendenschaft. Wir kn¿pfen also genau an dem Punkt an, 

an dem die Debatte geendet hat. 

Herr Kollege Mackenroth, ich hatte eigentlich gehofft, 

dass Sie zumindest der Eifer zum Nachdenken bringt, mit 

dem die Nazis im Parlament Ihren Antrag in diesem Punkt 

unterst¿tzen, diejenigen, die sich zum Ziel gestellt haben, 

demokratische Strukturen zu zerstºren. 

(Beifall bei den GR¦NEN, den LINKEN 

und der SPD ï Zurufe von der CDU) 

Sie haben ¿ber 500 Jahre Hochschulen in Sachsen herbei-

gerufen. Ich verweise Sie auf die Tradition der Studieren-

denvertretungen. Auch diese haben eine uralte Tradition. 

(Zurufe von der CDU) 

Es waren einst die progressiven Studentenschaften, 

(J¿rgen Gansel, NPD: Burschenschaften!) 

ï Burschenschaften ï, die eine geeinte Studentenvertre-

tung schaffen wollten. Und das, was wir hier in Sachsen 

haben, ist ein Ergebnis der friedlichen Revolution von 

1989/1990. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

bei den LINKEN und der SPD) 

Diejenigen, die an den Hochschulen aktiv waren, wollten 

den FDJ-Strukturen ein Ende machen. Sie wollten aber 

auch nicht das westdeutsche Modell des AStA und der oft 

sehr politisch eingefªrbten Studentenparlamente ¿ber-

nehmen. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Entstanden sind die Studentenrªte hier in den ostdeut-

schen Lªndern und in Sachsen. Die haben sich bewªhrt. 

Die wurden bisher auch von allen Hochschulministerin-

nen und -ministern akzeptiert. Es ist nicht immer einfach, 

mit ihnen zu arbeiten ï sie haben eine eigene Meinung ï, 

aber es ist hochproduktiv. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Ich habe wenig Sorge darum, dass die Studentenrªte 

keinen weiteren Zuspruch haben w¿rden. Daf¿r machen 

sie einfach eine zu gute Arbeit. 

Es geht um die Frage, wie die Entscheidungen der Stu-

dentenrªte zum Beispiel in den Verwaltungsrªten der 

Studentenwerke legitimiert sind. Es geht auch nicht 
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primªr um das Geld. Sie haben bei einer Podiumsdiskus-

sion hier in Dresden in der vergangenen Woche gesagt: Es 

kºnnte eventuell auch staatliche Gelder als Ersatzleistung 

geben. Es geht um die Frage, wie die Errungenschaften ï 

wie das erwªhnte Semesterticket ï bestehen sollen, wenn 

sich Studierendenvertretungen nicht mehr gegen¿ber den 

Verkehrsbetrieben mit verlªsslichen Zahlen von Studie-

renden, die sie vertreten und die dann dieses Semesterti-

cket nutzen, ausweisen kºnnen. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

In der Praxis ist es doch so: Es braucht nur wenige Egois-

ten, die austreten, und dann bricht die Solidargemein-

schaft zusammen. 

Sie haben in Ihrer Rede vºllig vergessen, wie groÇ die 

Zahl der Gegner dieser  nderungen ist. Die Rektorenkon-

ferenz, die Studentenpfarrer, die Studentenwerke haben 

sich dagegen ausgesprochen. Die einzige Forderung kam 

vom RCDS Sachsen. Da sage ich Ihnen: Hºren Sie doch 

bitte auf den Bundesvorsitzenden des RCDS, Herrn 

Fr®d®ric Joureau, der sehr klug gesagt hat: ĂStatt das 

System abzuschaffen, m¿ssen wir als Unionsanhªnger 

versuchen, Hochschulwahlen zu gewinnen und durch 

bessere Arbeit in den studentischen Gremien zu ¿berzeu-

gen.ñ 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Das ist der demokratische Weg. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Menschen kºnnen irren. 

Auch wir Politiker sind Menschen. Aber die Stªrke des 

Menschen besteht doch darin, seine Irrt¿mer zu beheben. 

Nutzen Sie diese Stªrke, anstatt auf dem Irrweg weiterzu-

gehen. Nutzen Sie Ihren Kopf zum Umdenken in dieser 

Frage, anstatt damit durch die Wand zu gehen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte kommen Sie 

zum Ende. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Nehmen Sie die 

letzte Chance dieses Antrags und stimmen Sie ihm zu. Ich 

beantrage in diesem Punkt namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Zum Antrag 

mºchte Herr Abg. Mackenroth sprechen. Bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Vielen Dank, Frau Prªsiden-

tin. ï Herr Kollege Gerstenberg, die Koalition wird diesen 

 nderungsantrag ablehnen. Wir haben die unterschiedli-

chen Auffassungen dazu bereits ausgetauscht und deutlich 

gemacht: Das Semesterticket muss beileibe nicht vom 

Studentenrat verhandelt werden. Es gibt auch im Freistaat 

Sachsen ï beispielsweise in Leipzig ï wunderbar funktio-

nierende Modelle, wo dies das Studentenwerk erledigt, 

und es ist ¿berhaupt nicht einzusehen, dass man sich 

immer auf den Studentenrat st¿tzen muss. 

Was ich nicht in Ordnung fand, Herr Kollege ï das liegt 

nach meiner festen Auffassung auch deutlich unter Ihrem 

Niveau ï, waren Ihre Bemerkungen zu RechtsauÇen hier 

im Haus und zum Verhalten der CDU. 

(Beifall bei der CDU und FDP) 

Offenbar haben Sie nicht zugehºrt. Ich habe in meiner 

Rede deutlich gemacht, dass wir unsere Mehrheiten allein 

zustande bringen, und das wird auch so lange der Fall 

sein, solange eine Koalition von der CDU gef¿hrt wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf zum  nderungsantrag? ï Es ist ¿ber diesen 

 nderungsantrag namentliche Abstimmung beantragt 

worden. Ich mºchte gern wissen, wer das unterst¿tzt. Ich 

bitte um Ihr Handzeichen. ï Gut. Damit ist das zulªssig. 

(Zuruf von der NPD: Ein  nderungsantrag ist 

f¿r die namentliche Abstimmung zulªssig?) 

ï Ein  nderungsantrag ist f¿r namentliche Abstimmung 

zulªssig. ï Wir bereiten das jetzt vor. Soll ich das Proze-

dere zum Aufruf noch einmal verlesen oder haben wir uns 

inzwischen alle daran gewºhnt? Widerspricht jemand, 

wenn ich es nicht verlese? ï Das ist nicht der Fall. 

Nico Tippelt, FDP: Wir starten, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, mit der namentlichen Abstimmung. 

Diese beginnt beim Buchstaben J. 

(Namentliche Abstimmung ï siehe Anlage) 

Ist ein Abgeordneter hinzugekommen, der nicht aufgeru-

fen worden ist? ï Er hat die Mºglichkeit, sich jetzt zu 

melden. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Damit kommen 

wir jetzt zur Auszªhlung. Ich bitte um etwas Geduld. 

(Kurze Unterbrechung) 

Meine Damen und Herren! Wir haben ein Ergebnis: Mit 

Ja stimmten 49 Abgeordnete, mit Nein 76 Abgeordnete, 

und enthalten hat sich niemand. Damit ist der Antrag mit 

Mehrheit abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zu den 

weiteren  nderungsantrªgen. Ich rufe auf die Drucksa-

che 5/10248,  nderungsantrag der Fraktion der GR¦-

NEN, und bitte Herrn Dr. Gerstenberg um Einbringung. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Sehr geehrte 

Frau Prªsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

wollen mit diesem  nderungsantrag die Mºglichkeit des 

Freiversuchs erhalten. Wir haben immer wieder zu hºren 

bekommen, es w¿rde damit eine ¦berlastung stattfinden. 

Mehrere Anfragen haben nicht nachweisen kºnnen, ob 

¿berhaupt eine Belastung in unzulªssigem MaÇe stattfin-

det. Eines ist aber sicher: Der Freiversuch ist ein Anreiz, 

Abschlusspr¿fungen vorzeitig abzulegen und somit auch 

die Angst vor den Pr¿fungen zu nehmen. Das ist auch 
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eine Chance, ein besseres Studienergebnis zu erreichen. 

Es ist eigentlich ein Beitrag in Ihrem Sinne, in der Regel-

studienzeit zu bleiben. Ich glaube, diesen Teil der Freiheit 

sollten Sie den Studierenden in einem Gesetz, das diesen 

Namen trªgt, nicht nehmen. 

Frau Prof. Sch¿cking, Rektorin der Universitªt Leipzig, 

hat sich in der Anhºrung auch deutlich f¿r den Freiver-

such ausgesprochen. 

F¿r mich war es interessant, dass bei der Behandlung 

dieses Antrages im Ausschuss eine Ablehnung ohne jede 

Gegenrede erfolgte. Sie haben also heute die Mºglichkeit, 

sich neu zu positionieren. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Vielen Dank, Frau Prªsiden-

tin! ï Wir werden auch diesen  nderungsantrag ablehnen. 

Die Bitte zur Aufnahme einer entsprechenden Regelung 

kommt aus dem Kreis der Hochschulen. 

Wir glauben auch, noch einmal darauf hinweisen zu 

m¿ssen, dass wir nicht den Freiversuch abschaffen, 

sondern wir schaffen den Freiversuch nur in den modul-

arisierten Studiengªngen ab. Wenn wir dort einen Freiver-

such behalten, dann verursacht das in der Tat in jedem 

Fall einen ¿berdurchschnittlichen Pr¿fungsaufwand, einen 

Verwaltungsaufwand, den wir uns ersparen kºnnen. Es 

bleibt bei dem Freiversuch in den ¿brigen Studiengªngen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Mºchte noch 

jemand zu dem Antrag sprechen? ï Herr Mann, bitte. 

Holger Mann, SPD: Ich will ganz kurz f¿r die SPD-

Fraktion Stellung nehmen. Wir stimmen diesem Antrag 

und auch dem vorgebrachten Argument zu. 

Inzwischen ist es dankenswerterweise so, dass ein GroÇ-

teil der Studiengªnge auf die modularisierten Studiengªn-

ge umgestellt ist. Wenn Sie, Herr Mackenroth, jetzt zu 

sagen versuchen, dass wir in einzelnen Staatsexamen 

diesen Freiversuch noch haben, ist das zwar schºn, aber 

dann stelle ich noch einmal die Frage: warum denn dann 

nicht bei allen? Der Freiversuch trªgt dazu bei, die Stu-

diendauer in Sachsen gering zu halten und hat sich aus-

dr¿cklich bewªhrt. Er ist eine MaÇnahme, die unter dem 

Strich weniger Ressourcen kostet. Die Streichung wird 

uns teurer zu stehen kommen. Deswegen stimmen Sie 

bitte diesem  nderungsantrag zu. 

(Beifall bei der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Besier, bitte. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Meine 

Fraktion stimmt diesem Antrag ebenfalls zu, denn der 

Freiversuch hat sich bewªhrt, er ist positiv. Etwas, das 

sich bewªhrt hat, sollte man nicht abschaffen. Es ist so, 

dass f¿r die Studierenden dadurch die Angstschwelle vor 

den Examina gesenkt wird. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich lasse abstim-

men ¿ber diesen  nderungsantrag. Wer gibt die Zustim-

mung? ï Die Gegenstimmen? ï Die Stimmenthaltungen? 

ï Eine Reihe von Stimmen daf¿r. Dennoch ist der Antrag 

mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Ich rufe auf die Drucksache 5/10249,  nderungsantrag 

der Fraktion der GR¦NEN. Herr Dr. Gerstenberg, bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Dieser  nde-

rungsantrag beschªftigt sich mit den Studierendenwerken. 

Die Studentenwerke haben in der Diskussion heute noch 

keine Rolle gespielt. Sehr zu Unrecht, weil wir ï und 

nicht nur wir, das weiÇ ich von den anderen Fraktionen ï 

davon ¿berzeugt sind, dass Studentenwerke ein sehr 

wichtiger Beitrag f¿r ein erfolgreiches Studium sind. Gute 

Lehre, gute Forschung und ein gutes soziales Umfeld, das 

macht die Hochschulen aus und dort sind die Studenten-

werke gefragt. 

Wir haben im vorliegenden Gesetzentwurf eine  nde-

rung, nach der das SMWK beratend einen Sitz im Verwal-

tungsrat erhalten soll. Das wªre rechtssystematisch falsch. 

In diesem Selbstverwaltungsgremium des Studentenwerks 

muss es keinen Sitz des SMWK, das wiederum die 

Rechtsaufsicht f¿hrt, geben. Ich verweise alle, die sich 

daf¿r interessieren, auf die ausf¿hrlichen Ausf¿hrungen 

von Herrn Br¿ggen zu dieser Angelegenheit. 

Ein zweiter Punkt, der dringend der Korrektur bedarf, ist, 

dass Sozialdarlehen, die an Studierende vergeben werden, 

durch zwei Ministerien genehmigungsbed¿rftig sind. 

Beide Punkte sind ein Zeichen daf¿r, dass das Staatsmi-

nisterium der Finanzen offensichtlich ein ausgesproche-

nes Kontrollbed¿rfnis hat. Das ist an manchen Stellen 

durchaus angebracht, hier artet es zum Kontrollzwang 

aus. Wir sind im Gesetz deutlich ¿ber das Ziel hinausge-

schossen. Deswegen sollten diese beiden Punkte gestri-

chen werden. 

(Beifall bei den GR¦NEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

Der dritte Punkt ist die Frage der Leistungsvereinbarung 

mit den Studentenwerken. Wir haben vor einem Jahr eine 

Anhºrung zur Frage der Studentenwerke gehabt. Dort ist 

¿beraus deutlich geworden, dass die Studentenwerke 

dringend ï bei Haushaltsvorbehalt ï eine mittelfristig 

planbare, verlªssliche und zielorientierte Finanzierung 

brauchen. Leistungsvereinbarungen sind das ¿bliche 

Mittel, wenn es um die Steigerung von Autonomie geht. 

Es werden die zu erbringenden Leistungen und die Finan-

zierung miteinander vereinbart. 

Da heute die Anhºrung zu diesem Gesetzentwurf mehr-

fach eine Rolle gespielt hat, sage ich Ihnen: Hºren Sie 

auch auf das einheitliche Ergebnis der Anhºrung zu den 

Studentenwerken, stimmen Sie diesem  nderungsantrag 

zu! 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 62. Sitzung 26. September 2012 

 6208 

(Beifall bei den GR¦NEN, den  

LINKEN und vereinzelt bei der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Prof. Schmal-

fuÇ. 

Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ, FDP: Vielen Dank, Frau 

Prªsidentin! Ich mºchte zuerst eine Richtigstellung 

vorbringen. 

Mein Kollege Mackenroth von der CDU-Fraktion hat sehr 

wohl in seiner Rede die Studentenwerke angesprochen, 

sie haben also in der heutigen Debatte eine Rolle gespielt. 

Ich kann den Koalitionsfraktionen der CDU und der FDP 

nur die Ablehnung des Antrags, den Herr Gerstenberg 

eingebracht hat, empfehlen. Ich finde, es ist eine sehr gute 

Regelung, wenn das Staatsministerium f¿r Wissenschaft 

und Kunst mit beratendem Sitz bei den Studentenwerken 

dabei ist. Sie sollen auch in Zukunft weiter vertrauensvoll 

zusammenarbeiten, und wenn in den entsprechenden 

Gremien ein Vertreter oder eine Vertreterin des Wissen-

schaftsministeriums sitzt, glaube ich, ist das f¿r die 

weitere Zusammenarbeit in den nªchsten Jahren fºrder-

lich. Ansonsten bitte ich die Koalitionsfraktionen, den 

vorliegenden Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Mann, 

bitte. 

Holger Mann, SPD: Ich mºchte auch hier die Zustim-

mung der SPD-Fraktion zu Protokoll geben und noch auf 

zwei Sachen eingehen. Das eine ist Folgendes: In der 

derzeitigen, wirklich sehr kleinteiligen Kontrollregelung, 

die wir haben und die durch diesen  nderungsantrag 

geªndert werden soll, wªre es mºglich, durch die Studie-

rendenwerke Kredite ohne Genehmigung des Staatsminis-

teriums an Studierende zu geben. Das ist auch sinnvoll, 

weil Sie selbst in ihrem Haushaltsverfahren betonen, dass 

die wenigen Zusch¿sse, die die Studierendenwerke 

bekommen, ausschlieÇlich f¿r Mensa-Essen und Bezu-

schussung da sind. Warum sollen die Studierendenwerke 

also nicht selber und ohne ihre Detailkontrolle dar¿ber 

entscheiden, wie sie mit dem Geld der Studierenden 

umgehen? 

Zum Zweiten noch einmal zu Kollegen SchmalfuÇ: Ich 

habe in Ihrer Rede vermisst, wo das Argument sein soll, 

diesem  nderungsantrag zu widersprechen. Bisher habe 

ich nicht entnehmen kºnnen, dass es keine vertrauensvol-

le Zusammenarbeit zwischen Studierendenwerken und 

SMWK gab. Die  nderung, die Sie im Hochschulgesetz 

vornehmen, zeigt doch eher das tiefe Misstrauen, das Sie 

gegen¿ber diesem Verwaltungsgremium zeigen. Deshalb 

wollen Sie f¿r das Ministerium dort einen Sitz, weil sie 

offensichtlich Sorge haben, dass hier zu viel Autonomie 

und Freiheit herrscht. 

(Beifall bei der FDP und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Prof. Besier, 

bitte. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Auch meine 

Fraktion stimmt diesem  nderungsantrag zu. Ich mºchte 

noch einmal besonders stark betonen ï darauf hat Kollege 

Gerstenberg schon hingewiesen ï, dass Rechtsanwalt 

Br¿ggen ausdr¿cklich auf das Problem hingewiesen hat, 

dass ein beratender Sitz des SMWK rechtssystematisch 

hochproblematisch ist. Im Blick auf die Leistungsverein-

barungen ist zu sagen, dass die Studierendenwerke ohne-

hin nur ein sehr begrenztes Budget haben. Insofern 

er¿brigt sich hier ein aufwendiges Aufsichtsverfahren. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich lasse jetzt ¿ber 

den Antrag abstimmen. Wer gibt die Zustimmung? ï 

Gegenstimmen? ï Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei 

Stimmenthaltungen und Stimmen daf¿r ist der Antrag 

dennoch mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Ich rufe auf die Drucksache 5/10250,  nderungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE, und bitte um Einbringung; Herr 

Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Frau Prªsi-

dentin! Meine Damen und Herren! Wir mºchten, dass die 

Informationspflicht des Parlaments erhalten bleibt. Es ist 

aufgrund der Autonomie der Hochschulen, die wir grund-

sªtzlich begr¿Çen, ohnehin ï das ist uns inzwischen 

aufgefallen ï ein Problem, dass das Parlament nicht mehr 

unmittelbar mit den Anliegen der Hochschulen konfron-

tiert ist und von daher auch nicht mehr unmittelbar 

eingreifen kann. Von daher bitten wir darum, dass die 

Informationspflicht des Parlaments erhalten bleibt. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Ma-

ckenroth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Informationspflicht ja. Die 

haben wir auch in unserem Ä 10 Abs. 4, aber nicht vor 

Erlass der Rechtsverordnung. Die Rechtsverordnung ist 

originªr exekutive Tªtigkeit. Deswegen ist dieser  nde-

rungsantrag aus unserer Sicht nicht erforderlich. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf? ï Das ist nicht der Fall. Dann lasse ich ¿ber 

diesen Antrag abstimmen. Wer gibt die Zustimmung? ï 

Gegenstimmen? ï Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei 

keinen Stimmenthaltungen, einer Reihe von Stimmen 

daf¿r ist dennoch der Antrag auch wieder mit Mehrheit 

abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Drucksache 5/10251,  nderungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE. Ich bitte um Einbringung durch 

Herrn Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Frau Prªsi-

dentin! Meine Damen und Herren! Wir wollen die Lehre 

und die Forschung zusammenhalten. Das ist eine alte gute 

deutsche Tradition. Ich habe vorhin schon versucht 
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deutlich zu machen, wie sehr Forschung die Lehre be-

fruchtet, und umgekehrt ist das nat¿rlich ebenfalls der 

Fall. Wenn wir nun Hochschullehrer k¿nftig verstªrkt 

befristet einstellen, wenn wir zwischen Forschung und 

Lehre trennen, wenn wir also im Wesentlichen Lehrpro-

fessoren und Forschungsprofessoren haben ï Forschungs-

professoren, die mit Studierenden vermutlich allenfalls 

noch zufªllig reden werden ï, haben wir diese Tradition 

aufgebrochen. 

Im ¦brigen ist es so, dass, wenn Lehrkrªfte befristet 

eingestellt werden, es sich dann um eine Form von 

Reiseprofessoren handelt, die nat¿rlich ¿berall versuchen, 

unterzukommen. Das ist eine Entwicklung, die wir nicht 

wollen kºnnen. Wir wollen etablierte Hochschullehrer, 

Spitzenforscher, die mit ihren Ergebnissen Studierende 

begeistern. 

Ich bitte um Zustimmung. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Im Grundsatz gehen wir mit. 

Humboldt sagte Lehre und Forschung. Dabei soll es 

bleiben. Deshalb haben wir auch den Vorschlag abgelehnt, 

dass wir Dozenten nur f¿r Lehre haben kºnnen. Aller-

dings entspricht eine solche befristete Regelung der 

Notwendigkeit, unseren Studierenden, die derzeit in 

besonders hoher Anzahl da sind, bis zum Jahr 2017 

Lehrmºglichkeiten zu geben. Wir gehen davon aus, dass 

in den nªchsten Jahren von dieser Mºglichkeit nur Ge-

brauch gemacht wird, wenn ein unabwendbares Bed¿rfnis 

besteht. Deshalb werden wir diesen  nderungsantrag 

ablehnen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Dr. Gersten-

berg, bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Es gibt einen 

guten Grund, Schwerpunkte in Lehre und Forschung zu 

schaffen. Aber das d¿rfen keine Einseitigkeiten sein, wie 

Sie mit diesem Gesetzentwurf hier entstehen. Es ist 

richtig, dass wir einen erhºhten Bedarf haben. Aber dieser 

erhºhte Bedarf wird mit Sicherheit nicht 2017 vorbei sein; 

denn es lªsst sich jetzt schon absehen, dass mit erhºhter 

Studierneigung und mit k¿nftig wieder wachsenden 

Studienanfªngerzahlen dieser Bedarf weit ¿ber das Jahr 

2017 hinaus bleibt. Das, was jetzt hier geschaffen werden 

soll, ist ein AusschlieÇen von Professoren von der For-

schung f¿r f¿nf Jahre. In vielen Fachgebieten ist dann die 

Forschung f¿r immer vorbei. Die Entwicklung ist abge-

laufen. Das ist eine Sackgasse, und die ist falsch. Deshalb 

Zustimmung zum  nderungsantrag. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Prof. Besier, 

bitte. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Ich wollte 

nur noch einmal deutlich machen, dass auch hier in der 

Anhºrung erhebliche rechtssystematische Bedenken 

gegen dieses Verfahren erhoben wurden. Als weiterer 

juristischer Grundsatz wurde genannt, dass man aufgrund 

aktueller Engpªsse und Probleme nicht ein Gesetz verªn-

dert, das eigentlich auf Dauer gestellt ist. Von daher, 

meine ich, wªre es schwierig, wenn wir den Einstieg in 

eine solche Gruppe von verstªrkt lehrenden Hochschul-

lehrern vornehmen w¿rden, die auch noch begrenzt tªtig 

sind. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mann, bitte. 

Holger Mann, SPD: Auch hier mºchte ich die Zustim-

mung der SPD zum  nderungsantrag kundtun. Ich 

mºchte noch einmal ausdr¿cklich sagen, dass wir in 

dieser  nderung im Hochschulgesetz durchaus die Mani-

festierung der Prekarisierung im Wissenschaftsbereich 

sehen, weil die nun nicht nur bei den wissenschaftlichen 

Mitarbeitern, sondern offensichtlich auch bei den Profes-

soren und Doktoren stattfinden wird, indem man ihnen 

¿berwiegend Lehraufgaben ¿bertrªgt. Bei der Situation, 

die wir bei dem Studierendenansturm derzeit haben, kann 

das nicht die Lºsung sein, sondern ist das nur ein Beispiel 

f¿r das Problem. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich lasse jetzt ¿ber 

diesen soeben eingebrachten Antrag abstimmen. Wer gibt 

die Zustimmung? ï Gegenstimmen? ï Gibt es Stimment-

haltungen? ï Bei keinen Stimmenthaltungen, einer groÇen 

Reihe von Stimmen daf¿r ist dieser Antrag dennoch mit 

Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe auf die Drucksache 5/10253,  nderungsantrag 

der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion. Herr Macken-

roth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Es handelt sich, Frau Prªsi-

dentin, ausschlieÇlich um eine rechtsfºrmliche  nderung. 

Die  nderungsbefehle, die wir bisher in einem Artikel 

haben, m¿ssen aus fºrmlichen Gr¿nden in zwei Artikel 

aufgespaltet werden. Bitte fragen Sie mich nicht, warum 

das so ist. Es muss so sein, und deshalb bitte ich um 

Zustimmung. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es dazu 

Redebedarf? ï Herr Mann, bitte. 

Holger Mann, SPD: Ich werde nur kurz sagen, dass wir 

den ersten beiden Punkten des  nderungsantrags zustim-

men kºnnten. Im dritten sind aber Inkrafttretungsfristen 

ber¿hrt, bei denen wir negative Folgen bef¿rchten. Des-

halb werden wir dem  nderungsantrag nicht zustimmen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich lasse ¿ber 

diesen Antrag abstimmen. Wer mºchte seine Zustimmung 

geben? ï Gegenstimmen? ï Gibt es Stimmenthaltungen? 

ï Ich sehe zwei Stimmenthaltungen und eine Reihe 

Stimmen dagegen. Der Antrag ist aber mit groÇer Mehr-

heit angenommen worden. 

Ich rufe den Antrag mit der Drucksache 5/10254 auf. Es 

ist ein  nderungsantrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD 
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und GR¦NE. Ich bitte Herrn Abg. Mann um die Einbrin-

gung. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Mit diesem  nderungsantrag 

wollen meine Fraktion SPD, aber auch DIE LINKE und 

die GR¦NEN maÇgeblich auf eine  nderung des derzeit 

im Gesetzentwurf stehenden Ä 10 hinwirken. Dieser 

Paragraf ist der zentrale f¿r die zuk¿nftige Hochschul-

steuerung in Sachsen. 

Im Anhºrungsverfahren gab es weit mehr Kritik an der 

Formulierung dieses Paragraphen, als bisher hier einge-

rªumt wurde. Auch wenn Sie leichte Abmilderungen 

vorgenommen haben ï schauen Sie in das Gesetz ï, steht 

weiterhin im Gesetz, dass in den zuk¿nftigen Zielverein-

barungen, die zwischen dem Ministerium und den einzel-

nen Hochschulen vereinbart werden sollen, nicht nur die 

absoluten Immatrikulationszahlen, sondern auch die 

Absolventenzahlen vereinbart werden sollen. Das halten 

wir f¿r wenig realistisch und nicht zielf¿hrend. 

Wir gehen so weit und sagen, dass man ¿ber Absolven-

tenquoten redet. Wir wollen, dass die Hochschulen sich 

darum k¿mmern, wie hoch der Anteil der Studierenden 

ist, die es bis zum Abschluss schaffen. Genaue Zahlen 

festzulegen widerspricht unserer Meinung nach jedoch 

der Realitªt in einer freien Hochschule und durchaus der 

freien Berufswahl. 

Der zweite Punkt ist folgender: Sie haben es zwar umbe-

nannt, jedoch steht weiterhin im Gesetz, dass Sie Sanktio-

nen bei Nichterreichung dieser Ziele festschreiben wollen. 

Dies halten wir nicht f¿r notwendig, weil der Haushalts-

vorbehalt des Haushaltsgesetzgebers weiterhin gegeben 

ist und die Hochschulen nat¿rlich ein intrinsisches Ziel 

haben, diese Zielvereinbarung zwischen Staatsregierung 

und Hochschule zu erf¿llen. 

Drittens sagen wir Folgendes: Es muss, damit es Verhand-

lungen auf Augenhºhe gibt, ein Verfahren im Konfliktfall 

bzw. im Fall eines Dissenses zwischen dem Ministerium 

und der Hochschule geben. Daf¿r haben alle drei Fraktio-

nen Schlichtungsverfahren vorgeschlagen. Wir schlagen 

vor, dass es eine Kommission gibt, die von den Hoch-

schulen und dem Staatsministerium paritªtisch besetzt 

wird und deren Vorsitzenden der Landtag wªhlt. 

Viertens sagen wir auÇerdem: Es ist richtig, organisatori-

sche Grund- und Leitlinien in den Zielvereinbarungen, 

nicht dagegen die inhaltlichen Leitlinien festzulegen. Im 

Sinne der Hochschulfreiheit kann es weiterhin nur die 

Sache der Hochschule sein. In inhaltliche Kompetenzen 

der Hochschulen sollten wir nicht hineinregieren. 

F¿nftens sagen wir: Die Hochschulen haben viel Zeit und 

Kraft darauf verwendet, ihre eigenen Plªne ï Entwick-

lungs- und Zukunftsplªne ï festzulegen. Es ist sinnwidrig, 

genau diese Plªne bei diesem Prozess der Zielvereinba-

rung zu ignorieren. Deswegen halten wir es f¿r sinnvoll, 

diese hier aufzuf¿hren und zu ber¿cksichtigen. 

Meine Damen und Herren! Zu guter Letzt ï daran sollten 

wir alle Interesse haben ï sollten diese Zielvereinbarun-

gen zur Information dem Haushaltsgesetzgeber bekannt-

gegeben werden. 

Das ist der Inhalt dieses  nderungsantrages. Wir hoffen 

deshalb auf die Zustimmung. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Es spricht nun 

Herr Prof. SchmalfuÇ f¿r die FDP. 

Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ, FDP: Vielen Dank, Frau 

Prªsidentin. Meine Damen und Herren! Ich bitte die 

Koalitionsfraktionen, den vorliegenden Antrag von den 

LINKEN, der SPD und den GR¦NEN abzulehnen. 

Hintergrund ist, dass wir ¿ber den Ä 10 lange ï auch im 

Ausschuss ï diskutiert haben. Es gab eine entsprechende 

Nachsteuerung der Koalitionsfraktionen. 

Es wurde heute in der Debatte mehrfach diskutiert. Wir 

sagen, dass die Freiheit und die Verantwortung zusam-

mengehºren. Die neuen Zielvereinbarungen, die im Ä 10 

niedergelegt sind, sind genau das richtige Instrument f¿r 

die Hochschulsteuerung in den nªchsten Jahren. 

Deswegen bitte ich noch einmal darum, den vorliegenden 

 nderungsantrag abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf? ï Das ist nicht der Fall. 

Somit lasse ich ¿ber den soeben eingebrachten Antrag 

abstimmen. Wer gibt seine Zustimmung? ï Gegenstim-

men? ï Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmenenthaltungen 

und Daf¿r-Stimmen ist der Antrag dennoch mit Mehrheit 

abgelehnt worden. 

Ich rufe die Drucksache 5/10255 auf:  nderungsantrag 

der Fraktionen DIE LINKE, SPD und GR¦NE. Die 

Einbringung erfolgt durch den Abg. Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Frau Prªsi-

dentin! Meine Damen und Herren! ¦ber die Frage von 

Langzeitstudiengeb¿hren haben wir reichlich gesprochen. 

Die Argumente sind ausgetauscht. Es ist richtig, dass es 

Sonderregelungen gibt: Krankheit, Mutterschutz und die 

politische Arbeit in den Gremien. 

Wir halten nur den Weg f¿r falsch. Das ist das Problem. 

Wenn Sie mit Drohungen arbeiten, werden Sie, das 

prophezeie ich Ihnen hier, hºhere Studienabbrecherquoten 

bekommen, weil die Betreffenden unter Druck stehen. 

Viel interessanter ist doch die folgende Frage: Warum 

gelingt es jungen Menschen nicht, in der Regelstudienzeit 

den Abschluss zu schaffen? Wenn wir empirisch validierte 

Aussagen vorliegen haben, kºnnen wir handeln. Jetzt 

handelt es sich um ein Handeln auf Verdacht. 
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Wir haben in der vorherigen unerquicklichen Debatte 

gehºrt, wie weit die Dinge reichen. Das, was in der 

Bevºlkerung wabert, wird zum Gesetz gemacht. Es gibt 

Vorurteile: Wir haben von ĂBummelstudentenñ gehºrt, 

von Ăideologischen Utopienñ und  hnlichem. Das ist 

doch nicht der Fall. Sie glauben doch nicht im Ernst, dass 

die einzelnen Betroffenen aus Jux und Tollerei lªnger 

studieren ï nie und nimmer. Die Menschen wollen nat¿r-

lich zu einem Abschluss kommen. Die Ursachen daf¿r, 

dass dies nicht der Fall ist, sind vielfªltig. 

Deshalb meine ich ï gerade im Interesse der von Ihnen so 

hoch gehaltenen Freiheit ï, dass wir anders, flexibler und 

permissiver verfahren. 

Ich bitte um Zustimmung. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Ma-

ckenroth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Vielen Dank, Frau Prªsiden-

tin. Herr Prof. Besier, gelegentlich wird in der Tat aus Jux 

und Tollerei lªnger studiert. Wir glauben, dass es gen¿-

gend Ausnahmeregelungen daf¿r gibt, dass jemand zwei 

Jahre nach Ablauf der Regelstudienzeit plus Ausnahme-

zeiten sein Studium beendet haben muss, weil er dem 

Steuerzahler nicht lªnger auf der Tasche liegen soll. Wir 

haben das ausdiskutiert. 

Deswegen werde ich meinen Fraktionen empfehlen, 

diesen  nderungsantrag abzulehnen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Dr. Gersten-

berg, bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Ich unterst¿tze 

im Namen meiner Fraktion ausdr¿cklich diesen  nde-

rungsantrag. Wir haben als Begr¿ndung wieder nur 

gehºrt, dass die Studenten, die lªnger als vier Semester 

¿ber der Regelstudienzeit studieren, dem Steuerzahler auf 

der Tasche liegen. Ich habe vorhin in meiner Rede ver-

sucht darzulegen, wie diese Finanzierung eigentlich 

aussieht. Wer liegt hier wem auf der Tasche? W¿rden Sie 

das bitte einmal begr¿nden? 

Zweiter Punkt ist folgender: Wir befinden uns in Sachsen. 

Als das Bundesland Baden-W¿rttemberg die Langzeitstu-

diengeb¿hren einf¿hrte, befand man sich in der Situation, 

dass mehr als ein Viertel der Studierenden vier Semester 

oder mehr ¿ber der Regelstudienzeit lagen. Hier in Sach-

sen wird ausgesprochen schnell und z¿gig studiert. Die 

Zahlen liegen bei den sich im f¿nfstelligen Bereich 

befindenden Absolventen im dreistelligen bis hºchstens 

eintausender Bereich. 

Die Menschen, um die es geht, haben zum grºÇten Teil 

sehr gute persºnliche Gr¿nde. Diese nannte ich vorhin in 

meiner Rede. Das, was Sie hier wollen, ist ein Exempel 

zu statuieren und einen Einstieg in Studiengeb¿hren zu 

schaffen. Das ist der falsche Weg. Sie treffen die Fal-

schen. Sie wenden das falsche Mittel an. Sie werden auch 

im Hinblick auf die Erlºse im Vergleich zu den Verwal-

tungsaufwªnden an den Hochschulen nicht den Erfolg 

erzielen, den Sie suggerieren. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mann, bitte. 

Holger Mann, SPD: Ich kann auch f¿r die SPD sagen, 

dass wir diesen Antrag ausdr¿cklich unterst¿tzen. 

Ich mºchte auf drei Dinge im Hinblick auf die Langzeit-

studiengeb¿hren eingehen. Ich mºchte erstens darauf 

hinweisen, dass Sie in dem von Ihnen vorgeschlagenen 

Modell, welches sicherlich ein Einstieg in die Studienge-

b¿hren sein soll, mit Blick auf die Verwaltungskosten und 

die Erfassung die Hochschulen um einiges teurer kommen 

werden als alles, was Sie an Erlºsen daraus erzielen 

werden. 

Der zweite Punkt: Die Studierenden, die sich vier Semes-

ter ¿ber der Regelstudienzeit befinden, treffen Sie in einer 

Phase, in der sie keinerlei Mºglichkeiten mehr haben, 

eine Unterst¿tzung nach BAfºG zu erhalten oder auf 

Studienkredite zur¿ckzugreifen. Insofern provozieren Sie 

eine hºhere Abbrecherzahl in Sachsen. 

Drittens geht es um ein grundsªtzliches Argument. Die 

Studiengeb¿hrenfreiheit in Sachsen war ein Werbemittel, 

um Studierende gerade aus den alten Bundeslªndern 

hierher zu locken. Das war ein Erfolgsprojekt der GroÇen 

Koalition hier in Sachsen. Es war ebenso ein Wahlver-

sprechen, dass Sie die Studiengeb¿hrenfreiheit erhalten 

wollen, meine Damen und Herren von der CDU ï falls 

Sie das vergessen haben. 

Stimmen Sie diesem  nderungsantrag zu! 

(Beifall bei der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Besier, bitte. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Erlauben 

Sie mir, dass ich noch einen Satz zu der Erhebung von 

Geb¿hren f¿r Studierende aus Nicht-EU-Lªndern sage. 

Wir stehen in harter Konkurrenz mit anderen Bundeslªn-

dern um Studierende und ï so wie wir hoffen ï dann auch 

B¿rger dieses Landes, die als Wissenschaftler,  rzte und 

Juristen in Deutschland bleiben und arbeiten. Der Markt 

ist leergefegt. Studierende aus der Ukraine w¿rden gern 

hier studieren ï noch. 

Herr Kollege Mackenroth, in Schleswig-Holstein bei-

spielsweise macht man es anders. Dort m¿ssen Studieren-

de aus Nicht-EU-Lªndern keine Studiengeb¿hren bezah-

len ï einer der Gr¿nde, warum in Kiel und Flensburg eine 

ganze Menge solcher Studierender leben. Wir wollen 

hoffen, dass Schleswig-Holstein davon profitiert. Wir 

kºnnten davon auch profitieren. So aber, mit der Erhe-

bung von Geb¿hren, ist das abschreckend f¿r diese 

Gruppe von Studierenden. Denken Sie lªngerfristig, 

denken Sie mittel- und langfristig: Wir brauchen diese 

Leute. 

Vielen Dank. 
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(Beifall bei den LINKEN, der SPD 

und den GR¦NEN ï Robert Clemen, CDU: 

Das ist ein ganz groÇer Irrtum!) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Gansel, bitte. 

J¿rgen Gansel, NPD: Frau Prªsidentin! Ich mºchte f¿r 

die NPD-Fraktion kurz unsere Ablehnung dieses  nde-

rungsantrages begr¿nden. Wie Sie wissen, hat sich die 

NPD-Fraktion seit der Zugehºrigkeit zu diesem Landtag 

im Jahr 2004 immer f¿r ein geb¿hrenfreies Erststudium in 

der Regelstudienzeit ausgesprochen. Bei dieser Position 

werden wir auch bleiben. Nichtsdestotrotz werden wir 

diesen  nderungsantrag ablehnen, weil er in die falsche 

Richtung geht, weil hier zementiert werden soll, dass 

selbst ein Langzeitstudium geb¿hrenbefreit bleibt. Das 

wollen wir im Interesse des Steuerzahlers nicht mittragen. 

Nach meiner Auffassung kºnnen nach vier ¦berziehungs-

semestern ï wir reden wohlgemerkt von zwei Jahren ï 

sehr wohl Studiengeb¿hren erhoben werden. Deswegen 

lehnen wir diesen  nderungsantrag ab. 

Dar¿ber hinaus sehen wir nat¿rlich auch nicht ein, warum 

EU-Auslªnder und Nicht-EU-Auslªnder von Studienge-

b¿hren befreit sein sollen. Deutsche Studenten, die im 

Ausland studieren, werden auch mit Studiengeb¿hren 

belegt. Wir wollen nat¿rlich keine Inlªnderdiskriminie-

rung, indem Auslªnder hier in Deutschland weiterhin 

geb¿hrenbefreit studieren kºnnen. Deswegen kºnnen wir 

trotz des Eintretens f¿r ein geb¿hrenfreies Erststudium in 

der Regelstudienzeit diesen Antrag nur ablehnen. 

(Beifall bei der NPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wir kommen zur 

Abstimmung. Wer dem Antrag seine Zustimmung gibt, 

den bitte ich jetzt um das Handzeichen. ï Wer ist dage-

gen? ï Wer enthªlt sich der Stimme? ï Bei einer Reihe 

von Stimmen daf¿r ist der Antrag dennoch mit Mehrheit 

abgelehnt worden. 

Ich rufe auf Drucksache 5/10256,  nderungsantrag der 

SPD-Fraktion. Herr Abg. Mann, ich bitte um Einbrin-

gung. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Sie werden sich vielleicht 

noch negativ erinnern, wie im letzten Jahr durch Deutsch-

land eine ziemlich laute und heftige Debatte ¿ber die 

Frage ausbrach, wie viel Vertrauen man Promotionsver-

fahren und Doktortitel in Deutschland entgegenbringen 

kann. 

(Johannes Lichdi, GR¦NE: Nicht, wenn 

die Promovierenden von der FDP sind!) 

ï Vielleicht wollen Sie eine Zwischenfrage stellen. 

Diese Debatte hat immerhin zu einigem Nachdenken und 

zu einigen sinnvollen ¦berlegungen gef¿hrt, wie man 

Promotionsverfahren und auch den Status der Doktoran-

den verbessern kann. Wir haben diese Vorschlªge und 

Anregungen, die infolge der Plagiatsdebatte nicht zuletzt 

vom Deutschen Wissenschaftsrat, aber auch von der 

Hochschulrektorenkonferenz kamen, aufgegriffen. Wir 

haben deshalb in diesem  nderungsantrag verschiedene 

Vorschlªge vorgelegt, wie man den ¿ber 10 000 Promo-

vierenden in Sachsen ï wie viele es genau sind, wissen 

wir nicht, weil es bis heute kein einheitliches Verfahren 

zur statistischen Erfassung gibt, auch das schlagen wir vor 

ï eine Stellung und Gewicht in der Hochschule geben 

kann. Sie werden nªmlich im Moment nicht wirklich 

vertreten. Sie kºnnen sich nicht artikulieren, weil sie 

keiner eindeutigen Gruppe zugehºren und weil sie teil-

weise noch nicht einmal Mitglieder der Hochschule sind. 

Das soll dieser  nderungsantrag verbessern. Es wird 

darin auch festgelegt, dass der Inhalt und die Ausgestal-

tung der Promotionsvereinbarung in den Promotionsord-

nungen geregelt wird. Er soll auch dazu f¿hren, dass nicht 

nur Universitªtsprofessoren, sondern auch Fachhoch-

schulprofessoren Betreuer und Gutachter in Promotions-

verfahren sein kºnnen. Er soll vor allen Dingen dazu 

f¿hren, dass die Promovierenden in Deutschland inner-

halb der heute vorhandenen Gruppenhochschule eine 

Stimme und eine Interessenvertretung bekommen, damit 

sie ihre teilweise prekªre Situation zur Sprache bringen 

kºnnen und in einen Dialog sowohl innerhalb der Hoch-

schulen als auch mit der Politik treten kºnnen, damit diese 

Gruppe nach auÇen ¿berhaupt sichtbar wird. 

Im Moment haben wir eine Situation, in der diese Gruppe 

zunehmend auf ein Prekariat zusteuert. Sie haben viel-

leicht zuletzt die erste statistische Erfassung auf Bundes-

ebene wahrgenommen, die deutlich gemacht hat, dass die 

Dauer der Promotionsverfahren immer lªnger wird. 

Ich glaube, wir alle hier im Parlament haben ein Interesse, 

dass diese Gruppe, der wissenschaftliche Nachwuchs, der 

gern beschworen wird, eine ordentliche Vertretung be-

kommt und f¿r uns ¿berhaupt ansprechbar ist. Deswegen 

bitten wir um Zustimmung zu unserem  nderungsantrag. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Ma-

ckenroth, bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Vielen Dank, Frau Prªsiden-

tin! Es ist schon merkw¿rdig: Beim Semesterticket, wo es 

nicht so in die Argumentation passt, ist die Gruppe der 

Promovenden verschwindend klein und kann vernachlªs-

sigt werden. Hier sind es dann auf einmal mehr als 

10 000. 

Wir haben im Ausschuss sehr lange dar¿ber diskutiert, ob 

wir eine solche Promovendenvertretung brauchen. Wir 

sind weiterhin der Auffassung, dass wir sie nicht brau-

chen, weder als Zwangsmitgliedschaft noch auf freiwilli-

ger Basis. Wer, wenn nicht unsere Promovenden, sind in 

der Lage, sich selbst zu artikulieren? Ich glaube, damit 

w¿rden wir nur ¿berfl¿ssige B¿rokratie schaffen. Deswe-

gen lehnen wir diesen  nderungsantrag ab. 
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1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Prof. Besier, 

bitte. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Meine 

Fraktion stimmt diesem Antrag zu. Es gibt viele Gr¿nde; 

Kollege Mann hat fast alle genannt. Ein wichtiger Ge-

sichtspunkt scheint mir, dass man Dinge, die sich bewªhrt 

haben, behalten soll. An der Universitªt Leipzig gibt es 

eine Doktorandenvertretung. Der Vertreter war auch bei 

der Anhºrung im Wissenschaftsausschuss. Das, was er 

gesagt hat, ¿berzeugt ganz einfach. Mehr noch, die 

gesamte Universitªtsleitung ist offenbar sehr zufrieden 

mit diesem Weg. Was will man mehr? Von daher finde ich 

es absurd, so etwas nicht einzuf¿hren, wenn wir hier im 

Land positive Erfahrungen mit so einem Gremium ge-

macht haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf? ï Herr Mann, bitte. 

Holger Mann, SPD: Ich will nur kurz auf Kollegen 

Mackenroth antworten. Mit Ăsehr lange im Ausschuss 

beschªftigtñ m¿ssen Sie die eine Minute gemeint haben, 

in der Sie mich maÇgeblich zu diesem Punkt angeschwie-

gen haben. 

Ich sage es noch einmal: Diese Regelungen sind sinnvolle 

Regelungen. Es gibt in Sachsen nicht nur in Leipzig, 

sondern inzwischen auch in Freiberg Promovierendenver-

tretungen, die auch in anderen Standorten auf dem Weg 

sind. Diese machen sich mehr oder weniger auÇerhalb des 

Gesetzes und auf eigene Initiative der Hochschulen in 

ihren Grundordnungen auf den Weg. 

Diese nach auÇen und innen ansprechbare Gruppenvertre-

tung ist in unser aller Interesse, auch im Interesse der 

Hochschulen. Das wurde auch in der Anhºrung in unse-

rem Ausschuss deutlich. Deshalb bitte ich um etwas 

lªngere sorgfªltige Pr¿fung und Zustimmung zu dem 

 nderungsantrag. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte noch einmal. 

Geert Mackenroth, CDU: Herr Kollege, ich habe Sie 

nicht angeschrien. Ich werde das auch in Zukunft nicht 

tun. 

(Holger Mann, SPD: Angeschwiegen!) 

ï Ach, angeschwiegen, ich habe angeschrien verstanden. 

Dann ist es gut. 

Wir haben uns schon inhaltlich damit auseinandergesetzt. 

Wir haben es auch in unseren Arbeitskreisen diskutiert 

und das F¿r und Wider abgewogen. Wir glauben ernsthaft, 

dass unsere Promovenden sich selbst artikulieren kºnnen. 

Deswegen halten wir das f¿r nicht erforderlich. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich lasse jetzt ¿ber 

den soeben eingebrachten Antrag abstimmen. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Gibt es Gegenstimmen? ï Stimmenthal-

tungen? ï Bei Stimmenthaltungen und Stimmen daf¿r hat 

es dennoch eine Mehrheit f¿r Ablehnung gegeben. 

Meine Damen und Herren! Unser letzter  nderungsantrag 

ist Drucksache 5/10257 von der SPD-Fraktion. Herr Abg. 

Mann, bitte. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Der vorliegende  nderungs-

antrag beschªftigt sich mit der Situation von Menschen 

mit Behinderung und chronischen Krankheiten an unseren 

Hochschulen und mit der Frage, wie wir die Gleichstel-

lung voranbringen. Ich w¿rde ihm die ¦berschrift ĂChan-

cengerechtigkeitñ geben, weil es genau darum geht. 

Wir haben in diesem  nderungsantrag niedergelegt, dass 

wir zur Fºrderung der Chancengerechtigkeit und Inklusi-

on zum einen die Hochschulen in ihrer Aufgabe stªrker 

daran binden wollen, dieses Wissen zur Schaffung von 

Barrierefreiheit zu vermitteln. Wir wollen, dass insbeson-

dere der Beauftragte f¿r die Studierenden mit Behinde-

rung oder chronischer Krankheit in das Hochschulgesetz 

geschrieben wird. Er hat selbst an groÇen Hochschulen 

teilweise nur vier Semesterwochenstunden Zeit, um sich 

um diese Gruppe, die mehr als 10 % der Studierenden 

umfasst, zu k¿mmern. Wir wollen damit einen verlªssli-

chen Ansprechpartner einsetzen, der sich um die Interes-

sen dieser Studierenden, aber nat¿rlich auch das Thema 

Inklusion insgesamt ï das sollte uns gerade in einer 

alternden Gesellschaft am Herzen liegen ï k¿mmert. 

Wir wollen das Thema Gleichstellung nicht nur in Hoch-

schulentwicklungsplªnen und in Reden des Parlamentes 

niedergelegt sehen, sondern wir wollen wirklich mehr 

Frauen in der Wissenschaft. Wir wollen im Rahmen des 

Hochschulgesetzes auch Regelungen treffen, die daf¿r die 

Mºglichkeiten bieten. 

Deswegen schlagen wir mit unserem  nderungsantrag 

vor, dass die Stellung der Gleichstellungsbeauftragten an 

den Hochschulen gestªrkt wird. Das sieht unter anderem 

vor, dass man die Amts- und Mandatszeiten auf zwei 

Jahre festlegt, damit man den Mitarbeitern, die selten 

noch Vertrªge ¿ber f¿nf Jahre haben, die Mºglichkeit 

gibt, dieses Amt auszuf¿llen, und trotzdem eine gewisse 

Kontinuitªt in diesem Amt gewªhrleistet. 

Wir wollen den Gleichstellungsbeauftragten vor allem 

Stimmrecht in den Berufungskommissionen geben. Damit 

das auch f¿rderhin in allen Bereichen zu mehr Gleichstel-

lung und insbesondere Ber¿cksichtigung von Frauen bei 

den Berufungsverfahren gibt, sagen wir: Die sªchsischen 

Hochschulen sind so weit, dass in ihren Berufungskom-

missionen mindestens drei weibliche stimmberechtigte 

Mitglieder sitzen sollten ï also circa 30 % der Mitglieder 

ï, um dieses Ziel voranzubringen. 
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Die TU Dresden praktiziert dies jetzt schon erfolgreich. 

Ich bin mir sicher, dass die sªchsischen Hochschulen dazu 

in der Lage sind. Es wªre sinnvoll, diese Praxis weiter zu 

stªrken. Wir bitten deshalb um Zustimmung zu diesem 

 nderungsantrag. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Mackenroth, 

bitte. 

Geert Mackenroth, CDU: Vielen Dank, Frau Prªsiden-

tin. Das Anliegen ist unbestritten und wird von uns geteilt. 

Wir glauben, dass der beschriebene Weg nicht der richtige 

ist. Wir sehen kein Gesetzgebungsdefizit, sondern allen-

falls ein Vollzugsdefizit, um das wir uns allerdings wer-

den k¿mmern m¿ssen. Das soll aber nicht pauschal f¿r 

alle Hochschulen im Freistaat geschehen, sondern indivi-

duell von Hochschule zu Hochschule. 

Die Situationen an den Hochschulen sind vollkommen 

unterschiedlich. Wir werden ï das kann ich f¿r meine 

Fraktion ank¿ndigen ï in der nªchsten Zeit eine Be-

standsaufnahme machen und dann schauen, ob es indivi-

duellen Handlungsbedarf, zum Beispiel ¿ber die Zielver-

einbarungen, gibt. Einen gesetzgeberischen Handlungsbe-

darf zur Schaffung eines neuen Beauftragten erkennen wir 

nicht. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Prof. Besier, 

bitte. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Ich mºchte 

deutlich machen, dass meine Fraktion, DIE LINKE, 

diesem Antrag zustimmen wird. Ich mºchte in Sonderheit 

die Situation von Behinderten an Universitªten hervorhe-

ben. Es ist so, dass es in anderen Hochschulgesetzen ï das 

wissen Sie ï eine solche Bestimmung gibt. Die Behinder-

tenvertretungen haben uns das auch eindringlich ge-

schrieben ï mit Ăunsñ meine ich uns Abgeordnete ï und 

deutlich gemacht, welche Schwierigkeiten es gibt und 

dass man Garantien und Verlªsslichkeit brauche. Darauf 

hat Kollege Mann schon hingewiesen. Deshalb sehen wir 

keinen Grund, dem nicht zuzustimmen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf? ï Das ist nicht der Fall. Dann lasse ich jetzt 

¿ber den  nderungsantrag abstimmen. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Die Gegenstimmen, bitte? ï Gibt es 

Stimmenthaltungen? ï Keine Stimmenthaltungen, eine 

Reihe von Stimmen daf¿r. Damit ist der Antrag dennoch 

mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Damit sind die  nderungsantrªge abgearbeitet, meine 

Damen und Herren. Ich schlage Ihnen vor, ¿ber den 

Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlussempfehlung 

des Ausschusses mit der beschlossenen  nderung zu 

beraten und artikelweise abzustimmen. Gibt es dagegen 

Widerspruch? ï Sollte es eine Begehrlichkeit auf eine 

punktweise Abstimmung geben, dann bitte ich Sie, mir 

das vor Abstimmung des jeweiligen Artikels zu signalisie-

ren. 

Ich beginne mit der Abstimmung ¿ber die Gesetzes¿ber-

schrift. Wer gibt die Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? 

ï Stimmenthaltungen? ï Keine Stimmenthaltungen, 

Stimmen dagegen. Die ¦berschrift ist mit Mehrheit 

angenommen worden. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 1 ï  nderung des 

Sªchsischen Hochschulgesetzes. Wer gibt die Zustim-

mung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï 

Gleiches Abstimmungsverhalten. Keine Stimmenthaltun-

gen, eine Reihe von Stimmen dagegen, dennoch mit 

Mehrheit angenommen. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 2 ï  nderung des 

Sªchsischen Besoldungsgesetzes. Wer gibt die Zustim-

mung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï 

Auch hier wieder gleiches Stimmverhalten und damit mit 

Mehrheit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 3 ï  nderung des 

Sªchsischen Hochschulzulassungsgesetzes. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltun-

gen? ï Bei keinen Stimmenthaltungen und Stimmen 

dagegen ist Artikel 3 dennoch mit Mehrheit zugestimmt 

worden. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4 ï  nderung des 

Universitªtsklinikagesetzes. Wer gibt die Zustimmung? ï 

Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï Keine 

Stimmenthaltungen, eine Reihe von Stimmen dagegen, 

dennoch mit Mehrheit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4a ï  nderung des 

Sªchsischen Berufsakademiegesetzes. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltun-

gen? ï Auch hier wieder gleiches Stimmverhalten. Artikel 

4a wurde mit Mehrheit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4b ï  nderung des 

Gesetzes ¿ber die Sªchsische Landesbibliothek, Staats- 

und Universitªtsbibliothek Dresden. Wer gibt die Zu-

stimmung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? 

ï Keine Stimmenthaltungen und Stimmen dagegen, 

dennoch mit Mehrheit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4c ï  nderung des 

Gesetzes ¿ber die Fachhochschule der sªchsischen Ver-

waltung MeiÇen. Wer gibt die Zustimmung? ï Die Ge-

genstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï Auch hier wieder 

gleiches Abstimmungsverhalten. Somit wurde mit Mehr-

heit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4d ï  nderung des 

Sªchsischen Polizeifachhochschulgesetzes. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltun-

gen? ï Keine Stimmenthaltungen, eine Reihe von Stim-

men dagegen, dennoch mit Mehrheit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4e ï  nderung des 

Sªchsischen Frauenfºrdergesetzes. Wer gibt die Zustim-
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mung? ï Die Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï 

Auch hier gleiches Abstimmungsverhalten, deshalb 

Zustimmung. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4f ï  nderung des 

Gesetzes ¿ber die staatliche Anerkennung von Absolven-

ten mit Diplom oder Bachelor in den Fachgebieten des 

Sozialwesens oder der Heilpªdagogik im Freistaat Sach-

sen. Wer gibt die Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? ï 

Gibt es Stimmenthaltungen? ï Keine Stimmenhaltungen, 

eine Reihe von Stimmen dagegen, dennoch mit Mehrheit 

zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 4g ï  nderung des 

Gesetzes zur Finanzierung des Ausbildungsverkehrs im 

ºffentlichen Personennahverkehr. Wer gibt die Zustim-

mung? ï Die Gegenstimmen, bitte? ï Stimmenthaltun-

gen? ï Auch hier wieder gleiches Abstimmungsverhalten. 

Es wurde mit Mehrheit zugestimmt. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 5 ï Neufassung des 

Sªchsischen Hochschulgesetzes. Wer gibt die Zustim-

mung? ï Gibt es Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï 

Es gibt eine Reihe von Stimmenthaltungen. Meines 

Erachtens gab es jetzt eine sehr groÇe Zustimmung. Habe 

ich das richtig gesehen? ï Gut. 

Ich lasse abstimmen ¿ber Artikel 6 ï Inkrafttreten. Wer 

gibt die Zustimmung? ï Gegenstimmen? ï Stimmenthal-

tungen? ï Keine Stimmenthaltungen, eine Reihe von 

Stimmen dagegen, dennoch mit Mehrheit zugestimmt. 

Ich stelle nun den Entwurf Gesetz zur  nderung hoch-

schulrechtlicher Bestimmungen in der in der 2. Lesung 

beschlossenen Fassung als Ganzes zur Abstimmung und 

bitte bei Zustimmung um Ihr Handzeichen. ï Die Gegen-

stimmen, bitte. ï Gibt es Stimmenthaltungen? ï Keine 

Stimmenthaltungen. Bei einer Reihe von Stimmen dage-

gen ist das Gesetz beschlossen. 

Damit ist auch der Tagesordnungspunkt beendet, meine 

Damen und Herren. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 6 

2. Lesung der Entw¿rfe 

ï Gesetz ¿ber den Anspruch auf Bildungsfreistellung im Freistaat Sachsen 

Sªchsisches Bildungsfreistellungsgesetz ï SªchsBFG) 

Drucksache 5/6323, Gesetzentwurf der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

Drucksache 5/10119, Beschlussempfehlung des  

Ausschusses f¿r Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 

ï Bildungsfreistellungs- und Qualifizierungsgesetz f¿r den Freistaat Sachsen 

(SªchsBFQG) 

Drucksache 5/6867, Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Drucksache 5/10120, Beschlussempfehlung des  

Ausschusses f¿r Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 

Auch hierzu gibt es eine allgemeine Aussprache. Es 

beginnt die Fraktion GR¦NE. Danach folgen SPD, CDU, 

DIE LINKE, FDP, NPD und die Staatsregierung, wenn sie 

das w¿nscht. Ich erteile nun der Fraktion GR¦NE das 

Wort. Herr Jennerjahn, bitte. 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Sehr geehrte Frau Prªsiden-

tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende 

Gesetzentwurf zur Bildungsfreistellung hat zu durchaus 

lebendigen und zum Teil emotionalen Debatten sowohl in 

der Anhºrung als auch in den Ausschussbefassungen 

gef¿hrt. Das finde ich durchaus positiv und ich mºchte 

allen danken, die sich daran beteiligt haben. 

Ich mºchte im Rahmen der 2. Lesung nicht mehr so sehr 

auf die allgemeine Bedeutung des lebenslangen Lernens 

eingehen. Ich denke, dar¿ber sind wir uns einig und haben 

auch im Rahmen der Anhºrung einiges dazu gehºrt. Ich 

mºchte vielmehr die Gelegenheit nutzen, noch einmal 

einige Aspekte aus dem Anhºrungsverfahren herauszu-

stellen und zu beleuchten. 

Ich habe Verstªndnis daf¿r, wenn auf Arbeitgeberseite 

zunªchst mit Skepsis auf ein solches gesetzgeberisches 

Vorhaben geblickt wird. Ich glaube aber auch, dass die 

Anhºrung viele der Zweifel, insbesondere durch die 

konkreten Erfahrungen aus Rheinland-Pfalz, die uns dort 

prªsentiert wurden, zerstreut hat. 

Die Anhºrung hat meines Erachtens ganz deutlich ge-

zeigt, dass sich unser Gesetzentwurf in einem Spannungs-

feld bewegt, nªmlich einerseits die Arbeitgeberinteressen 

und andererseits die Arbeitnehmerinteressen. Das ist uns 

sehr wohl bewusst. Meine Fraktion hat sich ebenso 

bewusst an dieser Stelle daf¿r entschieden, die Rechte der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu stªrken. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der 

Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 
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Wichtig ist, ohne dabei die Interessen der Arbeitgeber zu 

vergessen, insbesondere der kleinen Betriebe in Sachsen, 

durch die die sªchsische Wirtschaftslandschaft ¿berwie-

gend geprªgt wird: Mit der Ausgleichszahlung f¿r Unter-

nehmen mit bis zu neun Angestellten haben wir mºgliche 

Herausforderungen solcher Betriebe durch die Bildungs-

freistellung im Blick und schaffen eine angemessene 

Kompensation. 

Mehrfach wurde im Rahmen des Anhºrungsverfahrens 

auf die geringe Reichweite von Bildungsfreistellungsge-

setzen verwiesen. Lediglich 1 bis 2 % der Arbeitnehmer 

w¿rden von dieser Mºglichkeit Gebrauch machen. Das ist 

richtig. Allerdings schafft solch ein Gesetz auch keine 

Verpflichtung, an BildungsfreistellungsmaÇnahmen teil-

zunehmen, sondern es schafft ein Recht, genau dies zu 

tun. 

Etwas absurd ist es dann, wenn etwa vom Wirtschaftsmi-

nisterium ein Bildungsfreistellungsgesetz f¿r Sachsen mit 

dem Argument der geringen Reichweite abgelehnt und im 

gleichen Atemzug auf die Weiterbildungsschecks der 

Staatsregierung verwiesen wird, die, wie die Anhºrung 

ergeben hat, von circa 0,2 % der Anspruchsberechtigten 

genutzt wird. Ich bin auch davon ¿berzeugt, dass Bil-

dungsfreistellungsgesetz und Weiterbildungsschecks 

keine einander ausschlieÇenden Instrumente sind, sondern 

sich im Gegenteil sinnvoll ergªnzen und eine stªrkere 

Inanspruchnahme mit sich bringen werden. 

Ich will die Gelegenheit nutzen, auf zwei Stellungnahmen 

einzugehen, die uns lediglich schriftlich zugegangen sind 

und die zeigen, dass vonseiten der Gegner eines solchen 

Gesetzes bisweilen sehr schrªg argumentiert wird. Ge-

kommen sind diese Stellungnahmen nicht etwa von 

sªchsischen Unternehmen, bei denen ich noch ein gewis-

ses Verstªndnis f¿r die Ablehnung hªtte, sondern vonsei-

ten des Sªchsischen Stªdte- und Gemeindetages und des 

Sªchsischen Landkreistages. 

Der Sªchsische Stªdte- und Gemeindetag skizziert in 

seinem Anschreiben ein wahres Horrorgemªlde an die 

Wand und schmeiÇt daf¿r den Taschenrechner an, um eine 

nicht gerechtfertigte, zusªtzliche Belastung der kommuna-

len Arbeitgeber darzustellen. Das geht so ï ich zitiere ï: 

ĂW¿rde von den 60 000 kommunalen Beschªftigten 

tatsªchlich ein Drittel ï also 20 000 Beschªftigte ï den 

Bildungsurlaub in Hºhe von f¿nf Tagen, wie in beiden 

Gesetzentw¿rfen vorgesehen, in Anspruch nehmen, 

entsprªche dies einem Arbeitsausfall von 100 000 Tagen 

pro Jahr. Dies entspricht bei circa 220 Arbeitstagen 

jªhrlich etwa 440 Stellen.ñ 

Nun halte ich es noch f¿r legitim, auf mºgliche Belastun-

gen hinzuweisen. Man sollte dann allerdings bei der 

Realitªt bleiben. Die Nutzungsquote von Bildungsfreistel-

lungsgesetzen habe ich vorhin schon genannt. Es ist also 

keinesfalls zu bef¿rchten, dass unser Gesetz zum Zusam-

menbruch der kommunalen Verwaltungen f¿hren wird. 

Auch aus anderen Bundeslªndern ist mir der Zusammen-

bruch der Kommunalverwaltungen aufgrund von Bil-

dungsfreistellungsgesetzen bisher nicht zu Gehºr ge-

kommen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der 

Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Weiter geht es in der Stellungnahme des SSG mit folgen-

dem Satz: ĂDabei sieht der Entwurf der Fraktion B¦ND-

NIS 90/DIE GR¦NEN noch nicht einmal eine Beschrªn-

kung auf ein Drittel der Beschªftigten vor.ñ Jetzt weiÇ ich 

nicht, welchen Gesetzentwurf der SSG gelesen zu haben 

meint, aber wenn man einen Blick in unseren Gesetzent-

wurf, Ä 3 Abs. 3, wirft, dann findet man folgende Formu-

lierung: ĂDie Bildungsfreistellung kann abgelehnt wer-

den, wenn ihr in dem beantragten Zeitraum dringende 

betriebliche oder dienstliche Belange entgegenstehen. 

Dringende betriebliche oder dienstliche Belange liegen 

auch dann vor, wenn im laufenden Kalenderjahr mehr als 

ein Drittel der Beschªftigten eine Bildungsfreistellung in 

Anspruch genommen hat.ñ Ich hªtte mir gew¿nscht, dass, 

wenn der SSG schon eine Stellungnahme zu unserem 

Gesetzentwurf abgibt, er den Gesetzentwurf auch richtig 

liest. 

(Beifall bei den GR¦NEN ï  

Johannes Lichdi, GR¦NE: Braucht er  

nicht, es reicht die Meinung der CDU!) 

Kommen wir noch zur Stellungnahme des Sªchsischen 

Landkreistages und einer Aussage, die bei mir tatsªchlich 

zu Fassungslosigkeit gef¿hrt hat. Dort steht: ĂEs ist nicht 

einzusehen, dass der Arbeitgeber die Lasten f¿r eine 

allgemeine oder politische Weiterbildung seiner Arbeit-

nehmer tragen soll, die letztendlich dem privaten Lebens-

bereich zuzurechnen sind und der Selbstentfaltung der 

Arbeitnehmer dienen.ñ Zunªchst einmal ist festzustellen, 

dass das Bundesverfassungsgericht 1987 klar geurteilt 

hat, dass es unter dem Aspekt des Gemeinwohls keinerlei 

Bedenken begegne, wenn Bildungsfreistellung nicht nur 

f¿r berufsbildende, sondern auch f¿r politisch bildende 

Veranstaltungen genutzt werde. Der technische und 

soziale Wandel f¿hre zu vielschichtigen Verflechtungen 

zwischen Arbeits- und Berufssphªre einerseits und Fami-

lie, Gesellschaft und Politik andererseits. Somit ergªben 

sich zwangslªufig Verbindungen zwischen beruflicher 

und politischer Bildung. 

Dazu ein Zitat aus dem Urteil des Bundesverfassungsge-

richtes: ĂEs liegt daher im Gemeinwohl, neben dem 

erforderlichen Sachwissen f¿r die Berufsaus¿bung auch 

das Verstªndnis der Arbeitnehmer f¿r gesellschaftliche, 

soziale und politische Zusammenhªnge zu verbessern und 

damit die in einem demokratischen Gemeinwesen anzu-

strebende Mitsprache und Mitverantwortung in Staat, 

Gesellschaft und Beruf zu fºrdern.ñ 

Mich ªrgert dieser Satz des Landkreistages umso mehr, 

wenn ich mir vor Augen halte, dass es sich dabei eben 

nicht um ein privatrechtliches Unternehmen handelt, 

sondern um eine Verwaltungsstruktur in einem demokra-

tisch organisierten Staat. Das weist meines Erachtens auf 

ein erhebliches Demokratiedefizit hin. Ich finde es auch 
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nicht akzeptabel, wenn der Landkreistag eine Stellung-

nahme abgibt nach dem Motto ĂDie politischen Systeme 

kommen und gehen, die Verwaltung bleibt.ñ 

(Beifall bei den GR¦NEN und der 

Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

AbschlieÇend mºchte ich betonen: Meine Fraktion 

betrachtet diesen Gesetzentwurf nicht als allumfassende 

Lºsung, um allen Herausforderungen gerecht zu werden, 

die mit dem Thema Lebenslanges Lernen verbunden sind, 

sondern als einen Mosaikstein dazu. Der Gesetzentwurf 

ist also Teil einer Ermºglichungsstruktur. Als solchen 

bitte ich diesen Gesetzentwurf zu verstehen und bitte um 

Ihre Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Jennerjahn. ï F¿r die SPD-Fraktion spricht Frau Abg. Dr. 

Stange; bitte. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren, die noch 

im Raum verblieben sind! So viel ist uns lebenslanges 

Lernen wert, muss man sagen, wenn man auf die leeren 

Bªnke schaut. Ich will trotzdem die Gelegenheit nutzen, 

unseren Gesetzentwurf ein wenig zu erlªutern. Im We-

sentlichen kann ich mich den Ausf¿hrungen der GR¦-

NEN anschlieÇen, denn die Zielrichtung ist die gleiche. 

Wir brauchen kein Gesetz, weil wir der Meinung sind, 

dass die Arbeitgeber nicht willens sind, die Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer weiterzubilden, sondern wir 

brauchen ein Gesetz, weil es nur bestimmte Gruppen von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind, die derzeit die 

Mºglichkeit haben, tatsªchlich von Weiterbildung zu 

profitieren. 

Eine Studie vor einigen Jahren ï sie ist heute aktueller 

denn je ï hat gezeigt, dass es vor allem mªnnliche Arbeit-

nehmer mit guter Qualifikation in GroÇunternehmen sind, 

die die Mºglichkeit haben, von einer Weiterbildung zu 

profitieren. Daf¿r stellen die Betriebe in der Regel die 

Freistellungen oder die finanziellen Mittel zur Verf¿gung. 

Alle anderen Gruppen in den Unternehmen, bei kleinen 

und mittelstªndischen Unternehmen, Frauen, Niedrigqua-

lifizierte, sind durch so eine Praxis und durch die Rege-

lung, die wir heute haben und die nicht gesetzlich fixiert 

ist, benachteiligt. 

Das ist der Grund, warum die internationale Arbeitsorga-

nisation, die ILO, vor einigen Jahren ein ¦bereinkommen 

auf den Weg gebracht hat. Deutschland hat es unterzeich-

net und sich damit verpflichtet, bezahlten Bildungsurlaub 

einzuf¿hren. Das haben bisher 13 Bundeslªnder getan. In 

Baden-W¿rttemberg wird daran noch gearbeitet. Nur 

Bayern und Sachsen haben bis heute kein Gesetz zum 

bezahlten Bildungsurlaub eingef¿hrt. Das wollen wir mit 

unserem Gesetzentwurf ªndern, um damit auch den 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Mºglichkeit 

zu geben, die nicht zu der bevorzugten Gruppe gehºren. 

Es gibt einen zweiten Grund, warum wir dieses Gesetz 

einbringen. Wir reden nicht nur von der beruflichen 

Weiterbildung, sondern es wird hier im Hohen Haus 

immer wieder das ehrenamtliche Engagement sehr hoch-

gehalten. Dazu ist es notwendig, dass Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer die Mºglichkeit haben, an allgemeiner 

oder politischer Weiterbildung teilzunehmen. Das muss 

durch dieses Gesetz abgedeckt werden. Wir wollen, dass 

sie wenigstens die Mºglichkeit haben, dazu f¿nf Tage im 

Jahr bezahlten Bildungsurlaub zu erhalten und diese 

Weiterbildung tatsªchlich nachzufragen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist in der Tat 

nicht allzu weit mit diesem Teil der Bildung. Es ist heute 

schon betont worden, dass Bildung Prioritªt haben soll. 

Aber dieser Teil wird wirklich benachteiligt. Sachsen ist 

mittlerweile das Schlusslicht, was die regelmªÇige Teil-

nahme sªchsischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

an Weiterbildung anbelangt. Nur ein F¿nftel nimmt daran 

teil. Wir haben kein Bildungsfreistellungsgesetz und wir 

finanzieren aus ºffentlichen Mitteln lediglich mit einem 

Zuschuss von 1,5 Euro pro Einwohner unsere ºffentliche 

Weiterbildung. Bei Sch¿lern sind wir etwas groÇz¿giger. 

Aber wir haben offenbar immer noch nicht verstanden, 

dass der eigentliche Lernprozess nicht nur in der Erstaus-

bildung stattfindet, sondern zum ¿berwiegenden Teil nach 

der Erstausbildung einen lebenslangen Weiterbildungs- 

und Lernprozess darstellt. In diesen Bereich wird kaum 

investiert. 

Im Gegenteil, der vorgelegte Haushaltsentwurf, ¿ber den 

wir in den nªchsten Monaten diskutieren werden ï das 

werden sicher auch die Kollegen der Koalition gesehen 

haben ï, sieht eine weitere K¿rzung der Mittel f¿r die 

Weiterbildung vor. Im Haushalt f¿r die Jahre 2010/2011 

hat es schon einmal eine K¿rzung von 6,7 Millionen Euro 

auf 6 Millionen Euro gegeben. Jetzt ist sogar eine weitere 

K¿rzung um 1 Million Euro auf 5 Millionen Euro f¿r die 

ºffentliche Fºrderung von Weiterbildungen vorgesehen. 

Wie vertrªgt sich denn das mit der Antwort aus dem 

Wirtschaftsministerium auf unseren Antrag ĂZukunft der 

Lausitzñ, wenn es dort heiÇt, dass zur Begegnung des 

Fachkrªftemangels in der Lausitz die Volkshochschulen 

doch ihren Beitrag leisten sollten? Woher sollen die 

Volkshochschulen diese Angebote finanzieren? 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte Sie 

sehr, unserem Antrag die Zustimmung zu geben. Wir 

werden auch dem Antrag der GR¦NEN unsere Zustim-

mung geben, auch wenn wir dem zusªtzlichen B¿rokra-

tieaufwand f¿r die kleinen Betriebe derzeit etwas skep-

tisch gegen¿berstehen. Aber vom Grundsatz her stimmen 

wir diesem Antrag zu. Ich bitte Sie, beiden Antrªgen die 

Zustimmung zu erteilen. 

Vielen Dank. 
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(Beifall bei der SPD und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau Dr. 

Stange. ï F¿r die CDU-Fraktion Herr Abg. Heidan. Bitte 

schºn, Herr Heidan. 

Frank Heidan, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Lebenslanges Lernen bildet heute 

die Grundlage f¿r berufliche Perspektiven und nat¿rlich 

auch f¿r persºnlichen Erfolg. 

(Beifall des Abg. Marko Schiemann, CDU) 

Weiterbildung ist dabei nicht nur wichtig f¿r den eigenen 

Lebenslauf, sie ist f¿r die berufliche Karriere unverzicht-

bar. Wer selbst etwas f¿r seine berufliche Karriere tun 

mºchte, bekommt auch in der Regel keine Steine in den 

Weg gelegt. 

(Heiterkeit der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Als Unternehmer, Frau Dr. Stange, sage ich Ihnen ganz 

deutlich: Ich bekomme regelmªÇig von meinen Kam-

mern, ob Handwerks- oder Industrie- und Handelskam-

mer, Bildungsangebote und Lehrgªnge angeboten. Das ist 

gut und wichtig. 

(Karl Nolle, SPD: Sind Sie in einer 

Kammer oder in zwei Kammern?) 

ï Ich bin in einer Kammer drin, Herr Nolle. Sie wissen ja, 

wie das geht. Ich kann mich nat¿rlich nicht erwehren, und 

ich werde es auch nicht, wenn ich Bildungsangebote von 

der IHK bekomme, weil die teilweise auch sehr sinnvoll 

sind. Sie sind nat¿rlich immer auf das Unternehmen 

zugeschnitten. Sie wissen, dass wir in dieser Weise auch 

ganz spezielle Weiterbildungsangebote brauchen. 

(Thomas Schmidt, CDU: 

Woher soll er das wissen?) 

ï Das ist es ja eben. 

Unsere Arbeitswelt hat sich in den letzten Jahren sprung-

haft verªndert. Eine Weiterbildung liegt in aller Regel 

nicht nur im Interesse des Arbeitnehmers, sondern auch 

und insbesondere im Interesse des Arbeitgebers, meine 

Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU) 

Hier bestehen in vielen Unternehmen individuelle und 

tragfªhige Regelungen. So werden meistens Bildungsan-

gebote nach Feierabend oder an Wochenenden angeboten 

und auch genutzt. Auch eine Regelung in entsprechenden 

Tarifvertrªgen ist mºglich und wird auch praktiziert. Das 

ist sinnvoll und in hºchstem MaÇe w¿nschenswert. Wir 

brauchen gut gebildete und motivierte Facharbeiter, 

F¿hrungskrªfte und Mitarbeiter, die im Sinne des Unter-

nehmens mitarbeiten wollen. 

Wir leben in einem rohstoffarmen Land und sind auf die 

geistigen Potenziale der Mitarbeiter in den Unternehmen 

sehr angewiesen. Wenn die GR¦NEN schon unseren 

CDU-Kollegen im Deutschen Bundestag Wolfgang 

Bosbach zitieren m¿ssen, der gesagt hat, Ăwer nichts im 

Boden hat, der muss was in der Birne habenñ ï so ge-

schehen zur 40. Plenarsitzung hier an diesem Pult ï, dann 

wissen wir ja, wie wichtig das ist. Weiterbildung, lebens-

langes Lernen und Bildung ¿berhaupt sind in unserer Zeit 

notwendig. Das Zitat des CDU-Bundestagsabgeordneten 

Bosbach bringt es auf den Punkt, meine Damen und 

Herren. Das haben Sie gesagt, die Damen und Herren von 

den GR¦NEN. Sicherlich gilt das nicht f¿r Ihren Gesetz-

entwurf zur Bildungsfreistellung. 

Der Freistaat ï das lassen Sie mich bitte ausf¿hren ï 

unterst¿tzt in hohem MaÇe die Qualifizierung von Mitar-

beitern durch entsprechende Fºrderprogramme. Ein 

Weiterbildungscheck wurde erst im Jahr 2010 eingef¿hrt. 

Der Weiterbildungscheck Sachsen ermºglicht die Fºrde-

rung der Weiterbildungskosten bis zu 80 %. Das Antrags-

verfahren ist denkbar einfach. Wenn das monatliche 

Bruttoeinkommen des Antragstellers zwischen 2 500 Euro 

und 4 150 Euro liegt, muss mindestens eine der folgenden 

Voraussetzungen erf¿llt werden ï ich erklªre es Ihnen 

gerne noch einmal, weil Sie so kritisch schauen. 

Folgendes ermºglicht der Freistaat: Ist der Antragsteller 

ªlter als 50 Jahre oder der Antragsteller arbeitet in Teilzeit 

oder der Antragsteller steht in einem befristeten Arbeits-

verhªltnis oder der Antragsteller ist Leiharbeitnehmer 

oder der Antragsteller strebt mit der Weiterbildung den 

ersten akademischen Abschluss an mit einem durch-

schnittlichen monatlichen Bruttoeinkommen von maximal 

2 500 Euro, m¿ssen die Kosten der Weiterbildung min-

destens 650 Euro betragen. Ausgeschlossen von einer 

Fºrderung sind freizeitorientierte Themen. ï Aber darauf 

komme ich zum Schluss meines Redebeitrages zur¿ck. 

Gleichzeitig ï das sage ich hier besonders deutlich ï 

unterst¿tzt auch die Bundesregierung mit entsprechenden 

Fºrderungen die Weiterbildung: Weiterbildungsprªmien 

von 154 Euro werden f¿r die Einkommensgruppen mit bis 

zu 17 900 Euro bei Alleinstehenden bzw. 35 800 Euro bei 

Verheirateten bei zu versteuernden Jahreseinkommen zur 

hªlftigen Kofinanzierung von Weiterbildung erhªltlich 

sein, wenn mindestens die gleiche Summe als Eigenbei-

trag zur Finanzierung der Teilnahmeentgelte geleistet 

wird. 

Es wird viel getan, meine Damen und Herren. Sªchsische 

Unternehmen werden in aller Regel ihrer Verantwortung 

selbst gerecht, ohne dass es einer staatlichen Reglementie-

rung bedarf. Im ¦brigen muss es auch ein persºnliches 

Anliegen des Arbeitnehmers sein, seinen Qualifikations-

stand im Interesse seiner persºnlichen Entwicklung weiter 

zu verbessern. Der Freistaat schafft die Rahmenbedin-

gungen durch Fºrderung und Unterst¿tzung entsprechen-

der Weiterbildungseinrichtungen. Was wir aber nicht 

wollen, ist, dass Unternehmen zusªtzliche Kosten bei 

einer Allgemeinverbindlichkeit durch die Gesetzeslage 

entstehen. Da sind nun gerade die Gesetze von den 

GR¦NEN und auch der Gesetzentwurf der SPD durchaus 

nachzuvollziehen. 
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Wir wollen, dass die individuellen Lºsungen, die in der 

Praxis bereits funktionieren, auch weiterhin umgesetzt 

werden. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Heidan, Sie 

gestatten eine Zwischenfrage? 

Frank Heidan, CDU: Nein, ich gestatte keine Zwischen-

frage. Frau Dr. Stange hat noch gen¿gend Redezeit, um 

dann in der zweiten Runde ans Mikrofon zu treten. 

(Stefan Brangs, SPD: Sie  

haben nur Angst vor der Frage!) 

Ich mºchte Ihnen nur ein Beispiel nennen, welche Aus-

w¿chse es hat, wenn Gesetzesvorlagen wie die Ihren, also 

von GR¦NEN und SPD, dann auch in die Praxis umge-

setzt werden. Ich habe auf der Internetseite des hessischen 

Sozialministeriums zum Beispiel folgende interessante 

WeiterbildungsmaÇnahmen gefunden, die ganz aktuell 

sind. Sie kºnnen sie auch heute Abend nach der Plenarsit-

zung noch einmal ansehen. 

Zum Beispiel in Kochel am See in der Zeit vom 15.10., 

das ist ein Montag, bis 19.10., das ist ein Freitag, wird der 

Weiterbildungslehrgang angeboten ĂVom Umgang mit 

Andersdenkenden und anderen, Verfolgung von Hexen 

und Ketzern in Vergangenheit und Gegenwart!ñ. Es gibt 

weitere Angebote: ĂWarum Mªnner nicht zuhºren und 

Frauen schlecht einparken ï ein kritisches Seminar zum 

Geschlechterverhªltnis in unserer Gesellschaft!ñ Der 

Termin ist bei dem Veranstalter abzufragen. Der Veran-

staltungsort ist in Naumburg. Ich kann Ihnen noch einen 

weiteren Veranstaltungstipp geben: Vom 26.11., das ist ein 

Montag, bis 30.11., das ist ein Freitag, Veit Michelbach: 

ĂUmarme deinen Tiger ï Aggression als Lebensenergieñ ï 

ein Intensivseminar in Gestalt- und Konfliktlºsungsstra-

tegien, Analysen von gesellschaftlichem Aggressionsver-

halten. 

(Zurufe der Abg. Christian Piwarz, CDU 

und Stefan Brangs, SPD) 

ï Das weiÇ ich noch nicht, Herr Piwarz. Aber es gibt zum 

Beispiel auch eine Veranstaltung vom 22.10. bis 26.10., 

das ist wieder von Montag bis Freitag, in Berlin: ĂPolitik? 

ï Nein, danke. Politik mal anders erleben.ñ 

(Christian Piwarz, CDU: Wahrscheinlich 

von der LINKEN-Geschªftsstelle!) 

Vielleicht sollten wir, die noch hier verblieben sind, uns 

alle mal anmelden. 

Meine Damen und Herren, ich will das jetzt nicht ins 

Humorvolle hineintragen. Aber, das ist f¿r mich ein 

deutliches Zeichen daf¿r, dass so etwas, was Sie in Ihren 

Gesetzentw¿rfen fordern, nicht funktionieren kann. Ich 

bin ja dankbar, dass Sie vorhin ausgerechnet auch gesagt 

hatten, dass die kommunale Selbstverwaltung, also der 

Sªchsische Stªdte- und Gemeindetag, sich massiv dage-

gen ausgesprochen hat, Ihren Unsinn, den Sie hier in 

Gesetzesform gegossen haben, in dieser Weise umsetzen 

zu wollen. 

Das, meine Damen und Herren, wollen wir nicht. Wir 

wollen uns weiter auf die individuelle Gestaltungskraft 

der Unternehmen und der Arbeitnehmer besinnen. Wir 

setzen auf den Geist der Freiheit und der eigenen Gestal-

tungsmºglichkeit und nicht auf gesetzliche Vorgaben, die 

die Unternehmen und auch die Kommunen finanziell 

belasten und den Arbeitnehmern nicht wirklich die Bil-

dungsmºglichkeiten offenhalten, die sie f¿r ihre berufli-

che Weiterbildung benºtigen. Deshalb werden wir ver-

stªndlicherweise Ihre beiden Gesetzentw¿rfe ablehnen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, das war Herr Heidan f¿r die CDU-Fraktion. ï 

Nun ist die Fraktion DIE LINKE an der Reihe, Herr Abg. 

Kind. ï Bevor Herr Kind spricht, gibt es eine Wortmel-

dung am Mikrofon 2; Herr Jennerjahn. 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Ich w¿rde gern vom In-

strument der Kurzintervention Gebrauch machen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte schºn. 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Danke schºn. ï Noch ganz 

kurz einige Worte zu Herrn Heidan. Nat¿rlich muss es 

darum gehen, Missbrauch in solchen gesetzlichen Rege-

lungen zu verhindern. Das steht auÇer Frage. Allerdings 

halte ich es auch nicht f¿r zielf¿hrend, mit den Ausnah-

mefªllen so zu tun, als w¿rden alle Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer so handeln. 

Ich mºchte darauf hinweisen, dass in unserem Gesetzent-

wurf ï und ich meine, auch im Gesetzentwurf der SPD ï 

Regelungen f¿r ein Anerkennungsverfahren geregelt sind, 

was dort tatsªchlich f¿r Bildungsfreistellung genutzt 

werden kann. Ich mºchte noch einmal auf eine Zahl aus 

der Anhºrung verweisen, die uns das Land Rheinland-

Pfalz prªsentiert hat. Dort wurde deutlich darauf hinge-

wiesen, dass ¿ber 80 % ï ich meine, es waren 83 oder 

84 % ï der durch Weiterbildungsfreistellungsgesetze 

genutzten MaÇnahmen ganz klar einen Arbeitsbezug 

haben und lediglich 16 % der politischen Gemeinbildung 

dienen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Jennerjahn. ï Herr Heidan, Sie mºchten erwidern. 

Frank Heidan, CDU: Herr Jennerjahn, wenn ich die 

Internetseite des hessischen Sozialministeriums richtig 

gelesen und verstanden habe, sind es alles zugelassene 

Bildungsangebote. Ich habe sie nat¿rlich bewusst heraus-

gepickt. Das ist auch klar. Es gab auch vern¿nftige Wei-

terbildungsangebote, die sicherlich genutzt werden. Aber 

genau das ist es ja. Wenn Sie es in Gesetzesform gieÇen, 

dann hat jeder den Anspruch darauf und dann werden 

auch solche Dinge ï ï 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 
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ï Sie sollten nicht immer reinreden. Sie sind Lehrerin und 

haben sicherlich als Lehrerin Ihren Sch¿lern fr¿her 

gesagt: Wenn einer spricht, hat der andere Sendepause. 

Ich erwarte von Ihnen, dass Sie das auch so handhaben! 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Ich bin der Meinung: Wenn Ihr Gesetzentwurf Gesetzes-

kraft hªtte, dann w¿rden wir genau diese Auswirkungen 

haben, und deswegen wollen wir weder die Unternehmen 

noch die kommunalen Gebietskºrperschaften, die Stªdte 

und Gemeinden mit zusªtzlichen Kosten belasten; das 

wollen wir nicht. Wir setzen auf die Freiheit der Mºglich-

keiten, und die Unternehmen haben sehr viele Mºglich-

keiten, das auch zu tun, und sie werden auch in Anspruch 

genommen. Der Arbeitnehmer wird die Bildung bekom-

men und in Anspruch nehmen, die er f¿r seine berufliche 

Karriere braucht. 

Von daher werden wir Ihre Gesetzentw¿rfe ablehnen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Dr. Stange, Sie 

mºchten auf den Redebeitrag Kurzintervention einlegen? 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Genau, auf den Redebei-

trag, den Herr Heidan gehalten hat, mºchte ich gern eine 

Korrektur vornehmen, weil es offenbar nicht klar ist. 

Im Ä 10 unseres Gesetzentwurfes ist eindeutig geregelt: 

ĂDie Bildungsfreistellung nach diesem Gesetz kann nur 

f¿r anerkannte Veranstaltungen der Weiterbildung erfol-

gen. Bei der Anerkennung von Weiterbildungsveranstal-

tungen wird das Sªchsische Staatsministerium f¿r Wirt-

schaft und Arbeit als die zustªndige Behºrde vom Lan-

desbeirat f¿r Erwachsenenbildung beraten.ñ Das d¿rften 

gen¿gend Mºglichkeiten sein, um auszuschlieÇen, dass 

ein Missbrauch bei diesem Anerkennungsverfahren 

stattfindet. 

Ich bitte das zur Kenntnis zu nehmen, und vielleicht hilft 

das bei der Zustimmung zu unserem Gesetzentwurf. 

(Beifall bei der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. ï Herr 

Heidan, ich frage Sie: Mºchten Sie darauf erwidern? ï 

Und ich bedanke mich bei Herrn Kind f¿r seine Geduld. 

Frank Heidan, CDU: Es hat mich ja niemand gefragt, 

wem das hessische Sozialministerium vorsteht ï es ist 

CDU-gef¿hrt. Genau in Hessen ist es schon jahrelange 

Praxis, dass solche Ausw¿chse passieren, dass sie solche 

Bildungsangebote haben, 

(Zuruf der Abg. Dr. Monika Runge, DIE LINKE) 

weil es dann immer wieder konterkariert wird, und wir 

sagen, nicht der Minister oder vielleicht die Politik hat 

festzulegen, was in der Weiterbildung wichtig ist, sondern 

wir sagen: Die Unternehmen, die kommunalen Gebiets-

kºrperschaften, die Weiterbildung benºtigen, werden es 

auch klar formulieren kºnnen und werden dementspre-

chende Bildungseinrichtungen dazu animieren, die Wei-

terbildungsangebote hier zu generieren. Das ist f¿r uns 

der bessere Weg und von daher lehnen wir das ab. 

(Beifall der Abg. Marko Schiemann und 

Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Jetzt kann es in der 

Aussprache weitergehen; Herr Kind, Sie haben das Wort 

f¿r die Fraktion DIE LINKE. 

Thomas Kind, DIE LINKE: Herr Prªsident! Vielleicht 

sollten wir heute das Publikum entscheiden und abstim-

men lassen; denn im Publikum sitzen mehr Personen als 

hier im Parlament. Das ist traurig. Wir sollten einmal ¿ber 

unsere Geschªftsordnung nachdenken, ob Gesetzeslesun-

gen in 2. Lesung wirklich wichtig sind oder ob das nur 

eine SpaÇveranstaltung ist, um sich gegenseitig ein paar 

nett aufgeschriebene Worte zu erzªhlen. 

Weil Herr Heidan versucht hat, humoristisch zu enden, 

und diverse Weiterbildungsangebote aus Hessen zitiert 

hat, w¿rde ich meinen Einstieg gern damit beginnen: Im 

vorigen Jahr hatte ich einen lªngeren Facebook- und 

Handykontakt mit einem Kraftfahrer, der in Sizilien 

unerwarteterweise als Trucker festsaÇ und nicht wusste, 

wie er wegkommt. An dieser Stelle hªtte ihm sicherlich 

geholfen, wenn er nicht nur fachliche berufliche Weiter-

bildung wie ADR-Schein und andere Dinge, sondern die 

Mºglichkeit gehabt hªtte, ¿ber den Weg einer Bildungs-

freistellung auch politische, demokratische Bildung 

erfahren zu kºnnen, wo er sich Angebote heraussuchen 

kann, um sich gezielt ï seine Persºnlichkeit und seinen 

beruflichen Werdegang miteinander verkn¿pft ï weiter-

zubilden. 

Das sind Mºglichkeiten, die ¿ber das Bildungsfreistel-

lunggesetz mºglich werden. 

Ich kann ein anderes Beispiel nennen. Es gibt ï das 

kennen Sie auch als Handwerker ï Monteure, die tagein, 

tagaus, jahrein, jahraus durch Europa fahren. Sie haben 

Baustellen in Spanien, in Polen, in Dªnemark, springend 

in Holland ï da kommt es nicht nur auf berufliche Wei-

terbildung an, nein, auch dort ist politische Bildung, 

Demokratiebildung wichtig, und das ist nicht nur mit 

beruflicher Weiterbildung, bezahlt ¿ber den Arbeitgeber, 

zu realisieren. Daf¿r wollen wir unter anderem das 

Bildungsfreistellungsgesetz. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Kind, Sie gestat-

ten eine Zwischenfrage? 

Thomas Kind, DIE LINKE: Ich gestatte nat¿rlich eine 

Zwischenfrage. 

(Beifall des Abg. Miro Jennerjahn, GR¦NE) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Heidan, bitte. 

Frank Heidan, CDU: Herr Kind, erklªren Sie mir bzw. 

dem anwesenden Auditorium bitte, was dem spanischen 

Trucker, der aus Deutschland stammt, ï ï 
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Thomas Kind, DIE LINKE: Sizilien liegt in Italien; 

auch Ihnen w¿rde das helfen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte, Herr Kind, lassen 

Sie erst einmal die Frage zu. 

Frank Heidan, CDU: Das ist ja jetzt egal. 

(Kerstin Kºditz, DIE LINKE: Nein, nein!) 

Der Trucker war also in Europa unterwegs. Erklªren Sie 

mir bitte, welches Weiterbildungsangebot denn dem 

Trucker geholfen hªtte. Ich kºnnte mir vorstellen, das 

wªre ein Fremdsprachenangebot gewesen oder vielleicht 

ein Angebot, wie man einen Motor oder einen Reifen 

wechselt; aber das sind doch Dinge, die der Unternehmer, 

also der Arbeitgeber, dem Trucker zur Verf¿gung stellen 

muss. Erklªren Sie uns das bitte. 

Thomas Kind, DIE LINKE: Wir kºnnen das gern 

vertiefen; das hªtten wir auch gern im Ausschuss machen 

kºnnen ï da b¿geln Sie ja so etwas ab bzw. schweigen es 

eine Minute still und sagen, ausf¿hrlich dar¿ber gespro-

chen zu haben ï wie Kollege Mackenroth in der letzten 

Diskussion. 

Aber gehen wir in der Sache tiefer. Ich meine, an der 

Stelle hªtte er wissen m¿ssen, wie zum Beispiel politische 

Strukturen in Europa funktionieren. Wie sind politische 

Systeme in anderen Lªndern organisiert? Warum gibt es 

Massenstreiks in Italien, die anders aussehen als in 

Deutschland, wo diszipliniert gestreikt wird, wo es keine 

Massenstreiks in der Form gibt, Generalstreiks wie in 

Frankreich oder in Italien? Das kannte er nicht, er war 

unvorbereitet und war in dieser Situation maÇlos ¿berfor-

dert. 

Nach der ersten Woche waren ¿brigens die Supermªrkte 

leer, es gab nichts mehr zu essen, es gab Unruhen unter 

den Fahrern, es waren ¿ber 20 Nationen, die auf Sizilien 

festsaÇen, und auch Ihnen w¿rde es in der Weiterbildung 

guttun; denn Sizilien liegt nach wie vor in Italien. 

Aber beginnen wir mit dem, was ich eigentlich ausf¿hren 

wollte: Ich wollte meine Rede eigentlich damit beginnen, 

Ihnen eine Frage zu stellen, und zwar, was unser grºÇter 

Schatz in Sachsen ist, der unser gesellschaftliches, wirt-

schaftliches Weiterkommen ermºglicht. Es liegt ï Sie 

sind vorhin selbst darauf eingegangen ï auf Drªngen 

unserer Fraktion eine Rohstoffstrategie in Sachsen vor. 

Aus der geht hervor, dass wir gewiss in Sachsen manch 

strategischen Rohstoff in verschiedener Mengenausprª-

gung haben ï Kohle ist noch etwas mehr da als seltene 

Erden; Kohle sollte man vielleicht nicht weiter verfeuern, 

da gibt es verschiedene politische Ansªtze. Eines ist 

bez¿glich dieser Strategie unbestritten, bis hin zur Koali-

tion: Sachsen wird kein Rohstoffriese mehr werden. Also: 

Wir haben nur einen wichtigen Schatz ï auch das wir in 

Sonntagsreden, in Tagungen, in GruÇworten, bei Verbªn-

den gern wieder angemahnt ï, und das sind unsere B¿rge-

rinnen und B¿rger mit ihrem Wissen und ihrem Kºnnen. 

Und es wird andauernd von Fachkrªftemangel geredet, 

also sollten wir doch in dieser Richtung etwas tun, endlich 

Taten folgen lassen und den demografischen Wandel nicht 

nur bei Sonntagsreden beschwºren, um dann im Nichts zu 

verharren. 

Mit den vorliegenden Gesetzentw¿rfen kºnnte der Frei-

staat einen Mosaikstein f¿r die positive Beantwortung ï 

nicht als Generallºsung, jedoch als Gesetze ï liefern, 

zumal an anderer Stelle gern von einer Vorreiterrolle 

Sachsens die Rede ist. Leider ist das bei diesem Thema 

mitnichten der Fall, weil: In Sachsen begleiten wir die 

Debatte wenigstens seit 1992, seit der Verfassungsdiskus-

sion. 

Auch auf anderer Ebene, auf der Bundesebene ist das 

Thema seit 1976 unaufgearbeitet, weil mit der Ratifizie-

rung des vorhin schon angesprochenen ¦bereinkommens 

Nr. 140 der IAO sich Deutschland verpflichtet hat, die 

Weiterbildung zu fºrdern und zu stimulieren, gerade in 

den Bereichen, in denen die Weiterbildungswilligkeit 

durch ªuÇere Zwªnge, durch abhªngige Beschªftigung 

nicht von sich aus gegeben ist. Das ist bis heute nicht 

umgesetzt, auch wenn Vertreter in der Anhºrung versuch-

ten, etwas anderes glaubhaft zu machen. 

Bildungsfreistellungsgesetze gibt es mittlerweile in zwºlf 

Bundeslªndern; nach meinem Kenntnisstand ist Th¿rin-

gen in der Endabstimmung, Frau Kollegin. Wenn Sie 

mehr wissen, zum Beispiel, dass sie schon entschieden 

haben, dann ist mir das entgangen. Mein Kenntnisstand 

war, dass sie in der Koalition eine Entscheidung getroffen 

haben, es aber noch keinen Gesetzesrang erlangt hat. Also 

in zwºlf Bundeslªndern gibt es Bildungsfreistellungsge-

setze. Die Ausnahme bilden nur noch Baden-

W¿rttemberg, Bayern, Th¿ringen und ï als krºnender 

Abschluss, wo man dar¿ber auch nicht diskutieren mºchte 

ï Sachsen. 

In der Anhºrung war auch von der Vertreterin aus Rhein-

land-Pfalz zu erfahren, dass von einem Missbrauch 

mitnichten zu reden ist, weil an dieser Stelle ï da kann die 

Koalition ruhig einmal dem m¿ndigen B¿rger vertrauen ï 

auf das in der Wirtschaftswissenschaft gern zitierte 

Prinzip des Homo oeconomicus Bezug genommen wer-

den kann, wonach die Nutzer des Bildungsfreistellungs-

gesetzes schon MaÇnahmen und Bildungsangebote f¿r 

sich suchen, die ihnen in ihrer Persºnlichkeit, im berufli-

chen Leben, aber auch in ihrer Entwicklung n¿tzen und 

damit uns allen n¿tzen werden. 

Und in Zahlen; denn die Gesetzentw¿rfe schlagen das 

unter anderem vor, und in den Lªndern, in denen das 

Gesetz Realitªt ist, wird es auch gelebt, es gibt eine 

regelmªÇige Berichterstattung: Rheinland-Pfalz konnte 

dar¿ber berichten, dass zu ¿ber 80 % ï genau 83 % ï f¿r 

das letzte Berichtsjahr f¿r berufliche Weiterbildung im 

beruflichen Kontext angebotene Weiterbildung genutzt 

wird. Das ist doch ein klares Zeichen daf¿r, dass von 

Missbrauch an dieser Stelle ¿berhaupt nicht zu reden ist. 

Auch das Argument ï das kam in der Rede schon ï, dass 

nur 1 bis 2 % erreicht werden, ist doch kein Totschlagar-
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gument, ist doch kein Argument, es nicht durchzuf¿hren, 

weil: Man bietet ein Recht und keine Pflicht an, es zu 

nutzen. Was hindert uns, dieses Recht in Sachsen anzubie-

ten, das im Rahmen der bundesdeutschen Entwicklung 

auf den Weg gebracht ist, uns da anzuschlieÇen und an der 

Stelle Harmonisierung herzustellen? 

Es kºnnte der Einwand kommen ï aber intensiv wollen 

Sie sich damit gar nicht auseinandersetzen, sondern nur 

Klamauk machen, wie Herr Heidan hier vorgef¿hrt hat ï, 

dass kleine Betriebe das nicht realisieren kºnnen, dass bei 

knappen Stellen Personalengpªsse entstehen, wo viel-

leicht nur ein Fachmann vorhanden ist. Aber genau das 

wird versucht, in den Gesetzen zu regeln: indem auf 

Abstimmung, auf Vorank¿ndigung und auch auf Versa-

gensgr¿nde in einem Jahr abgestellt wird, wenn die 

betrieblichen Rahmenbedingungen es nicht zulassen. 

Auch soziale Standards sollen geregelt werden. Sind 

Familienurlaube geplant, sind andere soziale Fªlle da. 

Dann ist Bildungsurlaub nicht umzusetzen und muss 

entsprechend vertagt werden. Das sind alles Dinge, die 

geregelt werden sollen. Das findet auch unsere Unterst¿t-

zung. 

Es kºnnte abschlieÇend ï eigentlich als Rat an die Koali-

tion ï vielleicht ein kleines F¿nkchen Standortvorteil sein, 

wenn es wirklich einmal um Fachkrªftemangel geht, der 

bis jetzt nur als Szenario an die Wand geschrieben ist, 

aber real noch nicht eingetreten ist. Es gibt in einigen 

Sparten erste Engpªsse, aber keinen generellen flªchende-

ckenden Fachkrªftemangel. Davon kann noch lange nicht 

gesprochen werden. Vielleicht kann es in nªchster Zu-

kunft auch ein Standortvorteil sein, wenn interessierte 

B¿rgerinnen und B¿rger sagen: Kann ich denn in Sachsen 

genauso Bildungsfreistellung in Anspruch nehmen, wie 

ich das vorher in Hamburg, in Mecklenburg-Vorpommern 

oder in Nordrhein-Westfalen konnte? ï Wir unterst¿tzen 

die beiden Gesetzesinitiativen und werden unsere Zu-

stimmung geben. 

Danke schºn. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Kind. ï Nun hat die FDP das Wort, f¿r die Herr Abg. 

Herbst spricht. 

Torsten Herbst, FDP: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Herr Kind, ich habe Ihr 

schrªges Beispiel der gestrandeten Lkw-Fahrer auch nicht 

richtig verstanden. Was hilft es denn dem Lkw-Fahrer auf 

Sizilien, wenn er weiÇ, wie der italienische Staatsprªsi-

dent gewªhlt wird oder wie das Gesetzgebungsverfahren 

im italienischen Parlament ist, wenn er im Supermarkt 

keine Lebensmittel vorfindet? Ich glaube, dass ihm diese 

Weiterbildung auch nicht geholfen hªtte. Im ¦brigen: Da 

wir heute alle Mobiltelefone haben, kann man das bei 

Wikipedia alles ganz schnell nachlesen. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP und der CDU) 

Um es auf den Punkt zu bringen: Wir als FDP-Fraktion 

sind f¿r Weiterbildung, aber wir sind gegen gesetzlichen 

Zwang. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP und der CDU) 

Exzellente Bildung ist ohne Frage f¿r den Einzelnen f¿r 

seinen Wohlstand wichtig. Sie ist f¿r den Fortschritt in 

einem Land wichtig. Bildung ist nicht nur Erstausbildung 

ï das wissen wir ï, sondern Weiterbildung. Je mehr der 

technische Fortschritt voranschreitet, desto mehr Bedarf 

besteht nat¿rlich auch am lebenslangen Lernen. Das 

wissen die Mitarbeiter der Unternehmen, das wissen aber 

auch die Unternehmer, und daf¿r brauchen wir eben nicht 

die ZwangsmaÇnahmen von SPD und GR¦NEN. 

Ich will Ihnen nur einige Fakten nennen: Sie tun so, als 

w¿rde Weiterbildung derzeit in der betrieblichen Praxis 

¿berhaupt nicht stattfinden. 90 % aller Unternehmen in 

Deutschland investieren in Aus- und Weiterbildung ihrer 

Mitarbeiter. Bei 80 % findet die Weiterbildung in der 

bezahlten Arbeitszeit statt. Die deutschen Unternehmen 

investieren pro Jahr ungefªhr 27 Milliarden Euro in Aus- 

und Weiterbildung. Das ist die Situation, und dadurch 

entsteht eine Win-win-Situation f¿r Arbeitnehmer und 

Unternehmer. Das funktioniert. Wir brauchen da keine 

gesetzlichen Zwªnge. 

Die Mitarbeiter, Herr Kind, profitieren davon, weil: Sie 

haben bessere Karrierechancen und Verdienstmºglichkei-

ten. Auf der anderen Seite ist es f¿r Unternehmen auch 

wichtig, um Arbeitskrªfte zu bekommen, um ihnen gute 

Arbeitsbedingungen zu geben und nicht zuletzt, um durch 

gut ausgebildete und qualifizierte Mitarbeiter im Wettbe-

werb zu bestehen. Die Frage, die wir stellen, die Sie 

anders beantworten, ist: Muss man Unternehmen per 

Gesetz zwingen, Mitarbeiter f¿r Bildungsurlaub freizu-

stellen? Dazu sagen wir ganz klar: Nein. 

Ich frage Sie auch: Wo liegt denn beispielsweise das 

Interesse eines Maschinenbauunternehmers, wenn sich 

seine Mitarbeiter in vºllig fachfremden Gebieten weiter-

bilden wollen? Herr Heidan hatte vorhin einige Beispiele 

genannt. Ich habe auch einige schºne Beispiele f¿r 

Bildungsangebote gefunden, die ausdr¿cklich im Zusam-

menhang mit Bildungsurlaub angeboten werden, und 

zwar von anerkannten Trªgern der Weiterbildung. Da gibt 

es so tolle Dinge wie: ĂDer Mann, der M¿ll und das 

Essenñ (f¿r Mªnner). ï Bevor Sie lachen: Das gibt es 

auch f¿r Frauen, und am Ende der jeweiligen Seminare 

kann man die Erfahrung gemeinsam austauschen. 

Es gibt: ĂCosta Rica: Natur ï ¥kologie ï Politikñ. Es gibt: 

ĂTrauminsel Mallorca ï die Insel der Deutschen im 

Konflikt zwischen Naturschutz und Tourismusñ. Die 

Seminare zu Mallorca und Costa Rica finden nat¿rlich vor 

Ort statt. Nicht, dass jemand auf die Idee kommt, sie 

finden im kalten Deutschland statt. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Herbst, gestatten 

Sie eine Zwischenfrage? 

Torsten Herbst, FDP: Ja, gern. 
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2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Kind, bitte. 

Thomas Kind, DIE LINKE: Herr Herbst, Sie stellen 

immer darauf ab, dass jegliche Weiterbildung, die ich in 

meinem beruflichen Leben wahrnehme, dem Arbeitgeber 

n¿tzen muss. Nach meinem Kenntnisstand sind Arbeit-

nehmer nicht mehr die Sklaven von Arbeitgebern, 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Die Frage, bitte! 

Thomas Kind, DIE LINKE: sondern sie sind nach wie 

vor freie B¿rger. Gehen Sie davon aus, dass der Erho-

lungsurlaub, den ein Arbeitnehmer nimmt, auch dem 

Unternehmer n¿tzen muss? Legt der Unternehmer dem-

nªchst fest, in welches Betriebsferienheim, wie wir es 

fr¿her hatten, gefahren wird? Ist das im Sinne des Unter-

nehmers, oder darf das der Arbeitnehmer vielleicht noch 

selber entscheiden? Also darf er doch auch selber ent-

scheiden, wo und wie er sich weiterbilden will, unabhªn-

gig von den beruflichen Weiterbildungen, die von der 

Firma ohnehin angeboten werden. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Kind, Sie haben 

Ihre Frage gestellt. 

Torsten Herbst, FDP: Diese Frage ist ziemlich abwegig, 

Herr Kind. Das wissen Sie auch. Ein gesetzlicher Min-

destanspruch auf Urlaub ist ein Schutzrecht f¿r Arbeit-

nehmer, aber selbstverstªndlich profitiert vom Urlaub 

nicht nur der Arbeitnehmer, sondern auch der Arbeitgeber. 

Wer ¿bers Jahr keinen Urlaub nimmt, wird auch keine 

Leistungen im Unternehmen bringen. Deshalb legen 

Unternehmer Wert darauf, dass Arbeitnehmer in der Lage 

sind, sich zu erholen. 

Ich habe vorhin gesagt, dass Weiterbildung im Idealfall 

beiden n¿tzen sollte. Ich kann anhand dieses einen Bei-

spiels einmal vorlesen, was Inhalt dieses Bildungsangebo-

tes ist, und dann frage ich Sie, weshalb der Unternehmer 

dies bezahlen soll. Er bezahlt es ¿ber eine Freistellung, 

weil entweder Arbeit liegen bleibt oder eine andere 

Arbeitskraft diese Arbeit ¿bernehmen muss. 

ĂDer Mann, der M¿ll und das Essen ï f¿r Mªnner. Mªn-

ner leben ungesund, essen das Falsche und machen 

Dreck.ñ 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Herbst, darf ich 

fragen: Ist das immer noch die Antwort? 

Torsten Herbst, FDP: Das ist die Antwort auf seine 

Frage. 

ĂWenn sie halbwegs ¿berleben, dann nur, weil ihre Frauen 

f¿r sie einkaufen, kochen und den M¿ll wegrªumen. So 

ein gªngiges Vorurteil. Ist das noch so, oder hat sich etwas 

geªndert? Das kºnnte interessant werden, in einer Woche 

zu erforschen. Hat auch die bei vielen Mªnnern etablierte 

Umweltverantwortung im Nahbereich der Gesellschaft, 

nªmlich im Haushalt, ihre Spuren hinterlassen? 

(Zuruf des Abg. Klaus Tischendorf, DIE LINKE) 

Sind die Mªnner auf dem Weg, f¿r die Ver- und Entsor-

gung Verantwortung zu ¿bernehmen? Unter welchen 

Voraussetzungen kºnnen Mªnner die gesellschaftspoli-

tisch gewollte gleichberechtigte Verantwortung im Haus-

halt mittragen? Diesen Fragen wollen wir im Rahmen des 

Bildungsurlaubes nachsp¿ren. Da sich das parallel statt-

findende Frauen- und Jugendseminar mit ªhnlichen 

Themen beschªftigt, besteht in der Woche Gelegenheit, 

sich dar¿ber auszutauschen.ñ 

Wir sind nicht der Meinung, dass Unternehmen so etwas 

bezahlen sollen, um es klipp und klar zu sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Herbst, Sie 

gestatten eine weitere Zwischenfrage? 

Torsten Herbst, FDP: Gern. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Dr. Stange. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Herr Herbst, ich gehe 

davon aus, dass dieses Beispiel nicht aus Sachsen ge-

kommen ist, sondern von anderswo. Sind Sie der Mei-

nung, dass Ihr Wirtschaftsminister so einem Bildungsan-

gebot seine Zustimmung, seine Anerkennung im Sinne 

unseres Gesetzentwurfs geben w¿rde, und sind Sie der 

Meinung, dass derartige Entgleisungen, wie wir sie 

gerade gehºrt haben, angemessen sind f¿r einen ernsthaf-

ten Gesetzentwurf? 

(Beifall bei den LINKEN) 

Torsten Herbst, FDP: Frau Stange, sehr wohl. Es handelt 

sich hier um einen zertifizierten Anbieter, nªmlich Arbeit 

und Leben e. V. Dieser Verein ist Ihnen bekannt. Er war 

zur Anhºrung hier im Landtag durch einen Sachverstªn-

digen zugelassen. Ausdr¿cklich wird auf Bildungsurlaub 

verwiesen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Sind Sie der Meinung, dass ein Wirtschaftsministerium 

jedes Angebot zensieren sollte, oder sollte man im Zwei-

felsfall fragw¿rdige Anbieter zulassen? Beides, meine 

Damen und Herren, halte ich nicht f¿r fºrderlich f¿r 

Sachsen. Deshalb glaube ich, dass diese Art von Bil-

dungsangeboten im Zusammenhang mit Bildungsurlaub 

nichts zu suchen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï 

Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

ï Herr Nolle, wenn Sie sich zu Wort melden, kommen Sie 

bitte ans Rednerpult oder gehen Sie zum Mikro und reden 

Sie nicht immer dazwischen. Das zeigt leider, dass Ihre 

Erziehung in der Kinderstube etwas gelitten hat. 

(Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Stichwort Weiterbildungsmotivation. Der eine oder 

andere war bei der Sachverstªndigenanhºrung zu Ihren 

Bildungsurlaubsgesetzen dabei. Der Sachverstªndige des 

IW Kºln hat anhand eines Lªndervergleiches nachgewie-
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sen, dass die Weiterbildungsbereitschaft in den Bundes-

lªndern, in denen es ein solches Bildungsurlaubsgesetz 

gibt, ¿berhaupt nicht hºher ist als in den Lªndern, in 

denen es das nicht gibt. 

Wenn Sie sich die Zahlen anschauen ï im ¦brigen sind 

das Zahlen aus der Antwort des Wirtschaftsministeriums 

auf eine Anfrage der Fraktion GR¦NE ï, stellen Sie fest, 

dass in Sachsen 30 % der Beschªftigten im Bereich 

Weiterbildung aktiv sind. Das liegt ¿ber dem ostdeutschen 

Durchschnitt und ¿ber dem westdeutschen Durchschnitt 

von 25 %. Das heiÇt, Weiterbildung findet bereits in der 

betrieblichen Praxis hier statt. Mitarbeiter und Arbeitge-

ber profitieren davon. 

Im ¦brigen ï das sei hinzugef¿gt, und das kam auch in 

der Anhºrung heraus ï, wenn man darauf abstellt, dass 

sich gewisse Gruppen tendenziell mehr weiterbilden als 

andere, so hat sich auch gezeigt, dass die Bildungsur-

laubsgesetze nicht dazu f¿hren, dass sich die Gruppen, 

von denen man es eigentlich will, verstªrkt weiterbilden, 

sondern es bilden sich die weiter, die das ohnehin tun 

w¿rden. Es wªre also ein reiner Mitnahmeeffekt, es w¿rde 

keine Verªnderung der Situation bringen. 

Meine Damen und Herren, statt auf gesetzliche Zwªnge 

setzen wir auf eine praxisnahe Weiterbildung, die im 

Interesse von Mitarbeitern und Unternehmen ist. Wir 

wollen nicht, dass staatlich geregelter Bildungsurlaub die 

betriebliche Weiterbildung verdrªngt, und wir setzen auf 

Anreize statt auf Zwang zur Weiterbildung, wie sich am 

Beispiel der einzelbetrieblichen Fºrderung zeigt oder 

auch am sehr erfolgreich angenommenen Weiterbildungs-

scheck, von dem die sªchsischen Arbeitnehmer profitie-

ren, im ¦brigen auch diejenigen, die Sie vorhin erwªhnt 

haben. Frauen bilden sich ja angeblich nicht so intensiv 

weiter. Der Weiterbildungsscheck zeigt genau das Gegen-

teil. Er zeigt, dass hier ein groÇes Interesse vorhanden ist, 

dass Weiterbildung in der Praxis funktioniert. 

Deshalb brauchen wir Ihre Gesetze nicht, wir lehnen sie 

ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Und nun die NPD-

Fraktion. Herr Abg. Delle, Sie haben das Wort. 

Alexander Delle, NPD: Verehrter Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Bei der 1.  Lesung zu dem Entwurf 

der GR¦NEN f¿r ein Sªchsisches Bildungsfreistellungs-

gesetz f¿hrte Herr Jennerjahn am Ende seiner Rede aus ï 

Zitat ï: ĂEs gibt also viele Gr¿nde, die f¿r ein solches 

Gesetz sprechen, und wenige Gr¿nde, die gegen ein 

Bildungsfreistellungsgesetz sprechen.ñ 

Dem, meine Damen und Herren, kann sich die NPD-

Fraktion zunªchst einmal vorbehaltlos anschlieÇen. Auch 

wir halten es f¿r einen hºchst problematischen Umstand, 

dass es sich Sachsen als eines von wenigen Bundeslªn-

dern leistet, ¿ber keine landesgesetzliche Regelung zur 

Bildungsfreistellung von Arbeitnehmern zu verf¿gen. Wir 

sind auch nicht der Meinung von Herrn Staatsminister 

Morlok, der keine gesetzlich geregelte Bildungsfreistel-

lung in Erwªgung ziehen will, weil er denkt, dass dies ï 

Zitat ï nicht der heutigen Lebenswirklichkeit entspreche. 

Da fragt man sich, ob wir in Sachsen tatsªchlich in einer 

so andersartigen Lebenswirklichkeit leben als unsere 

Mitb¿rger in den meisten anderen Bundeslªndern ein-

schlieÇlich Hessen und Niedersachsen, wo die FDP an der 

Landesregierung beteiligt ist. AuÇerdem muss man sich 

fragen, in welcher Lebenswirklichkeit ein Wirtschaftsmi-

nister lebt, der in Autobahnraststªtten Eierschecken 

verteilt und meint, er kºnne damit Pendler zur¿ck nach 

Sachsen locken. ï Aber dies nur am Rande. 

(Beifall bei der NPD) 

Auch wir Nationaldemokraten schlieÇen uns also der 

Forderung von SPD und GR¦NEN nach gesetzlich 

fixierter Bildungsfreistellung in Sachsen gerne an. 

Doch, meine Damen und Herren, wie so oft bei den 

Antrªgen der linken Seite diese Hauses, die vordergr¿ndig 

ein soziales Anliegen vertreten, liegt auch hier der Teufel 

im Detail. Denn laut Gesetzentwurf der GR¦NEN sollen 

Arbeitnehmer ï wir haben es jetzt schon gehºrt ï nicht 

nur zur beruflichen, sondern auch zur ï ich zitiere ï 

Ăpolitischen und allgemeinen Weiterbildungñ freigestellt 

werden. Auch der Entwurf der SPD spricht von Bildungs-

freistellung ï ich zitiere erneut ï Ăf¿r die Wahrnehmung 

eines Ehrenamtes sowie der politischen Bildungñ. 

Genau hier, meine Damen und Herren, haben wir Natio-

naldemokraten doch erhebliche Vorbehalte. Denn erstens 

ist es weder im Interesse der sªchsischen Unternehmen 

noch dient es der beruflichen Weiterbildung der sªchsi-

schen Arbeitnehmer, wenn Bildungsurlaube f¿r den 

Besuch irgendwelcher politischen Agitationskurse oder 

etwa f¿r Reisen nach Kreta oder Korfu draufgehen, weil 

man sich bei Sonne, Sirtaki und griechischem Wein vor 

Ort einmal intensiv ¿ber den Zustand der griechischen 

Arbeiterbewegung auseinandersetzen mºchte. 

Zweitens erkennen wir in dieser Erweiterung des Bil-

dungszwecks einen gezielten Versuch, bestimmten soge-

nannten Bildungstrªgern, die bei den parteinahen Stiftun-

gen der einbringenden Fraktionen angesiedelt sind, also 

im Falle der SPD der Friedrich-Ebert-Stiftung und im 

Falle der GR¦NEN dem Weiterdenken-Bildungswerk der 

Heinrich-Bºll-Stiftung, neue Aufgaben und somit wieder 

einmal neue Gelder zuzuschanzen ï Gelder f¿r linke 

Politpropaganda, die von den Unternehmen oder bei 

Zusch¿ssen vom Freistaat vom Steuerzahler aufgebracht 

werden m¿ssen. 

Hier schlieÇen wir uns jenen Sachverstªndigen an, die in 

der Anhºrung zu den beiden Gesetzentw¿rfen gesagt 

haben, dies kºnne nicht Sinn und Zweck von Bildungs-

freistellung sein, die der beruflichen Qualifizierung 

dienen soll. Politische Aktivitªten sind, auch wenn sie als 

Fortbildung deklariert werden, Privatsache und gehºren in 

den Bereich der Freizeit. Deshalb kºnnen wir den beiden 

Gesetzentw¿rfen nicht zustimmen. 
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Bleibt die Hoffnung, dass es vielleicht bei den Koalitions-

fraktionen doch noch zu einem Umdenken in Sachen 

Bildungsfreistellung kommt, dann aber, bitte schºn, ohne 

Kleingedrucktes f¿r Konrad-Adenauer- und Wilhelm-

K¿lz-Stiftung. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Das war die erste Runde. Gibt es Redebedarf f¿r 

eine zweite Runde aus den Reihen der Fraktionen? ï Das 

kann ich nicht feststellen. Ich frage die Staatsregierung: 

Wird das Wort gew¿nscht? ï Jawohl. Herr Staatsminister 

Morlok, bitte, Sie haben das Wort. 

Sven Morlok, Staatsminister f¿r Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Herr Prªsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Bevor ich kurz darauf eingehe, warum die Staats-

regierung Ihnen die Ablehnung der beiden Gesetzentw¿r-

fe empfiehlt, will ich versuchen, das von Kollegen Kind 

vorgetragene Beispiel hinsichtlich der Truckerfahrer, die ï 

so habe ich es verstanden ï in Italien unterwegs waren 

und in Staus stecken geblieben sind, sodass die Regale in 

den Supermªrkten leer blieben, zu verstehen. 

Ich habe Sie so verstanden: Wenn diese Truckerfahrer 

eine entsprechende politische Weiterbildung genossen 

hªtten und besser ¿ber die Situation, ¿ber das Rechtssys-

tem, das Gesellschaftssystem, aber auch die Mentalitªt 

der Italiener Bescheid gewusst hªtten, wªren sie nicht im 

Stau stecken geblieben und die Regale wªren voll geblie-

ben. ï Wie das mºglich sein kann, ist mir vollkommen 

schleierhaft. 

(Thomas Kind, DIE LINKE: Wenn man 

da runter kommt, dann steckt man fest!) 

Denn nach Ihren eigenen Angaben gibt es in Deutschland 

in zwºlf Bundeslªndern Bildungsfreistellungsgesetze. 

(Thomas Kind, DIE LINKE, mit erhobener 

Stimme: Machen Sie doch die Sache nicht 

lªcherlich! Ich meine es ernst!) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Staatsminister, Sie 

erlauben bitte. ï Herr Abg. Kind, ich ermahne Sie, sich 

bitte zu mªÇigen. 

(J¿rgen Gansel, NPD:  

Medikamentenausgabe f¿r DIE LINKE!) 

Sven Morlok, Staatsminister f¿r Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Es gibt in zwºlf Bundeslªndern, wie Sie es 

dargestellt haben, Bildungsfreistellungsgesetze, die auch 

die politische Weiterbildung ermºglichen, wo die 

Truckerfahrer durchaus in der Lage gewesen wªren, 

dieses politische Weiterbildungsangebot zu nutzen. Jetzt 

denken Sie, wenn wir in Sachsen als 13. Bundesland ein 

solches Gesetz f¿r die Trucker in Sachsen einf¿hren 

w¿rden, w¿rden die Supermªrkte in Italien nicht leer 

bleiben. Ich glaube ï Herr Kind, das sehen Sie selber ein 

ï, das ist ein bisschen weit hergeholt. 

Aber zu den Beweggr¿nden, aus denen wir Ihnen empfeh-

len, diese beiden Gesetzentw¿rfe abzulehnen: 

Die Probleme, sehr geehrte Damen und Herren, ergeben 

sich in den kleinen und mittleren Unternehmen. Das ist in 

der Debatte auch schon angesprochen worden. Die Kolle-

gen von den GR¦NEN sind mit Ihrem Gesetzentwurf 

genau auf dieses Thema eingegangen, indem sie gesagt 

haben: F¿r Mitarbeiter von Unternehmen mit einer 

Mitarbeiterzahl von neun und weniger sollen die Unter-

nehmen einen Anspruch auf Quasi-Kostenerstattung 

haben. Das geht in die richtige Richtung. 

Das Problem ist aber, dass es gerade in den kleinen 

Unternehmen oft nicht der finanzielle Verlust der Arbeits-

leistung ist, der dann durch den Staat ausgeglichen wird, 

sondern es ist sehr oft das tatsªchliche Fehlen am Arbeits-

ort, am Arbeitsplatz, weil in diesen kleinen Unternehmen 

die eine Funktion oft nur mit einer Person besetzt ist. Es 

stellt das Unternehmen schon vor dramatische Folgen, 

wenn diese eine Person, die genau diese Funktion aus¿bt, 

nicht da ist. Das schafft das Problem gerade f¿r die 

kleinen und mittleren Unternehmen, wenn quasi ein 

Rechtsanspruch eingef¿hrt wird. 

Wir brauchen diesen Rechtsanspruch aber nicht; das ist in 

der Debatte bereits deutlich geworden. Die Unternehmen 

im Freistaat Sachsen engagieren sich mit ihren Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern sehr stark im Bereich der 

Weiter- und Fortbildung. Die Unternehmen erkennen 

dieses Thema immer mehr f¿r sich, weil es aufgrund der 

demografischen Entwicklung immer schwieriger wird, 

gute Leute an sich zu binden. Deswegen engagieren sich 

Unternehmen in der entsprechenden Weiterbildung ihrer 

Mitarbeiter. 

Die Bereitschaft von Unternehmen, Mitarbeitern Weiter-

bildung zu ermºglichen, sie selbst zu organisieren, zu 

veranstalten und zu bezahlen, wird auch immer mehr zu 

einem Argument, einen Arbeitsplatz in einem bestimmten 

Unternehmen zu suchen. Das sind genau die Mechanis-

men, die zu den richtigen Ergebnissen f¿hren und die wir 

als Freistaat Sachsen gern unterst¿tzen. Wir tun dies in 

zwei Richtungen: Wir unterst¿tzen Unternehmen, die 

Weiterbildungsangebote unterbreiten, durch das einzelbe-

triebliche Fºrderverfahren, und wir unterst¿tzen Mitarbei-

ter, die f¿r sich eine Weiterbildung haben wollen, durch 

den Weiterbildungsscheck. An beiden Fºrderprogrammen 

haben im Freistaat Sachsen mittlerweile ¿ber 40 000 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer teilgenommen. Sie 

sehen, das wirkt richtig, wir kommen auch auf entspre-

chende Fallzahlen. Das heiÇt, Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter haben die Chance, sich mit unserer Unterst¿t-

zung weiterzubilden. ¦ber 60 Millionen Euro wurden f¿r 

diese beiden Fºrderverfahren an Fºrdermitteln bewilligt. 

Wir werden diese Fºrderverfahren in den weiteren Jahren 

entsprechend fortsetzen. Die Vorschlªge dazu haben wir 

mit dem Doppelhaushalt unterbreitet. 

Ich kann auch nicht nachvollziehen, Frau Kollegin Stan-

ge, wie Sie zu dem Ergebnis kommen, dass in dem 

nªchsten Doppelhaushalt, also in den Jahren 2013 und 
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2014, nach dem Entwurf der Staatsregierung weniger 

Geld f¿r diesen Bereich zur Verf¿gung stehen w¿rde. Sie 

kennen die entsprechenden Regularien im Rahmen der 

EU, des ESF. Wir haben erhebliche Ausgabenreste aus 

den Vorjahren, die in der laufenden Strukturfºrderperiode 

abzufinanzieren sind. Da macht es sicherlich Sinn, in dem 

nªchsten Doppelhaushalt f¿r den einen oder anderen 

Ansatz nicht mehr so viel Geld bereitzustellen, weil wir 

die Ausgabenreste aus den Vorjahren noch haben. Sie 

kennen die Mechanismen. 

Wenn man beides zusammenzªhlt, wird deutlich, dass in 

den beiden nªchsten Jahren mehr Geld zur Verf¿gung 

stehen wird als in der Summe in den beiden laufenden 

Haushaltsjahren des jetzigen Doppelhaushalts. Also auch 

das Argument, die Staatsregierung w¿rde hier k¿rzen, gilt 

mitnichten. Wir unterst¿tzen die Weiterbildung. Wir 

unterst¿tzen insbesondere die betriebliche Weiterbildung 

durch die Unternehmen und durch die Mitarbeiter mit 

unserem Fºrderverfahren und werden das auch in Zukunft 

fortsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï 

Beifall bei der Staatsregierung) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Staatsminister. ï Frau Abg. Dr. Stange. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Ich mºchte auf die Anmer-

kung von Herrn Morlok reagieren. Herr Morlok, es gibt 

noch einen zweiten Topf. Das habe ich auch deutlich 

gesagt. Es geht um die ºffentlich gefºrderte Weiterbil-

dung, 

(Staatsminister Morlok: Aber nicht bei mir!) 

die im Haushalt des Kultusministeriums verankert ist. 

Aber wir sprechen ¿ber die Weiterbildung insgesamt. Es 

tut mir leid, wenn die Mittel in zwei Einzelplªnen einge-

stellt sind. Diese ºffentlich gefºrderte Weiterbildung wird 

um eine weitere Million Euro gek¿rzt. Deswegen hatte 

ich Sie vorhin angesprochen, was die Volkshochschulen 

anbelangt, die gar nicht in Ihr Ressort gehºren, auf die Sie 

aber in Ihrer Antwort bez¿glich des Fachkrªftemangels 

verwiesen haben. Die Volkshochschulen werden leider 

mit dem derzeit vorgelegten Doppelhaushalt weniger 

Geld zur Verf¿gung haben. Darauf hat sich meine Anmer-

kung bezogen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Die Intervention ist 

angekommen. ï Meine Damen und Herren! Wir kommen 

nun zur Abstimmung. Ich mºchte Ihnen vorschlagen, ¿ber 

die Gesetzentw¿rfe in der Reihenfolge ihres Eingangs 

abzustimmen. ï Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

Meine Damen und Herren! Da die Gesetzentw¿rfe in dem 

Fachausschuss keine Zustimmung fanden, stimmen wir ab 

¿ber die Gesetzentw¿rfe der Fraktionen. 

Zunªchst ist das Gesetz ¿ber den Anspruch auf Bildungs-

freistellung im Freistaat Sachsen (Sªchsische Bildungs-

freistellungsgesetz) aufgerufen, Drucksache 5/6323, 

Gesetzentwurf der Fraktion B¦NDNIS 90/ DIE GR¦-

NEN. Es liegen keine  nderungsantrªge vor. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber die ¦berschrift. Wer 

zustimmen mºchte, den bitte ich, das anzuzeigen. ï 

Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Gibt es 

Stimmenthaltungen? ï Es gibt keine Stimmenthaltung. 

Zahlreiche Stimmen daf¿r, dennoch ist der ¦berschrift 

nicht zugestimmt worden. 

(Unruhe im Saal) 

Meine Damen und Herren! Ich kann Sie hier ï ï Ich kann 

mich ja selbst nicht verstehen. 

(Zuruf: Hºren!) 

Vielen Dank. Ich kann mich auch nicht hºren. Ja, so 

herum ist es richtig. 

(Heiterkeit) 

Gut, dass Sie das richtiggestellt haben. ï Wir kommen zur 

Abstimmung ¿ber Ä 1 ï Bildungsfreistellung, Anspruchs-

berechtigte. Wer zustimmen mºchte, zeige das bitte an. ï 

Danke. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Enthªlt sich 

jemand? ï Auch hierzu keine Enthaltung. Zahlreiche 

Stimmen daf¿r, dennoch nicht mit Mehrheit angenom-

men. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Ä 2 ï Anspruch auf 

Bildungsfreistellung. Wer stimmt zu? ï Vielen Dank. Wer 

ist dagegen? ï Danke sehr. Ich frage nach Enthaltungen. ï 

Keine Enthaltungen. Zahlreiche Stimmen daf¿r, dennoch 

nicht mit Mehrheit angenommen. 

Die Abstimmung zu Ä 3 ï Inanspruchnahme der Bil-

dungsfreistellung. Wer mºchte zustimmen? ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Danke sehr. Enthaltungen? ï 

Auch hierzu ist das gleiche Abstimmungsverhalten 

festzustellen und der Ä 3 ist nicht beschlossen. 

Wir kommen zu Ä 4 ï Bildungsfreistellungsentgelt, Verbot 

der Erwerbstªtigkeit. Wer ist daf¿r? ï Vielen Dank. 

Dagegen? ï Vielen Dank. Stimmenthaltungen? ï Auch 

der Ä 4 ist bei Stimmen daf¿r und ohne Enthaltungen 

nicht angenommen worden. 

Wir kommen zu Ä 5 ï Anerkennung von Weiterbildungs-

veranstaltungen. Wer ist daf¿r? ï Vielen Dank. Die 

Gegenstimmen? ï Danke sehr. Gibt es Stimmenthaltun-

gen? ï Auch hierzu keine Enthaltungen. Stimmen daf¿r, 

dennoch nicht angenommen. 

Ä 6 Ausgleich f¿r Kleinbetriebe. Wer mºchte zustimmen? 

ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stim-

men daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 6. 

Ä 7 Bericht der Staatsregierung. Wer mºchte zustimmen? 

ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stim-

men daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 7. 

Ä 8 Inkrafttreten. Wer mºchte zustimmen? ï Vielen Dank. 

Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï 
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Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stimmen daf¿r, 

dennoch keine Annahme des Ä 8. 

Meine Damen und Herren! Da alle Einzelteile des Ge-

setzentwurfes nicht die Mehrheit erhalten haben, er¿brigt 

sich eine Schlussabstimmung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung ¿ber den Gesetzent-

wurf der SPD-Fraktion, Drucksache 5/6867, Bildungsfrei-

stellungs- und Qualifizierungsgesetz f¿r den Freistaat 

Sachsen. Auch hier liegen keine  nderungsantrªge vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der ¦berschrift 

zustimmen mºchte, zeigt das an. ï Danke. Gegenstim-

men? ï Danke. Stimmenthaltungen? ï Auch hier Stimmen 

daf¿r, keine Stimmenthaltungen, damit mit Mehrheit 

abgelehnt. 

Die Abstimmung zu Ä 1 Geltungsbereich. Wer mºchte 

zustimmen? ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke 

sehr. Stimmenthaltungen? ï Auch hier keine Stimment-

haltungen, Stimmen daf¿r, dennoch keine Annahme des 

Ä 1. 

Ä 2 Anspruchsberechtigte. Wer mºchte zustimmen? ï 

Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Gibt es 

Stimmenthaltungen? ï Die kann ich nicht sehen. Stimmen 

daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 2. 

Ä 3 Art und Dauer der Freistellung. Wer mºchte zustim-

men? ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. 

Stimmenthaltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltun-

gen, Stimmen daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 3. 

Ä 4 Gewªhrung der Freistellung. Wer mºchte zustimmen? 

ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stim-

men daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 4. 

Ä 5 Verbot der Erwerbstªtigkeit. Wer mºchte zustimmen? 

ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stim-

men daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 5. 

Ä 6 Erkrankung. Wer mºchte zustimmen? ï Vielen Dank. 

Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï 

Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stimmen daf¿r, 

dennoch keine Annahme des Ä 6. 

Ä 7 Wartezeit. Wer mºchte zustimmen? ï Vielen Dank. 

Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï 

Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stimmen daf¿r, 

dennoch keine Annahme des Ä 7. 

Ä 8 Wahlfreiheit und Benachteiligungsverbot. Wer mºchte 

zustimmen? ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke 

sehr. Stimmenthaltungen? ï Auch hier keine Stimment-

haltungen, Stimmen daf¿r, dennoch keine Annahme des 

Ä 8. 

Ä 9 Fortzahlung des Arbeitsentgeltes. Wer mºchte zu-

stimmen? ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. 

Stimmenthaltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltun-

gen, Stimmen daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 9. 

Ä 10 Anerkennung von Veranstaltungen der Bildungsfrei-

stellung. Ich bitte um die Daf¿r-Stimmen. ï Vielen Dank. 

Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï 

Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stimmen daf¿r, 

dennoch keine Annahme des Ä 10. 

Ä 11 Widerruf der Anerkennung. Wer mºchte zustimmen? 

ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stim-

men daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 11. 

Ä 12 Inkrafttreten. Wer mºchte zustimmen? ï Vielen 

Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltun-

gen? ï Auch hier keine Stimmenthaltungen, Stimmen 

daf¿r, dennoch keine Annahme des Ä 12. 

Meine Damen und Herren! Ist jemand der Meinung, dass 

ich einen Paragrafen vergessen habe aufzurufen? ï Das ist 

nicht der Fall. Da alle Paragrafen abgelehnt wurden, 

er¿brigt sich eine Schlussabstimmung des Gesetzentwur-

fes. 

Meine Damen und Herren! Dieser Tagesordnungspunkt 

ist beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 7 

2. Lesung des Entwurfs  

Gesetz zur Erleichterung freiwilliger Gebietsªnderungen 

Drucksache 5/8276, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 5/10162, Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

Wir kommen zur Aussprache, und zwar in der Reihenfol-

ge CDU, DIE LINKE, SPD, FDP, GR¦NE, NPD und die 

Staatsregierung, wenn sie das Wort w¿nscht. Wir begin-

nen mit der Fraktion der CDU. Herr Abg. Fritzsche, Sie 

haben das Wort. 

Oliver Fritzsche, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Wir wollen heute ¿ber das Gesetz zur Erleichterung 

freiwilliger Gebietsªnderungen beschlieÇen. Der Landtag 

hat sich im Rahmen der Ausschussarbeit intensiv mit dem 

Gesetzentwurf der Staatsregierung auseinandergesetzt. 

So haben wir beispielsweise in der 36. Sitzung des Innen-

ausschusses am 05.07.2012 eine ºffentliche Anhºrung 

durchgef¿hrt, deren Ergebnisse auch wesentlich zum 

 nderungsantrag der Koalitionsfraktionen beigetragen 
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haben, welcher heute Bestandteil der Beschlussempfeh-

lung des Innenausschusses ist. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle einige inhaltliche 

Anmerkungen zum vorliegenden Gesetzentwurf. Das 

Gesetz hat im Kern das Ziel, die Rahmenbedingungen f¿r 

freiwillige Gebietsªnderungen im Freistaat Sachsen zu 

verbessern. Der elementare Kern dabei ist die Umsetzung 

der Grundsªtze f¿r freiwillige Zusammenschl¿sse von 

Gemeinden im Freistaat Sachsen. 

Es wird ein deutlicher Vorrang f¿r das Modell der Ein-

heitsgemeinde formuliert, und zuk¿nftig soll es keine 

Neubildung und Erweiterung von Verwaltungsverbªnden 

und Verwaltungsgemeinschaften geben. Bestehende 

Verwaltungsverbªnde und Verwaltungsgemeinschaften 

genieÇen Bestandsschutz. Ein Ausscheiden aus dem 

Verwaltungsverband oder der Verwaltungsgemeinschaft 

ist im Ausnahmefall mºglich. Das Verfahren, welches 

dabei durchzuf¿hren ist, wird klar geregelt. Insbesondere 

durch die weitgehende Konzentration der Zustªndigkeit 

bei der Rechtsaufsichtsbehºrde ï im Regelfall das Land-

ratsamt ï bedeutet das eine Verwaltungsvereinfachung 

und entspricht insbesondere Erwªgungen zur Anwendung 

in der Praxis; denn es gibt quasi eine Entscheidung, die 

Entscheidung aus einer Hand. 

Weiterhin werden bestehende Verfahrensvorschriften ¿ber 

Gemeindezusammenschl¿sse prªzisiert und systemati-

siert. Im Wesentlichen betrifft dies Regelungen im Sªchsi-

schen Gesetz ¿ber die kommunale Zusammenarbeit, dem 

sogenannten KommZG, als auch in der Gemeindeordnung 

des Freistaates Sachsen. Dies betrifft dort im Wesentli-

chen Fragen der  nderung des Gemeindegebietes, aber 

auch Regelungen zur Einwohneranhºrung. So wird 

beispielsweise im Ä 8a der Sªchsischen Gemeindeordnung 

geregelt, dass vor einer Gebietsªnderung die Einwohner 

¿ber 16 Jahren im unmittelbaren Gebiet zu hºren sind. 

Bei einem B¿rgerentscheid, der zu diesem Thema durch-

gef¿hrt wird, entfªllt nat¿rlich diese Anhºrungspflicht. 

Des Weiteren wird f¿r Gemeinden, die f¿r die Jahre 2013 

und 2014 Gemeindeeingliederungen und Gemeindezu-

sammenschl¿sse planen und diese Absicht durch entspre-

chende und nat¿rlich auch in den unterschiedlichen 

Gremien ¿bereinstimmende Beschl¿sse im Gemeinde- 

oder Stadtrat bekrªftigt haben, die Mºglichkeit erºffnet, 

die Einf¿hrung der kommunalen Doppik zu verschieben. 

Voraussetzung daf¿r ist nat¿rlich, dass die geplante 

Gebietsªnderung nicht offensichtlich unzulªssig ist. Den 

betroffenen Gemeinden wird eine befristete Freistellung 

von der Pflicht zur Einf¿hrung des neuen Haushalts- und 

Rechnungswesens, wie schon erwªhnt: der Doppik, sowie 

eine Fristverlªngerung f¿r die Aufstellung der Erºff-

nungsbilanz eingerªumt. 

AuÇerdem ist damit zu rechnen, dass einige Gemeindege-

bietsªnderungen aus praktischen Erwªgungen erst zum 

Stichtag 1. Januar 2013 erfolgen werden. Diesen Gemein-

den soll auch die Hochzeitsprªmie des Jahres 2012 

vollumfªnglich gewªhrt werden. Entsprechende  nde-

rungen in den gesetzlichen Grundlagen werden mit 

diesem Gesetzentwurf getªtigt. 

Das Gesetz wird es dar¿ber hinaus den kreisangehºrigen 

Stªdten und Gemeinden ermºglichen, das Wahlgebiet in 

Wahlkreise einzuteilen. AuÇerdem soll die sogenannte 

doppelte Hºherzonung zur Anwendung kommen, welche 

es den Parteien und mitgliedschaftlich organisierten 

Wªhlervereinigungen erleichtert, Mitglieder zur Durch-

f¿hrung von Nominierungsversammlungen aufzubieten. 

Mit der  nderung des Ä 4 des Sªchsischen Kommunalab-

gabengesetzes wird zum einen dem Beschluss des Sªchsi-

schen Oberverwaltungsgerichts vom 23. Februar 2012 

Rechnung getragen. Zum anderen wird Rechtssicherheit 

durch eine gesetzliche Regelung geschaffen, sogenannte ï 

in der Praxis ist diese Mºglichkeit relativ hªufig vorzu-

finden ï Verwaltungshelfer zu mandatieren. Den Kom-

munen wird damit unter anderem die Befugnis einge-

rªumt, mit der Abgabenrechnung ï beispielsweise in den 

kommunalen Aufgabenbereichen der Wasserversorgung, 

aber auch bei der Abwasser- oder Abfallentsorgung ï 

beauftragte Verwaltungshelfer zu ermªchtigen, im Namen 

der Kommune die entsprechenden Verwaltungsentschei-

dungen zu treffen. Die Gebietskºrperschaft hat den 

Verwaltungshelfer vertraglich zu verpflichten, den ºrtli-

chen und ¿berºrtlichen Pr¿fungsbehºrden das Recht zur 

Pr¿fung der Erledigung der ¿bertragenen Aufgaben 

einzurªumen. Weiterhin bleibt es nat¿rlich unzulªssig, 

dass Inkassob¿ros mit der Vollstreckung ºffentlich-

rechtlicher Forderungen beauftragt werden. 

AbschlieÇend mºchte ich noch auf eine weitere  nderung 

hinweisen, welche auch medial bereits entsprechend 

gew¿rdigt wurde und wird. Dabei handelt es sich um die 

generelle Aufnahme eines Spekulationsverbots in die 

Sªchsische Gemeindeordnung. Dazu wird im Ä 72 der 

Sªchsischen Gemeindeordnung der Satz ĂSpekulative 

Finanzgeschªfte sind verbotenñ eingef¿gt. Bis auf einige 

Zinssicherungsgeschªfte sind grundsªtzlich alle anderen 

derivaten Zinsgeschªfte unzulªssig, weil sie gegen dieses 

Spekulationsverbot verstoÇen w¿rden. Es wird also 

unmissverstªndlich klargestellt, dass in den Stªdten und 

Gemeinden im Freistaat Sachsen k¿nftig kein Platz f¿r 

hoch spekulative Finanzgeschªfte ist. 

Ich mºchte Ihnen an dieser Stelle die Zustimmung zu 

diesem Gesetz empfehlen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Fritzsche. ï F¿r die Fraktion DIE LINKE spricht nun Frau 

Abg. Junge. Frau Junge, Sie haben das Wort. 

Marion Junge, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Stellen Sie sich 

einmal gedanklich Folgendes vor: Sie bestellen im Inter-

net ein Kochbuch, zum Beispiel ĂSachsens kulinarische 

Streifz¿geñ. Sie erhalten stattdessen ein Krimi-Kochbuch. 

Wªren Sie mit der Lieferung einverstanden? 
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(Christian Piwarz, CDU:  

Was ist ein Krimi-Kochbuch?!) 

Nat¿rlich wªren Sie das nicht. Fast jeder von uns w¿rde 

das Buch mit falschem Inhalt zur¿ckgeben und die Liefe-

rung reklamieren. 

Mit einem ªhnlichen Sachverhalt m¿ssen wir uns heute 

befassen. Der vorliegende Gesetzestitel, sehr geehrte 

Abgeordnete der Koalition, ist vºllig irref¿hrend. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Sie nennen Ihr Gesetz wie folgt: Gesetz zur Erleichterung 

freiwilliger Gebietsªnderungen. Mit diesem Gesetz wird 

aber die Freiwilligkeit der Gemeindeehen nicht erleich-

tert. Sie packen eine Vielzahl von  nderungsvorschlªgen 

zum Kommunalrecht in den Gesetzentwurf und ver-

schlimmbessern sechs Gesetze f¿r die kommunale Ebene. 

Das ist kein Gesetz zur Erleichterung freiwilliger Gebiets-

ªnderungen, sondern eine Mogelpackung. Schon aus 

diesem Grund lehnt meine Fraktion DIE LINKE den 

Mogelgesetzentwurf ab. 

Ein zweiter Ablehnungsgrund liegt in der geplanten 

 nderung des Sªchsischen Gesetzes ¿ber die kommunale 

Zusammenarbeit. Artikel 1 des vorliegenden Gesetzent-

wurfs regelt, dass k¿nftig ï so hat es auch Herr Fritzsche 

in seiner Rede gesagt ï Verwaltungsverbªnde und -ge-

meinschaften nicht mehr neu gebildet werden kºnnen. In 

der am 5. Juli 2012 durchgef¿hrten Anhºrung kritisierte 

auch der Sachverstªndige Prof. Dr. Thorsten Schmidt von 

der Universitªt Potsdam folgerichtig auf der einen Seite 

den bislang nicht begr¿ndeten Eingriff in die durch 

Verfassungsrang gewªhrte Kooperationshoheit der Ge-

meinden. Andererseits sieht er auch eine drohende Zwei-

klassengesellschaft von Gemeinden in Sachsen: Gemein-

den mit Verwaltungsgemeinschaften oder -verbªnden in 

jetzt aktueller Form ï sie haben Bestandsschutz ï und 

Gemeinden ohne diese oder neu zu schaffende Formen 

der kommunalen Zusammenarbeit. Diese Gesetzesªnde-

rungen schrªnken in erheblichem MaÇ die kommunale 

Selbstverwaltung der Stªdte und Gemeinden ein. Wir von 

der Fraktion DIE LINKE lehnen dies strikt ab. 

Die beabsichtigte Streichung des Ä 52 Abs. 2 Satz 1 im 

Sªchsischen KommZG wird durch die kommunalen 

Spitzenverbªnde ebenso kritisch gesehen. Herr  

Dossmann, Fachanwalt f¿r Verwaltungsrecht, sprach sich 

in der Anhºrung vehement gegen den geplanten Wegfall 

der Obergrenzen der Stimmzahl einer Mitgliedsgemeinde 

eines Zweckverbandes aus. Er machte deutlich, dass die 

 nderung gute Chancen hªtte, durch die Verwaltungsge-

richte wieder kassiert zu werden. Wir plªdieren deshalb 

daf¿r, die geplanten  nderungen des Sªchsischen 

KommZG komplett abzulehnen und den Artikel 1 des 

Gesetzentwurfs zu streichen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Ich verweise auf Ziffer 1 unseres  nderungsantrages. 

Den geplanten  nderungen im Artikel 2 und 2a kºnnen 

wir inhaltlich zustimmen. Wir freuen uns, dass wenigstens 

eine Forderung unseres Antrags ĂRisiken im kommunalen 

Finanzmanagement zu begrenzen ï Einsatz von hoch 

spekulativen Zinsderivaten durch die Kommunen been-

den!ñ (Drucksache 5/5485) ber¿cksichtigt und das Speku-

lationsverbot gesetzlich geregelt wird. 

Die K¿rzung der sogenannten Hochzeitsprªmie ab dem 

2. Januar 2013 auf 50 Euro je Einwohner der beteiligten 

Gemeinden halten wir f¿r falsch. Eine wirkliche Erleich-

terung wªre eine echte staatliche Fºrderung in angemes-

sener Hºhe f¿r freiwillige Gemeindezusammenschl¿sse 

f¿r die nªchsten f¿nf Jahre. Zur Frage der angemessenen 

Hºhe einer Hochzeitsprªmie verweise ich auf die Ergeb-

nisse der Sachverstªndigenanhºrung. 

Erlauben Sie mir noch eine Anmerkung: Ein GroÇteil der 

Hochzeitsprªmie kommt ¿brigens gar nicht in der Ge-

meindekasse an, weil nach der Fusion eine Grunderwerb-

steuer fªllig wird. Hierzu hat zwar der Innenminister eine 

Gesetzesªnderung im Bundesrat angeschoben. Selbst 

wenn diese umgesetzt werden w¿rde, kªme sie mangels 

R¿ckwirkung f¿r die meisten Fusionsgemeinden viel zu 

spªt. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle ein weiteres Manko im 

Gesetzentwurf ansprechen. Es gibt zwar seit dem Okto-

ber 2010 ein neues Leitbild zur Gemeindestruktur. Dieses 

bleibt aber auch k¿nftig in exekutiver Verantwortung ï 

selbst bei faktisch willk¿rlicher Anwendung im Genehmi-

gungsverfahren von Gebietsªnderungen. Ich erinnere an 

die Praxis des Innenministeriums, grundsªtzlich jede 

landkreisgrenz¿bergreifende Fusion zu versagen. Hierbei 

gibt es einen akuten Handlungsbedarf und entsprechend 

viele Mºglichkeiten f¿r die kommunale Ebene, was im 

Gesetz geregelt werden kºnnte. 

Verfassungsrechtlich problematisch sehen wir die kurz-

fristig eingebrachte Ergªnzung des Artikels 4a des Sªchsi-

schen Kommunalabgabengesetzes. Herr Fritzsche ging 

darauf kurz ein. Im Ä 4 wird der Verwaltungshelfer neu 

eingef¿hrt. Es klingt gut, ist aber nicht gut gemeint. Mit 

der Einf¿hrung eines Verwaltungshelfers wird der Ver-

such unternommen, die weit verbreitete Praxis zu legali-

sieren, dass sich die mit der Betriebsf¿hrung ºffentlicher 

Aufgaben beauftragten privaten Dritten auch abgaben-

rechtliche Kompetenzen anmaÇen. Dieser Weg ist falsch 

und wird von meiner Fraktion entschieden abgelehnt. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

Mit der Erhebung ºffentlicher Abgaben gegen¿ber dem 

Zahlungspflichtigen sind erhºhte Anforderungen an die 

zustªndige Kºrperschaft verbunden. Dabei ist das Recht 

der Abgabenerhebung hoheitlicher Art und per Gesetz 

ausschlieÇlich den Gebietskºrperschaften zugewiesen. 

Bei der Abgabenbemessung und -ermittlung kºnnen 

Beauftragte mitwirken. Die abschlieÇende Entschei-

dungskompetenz kann jedoch nur durch die Behºrde 

wahrgenommen werden. In diesem Tenor haben auch die 

Oberverwaltungsgerichte in Sachsen und Th¿ringen 

Anfang dieses Jahres Beschluss gefasst. Auch lªsst die 

Abgabenordnung in der Legaldefinition des Verwaltungs-
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aktes im Ä 118 keinen Raum f¿r einen Verwaltungshelfer 

im Sinne des vorgeschlagenen Artikels 4a. Wir lehnen 

diese  nderung ab. Ich verweise auf unseren  nderungs-

antrag in der Ziffer 2. 

Ich glaube deutlich gemacht zu haben, dass dieser Ge-

setzentwurf in mehreren Punkten die verfassungsrechtli-

chen Grenzen tangiert. Das betrifft den irref¿hrenden 

Gesetzestitel, der gegen das rechtsstaatliche Gebot der 

Normenklarheit und Normenwahrheit verstºÇt, den nicht 

begr¿ndeten Eingriff in die kommunale Kooperationsho-

heit sowie die Einf¿hrung eines Beliehenen in Sachen 

ºffentlicher Abgabenerhebung. Zu all diesen Themen 

konnte der zustªndige Fachausschuss keine Stellung 

nehmen, da er mit der Beratung nicht betraut war. 

Meine Fraktion, DIE LINKE, beantragt daher die R¿ck-

¿berweisung des Gesetzentwurfes an den Innenausschuss 

und die Festsetzung der Mitbehandlung im Verfassungs-, 

Rechts- und Europaausschuss gemªÇ Ä 46 Abs. 6 der 

Geschªftsordnung, um die fehlende verfassungsrechtliche 

Beurteilung des Vorhabens nachzuholen. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Sie haben soeben die Verlautbarung von Frau 

Abg. Junge gehºrt. Ich verstehe das als einen Antrag nach 

der Geschªftsordnung Ä 89 und w¿rde zunªchst ¿ber 

diesen Antrag abstimmen lassen. Erhebt sich hiergegen 

Widerspruch? ï 

(Christian Piwarz, CDU: 

Aber am Ende der Debatte!) 

ï Sie kºnnen ja widersprechen. Das reicht mir vollkom-

men. 

(Christian Piwarz, CDU: Dann widerspreche ich.) 

Geschªftsordnungsantrªge sind unmittelbar zu behandeln. 

Sie haben die Gelegenheit, sich entsprechend zu verhal-

ten. 

Zunªchst sehe ich eine Wortmeldung von Frau Jªhnigen. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Ich mºchte mich gern zum 

Geschªftsordnungsantrag ªuÇern. Ich finde das vorge-

schlagene Verfahren sinnvoll. Bei dem, was die Koalition 

in den  nderungsantrªgen im Innenausschuss in grºÇter 

Eile ï die letzten wurden zum Schluss m¿ndlich verlesen 

ï noch in den Gesetzentwurf hineingebastelt hat, kann ich 

verstehen, dass der Innenminister jetzt nicht da ist, weil er 

das vielleicht nicht vertreten kann. Ich glaube, darin 

stecken schwierige und folgenreiche juristische Fragen, 

die nicht gen¿gend untersucht wurden. Insofern ist eine 

R¿ck¿berweisung sicher zielf¿hrend. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Bandmann. 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Ich mºchte 

gegen diesen Antrag sprechen. 

Zunªchst mºchte ich auf die unqualifizierte Einlassung in 

Bezug auf den Innenminister eingehen. Der Innenminister 

ist fºrmlich entschuldigt. Er befindet sich auf einer 

Auslandsreise. Das ist auch durch die Medien hinreichend 

publiziert worden. Von daher ist diese Einlassung unquali-

fiziert. 

Die Hinweise, das Thema w¿rde im Innenausschuss nicht 

ausreichend gew¿rdigt werden, kann ich als Mitglied des 

Innenausschusses nicht nachvollziehen. Es ist hinreichend 

beraten worden. Von daher ist auch das eine unzutreffende 

Darstellung, die die ¥ffentlichkeit offensichtlich irref¿h-

ren soll. Ich bin durchaus der Meinung, dass deswegen 

dieser Antrag abgewiesen wird. 

Die Kommunen warten genau auf diesen Vereinigungs-

prozess. Sie erwarten, dass sie jetzt Anspruch auf das 

Geld haben. Dies w¿rde ausfallen. Von daher sollte dieser 

Antrag abgewiesen und das Gesetz ordentlich zu Ende 

beraten werden, um es heute abschlieÇend zu beschlieÇen. 

Danke. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Bandmann. Frau Kºpping. 

Petra Kºpping, SPD: Wir w¿rden uns als SPD-Fraktion 

dem R¿ck¿berweisungsantrag anschlieÇen wollen, weil 

ich auch sehe, dass es zu diesem Gesetzentwurf noch sehr 

viel Nachverhandlungsbedarf gibt. Insofern w¿rden wir 

dem Antrag zustimmen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. Herr 

Bartl. 

Klaus Bartl, DIE LINKE: Herr Prªsident! Ich mºchte 

zur nªheren Begr¿ndung des von meiner Kollegin bereits 

ausgef¿hrten verfassungsrechtlichen Problems darauf 

hinweisen, dass es nicht nur um die Frage geht, dass 

materiellrechtliche Bestimmungen, die im jetzigen Ge-

setzentwurf bzw. der Beschlussempfehlung enthalten 

sind, erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken 

unterliegen. Auch das Verfahren, das gewªhlt worden ist, 

um den Gesetzentwurf zu behandeln ï dazu gehºrt eben 

auch die formell korrekte Behandlung des Gesetzentwur-

fes, wenn ich es verfassungsmªÇig behandeln will ï, gibt 

erhebliche Bedenken auf. 

Die Expertenanhºrung war am 5. Juli 2012. In der Sit-

zung im September ist dann ein  nderungsantragskonvo-

lut eingebracht worden, das zu keinem Gegenstand der 

Anhºrung gemacht werden konnte, und zwar mit Rege-

lungen, die ganz anderen Charakter trugen, als der Titel 

angibt, und urspr¿nglich in der entsprechenden Experten-

anhºrung vorgesehen waren. Insofern ist die Art und 

Weise, wie das Hohe Haus in seiner Gesamtheit mit der 

bisherigen Befassung in den Aussch¿ssen ¿berhaupt 

mitwirken konnte, von vornherein formell auch nicht 

korrekt. Dass das ein Grund sein kann, ein Gesetz anzu-

greifen, ist ï wie man sagt ï gesicherte Verfassungsrecht-

sprechung. Auch aus diesem Grund wªre das Parlament 

auf der sicheren Seite, wenn dem Antrag auf R¿ck¿ber-
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weisung an den federf¿hrenden Innenausschuss und die 

¦berweisung an den Verfassungs-, Rechts- und Europa-

ausschuss zur Pr¿fung der verfassungsrechtlichen Beden-

ken Gen¿ge getan w¿rde. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Bartl. ï Herr Biesok. 

Carsten Biesok, FDP: Ich mºchte mich auch gegen die 

R¿ck¿berweisung aussprechen. 

Die angesprochenen  nderungen, die im Gesetz vorgese-

hen sind, sind ausf¿hrlich im Ausschuss behandelt wor-

den. Wir hatten eine Expertenanhºrung. Das schlieÇt nicht 

aus, dass nach einer Expertenanhºrung ein weiterer 

Diskussionsprozess einsetzt und danach Verªnderungen 

am Gesetzentwurf vorgenommen werden. Von daher teile 

ich die verfassungsrechtlichen Bedenken nicht. Ich denke, 

wir kºnnen es heute beraten. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. ï Weitere 

Wortmeldungen sehe ich nicht. 

Beantragt war die R¿ck¿berweisung an den federf¿hren-

den Innenausschuss und die Mitberatung im Verfassungs-, 

Rechts- und Europaausschuss. Wer diesem Antrag zu-

stimmen mºchte, den bitte ich, das anzuzeigen. ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Enthªlt sich 

jemand? ï Bei Stimmenthaltungen und Stimmen daf¿r hat 

dieser Antrag nicht die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Meine Damen und Herren! Wir fahren in der Aussprache 

fort, und zwar mit der Fraktion der SPD. Es spricht Frau 

Abg. Kºpping. Frau Kºpping, Sie haben das Wort. 

Petra Kºpping, SPD: Sehr verehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gesetz zur 

Erleichterung freiwilliger Gebietsªnderungen ï das ist 

tatsªchlich ein Titel, der sehr irref¿hrend ist. Das haben 

nicht nur wir als Abgeordnete oder als Fraktionen gesagt, 

das haben auch die Sachverstªndigen ganz klar definiert. 

Deswegen ist es sicher notwendig, dass man die einzelnen 

Artikel noch einmal etwas genauer beleuchtet. Ich w¿rde 

mich zunªchst auf vier Artikel begrenzen. 

Der Artikel 1 betrifft die  nderung am Gesetz ¿ber 

kommunale Zusammenarbeit. Da hat Frau Junge schon 

relativ ausf¿hrlich gesagt, welche Verbesserungen es gibt. 

Die gibt es zweifellos. Das wird von niemandem bestrit-

ten. Aber es ist eben problematisch, dass die beabsichtigte 

Streichung der Stimmrechtsbeschrªnkung f¿r ºffentlich-

rechtliche Kºrperschaften im Ä 52 Abs. 1 vorgesehen ist. 

Dort geht verloren, dass wir einen Minderheitenschutz 

eingef¿hrt haben. Wir haben den Praktiker aus dem SSG 

direkt dazu befragt. Er hat gesagt, dass es sicher Einzel-

fªlle gibt, in denen es zu Problemen kommt, sich diese 

Vorschrift in der Praxis aber bewªhrt hat. 

In Artikel 2 zur  nderung der Sªchsischen Gemeindeord-

nung ist eindeutig positiv, dass das generelle Spekulati-

onsverbot f¿r kommunale Finanzgeschªfte und Regelun-

gen bez¿glich der Nichtigkeiten eingearbeitet worden 

sind. Da gibt es gar keine andere Meinung. Positiv ist 

ebenfalls, dass die  nderungen hinsichtlich der kommu-

nalen Haushaltswirtschaft, also die Pflicht zur Einf¿hrung 

der Doppik und die Fusionsplanung der Gemeinde, noch 

einmal verschoben werden kºnnen. Auch hier gibt es die 

ganz klare Meinung unsererseits, dass das sehr positiv ist. 

Trotzdem kann hier nicht von Erleichterung gesprochen 

werden. 

In Artikel 3,  nderung im Kommunalwahlgesetz, sieht es 

schon ein bisschen anders aus. Da haben wir im Aus-

schuss ganz klar die Frage gestellt, warum man das, 

besonders f¿r die kreisfreien Stªdte, ªndern will. 

Herr Biesok, ich kann mich gut erinnern und habe Ihre 

Antwort noch regelrecht im Ohr: ĂDas ist eben so.ñ 

Dresden ist die einzige Stadt, die davon profitiert, dass 

Sie von bisher 13 auf 12 Wahlkreise reduzieren, weil 

Leipzig und Chemnitz das schon haben. Warum ¿berlas-

sen Sie das der Stadt nicht selbst? Es ist f¿r uns nicht 

erklªrlich, warum das geªndert werden soll. Wir haben 

auch im Ausschuss keine Antwort dazu bekommen. 

Zu Artikel 4 des FAG. Dort wird noch einmal etwas zur 

Hochzeitsprªmie ausgef¿hrt. Frau Junge hat dazu bereits 

etwas gesagt. Sie haben eine Verlªngerung um f¿nf Jahre 

gefordert. Ich denke, dass das eine Mogelpackung ist. Die 

Hochzeitsprªmie wird allein aus FAG-Mitteln finanziert. 

Der Freistaat hat diesbez¿glich keine finanziellen Belas-

tungen. Das halten wir nicht f¿r fair. 

Ich mºchte ein Beispiel nennen, wo es anders geht: Das 

Land Niedersachsen hat seit dem Jahr 2009 die Regelung, 

dass 75 % der kurzfristig aufgenommenen Kredite einer 

Kommune, die eine Fusion begleitet, durch die Hoch-

zeitsprªmie abgelºst werden kºnnen. Diese Kosten 

wiederum teilen sich Land und Kommunen jeweils zur 

Hªlfte. Das finde ich eine tolle Regelung und ist tatsªch-

lich ein Anreiz f¿r hoch verschuldete Kommunen, in 

diesem Bereich etwas zu machen. 

Dieser Ausgleich, der durch das Land und die Kommunen 

gemacht wird, wird mit jeweils 35 Millionen Euro, also 

sprich 70 Millionen Euro, von beiden Gebietskºrperschaf-

ten finanziert. Das ist eine Regelung, zu der Sachsen 

sagen kºnnte: Mensch, das wªró doch was, um den 

Kommunen den Weg in die Fusion zu erleichtern! 

Machen wir uns doch nichts vor: Wenn man sich in der 

¦bersicht anschauen w¿rde, wer wirklich fusioniert, dann 

w¿rde man sehen, dass es in der Regel finanzschwache 

Gemeinden sind, die fusionieren, weil sie einfach nicht 

weiterkommen. Wenn das freiwillig sein soll, dann weiÇ 

ich nicht, wie man es nennt, wenn es jemand wirklich 

freiwillig macht. 

Insgesamt muss man sagen, dass wir diesem Gesetz nicht 

zustimmen kºnnen. Es hat gute Ansªtze, deshalb hªtte ich 

der R¿ck¿berweisung sehr gern zugestimmt, wenn sie 

eine Mehrheit gefunden hªtte, aber das ist nicht erfolgt. 

Deswegen kºnnen wir diesem Gesetzentwurf nicht 

zustimmen. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Kºpping. ï Nun bitte die FDP-Fraktion. Herr Karabinski, 

Sie haben das Wort. 

Benjamin Karabinski, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine Damen und Herren! Wir alle wissen, dass der 

Freistaat Sachsen jetzt und in den nªchsten Jahren vor 

groÇen Herausforderungen steht. Der lªndliche Raum und 

die dortigen kleineren Gemeinden sehen sich vor beson-

dere Probleme gestellt. Es gilt, vor dem Hintergrund 

sinkender Einwohnerzahlen und sinkender Einnahmen die 

Handlungsfªhigkeit der Gemeinden f¿r die Zukunft zu 

sichern. Viele kleinere Gemeinden sind deshalb bereit, 

sich mit Nachbargemeinden zusammenzuschlieÇen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Staatsregierung 

gelingt es, diesen Gemeinden den Weg hin zu einer 

Fusion zu ebnen und Gebietsverªnderungen zu erleich-

tern. 

(Beifall des Abg. Carsten Biesok, FDP) 

Alle die kommunale Ebene tangierenden Gesetze wurden 

daraufhin ¿berpr¿ft, ob sie freiwilligen Fusionen dienen 

oder ob sie diese behindern. In diesem Fall werden sie 

durch dieses Gesetz geªndert und Gemeindezusammen-

schl¿sse erleichtert. 

Als FDP-Fraktion begr¿Çen wir ausdr¿cklich die Rege-

lung zur befristeten Freistellung von der Pflicht zur 

Umstellung auf die doppische Haushaltsf¿hrung f¿r diese 

Gemeinden in den Jahren 2013 und 2014. So stehen diese 

nicht vor dem Kraftaufwand, gleichzeitig die Umstellung 

vom kameralistischen zum doppischen System und den 

arbeitsintensiven Prozess einer Gemeindefusion bewerk-

stelligen zu m¿ssen. 

Ebenso sind f¿r uns die vorgesehenen Regelungen zur 

Verlªngerung der ¦bergangsfrist zur Erleichterung des 

Haushaltsausgleichs sowie die Fristverlªngerung f¿r die 

Aufstellung der Erºffnungsbilanz durchweg positiv. 

Sinnvoll und notwendig ist die beabsichtigte Streichung 

des Ä 52 Abs. 2 Satz 1 im Gesetz ¿ber kommunale Zu-

sammenarbeit. Eine Obergrenze der Stimmenzahl einer 

Mitgliedsgemeinde eines Zweckverbandes wird es dem-

nach in Zukunft nicht mehr geben. Die Einwohnerzahl der 

Mitgliedsgemeinden muss das maÇgebliche Kriterium f¿r 

die Stimmenanzahl in der Zweckverbandsversammlung 

sein. Wir halten das ¿berhaupt nicht f¿r verfassungsrecht-

lich bedenklich. 

Meine Damen und Herren! Aus aktuellem Anlass ï 

erinnert sei hierbei nur an die Vorgªnge in Riesa oder im 

Vogtland ï wird zudem mit diesem Gesetz ein Spekulati-

onsverbot f¿r kommunale Finanzgeschªfte in die Sªchsi-

sche Gemeindeordnung eingef¿gt. Es kann nicht sein, 

dass durch solche Geschªfte die entstehenden Risiken bei 

negativem Ausgang auf die Allgemeinheit verlagert 

werden. 

Explizit hervorheben mºchte ich daf¿r den Gesetzentwurf 

der Staatsregierung, den wir in unserem  nderungsantrag 

noch um die schon seit Lªngerem anstehende Gleichstel-

lung von Eingetragenen Lebenspartnerschaften in der 

Gemeinde- und Landkreisordnung ergªnzen mussten. Wir 

hatten als Koalition versprochen, die Gleichstellung 

Eingetragener Lebenspartnerschaften im laufenden 

Gesetzgebungsverfahren vorzunehmen. Deshalb machen 

wir das hier und auch bei k¿nftigen Gesetzen. 

¦berarbeitet wurden im Rahmen dieses Gesetzentwurfes 

auch die kommunalwahlrechtlichen Vorschriften im 

Hinblick auf freiwillige Gebietsverªnderungen. So ist es 

mºglich, dass k¿nftig in vielen neu eingegliederten 

Gemeindeteilen eine Ortschaftsverfassung eingef¿hrt 

wird. Hierbei war es uns sehr wichtig, den Wªhlerinnen 

und Wªhlern auch in Zukunft eine vielfªltige Auswahl bei 

Gemeinderatswahlen zu sichern. Daher begr¿Çen wir 

ausdr¿cklich die Mºglichkeit der doppelten Hºherzonung 

bei Ortschaftsratswahlen. Die einfache Hºherzonung, das 

heiÇt die Verlagerung der Aufstellung von Kandidaten 

von der Ortschaftsebene auf die Gemeindeebene, war 

bislang schon mºglich. K¿nftig wird die Aufstellung der 

Kandidaten f¿r die Ortschaftsratswahlen auch auf der 

Ebene der Landkreise mºglich sein. 

Das wird daf¿r sorgen, dass bei den Wahlen zu den neuen 

Ortschaftsrªten, die in den fusionierten grºÇeren Gemein-

den wichtiger denn je sind, mehr Kandidaten antreten 

d¿rfen als bei den vergangenen Kommunalwahlen. 

Auch durch die Mºglichkeit, k¿nftig in kreisangehºrigen 

Gemeinden die Wahlen zum Gemeinde- bzw. zum Stadt-

rat in Wahlkreisen durchzuf¿hren, wird die Reprªsentati-

on der durch Fusion neu entstandenen Ortsteile im Ge-

meinde- bzw. Stadtrat gestªrkt. 

Durch die neu eingef¿hrten Mindest- und Hºchstzahlen 

von Wahlkreisen verhindern wir, dass die Kommunen bei 

den Wahlen zerfasert werden und sowohl die Vorbereitung 

als auch die Durchf¿hrung der Wahlen, aber auch das 

Wªhlen selbst undurchschaubar werden. 

Fusionswilligen Gemeinden wird mit diesem Gesetz 

insgesamt eine gute Basis f¿r Gemeindezusammenschl¿s-

se gegeben. Deshalb bitte ich Sie auch im Interesse dieser 

Gemeinden um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz-

entwurf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Nun f¿r die Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN Frau Abg. Jªhnigen. Bitte 

schºn, Sie haben das Wort. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der Tat ist der Ge-

setzentwurf, der einen unmittelbaren Zusammenhang mit 

den freiwilligen Eingemeindungen hatte und haben sollte, 

jetzt ï besonders durch den  nderungsantrag der Koaliti-

on im Ausschuss ï zum Sammelsurium f¿r alles Mºgliche 

geworden. 
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Lieber Herr Kollege Bandmann, Sie haben soeben ein 

schlagendes Beispiel daf¿r geliefert, dass nicht alle 

Abgeordneten ï nicht einmal die Abgeordneten des 

Innenausschusses ï das verstehen, was darin geregelt ist. 

Das passiert mir auch manchmal. Es geht bei der  nde-

rung des FAG in Artikel 5 keineswegs um Gemeinden, die 

jetzt auf ihr Geld warten, sondern es geht darum, dass 

Gemeinden, die erst im Januar 2013 ihre Fusion vollzie-

hen, das Geld noch in vollem Umfang bekommen. 

Ich glaube, selbst Sie haben mit diesen ad-hoc-

 nderungen Probleme gehabt. Wir hatten sie auch. Wir 

beobachten auch heute, dass Sie die Fragen, die sich 

damit verbinden ï Frau Junge und Frau Kºpping haben 

schon einige angesprochen ï nicht beantworten kºnnen. 

Ich bef¿rchte, die Staatsregierung kann es auch nicht. Ich 

weiÇ nicht, ob Herr Kupfer heute der Vertreter des In-

nenministers ist und uns dieses Gesetz erklªren kann. 

(Zuruf des Staatsministers Frank Kupfer) 

ï Ich bin sehr gespannt auf Ihre Rede. 

Allerdings sollte es freiwilligen Eingemeindungen dienen. 

Wenn man genau hineinschaut, stellt man fest, dass das 

Handlungsinstrumentarium der kommunalen Zusammen-

arbeit auÇer Eingemeindungen auf null reduziert wird. 

Man sieht, dass es eigentlich eine Vorbereitung der Phase 

der Zwangseingemeindungen ist, die sicherlich nicht vor 

der Wahl, aber bestimmt nach der Wahl geplant wird. 

Darauf haben uns die Sachverstªndigen in der Anhºrung 

hingewiesen. 

Sagen Sie es doch auch bitte ehrlich. Man merkt es auch 

daran, wie hart und undifferenziert mit den Eingemein-

dungsabsichten umgegangen wird, die Kreisgrenzen 

¿berschreiten und die pauschal abgelehnt werden ï 

¿brigens entgegen den Eckpunkten der Staatsregierung. 

Wir lehnen es ab, weil diese Verengung der Handlungs-

weise kommunaler Zusammenarbeit mitnichten mit mehr 

B¿rgerbeteiligung verbunden ist, sondern sich der Ge-

setzentwurf nicht mit den Fragen der B¿rgerbeteiligung 

auseinandersetzt. Die Regelung, dass Entw¿rfe f¿r Ein-

gemeindungsvertrªge ausgelegt werden sollen, ist zwar 

nicht falsch, aber reicht mitnichten aus. 

Positiv ist Artikel 2a. Dort wird die Aufnahme der Befan-

genheit f¿r eingetragenen Lebenspartner und ihre Ange-

hºrigen in die Landkreisordnung und in Artikel 2 der 

Gemeindeordnung geregelt. Diesem Artikel kºnnen wir 

GR¦NE als einzigem zustimmen. Aber in Artikel 3 ï 

 nderung des Kommunalwahlgesetzes ï gehen die 

Probleme los. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Obwohl die Regierung 

eine Novelle zum Kommunalwahlgesetz vorgelegt hat, zu 

welcher der Innenausschuss am 17. Januar 2013 eine 

Anhºrung durchf¿hren will, ªndern Sie jetzt Dinge, die 

mit Eingemeindungen nichts zu tun haben. Wie wollen 

Sie den Menschen erklªren, dass kleine Gemeinden ï die 

bisher einen Einheitswahlkreis hatten ï neuerdings bis zu 

sechs Wahlkreise bilden kºnnen? Das hat doch mit 

Eingemeindungen und mit Ortschaftsratswahlen nur 

beschrªnkt etwas zu tun. 

Es verringert vor allem die Mºglichkeiten von Einzelbe-

werbern. Einzelbewerber in kleinen Gemeinden m¿ssen 

oft mehr als 5 % der Stimmen erhalten, um ¿berhaupt in 

den Gemeinderat gewªhlt zu werden. Das hªngt von der 

Anzahl der Gemeinderªte ab. Wenn sie jetzt in einigen 

Wahlkreisen mehrere Kandidaten aufstellen m¿ssen, 

haben sie umso weniger Chancen. Das Ziel einer Ort-

schaftsratswahl teile ich, aber das wªre auch auf ganz 

anderem Weg zu erreichen gewesen. 

Das haben wir im Innenausschuss nicht im Ansatz disku-

tiert. Die kleinen Gemeinden kºnnen mehr Wahlkreise 

bilden. Dass die Mittelstªdte, die eingekreist worden sind, 

es wieder kºnnen, finde ich richtig. Aber warum kºnnen 

die GroÇstªdte in Zukunft nur noch bis zwºlf Wahlkreise 

bilden, obwohl zwei GroÇstªdte zurzeit erheblich wach-

sen? Das kºnnen Sie keinem erklªren, und bis heute ist es 

noch nicht einmal versucht worden. 

¦brigens kºnnen Sie Ihre eigenen Gesetzentw¿rfe und 

 nderungsantrªge schlecht begr¿nden. Besonders fiel das 

auf bei Artikel 4a, Neueinf¿gung,  nderung des Kommu-

nalabgabengesetzes, und zum Schluss gab es m¿ndliche 

 nderungsantrªge im Ausschuss. Sie f¿hren die Verwal-

tungshelfer bei den Kommunalabgaben ein ï das ist eine 

ganz schwierige Materie ï mit der Begr¿ndung, Sie 

wollen Rechtssicherheit schaffen. Aber, Kolleginnen und 

Kollegen, ich habe es schon im Ausschuss gesagt: Das, 

was Sie eigentlich regeln wollen, sind Beliehene. Sie 

nennen sie aber Verwaltungshelfer. Ich prognostiziere: 

Anstelle von Rechtssicherheit schaffen Sie mit Privatisie-

rungsabsichten, vielleicht auch mit Klªrungsabsichten, 

aber in unzureichender Weise, neue rechtliche Probleme, 

und Scharen von Richtern werden sich ¿ber die Ausle-

gung dieses schnell gebastelten Artikels den Kopf zerbre-

chen. Das hilft der Sache nicht, und ich glaube auch nicht, 

dass man auf diese Art und Weise Gesetzespfusch machen 

sollte. Nicht mal Sie haben das nºtig. 

Kurzum: Dieses Gesetz ï bis auf wenige Passagen, 

insbesondere die Einf¿hrung der Eingetragenen Lebens-

partnerschaft in ein weiteres Gesetz ï muss abgelehnt 

werden. Die Streichungsvorschlªge der LINKEN machen 

Sinn, weil sie einige der Knackpunkte ber¿hren. Herr 

Karabinski, was die Eingetragene Lebenspartnerschaft 

betrifft, sehe ich dieses Signal wohl mit Freude, aber ich 

warte darauf, dass Sie auch den Mut haben, berechtigte 

Regelungen f¿r homosexuelle Lebenspartner endlich in 

unser Recht umzusetzen; denn das ist dringend und 

brennt. 

Vielen Dank f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Karabinski, Sie 

w¿nschen das Wort? 

Benjamin Karabinski, FDP: Ja, ich mºchte vom In-

strument der Kurzintervention Gebrauch machen. Frau 
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Jªhnigen hatte ja eine kleine Frage aufgeworfen, die ich 

ihr gern beantworten mºchte. 

Kreisangehºrige Gemeinden kºnnen ï kºnnen, Frau 

Jªhnigen! ï k¿nftig Wahlkreise f¿r die Gemeinde- und 

Stadtratswahlen bilden, aber sie m¿ssen es nicht. Sie 

kºnnen es. Die Gemeinden entscheiden selbst, ob sie das 

wollen. Das ist das eine. Das andere ist: Warum sie das 

kºnnen sollen, liegt schlichtweg daran: Wir nennen das 

teilrªumliche Reprªsentation. Das heiÇt, nachdem Ge-

meinden fusioniert sind und es mehrere Ortsteile gibt, 

kºnnen wir auf diese Art und Weise sicherstellen, dass 

alle Ortsteile im k¿nftigen Gemeinderat entsprechend 

vertreten sind, wenn sich die Gemeinden dazu entschei-

den und ihre Hauptsatzung anpassen. 

(Eva Jªhnigen, GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

Um es noch einmal deutlich zu sagen: Wahlkreise kºnnen, 

sie d¿rfen k¿nftig gebildet werden. Die kreisangehºrigen 

Gemeinden sind dazu nicht gezwungen, es zu tun. Sie 

kºnnen es, wenn sie es gern wollen. ï Vielen Dank. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Jªhnigen, bitte. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Lieber Herr Kollege Karabin-

ski, wenn Sie mir richtig zugehºrt hªtten, dann hªtten Sie 

nat¿rlich gehºrt, dass ich gesagt habe: Die Gemeinden 

kºnnen sie bilden, aber sie m¿ssen es nicht. Ich habe nur 

die Frage gestellt, welche Auswirkungen das f¿r Einzel-

bewerber und f¿r Kandidaturen von B¿rgerinitiativen hat. 

Genau diese Frage haben Sie nicht beantwortet. 

Sie haben auch nicht meine Frage beantwortet, was auf 

andere Weise mºglich gewesen wªre, um diese klein-

rªumlichen Ziele durchzusetzen. Mit anderen Worten: Die 

Kritik bleibt stehen und Sie haben sie nicht ausrªumen 

kºnnen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, wir fahren in der Aussprache fort. F¿r die Frakti-

on der NPD spricht Herr Abg. Dr. M¿ller. 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Bereits der Titel dieses Gesetzes ist 

irref¿hrend; denn wie bereits von den Vorrednern er-

wªhnt, haben viele der vorgeschlagenen  nderungen mit 

freiwilligen Gebietsªnderungen wenig gemein. Ein 

wesentlicher Gesetzesinhalt, faktisch die Abschaffung von 

Verwaltungsgemeinschaften und Verwaltungsverbªnden 

f¿r die Zukunft, taucht im Titel gar nicht erst auf. 

Ich will gar nicht verhehlen, dass auch wir Nationalde-

mokraten der Auffassung sind, dass dieser Entwurf einige 

Punkte enthªlt, die durchaus zustimmungsfªhig wªren. 

Diese sind schon erwªhnt worden, zum Beispiel die 

Aufnahme des Spekulationsverbotes f¿r Kommunen. Man 

sollte allerdings annehmen, dass dies, mit normalem 

Menschenverstand betrachtet, keiner gesetzlichen Rege-

lung bed¿rfe. 

Aber in dieser zum Tollhaus der 68er verkommenen 

Bundesrepublik ist nichts irre genug, um gemacht zu 

werden, so auch das Wetten mit Steuergeldern, wie wir 

gerade in Riesa sehen durften und was heute Thema des 

Riesaer Stadtrates ist. Nun ein kleiner Hoffnungsschim-

mer der Vernunft, auch wenn ich bezweifeln mag, dass 

die gesetzlich vorgesehene Folge der Nichtigkeit spekula-

tiver Finanzgeschªfte greift, falls eine Kommune solch 

einen Vertrag mit AuÇenwirkung abgeschlossen hat, bevor 

eine Rechtsaufsicht oder wer auch immer interveniert. 

Auch ist wieder zu bef¿rchten, dass der Erfindungsreich-

tum der Finanzindustrie Ăinnovativñ genug ist, diese 

Regelung erneut zu unterlaufen, da die Komplexitªt und 

die Risiken dieser Geschªfte von manchem Kªmmerer 

und mancher Aufsichtsbehºrde gar nicht erfasst werden 

kºnnen. 

Weiterhin ï das gehºrt allerdings zu den positiven Ele-

menten dieses Gesetzes aus Sicht der NPD-Fraktion ï ist 

die Implementierung der Einwohneranhºrung bei Ge-

bietszusammenschl¿ssen zu nennen. 

Aber entscheidender sind die Kritikpunkte an diesem 

Gesetzentwurf, und diese sind f¿r uns Nationaldemokra-

ten weniger handwerklicher Art oder durch Verbesse-

rungsvorschlªge in Gestalt von  nderungsantrªgen zu 

beheben, sondern sie sind von grundsªtzlicher Natur. 

Es geht uns nicht nur um die teure Einf¿hrung der Dop-

pik, um das Fehlen einer genauen Definition des Begriffes 

ĂSpekulatives Finanzgeschªftñ, um die durchsichtigen 

Absichten, die die Regierung mit der Mºglichkeit der 

Umbildung der Wahlkreise zu ihren Gunsten bezweckt, 

um die Rosstªuschung der Gemeinden, wenn die Regie-

rung den Eindruck erweckt, als ob die Hochzeitsprªmie 

eine staatliche Gemeindefºrderung darstellen w¿rde, 

obwohl es sich doch dabei um Geld aus dem kommunalen 

Finanzausgleich handelt. 

Nein, es geht um mehr; denn allen Beteiligten ist selbst-

verstªndlich klar, dass die Abwªrtsspirale, in der sich 

viele Gemeinden durch das bevºlkerungsseitige Ausblu-

ten, also die sich immer mehr abzeichnende demografi-

sche Katastrophe, befinden, mit diesem Gesetz noch nicht 

in ihre letzte Runde eingelaufen ist. 

Wir Nationaldemokraten mºchten mit gebotenem Nach-

druck darauf hinweisen, dass dieses Gesetz einen zwangs-

lªufigen Offenbarungseid Ihrer bevºlkerungspolitischen 

Untªtigkeit darstellt. Noch niemals in der deutschen 

Geschichte, selbst in ihren schwªrzesten Stunden, haben 

die Menschen aufgehºrt, Familien zu gr¿nden und Kinder 

zu zeugen. Diese humanpolitische Anomalie haben Sie 

ganz allein verschuldet mit Ihrem illusionªren Menschen-

bild, mit Ihren libertªren und hedonistischen Vorbildern, 

mit Ihrem Kniefall vor den Rechten und Ihrem Wegsehen 

von den Pflichten! 

Das Ergebnis ist ï der Kommunalrechtler Prof. Schmidt 

von der Universitªt Potsdam hat es ausgef¿hrt ï: Es ist 

damit zu rechnen, dass sich die Einnahmensituation der 

Kommunen in Zukunft erheblich verschªrfen wird, bei 

gleichzeitig steigenden Ausgaben. Wenn sich jetzt Ge-

meinden zusammenschlieÇen, so ist diese Freiwilligkeit in 

vielen Fªllen finanziellen Zwªngen oder einem 100-Euro-
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Schein pro Einwohner geschuldet. Dass in wenigen 

Jahren die heute auf freiwilliger Basis nicht fusionsge-

willten Gemeinden mit zwangsweisen Zusammenschl¿s-

sen rechnen m¿ssen und dass ein Ende dieser Entwick-

lung nicht abzusehen ist, das hat der Professor aus Pots-

dam ebenfalls prophezeit. 

Wir Nationaldemokraten lehnen Ihre Taten- und Verant-

wortungslosigkeit auf dem gegenwªrtig wohl wichtigsten 

Politikfeld, nªmlich einer aktiven pronatalistischen 

Bevºlkerungspolitik in Deutschland, kategorisch ab und 

damit logischerweise auch diesen daraus resultierenden 

Gesetzentwurf mit seinen hilfsweisen Anpassungskr¿-

cken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, mir liegen aus den Fraktionen keine weiteren 

Wortmeldungen vor. W¿nscht dennoch eine Abgeordnete 

oder ein Abgeordneter das Wort? ï Das ist nicht der Fall. 

Ich frage die Staatsregierung. ï Herr Staatsminister 

Kupfer, Sie haben das Wort. 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Vielen Dank, Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Demografi-

scher Wandel, finanzielle Rahmenbedingungen, aber auch 

die neuen Anforderungen an eine b¿rgerorientierte Ver-

waltung sind Aufgaben, vor denen unsere Kommunen in 

Sachsen stehen. Um diese Aufgaben zu erf¿llen, ist es 

selbstverstªndlich sinnvoll, Strukturen zu schaffen, die 

diese Aufgaben meistern kºnnen. Deshalb dieses Gesetz 

und die Mºglichkeit, freiwillige Gemeindezusammen-

schl¿sse noch effektiver und schneller gestalten zu kºn-

nen. 

Neubildungen oder Erweiterungen von Verwaltungsver-

bªnden und Verwaltungsgemeinschaften soll es in Zu-

kunft nicht mehr geben. Wir setzen in Sachsen auf Ein-

heitsgemeinden. Mit dem neuen Gesetz wird es mºglich 

sein, bestehende Verwaltungsstrukturen im Interesse 

freiwilliger Zusammenschl¿sse zu verªndern und aufzulº-

sen. Das ist etwas Neues. Letzteres kann auch durch die 

Rechtsaufsichtsbehºrde angeordnet werden. Es passiert 

aber nur, wenn sich die Gemeinden nicht einigen sollten. 

Der Staatsregierung, meine Damen und Herren, ist es 

wichtig, eine mit dem Leitbild vereinbare ausgewogene 

kommunale Struktur in Sachsen zu gewªhrleisten. Des-

halb sollen k¿nftig leitbildgerechte Einheitsgemeinden 

leichter gebildet werden kºnnen. Dazu werden die Verfah-

ren zu Zustªndigkeitsregelungen vereinheitlicht und bei 

der unteren Rechtsaufsichtsbehºrde konzentriert. 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns bewusst, dass 

Heimat Identitªt stiftet. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Wir sind uns auch dessen bewusst, dass die Menschen 

nat¿rlich vor Gemeindezusammenschl¿ssen Angst haben, 

ihre Identitªt zu verlieren. Das Gesetz geht auf diese 

 ngste ein. Wir wollen, dass sich die neuen Ortsteile nach 

einem Zusammenschluss im Gemeinderat gut reprªsen-

tiert f¿hlen. Auch kreisangehºrige Gemeinden sollen 

daher k¿nftig Wahlen in Wahlkreisen durchf¿hren d¿rfen. 

F¿r Gemeinden, die 2013 und 2014 Gemeindeeingliede-

rungen oder Gemeindezusammenschl¿sse planen, sieht 

das Gesetz weitere Erleichterungen vor. Ich rede jetzt von 

der Einf¿hrung der Doppik, die so lange aufgeschoben 

werden kann, bis die neue Neugliederung abgeschlossen 

ist. Kollege Fritzsche ist darauf schon im Detail einge-

gangen. 

Selbstverstªndlich hªlt die Staatsregierung an der grund-

sªtzlichen Einf¿hrung des doppischen kommunalen 

Haushaltsrechts zum 1. Januar 2013 fest. Wir befinden 

uns hier aber inmitten eines Lernprozesses. 

(Stefan Brangs, SPD: Sehr gut!) 

Keine Kommune im Freistaat Sachsen gleicht der ande-

ren. ï Schºn, dass Sie das auch erkannt haben. ï ¦berall 

finden wir andere Bedingungen vor. Wir wollen daher 

diese Besonderheiten ber¿cksichtigen und den Kommu-

nen die Einf¿hrung der Doppik erleichtern. Die ¦ber-

gangsregelung f¿r das neue Haushaltsrecht soll deshalb 

bis zum Jahr 2016 gelten. 

Im ¦brigen soll auch f¿r alle Gemeindefusionen, die aus 

verwaltungspraktischen Gr¿nden zum 1. Januar 2013 in 

Kraft treten, die volle Fusionsprªmie gewªhrt werden 

kºnnen. Das war eine Frage, die viele Gemeinden in der 

Vergangenheit hatten, die zum 01.01.2013 fusionieren 

wollten, die Prªmienzahlung aber bisher auf den 

31.12.2012 beschrªnkt war. Nun haben wir mit diesem 

Gesetz eine eindeutig klare Regelung und eine Rechtssi-

cherheit f¿r die Kommunen, die jetzt fusionieren. 

Als bisher einziges Bundesland wollen wir ein ausdr¿ck-

liches Spekulationsverbot in die Gemeindeordnung 

aufnehmen. Das schafft Rechtssicherheit und sch¿tzt die 

Kommunen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Staatsminister 

Kupfer, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Nat¿rlich. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte, Frau Jªhnigen. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Danke, Herr Minister. ï Meine 

Frage bezieht sich auf Artikel 4a, der im Ausschussbericht 

eingef¿gt wurde. Hier soll wegen des Beschlusses des 

Sªchsischen Oberverwaltungsgerichtes vom 23.02.2012 

ein Verwaltungshelfer eingef¿gt werden, um die entspre-

chende Grundlage f¿r Abgabenerhebungen durch Dritte 

zu schaffen. Kºnnen Sie meine Bedenken ausrªumen, 

dass es sich dabei eigentlich um Beliehene handelt und 

dass es nicht sinnvoll ist, so einen Gesetzestext einzuf¿-

gen? 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 62. Sitzung 26. September 2012 

 6236 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Wenn ich richtig informiert bin, hat das 

Oberverwaltungsgericht verlangt, dass die Praxis, die jetzt 

schon angewandt wird, auf eine gesetzliche Grundlage 

gestellt wird. Nichts anderes passiert mit diesem Gesetz. 

Mit der Gesetzesªnderung soll die gªngige kommunale 

Praxis auf rechtssicheren Boden gestellt werden. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Sie gestatten noch eine 

Nachfrage? 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Gern. Ich versuche, darauf zu antworten. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Das Oberverwaltungsgericht 

hat ja gesagt, dass ºffentliche Kºrperschaften ihre Befug-

nisse grundsªtzlich selbst wahrnehmen und nur unter 

bestimmten Umstªnden abdelegieren m¿ssen. Meine 

Frage richtet sich darauf, ob diese Form der Abdelegie-

rung unter dem Begriff Verwaltungshelfer richtig ist oder 

ob sie unter dem Begriff Beliehener erfolgen muss. 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Frau Kollegin, es wªre sicher hilfreich gewe-

sen, wenn Sie in der Beratung des zustªndigen Ausschus-

ses diese Frage gestellt hªtten, dann hªtte diese auch von 

Fachleuten beantwortet werden kºnnen. 

Meine Damen und Herren! Der Zusammenschluss von 

Gemeinden im Freistaat Sachsen ï ï 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Kupfer, bevor Sie 

die Ausf¿hrungen fortsetzen, frage ich Sie, ob Sie noch 

eine Zwischenfrage erlauben. 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Nat¿rlich. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Bartl, bitte. 

Klaus Bartl, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Staatsmi-

nister! Respekt, dass Sie Fragen beantworten, obwohl Sie 

den Innenminister vertreten. 

Meine Frage bezieht sich auf das Anhºrungsrecht der 

kommunalen Spitzenverbªnde. Ist zu dem Verwaltungs-

helferproblem eine Anfrage, eine Anhºrung der kommu-

nalen Spitzenverbªnde erfolgt? Nach dem, was ich als 

Abgeordneter dieses Hohen Hauses in der Stellungnahme 

lesen kann, offensichtlich nicht. 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Jetzt haben Sie mich erwischt, Herr Kollege 

Bartl. So genau bin ich in diesen Prozess nicht eingebun-

den gewesen. Ich kann diese Frage nicht beantworten. 

Klaus Bartl, DIE LINKE: Danke. 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: So, meine Damen und Herren, jetzt beende 

ich meine Rede. Der Zusammenschluss von Gemeinden 

bietet neue Gestaltungsspielrªume. Es ist eine Chance f¿r 

die sªchsischen Gemeinden im Freistaat Sachsen. Der 

Prozess der freiwilligen Zusammenschl¿sse hat begonnen. 

Er ist im Gang. Ich hoffe, dass viele Kommunen diese 

Chance f¿r sich und f¿r das weitere Gestalten des Ge-

meindelebens nutzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Ich danke Ihnen, Herr 

Staatsminister. ï Meine Damen und Herren! Bevor ich  

zur Abstimmung komme, frage ich zunªchst Herrn 

Bandmann, ob er das Wort als Berichterstatter w¿nscht. ï 

Das ist nicht der Fall. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Da kann 

er doch die Frage wenigstens beantworten!) 

ï Er hat mir das gezeigt, sehr geehrter Herr Kollege 

Pellmann. 

Ich rufe zur Abstimmung das Gesetz zur Erleichterung 

freiwilliger Gebietsªnderungen auf. 

Es liegt ein  nderungsantrag der Fraktion DIE LINKE 

vor in der Drucksache 5/10252. Frau Junge, ist dieser 

nach Ihrem Redebeitrag eingebracht oder w¿nschen Sie 

noch einmal das Wort? ï Sie w¿nschen das Wort. Bitte 

sehr. 

Marion Junge, DIE LINKE: Meine Fraktion DIE 

LINKE beantragt, den Artikel 1 im Sªchsischen 

KommZG zu streichen. Ich habe heute keinerlei Antwort 

auf die Fragestellung bekommen, warum die Einschrªn-

kung hinsichtlich der Verwaltungsverbªnde und -gemein-

schaften passiert. Es gibt keine Information, auch nicht 

seitens des jetzt amtierenden Ministers, dass man sagt, 

warum man diese Kooperationshoheit so maÇgeblich 

einschrªnkt. Deswegen lehnen wir das ab. Das hatte ich ja 

in meiner Rede gesagt. 

Ich mºchte an dieser Stelle noch einmal darum werben, 

dass die Kooperationsformen eigentlich auf der kommu-

nalen Ebene erweitert werden m¿ssen. Weil wir jetzt 

grºÇere Gemeindestrukturen haben, m¿ssen wir eine 

andere Form der Kooperation ermºglichen. Wir schrªn-

ken das jetzt um 50 % per Gesetz ein. Ich halte das f¿r 

einen schwerwiegenden Eingriff und appelliere deshalb 

noch einmal an alle Abgeordneten, den Artikel 1 komplett 

zu streichen. 

Die Diskussion in der Gesamtdebatte mit dem Verwal-

tungshelfer ist vºllig unklar. Herr Kupfer, ich weiÇ, dass 

Sie f¿r den Innenminister amtieren, sodass Sie die Frage, 

die wir kurzfristig im Innenausschuss gestellt haben, nicht 

beantworten konnten. Diese wurde auch bis zum heutigen 

Tag nicht beantwortet: ob der Verwaltungshelfer nicht 

eigentlich der Beliehene ist und diese Aufgabenverlage-

rung eine Art Privatisierung nach auÇen darstellt. Wir 

halten dies f¿r einen schwerwiegenden Eingriff, weil es 

eine schwierige rechtliche Materie ist. Die Spitzenver-

bªnde sind aus meiner Sicht zu dem Thema nicht ange-

hºrt worden, weil wir einen Tag vor der Innenausschuss-
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sitzung diesen  nderungsantrag mit dieser maÇgeblichen 

 nderung bekommen haben. 

Wir hatten im Innenausschuss eine heftige Debatte. Hier 

wurde die Formulierung des Verwaltungshelfers noch 

einmal inhaltlich geªndert. Aber die rechtlichen Fragen 

und Probleme sind geblieben. Zuvor hatten wir gesagt, 

dass wir eine R¿ck¿berweisung mºchten, die Sie aber 

nicht genehmigt haben. Deshalb sind wir f¿r Streichen, 

weil wir die Folgen f¿r die kommunale Ebene nicht 

erkennen kºnnen, welche Auswirkungen dieser Paragraf 

f¿r die kommunale Ebene hat. Deshalb bitte ich, Arti-

kel 4a zu streichen und unserem  nderungsantrag zu 

folgen. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Der  nderungsantrag ist eingebracht. Gibt es 

hierzu Wortmeldungen? ï Das ist der Fall. Wollen Sie 

vorkommen, Herr Hartmann? ï Nein. Mikrofon 5. Bitte, 

Sie haben das Wort. 

Christian Hartmann, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 

werden diesen  nderungsantrag ablehnen. Zum einen 

mºchte ich noch einmal grundsªtzlich voranschicken: 

Entweder man hat Richtlinien f¿r die Gebietsentwicklung 

oder man hat sie nicht, und dann muss man sich daran 

halten. 

Zum Zweiten: Ganz so, wie jetzt die Opposition hier mit 

dem Thema Verwaltungshelfer umgeht, ist es in der Tat 

nicht. Ich verweise auf das Urteil des Sªchsischen Ober-

verwaltungsgerichtes vom 23. Februar 2012 hinsichtlich 

des Einsatzes von Verwaltungshelfern und der sich daraus 

ergebenden Notwendigkeit, eine entsprechende gesetzli-

che Regelung vorzunehmen. Das war also insoweit der 

Hinweis, der auch in diesem Gerichtsurteil zu lesen war. 

Dem folgen wir. Das ist auch im Interesse der Kommunen 

und insoweit setzen wir etwas um, was folgerichtig 

umzusetzen ist, und lehnen den Antrag logischerweise ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Hartmann. ï Gibt es weitere Wortmeldungen? ï Herr 

Karabinski. 

Benjamin Karabinski, FDP: Ich mºchte Herrn Band-

mann noch kurz ergªnzen. Die Praxis hat in den vergan-

genen Wochen gezeigt ï das steht auch in den Grundsªt-

zen drin, ¿ber die Herr Hartmann gerade schon gespro-

chen hat ï, dass sich sowohl Verwaltungsgemeinschaften 

als auch Verwaltungsverbªnde in der Praxis doch relativ 

schwierig gestalten, und deswegen haben wir uns ent-

schieden, diese k¿nftig nicht mehr zuzulassen ï weder die 

Erweiterung noch die Neugr¿ndung der beiden. Dazu 

stehen wir, das haben wir beschlossen und deswegen 

setzen wir das mit diesem Gesetz auch entsprechend um. 

(Ganz vereinzelt Beifall bei 

der FDP und der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. ï Meine 

Damen und Herren! Ich lasse ¿ber die Drucksa-

che 5/10252,  nderungsantrag der Fraktion DIE LINKE, 

abstimmen. Wer daf¿r stimmen mºchte, den bitte ich das 

anzuzeigen. ï Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Danke 

sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei zahlreichen 

Stimmen daf¿r ist dem  nderungsantrag nicht entspro-

chen worden. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Ab-

stimmung ¿ber den Gesetzentwurf auf der Grundlage der 

Beschlussempfehlung des Innenausschusses, Drucksa-

che 5/10162. Wer der ¦berschrift zustimmen mºchte, den 

bitte ich das anzuzeigen. ï Vielen Dank. Wer ist dagegen? 

ï Danke sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmen 

dagegen ist der ¦berschrift mehrheitlich entsprochen 

worden. 

Wir kommen zu Artikel 1,  nderung des Sªchsischen 

Gesetzes ¿ber kommunale Zusammenarbeit. Wer stimmt 

zu? ï Vielen Dank. Gibt es Gegenstimmen? ï Danke sehr. 

Stimmenthaltungen? ï Auch Artikel 1 ist bei zahlreichen 

Stimmen dagegen mehrheitlich angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Artikel 2,  nderung 

der Gemeindeordnung f¿r den Freistaat Sachsen. Wer 

stimmt zu? ï Vielen Dank. Gibt es Gegenstimmen? ï 

Danke. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei wenigen 

Stimmen dagegen ist dem Artikel 2 mehrheitlich entspro-

chen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Artikel 2a,  nderung 

der Sªchsischen Landkreisordnung. Wer ist daf¿r? ï 

Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Gibt es 

Stimmenthaltungen? ï Dem Artikel 2a ist einstimmig 

entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Artikel 3,  nderung 

des Kommunalwahlgesetzes. Wer stimmt zu? ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Wer enthªlt sich? 

ï Bei Stimmen dagegen und zahlreichen Stimmenthaltun-

gen ist dem Artikel 3 mehrheitlich entsprochen worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung ¿ber Artikel 4,  nde-

rung des Sªchsischen Finanzausgleichsgesetzes. Wer 

stimmt zu? ï Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Danke 

sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmen dagegen 

ist dem Artikel 4 entsprochen worden. 

Ich lasse nun abstimmen ¿ber Artikel 4a,  nderung des 

Sªchsischen Kommunalabgabengesetzes. Ich bitte um die 

Daf¿r-Stimmen. ï Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï 

Vielen Dank. Wer enthªlt sich? ï Bei zahlreichen Stim-

men dagegen ist dem Artikel 4a mehrheitlich entsprochen 

worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung ¿ber Artikel 5,  nde-

rung der Verordnung des Staatsministeriums des Innern 
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zur Durchf¿hrung der Gemeindeordnung f¿r den Freistaat 

Sachsen. Ich bitte um die Daf¿r-Stimmen. ï Vielen Dank. 

Gibt es Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltun-

gen? ï Bei Stimmen dagegen und keinen Stimmenthal-

tungen ist dem Artikel 5 entsprochen worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung ¿ber Artikel 5a, 

Neubekanntmachung des Sªchsischen Gesetzes ¿ber 

kommunale Zusammenarbeit. Wer stimmt zu? ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Wer enthªlt sich? 

ï Danke sehr. Bei Stimmen dagegen und zahlreichen 

Stimmenthaltungen ist dem Artikel 5a entsprochen 

worden. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Ab-

stimmung ¿ber Artikel 6, Inkrafttreten. Wer ist daf¿r? ï 

Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Danke sehr. Gibt es 

Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmenthaltungen und 

zahlreichen Stimmen dagegen ist dem Artikel 6 mehrheit-

lich entsprochen worden. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Schluss-

abstimmung ¿ber den Gesetzentwurf Gesetz zur Erleich-

terung freiwilliger Gebietsªnderungen, Drucksa-

che 5/8276, in der Fassung des Innenausschusses, Druck-

sache 5/10162, in der Fassung der 2. Lesung. Wer dem 

zustimmen mºchte, den bitte ich das anzuzeigen. ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Danke sehr. Gibt es Stimment-

haltungen? ï Bei Stimmenthaltungen und zahlreichen 

Stimmen dagegen ist dem Gesetzentwurf entsprochen 

worden und damit ist dieses Gesetz beschlossen. 

Herr Abg. Bandmann, Sie haben das Wort. 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Ich mºchte 

eine Erklªrung zum Abstimmungsverhalten vornehmen. 

Ich habe diesem Gesetz zugestimmt, 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

¦berraschend!) 

unter anderem auch deshalb, weil wir mit dem in Diskus-

sion befindlichen Verwaltungshelfer ausdr¿cklich den 

Wunsch des Sªchsischen Stªdte- und Gemeindetages 

realisiert haben. Es war eine ausdr¿ckliche Bitte des 

Stªdtetages, dass diese Regelung in Ä 4 des Sªchsischen 

Kommunalabgabengesetzes aufgegriffen wird. Das ist 

durch diesen Gesetzentwurf realisiert worden und der 

Zwischenruf von der Linksfraktion, wir w¿rden hier in 

die kommunale Hoheit eingreifen, ist deshalb hinfªllig. ï 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU und des 

Abg. Carsten Biesok, FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Bandmann, f¿r die Erklªrung. 

Meine Damen und Herren, dieser Tagesordnungspunkt ist 

beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 8 

2. Lesung des Entwurfs  

Gesetz ¿ber die Landesregulierungsbehºrde 

Drucksache 5/9710, Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drucksache 5/10121, Beschlussempfehlung des  

Ausschusses f¿r Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 

Es ist keine Aussprache vorgesehen. W¿nscht dennoch 

eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter das Wort? ï Das 

kann ich nicht feststellen. Ich frage Sie, Herr Petzold: 

W¿nschen Sie das Wort? ï Auch das kann ich nicht 

feststellen. 

Meine Damen und Herren, damit kommen wir zur Ab-

stimmung. Aufgerufen ist das Gesetz ¿ber die Landesre-

gulierungsbehºrde, Drucksache 5/9710, Gesetzentwurf 

der Staatsregierung. Wir stimmen ab auf der Grundlage 

der Beschlussempfehlung des Ausschusses f¿r Wirtschaft, 

Arbeit und Verkehr, Drucksache 5/10121.  nderungsan-

trªge liegen keine vor, sodass wir mit der Abstimmung 

per Gesetzesvorlage beginnen kºnnen. 

Ich rufe auf die Abstimmung ¿ber die ¦berschrift mit 

FuÇnote. Wer dem zustimmen mºchte, den bitte ich das 

anzuzeigen. ï Vielen Dank. Gibt es Gegenstimmen? ï 

Danke sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Es machen 

nicht alle mit. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

ï Vielen Dank, meine Damen und Herren. Der ¦ber-

schrift ist dennoch mit groÇer Mehrheit zugestimmt 

worden. 

Ich darf die Kollegen der Opposition bitten, mir ein 

Zeichen zu geben, ob Sie noch mitmachen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Stefan Brangs, SPD: Teile der Opposition!) 

ï Teile der Opposition, Gerechtigkeit muss sein! ï Vielen 

Dank. 

Wir kommen nun zur Abstimmung ¿ber Ä 1, Errichtung 

und Aufgaben der Landesregulierungsbehºrde. Wer 

stimmt zu? ï Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Danke 
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sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Dem Ä 1 ist einstim-

mig ï ï 

(Widerspruch des Abg. Holger Apfel, NPD) 

ï Das habe ich nicht gesehen; dann nehme ich das nat¿r-

lich zur¿ck: Mit einer Gegenstimme ist Ä 1 mehrheitlich 

angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Ä 2, Unabhªngigkeit 

der Landesregulierungsbehºrde. Ich bitte um die Daf¿r-

Stimmen. ï Vielen Dank. Gibt es Gegenstimmen? ï 

Danke sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmen 

dagegen und keinen Stimmenthaltungen ist dem Ä 2 

entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Ä 3, Besetzung der 

Landesregulierungsbehºrde. Wer stimmt zu? ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Vielen Dank. Enthªlt sich 

jemand? ï Keine Stimmenenthaltungen, Stimmen dage-

gen. Dem Ä 3 ist mehrheitlich entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Ä 4, Ausstattung der 

Landesregulierungsbehºrde. Wer stimmt zu? ï Vielen 

Dank. Wer ist dagegen? ï Danke sehr. Enthªlt sich je-

mand? ï Keine Stimmenthaltungen, Stimmen dagegen. 

Dem Ä 4 ist entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Ä 5, Verfahren vor der 

Landesregulierungsbehºrde. Wer stimmt zu? ï Danke 

sehr. ï Wer ist dagegen? ï Danke sehr. Gibt es Stimment-

haltungen? ï Danke. Hier ist dasselbe Abstimmungsver-

halten festzustellen und dem Ä 5 entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung ¿ber Ä 6, Inkrafttreten. Wer 

ist daf¿r? ï Vielen Dank. Wer ist dagegen? ï Danke sehr. 

Gibt es Stimmenthaltungen? ï Auch hier ist dasselbe 

Abstimmungsverhalten festzustellen und dem Ä 6 ent-

sprochen worden. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Schluss-

abstimmung ¿ber den Gesetzentwurf in der Fassung der 

2. Lesung. Wer stimmt zu? ï Vielen Dank. Wer ist dage-

gen? ï Danke sehr. Gibt es Stimmenthaltungen? ï Das ist 

nicht der Fall. Bei Stimmen dagegen ist dem Gesetzent-

wurf mehrheitlich entsprochen worden und das Gesetz 

beschlossen, meine Damen und Herren. 

Dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Wir kommen nunmehr zu 

Tagesordnungspunkt 9 

Zukunft der Europªischen Fºrderpolitik ï Sªchsische Interessen wahren! 

Drucksache 5/9369, Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP,  

mit Stellungnahme der Staatsregierung 

Wir beginnen mit der Aussprache. Es beginnen die einrei-

chenden Fraktionen CDU und FDP. F¿r die Fraktion der 

CDU hat nun Herr Schiemann das Wort. 

Marko Schiemann, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer in diesen 

Tagen zum Thema Europa spricht, wird oft mit den 

Begriffen ĂBankenkrise ohne Verantwortlicheñ, ĂSchul-

denkrise ohne Verantwortungñ, ĂFinanzkrise ohne Ver-

antwortlicheñ bis hin zu ĂEuropakriseñ konfrontiert. Diese 

Schlagworte beschreiben die grºÇte Herausforderung und 

Bewªhrungsprobe der Europªischen Union, die nicht nur 

an Stammtischen diskutiert wird, sondern die auch die 

Nationalstaaten sehr umtreibt, ebendiese Krise auch zu 

lºsen. 

Hier geht es ï das kann man auch nicht herunterspielen ï 

erstmalig um die Existenz und die Zukunft der EU. Sie ist 

verbunden mit der grºÇten und schwierigsten Herausfor-

derung und Bewªhrungsprobe seit ihrer Gr¿ndung. Dabei 

d¿rfen wir nicht vergessen: Der Auslºser dieser kriminel-

len Fehlentwicklung ist ausschlieÇlich im Finanzgebaren 

der sogenannten Finanzwirtschaft zu suchen. 

(Vereinzelt Beifall bei den GR¦NEN) 

Und nun, wenn es um die Lºsung der Probleme geht, 

sollen andere daf¿r haften. Es kann nicht sein, dass 

diejenigen Unternehmer und Unternehmen, die mit ihrem 

Eigentum f¿r wirtschaftliches Tun haften, nun gemeinsam 

mit den Arbeitnehmern die Zeche f¿r die Spekulanten der 

Finanzbranche zahlen. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Die B¿rger Europas erwarten zu Recht eine Lºsung der 

entstandenen Probleme, die k¿nftige Fehlentwicklungen 

verhindert und Europa weiter zusammenhªlt; ich betone: 

die Europa weiter zusammenhªlt. Die B¿rger des Frei-

staates Sachsen erwarten, dass wir dabei sªchsische 

Interessen wahren. Diese sªchsischen Interessen lohnt es 

sich auch in Vorbereitung auf die Fºrderperiode 2014 bis 

2020 einzubringen. Dies tun wir als Koalitionsfraktionen 

ï aber auch andere Vertreter des Sªchsischen Landtags 

und der Staatsregierung ï seit dem Jahre 2010 sehr 

intensiv. 

In den zur¿ckliegenden Jahren war Europa f¿r den Frei-

staat Sachsen ein wichtiger und verlªsslicher Partner bei 

der Entwicklung. Dies soll auch k¿nftig so bleiben. 

Gegenstand unseres Antrags ist die Neuausrichtung der 

Fºrderpolitik der Europªischen Union f¿r die Fºrderperi-

ode 2014 bis 2020 ï f¿r die Entwicklung des Freistaates 

eine der, wie ich glaube, wichtigsten Entscheidungen 

dieser Legislaturperiode. Die Europªische Union wird 

mitentscheiden, ob wir den Aufholprozess weiterf¿hren 

kºnnen oder nicht. Seit 1991 sind mehr als 10 Milliarden 

Euro nach Sachsen geflossen. Wirtschaftliche Beziehun-

gen sªchsischer Unternehmen nach Europa haben sich 
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maÇgeblich erweitert. Sªchsische Forschung und Ent-

wicklung hat Partner in Europa gefunden. Gesellschaftli-

che Gruppen, so zum Beispiel in den Bereichen der 

Kultur, des Sport, der Religionen, des Naturschutzes ï um 

einige Beispiele zu nennen ï, haben den Austausch mit 

europªischen Regionen gesucht. Die Chancen sªchsischer 

Jugendlicher haben sich mit der ¥ffnung Europas erwei-

tert. Wir wollen dieses Europa der Chancen und der fairen 

Partner auch f¿r die Zukunft. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

In der noch laufenden Fºrderperiode 2007 bis 2013 stehen 

dem Freistaat Sachsen fast 4 Milliarden Euro aus den 

Strukturfonds zur Verf¿gung. Die hiervon finanzierten 

Investitionen haben in erheblichem MaÇe dazu beigetra-

gen, dass an vielen Stellen im Freistaat der Strukturwan-

del erfolgreich begleitet wurde. Deshalb mºchte ich mich 

an dieser Stelle ausdr¿cklich im Namen der CDU-

Fraktion bei der Europªischen Union, der Sªchsischen 

Staatsregierung und allen anderen Beteiligten bedanken, 

dass diese Mittel vor Ort zur Verf¿gung stehen und 

hierdurch gute Ergebnisse erzielt wurden. 

Wir m¿ssen aber auch den Blick nach vorn richten. Jetzt 

fallen die Entscheidungen f¿r die nªchste Fºrderperiode. 

Im vorherigen Jahr, am 6. Oktober, hat die Europªische 

Kommission ihre Vorschlªge f¿r die Ausgestaltung der 

k¿nftigen Kohªsionspolitik ab 2014 vorgelegt. Diese 

Vorschlªge wurden seitdem auf allen Ebenen kontrovers 

diskutiert ï und das zu Recht. Zur Erinnerung die aktuelle 

Situation f¿r den Freistaat: Die Regionen Dresden und 

Chemnitz sind im jetzigen Fºrderzeitraum Hºchstfºrder-

gebiete. Der ehemalige Regierungsbezirk Leipzig ist im 

Rahmen des Konvergenzziels Phasing-Out-Region. Es 

floss daher bereits jetzt weniger Geld aus den Struk-

turfonds in die Region Leipzig als in die Grenzregion 

Dresden und Chemnitz, die als Grenzregionen ebenfalls 

vor groÇen Herausforderungen stehen. Nach jetzigen 

Berechnungen wird das BIP in den sªchsischen Regionen 

als maÇgeblicher Indikator f¿r die Fºrderung auf ¿ber 

75 % im Vergleich zum EU-Durchschnitt gestiegen sein. 

Die sªchsischen Regionen w¿rden damit aus der Hºchst-

fºrderung herausfallen. Zwar ist es Ziel der EU-

Strukturpolitik, durch ein abgestuftes Verfahren mºglichst 

viele Regionen in Europa schnell wirtschaftlich zu entwi-

ckeln, um so den dort lebenden Menschen vor Ort eine 

klare Perspektive und Chancen zu bieten. Gerade dies 

liegt auch im sªchsischen Interesse, da dadurch labile 

Regionen wirtschaftlich und sozial stabilisiert werden 

sollen. Dieser Ansatz darf aber nicht dazu f¿hren, dass in 

den Regionen, in denen ein erfolgreicher Aufholprozess 

gestartet wurde, durch Umverteilung und durch massive 

K¿rzungen der Mittel eine negative Wende der bis dahin 

positiven wirtschaftlichen Entwicklung eingeleitet wird. 

Deshalb setzen wir uns auf allen Ebenen daf¿r ein, dass 

der Freistaat Sachsen auch in der kommenden Fºrderperi-

ode eine seinen wirtschaftlichen Rahmendaten angemes-

sene hohe EU-Fºrderung bekommt. Das Ziel ist eine 

hºchstmºgliche Unterst¿tzung durch die Europªische 

Union. 

So soll als ¦bergangsregelung ein sogenanntes Sicher-

heitsnetz geschaffen werden. Die Regionen Dresden und 

Chemnitz wªren von diesem Sicherheitsnetz erfasst. Das 

heiÇt, sie w¿rden mindestens zwei Drittel der Fºrderan-

sªtze der jetzigen Fºrderperiode erhalten. Diesen Ansatz 

begr¿Çen wir ausdr¿cklich. Klar muss aber auch sein, 

dass eine weitere Absenkung, das heiÇt weniger als zwei 

Drittel der bisherigen Fºrderung, f¿r uns, f¿r den Freistaat 

Sachsen, nicht hinnehmbar ist. Wenigstens diese ¦ber-

gangsregelung muss kommen. 

Nicht hinnehmbar wªre es auch, wenn die Region Leipzig 

nicht in das Sicherheitsnetz fallen w¿rde. Diese Gefahr 

besteht nach wie vor. Leipzig hat aber bereits jetzt als 

Phasing-out-Region geringere Unterst¿tzung von der EU 

im Vergleich zu den anderen beiden sªchsischen Regionen 

erhalten. Dieses Delta darf nicht noch grºÇer werden. 

Meine lieben Freunde aus dem Leipziger Raum, bei 

Betrachtung der wirtschaftlichen Situation in der Region 

Leipzig zeigt sich im ¦brigen beispielhaft, dass die 

Heranziehung des BIP pro Einwohner f¿r die Einordnung 

von Regionen in die EU-Fºrderung den lokalen Beson-

derheiten einfach nicht abschlieÇend gerecht wird. Zum 

einen bedeutet der Ansatz f¿r Regionen, die mit ihrem 

BIP pro Kopf genau bei bzw. knapp ¿ber 90 % liegen, 

eine extreme Schlechterstellung gegen¿ber Regionen, die 

knapp unter dieser Schwelle stehen. Hier stellen sich 

bereits Fragen der VerhªltnismªÇigkeit und sogar der 

Fairness. 

Aber auch aus objektiven Gr¿nden ist es nicht hinnehm-

bar, dass die Region Leipzig so extrem anders als die 

anderen Regionen des Freistaates behandelt werden soll. 

In der Region Leipzig gibt es ungeachtet hervorragender 

Entwicklungen in vielen Bereichen, besonders im Wis-

senschafts- und Forschungsbereich, immer noch erhebli-

che strukturelle und wirtschaftliche Probleme. Zum 

Beispiel fehlt es nach wie vor an einer breiten mittelstªn-

dischen Wirtschaft. Die Arbeitslosen- und Langzeitar-

beitslosenquoten liegen im Bereich Leipzig regelmªÇig 

¿ber dem Landesdurchschnitt. Wenn jetzt auch noch ein 

massiver Einschnitt bei der EU-Fºrderung dazukªme, 

wªre dies ein erheblicher R¿ckschritt f¿r die Bem¿hun-

gen, die hier bestehenden Defizite jetzt bereits aufzuho-

len. Unter Umstªnden hªtte diese Entwicklung sogar zur 

Folge, dass sich die wirtschaftliche Leistung in der 

Region Leipzig wieder verschlechtert und damit in 

Zukunft ein hºherer Fºrderbedarf erforderlich wªre. Dies 

kann aber keiner wollen. 

Wir begr¿Çen es daher, dass der Ausschuss f¿r regionale 

Entwicklung des Europªischen Parlaments Mitte Juli bei 

den Verhandlungen ¿ber die vorgelegten Verordnungs-

entw¿rfe f¿r die Strukturfonds beschlossen hat, dass auch 

die Phasing-out-Regionen in dieses Sicherheitsnetz 

aufgenommen werden. Dies ist f¿r uns der richtige Weg. 

Wir bitten daher die Staatsregierung, in ihren Bem¿hun-
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gen nicht nachzulassen, hier eine f¿r den Freistaat Sach-

sen akzeptable Lºsung zu erreichen. 

Ein weiterer Punkt bietet in diesem Zusammenhang 

Anlass zur Sorge. Er betrifft die Vorschlªge zur Kofinan-

zierung. Unstrittig ist, dass das Kofinanzierungsprinzip 

auch zuk¿nftig ein zentraler Bestandteil der EU-

Fºrderung bleiben muss. Aktuell werden  nderungen 

diskutiert, die zwar f¿r die Regionen Dresden und Chem-

nitz weiter Kofinanzierungshºchstsªtze bedeuten w¿rden, 

aber ï und das ist der Punkt ï je nach Entwicklung f¿r 

den Raum Leipzig eine bis zu 25 % hºhere Kofinanzie-

rungsquote als f¿r den restlichen Teil des Freistaates nach 

sich ziehen w¿rde. Dies wªre ein massiver Nachteil f¿r 

die Entwicklung der Region Leipzig. Es m¿sste damit 

gerechnet werden, dass vor Ort dringend erforderliche 

Strukturfondsmittel nicht mehr kofinanziert und damit 

nicht mehr abgerufen werden kºnnten. 

Wir unterst¿tzen daher ausdr¿cklich die Bem¿hungen der 

Staatsregierung, die Kofinanzierungssªtze von 75 % f¿r 

alle Regionen des Freistaates Sachsen zu erreichen. Ich 

glaube, das ist eine richtige und vern¿nftige Position, dort 

in die Diskussion in Europa zu gehen. Mºgliche Reduzie-

rungen auf EU-Ebene d¿rfen nicht durch Absenkung der 

EU-Kofinanzierungssªtze aufgefangen werden. 

Lassen Sie mich nochmals eines deutlich machen: Es darf 

nicht dazu kommen, dass die Region Leipzig nicht in das 

Sicherheitsnetz aufgenommen wird und gleichzeitig auch 

noch die sp¿rbare Verschlechterung bei den zuk¿nftigen 

Kofinanzierungsregelungen erfªhrt. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Deshalb m¿ssen wir alles tun, um dies zu vermeiden. 

Es gibt aber noch eine Reihe anderer Punkte in den 

Vorschlªgen der Kommission, mit denen wir uns kritisch 

auseinandersetzen m¿ssen. So beabsichtigt die Kommis-

sion, durch den Einsatz von Konditionalitªten die Umset-

zung der Kohªsionspolitik effizienter zu gestalten. Neben 

Bedingungen, die bereits erf¿llt sein m¿ssen, bevor die 

Fondsmittel ausgezahlt werden, soll es Bedingungen 

geben, die wªhrend der laufenden Fºrderung erf¿llt sein 

m¿ssen. Daneben sollen 5 % der jeweiligen Fondsmittel 

zur¿ckbehalten und nach einer Halbzeitleistungs¿berpr¿-

fung jenen Mitgliedsstaaten zugewiesen werden, deren 

Programme die Etappenziele erreichen. Eine Verfehlung 

kann sogar zu einer vºlligen Streichung der Mittel f¿hren. 

Selbstverstªndlich muss die Ausgabe von Fºrderungen 

von Bedingungen abhªngig gemacht werden, um eine 

effektive Nutzung der Fºrdermittel zu gewªhrleisten. Dies 

muss auch nach Umsetzung der Investition ¿berpr¿fbar 

sein. 

Andererseits muss auch eine entsprechende Planungssi-

cherheit f¿r die Durchf¿hrung der Fºrderprojekte beste-

hen. Es kann nicht sein, dass unter Umstªnden wªhrend 

eines laufenden Projektes die EU-Finanzierung eingestellt 

oder verªndert wird. Das sind die derzeitigen Planungen, 

und ich gehe davon aus, dass das aus fachlicher Sicht von 

uns nur abgelehnt werden kann. Es ist nicht akzeptabel, 

dass wªhrend des laufenden Projekts durch wiederholte 

Berichtspflichten und sich daran anschlieÇende ¦berpr¿-

fungen neue b¿rokratische H¿rden geschaffen werden. 

Dies hemmt die potenzielle Bereitschaft zur Durchf¿h-

rung von Projekten und sorgt f¿r Unsicherheit wªhrend 

der jeweils laufenden Projektphase. Die von der Kommis-

sion behauptete Verwaltungsvereinfachung kann man hier 

jedenfalls auf keinen Fall erkennen. Aus unserer Sicht 

muss hier deutlich nachgebessert werden. 

Weiter plant die Kommission, eine makroºkonomische 

Konditionalitªt einzuf¿hren. Hierdurch soll eine engere 

Verbindung zwischen der Kohªsionspolitik auf der einen 

und der europªischen Wirtschaftspolitik auf der anderen 

Seite erreicht werden. Die Wirkung von Strukturfondsmit-

teln solle nicht durch unsolide Haushaltspolitik geschmª-

lert werden ï so die ¦berlegung. In derartigen Fªllen soll 

auch hier unter Umstªnden die Finanzierung der Projekte 

wªhrend der Projektphase ausgesetzt werden. Allerdings 

wªre die Konsequenz dieser Regelung, dass der regionale 

Einsatz von EU-Strukturfonds durch sachferne Bedingun-

gen, auf die regional keiner Einfluss nehmen kann, 

beeinflusst w¿rde. Deshalb lehnen wir auch diese makro-

ºkonomischen Auflagen ab. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Dies sieht der Ausschuss f¿r regionale Entwicklung des 

Europªischen Parlaments offensichtlich genauso. Jeden-

falls ist im Juli 2012 ein entsprechender Beschluss gefasst 

worden. Hieran haben die sªchsischen Abgeordneten im 

Europªischen Parlament maÇgeblich mitgewirkt. Deshalb 

an dieser Stelle auch mein Dank an alle EU-Abgeordneten 

aus dem Freistaat Sachsen, die sich daf¿r eingesetzt 

haben. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und vereinzelt bei den LINKEN) 

Sªchsische Interessen, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, sind auch massiv von den Planungen der EU-

Kommission f¿r eine starre Vorgabe f¿r die Verwendung 

der Strukturfonds ber¿hrt. So sollen Mittel in festgelegten 

Quoten f¿r vorgegebene Investitionsbereiche und festge-

legte Prioritªten eingesetzt werden. F¿r Sachsen w¿rde 

diese Regelung bedeuten, dass ein groÇer Umfang der 

Strukturfonds gebunden wªre und damit auch ein GroÇteil 

der jetzigen Flexibilitªt der sªchsischen Fºrderung verlo-

ren ginge. Wir lehnen diesen Antrag ab. Gerade die 

kleinen und mittelstªndischen Unternehmen, das Hand-

werk und Selbststªndige brauchen Flexibilitªt in der 

Planung ihrer Investitionen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Sicherlich ist die grundsªtzliche Konzentration auf 

Schwerpunkte wie KMU, Wettbewerbsfªhigkeit, For-

schung und Entwicklung sowie Bildung sinnvoll. Ziel 

kann aber nicht sein, dass jetzt durch die Hintert¿r eine 

zentrale Lenkung der Fonds aus Br¿ssel eingef¿hrt 

werden soll. 
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Wir sollten auch gerade in der Kohªsionspolitik darauf 

achten, dass das Subsidiaritªtsprinzip weiter konsequent 

umgesetzt wird. Die Entscheidung dar¿ber, welche 

Prioritªten im Detail hierbei gesetzt werden, muss vor Ort 

getroffen werden. Die Planungen der Kommission w¿r-

den im Ergebnis bedeuten, dass der bisherige erfolgreiche 

dezentrale Ansatz der Mittelverwendung faktisch weitest-

gehend abgeschafft w¿rde. Die regionalen Partner kºnnen 

ihrer Verantwortung aber viel besser gerecht werden, 

wenn sie Gestaltungsspielraum und Eigenverantwortung 

beim Einsatz der Fºrderung haben. 

Beispielhaft mºchte ich in diesem Zusammenhang auf die 

Vorschlªge zur Fºrderung im KMU-Bereich eingehen, die 

zeigt, wohin eine zentrale Steuerung f¿hren w¿rde. Nach 

den jetzigen Vorstellungen der Kommission wird die 

Fºrderung von GroÇunternehmen nahezu ausgeschlossen. 

Die KMU, die kleinen und mittelstªndischen Unterneh-

men, sind die St¿tze der sªchsischen Wirtschaft, die 

gestªrkt und weiter ausgebaut werden soll. Einschrªnkun-

gen aber auch f¿r die groÇen Unternehmen in der Fºrde-

rung kºnnen wir nicht hinnehmen. Gleichzeitig darf dies 

auf der anderen Seite nicht dazu f¿hren, dass die Fºrde-

rung von GroÇunternehmen praktisch nicht mehr oder nur 

noch zu erschwerten Bedingungen stattfinden kann. Das 

ist nicht von sªchsischem Interesse. 

Gerade hier im Freistaat Sachsen gibt es ¿berzeugende 

Beispiele daf¿r, welche wirtschaftlichen Erfolge durch die 

Ansiedlung von GroÇunternehmen erzielt worden sind. 

Ich nenne stellvertretend Dresden mit der Chipindustrie 

oder Leipzig und Zwickau mit der Automobilbranche. 

Neben der direkten Schaffung einer erheblichen Anzahl 

von Arbeitsplªtzen hat sich eine Vielzahl von kleinen und 

mittleren Unternehmen im Umfeld oder als Vertrags-

partner, die direkte oder indirekte Verbindung mit diesen 

Industriekernen haben, gebildet. Nicht zu vergessen auch 

die Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen in 

diesem Umfeld. Deshalb muss diese erfolgreiche Politik, 

unterst¿tzt durch entsprechende MaÇnahmen, auch 

weiterhin mºglich sein und darf nicht durch zentrale 

Vorgaben behindert werden. 

Auf einen anderen Aspekt mºchte ich kurz eingehen. Die 

demografische Entwicklung im Land wird uns in den 

nªchsten Jahren noch stªrker beschªftigen. Sie wissen 

alle, dass sich in einigen Regionen des Freistaates zuk¿nf-

tig erhebliche, durch die ung¿nstige Bevºlkerungsent-

wicklung bedingte Probleme ergeben werden. Deshalb 

m¿ssen wir mit neuen Ideen und besseren MaÇnahmen 

gegensteuern. Daf¿r brauchen wir auch die Unterst¿tzung 

durch den stªrkeren Einsatz von EU-Strukturfonds und 

anderen EU-Mitteln. Hierdurch kºnnen Probleme wie der 

Erhalt oder die Anpassung der Siedlungs- und Infrastruk-

tur ï was eine Herausforderung der nªchsten dreiÇig Jahre 

werden wird ï oder auch der wichtige Teil der Weiterbil-

dung der Fachkrªfte besser bewªltigt werden. Die hierzu 

vorliegenden Vorschlªge der Kommission reichen aber 

bisher nicht aus. 

Lassen Sie mich abschlieÇend noch auf die internationale 

Zusammenarbeit mit unseren tschechischen und polni-

schen Nachbarn eingehen. Sachsen spielt hierbei aufgrund 

seiner Grenzlage nach wie vor eine wichtige Rolle. Wir 

sind in der Verantwortung, die Zusammenarbeit mit der 

Tschechischen Republik und der Republik Polen weiter 

auszubauen. Wir sind aufeinander angewiesen. Staats-

grenzen d¿rfen f¿r die Bewªltigung gemeinsamer Prob-

leme keine Hindernisse mehr sein. Gegen Autodiebe 

m¿ssen Staatsgrenzen selbstverstªndlich mehr Hindernis-

se darstellen. 

F¿r die Zusammenarbeit mit unseren Nachbarlªndern ist 

die Erkenntnis wichtig ï das hat auch die Vergangenheit 

gezeigt ï, dass sich viele Probleme nur grenz¿berschrei-

tend lºsen lassen. Deshalb muss auch zuk¿nftig sicherge-

stellt werden, dass die Mittel f¿r die grenz¿berschreitende 

Zusammenarbeit auf einem hohen Niveau zur Verf¿gung 

stehen. Grenz¿berschreitende Zusammenarbeit, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, ist gelebtes Europa vor 

Ort, und das muss ausgebaut werden. Bei der Erarbeitung 

der Regeln f¿r die kommende EU-Fºrderperiode 2014 bis 

2020 m¿ssen sªchsische Interessen sowohl gegen¿ber der 

EU als auch gegen¿ber dem Bund weiter intensiv geltend 

gemacht werden. 

Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung zu dem vorliegen-

den Antrag, um ein klares und deutliches Signal an die 

EU-Kommission zu senden und der Staatsregierung 

gleichzeitig die nºtige Unterst¿tzung des Sªchsischen 

Landtags f¿r die bevorstehenden schwierigen und aufop-

ferungsvollen Verhandlungen auf europªischer Ebene und 

auf Bundesebene zu geben. 

Ich bedanke mich sehr herzlich, meine Damen und 

Herren, f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Nªchs-

ter Redner in der allgemeinen Aussprache: Herr Herbst 

f¿r die FDP-Fraktion. 

Torsten Herbst, FDP: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Wenn es um Geld geht, 

rufen selbstverstªndlich alle: ĂWir wollen etwas davon!ñ 

Genauso ist es auf europªischer Ebene. Die Mittel werden 

neu verteilt ï nicht nur zwischen den Lªndern, sondern 

auch zwischen den Regionen ï und da kªmpft jeder f¿r 

seine Interessen ï wir als Sachsen selbstverstªndlich f¿r 

unsere Interessen, das ist vºllig klar. Wir sollten aber bei 

der gesamten Diskussion auch nicht vergessen, dass wir 

ein ganzes St¿ck vorangekommen sind, auch dank der 

Unterst¿tzung der EU. 

Wenn wir auf den Weg Sachsens seit 1989 schauen, dann 

kºnnen wir feststellen, dass Wohlstand und Lebensquali-

tªt erheblich zugenommen haben. Uns ist es gelungen, 

eine ganze Reihe von Unternehmen neu anzusiedeln und 

andere ï einheimische ï bei ihrem Wachstum zu unter-

st¿tzen. Uns ist es gelungen, Hochschulen zu sanieren, 
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Schulen zu sanieren, StraÇen zu bauen, und uns ist es 

gelungen, Menschen in Arbeit zu bringen, die vorher 

keine Chance hatten, ein sicheres Einkommen zu erzielen. 

All das auch dank der Unterst¿tzung der Europªischen 

Union. F¿r diese Unterst¿tzungsleistungen, f¿r diese 

Mittel sind wir dankbar. 

(Beifall bei der FDP, der CDU 

und der Staatsregierung) 

Wenn man das in Zahlen ausdr¿ckt, dann sind das rund 

11 Milliarden Euro. Wer unseren Landeshaushalt kennt, 

der weiÇ, dass das kein Pappenstiel ist. 

Ich will aber auch hinzuf¿gen ï das unterscheidet uns als 

Freistaat vielleicht von manch anderer Region ï: F¿r uns 

ist die Fºrderung keine Daueralimentierung; Fºrderung ist 

f¿r uns Hilfe zur Selbsthilfe. Als solche begreifen wir die 

Unterst¿tzung der EU. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der CDU) 

Deshalb werden die EU-Mittel nicht verkonsumiert, 

sondern klug investiert. Das ist unser Ansatz. Das trªgt zu 

unserem Ziel bei, dass wir im Jahr 2020 auf eigenen 

F¿Çen stehen wollen. Wir wissen, dass wir danach ver-

mutlich kaum noch EU-Fºrdermittel bekommen werden. 

Aber von Fºrderung unabhªngig zu sein ist kein Drama, 

meine Damen und Herren, das ist unser Ziel. 

Es bleibt noch einiges zu tun. Wir m¿ssen ohne Frage 

stªrker werden, unsere Wirtschaft muss noch leistungsfª-

higer werden, wir m¿ssen uns insgesamt internationaler 

aufstellen ï von der Ausbildung ¿ber Forschung bis hin 

zum Export. Es bleibt also noch eine ganze Menge zu tun. 

Es geht um Wirtschaftswachstum, es geht um Forschungs-

intensivierung, es geht um benachteiligte Gruppen, die 

immer noch Schwierigkeiten haben, auf dem ersten 

Arbeitsmarkt FuÇ zu fassen, und es geht um die Moderni-

sierung der Infrastruktur. Der Schl¿ssel zum Erfolg f¿r 

Sachsen sind Wettbewerbsfªhigkeit und Innovationskraft. 

Genau daf¿r brauchen wir auch in der neuen Fºrderperio-

de noch die Unterst¿tzung der EU. 

Mein Vorredner hat einige Probleme angesprochen, weil 

die Unterst¿tzung auf der einen Seite gut ist, aber wir 

sehen auch Schwierigkeiten. Wenn uns beispielsweise die 

EU vorschreibt, dass wir 40 % der Mittel f¿r den Bereich 

ESF einsetzen m¿ssen, ist es aus unserer Sicht falsch, 

Regionen an die starren Vorgaben zu binden. Der Weg, in 

unterschiedlichen Regionen Leistungsfªhigkeit und 

Wettbewerbsfªhigkeit zu gewinnen, kann vºllig unter-

schiedlich sein. Am Ende m¿ssen wir uns am Ziel und 

dessen Erreichung messen lassen. Deshalb kann das eben 

auch bedeuten, dass wir sinnvollerweise mehr im EFRE 

investieren und weniger im ESF, weil wir nicht mehr die 

Arbeitsmarktprobleme der Vergangenheit haben, aber 

noch einen enormen Investitionsbedarf. Ich finde es 

schade, dass die EU hier alle ¿ber einen Leisten schert. 

Ich glaube, das entspricht nicht dem Anspruch, Vielfalt in 

Europa zu fºrdern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï  

Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

ï In der Tat, Europa ist auch eine Wertegemeinschaft, 

Kollege Lichdi. Wir sind uns, glaube ich, ziemlich einig, 

dass ein Teil der Probleme, die wir heute haben, auch 

daraus resultiert, dass zu oft zentralistisch vorgegangen 

wird und man nicht schaut, was wir tun kºnnen, um eine 

bestimmte Region zu stªrken, um sie wettbewerbsfªhig zu 

machen. 

Die Probleme in Spanien mit einer Jugendarbeitslosigkeit 

von 50 % sind nun einmal anders als in Sachsen. Das liegt 

doch auf der Hand. 

(Enrico Stange, DIE LINKE:  

Die haben noch viele Jugendliche!) 

Meine Damen und Herren! Wir m¿ssen sicher auch 

¿berlegen, wie man die Verfahren vereinfachen kann. Der 

Aufwand, den wir bei der Abwicklung der EU-Fºrder-

programme betreiben, ist nicht nur f¿r diejenigen, die 

Antrªge stellen, sondern auch f¿r die Verwaltung immens. 

Nun verstehe ich auch, dass die EU skeptisch ist. Wir 

haben unsere Erfahrungen mit gewissen Lªndern gesam-

melt, wo es unter Umstªnden Veruntreuung von EU-

Fºrdermitteln gibt. Aber man muss, glaube ich, eine 

gesunde Mitte finden, dass man den Lªndern, die das 

Verfahren im Griff haben, die in der Lage sind, die Fºr-

dermittel ordentlich auszugeben, vielleicht nicht dieselben 

Bandagen anlegt wie denjenigen, die immer wieder 

verdªchtig sind, die Mittel falsch auszugeben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU 

und der Staatsregierung) 

Ich glaube, wir m¿ssen uns Gedanken zum Thema Beihil-

ferecht machen, und zwar insbesondere f¿r den Bereich, 

bei dem wir innereuropªisch nicht im Wettbewerb stehen, 

wenn wir an die Chipindustrie denken. Dort konkurriert 

nicht Dresden, Sachsen, Deutschland mit Regionen in 

Spanien oder England. In dieser Branche gibt es nur noch 

einige wenige Kerne in Europa, die am Weltmarkt mit-

spielen. Wir konkurrieren mit subventionierten Standorten 

in Asien und den USA. Hier muss man sich als Europªi-

sche Union strategisch ¿berlegen: Wollen wir gewisse 

Industrien hier halten oder nicht? Da muss man auch die 

Beihilfestrategien ¿berlegen, obwohl ich sonst ï das sage 

ich auch ganz klar ï ein Verfechter des Wettbewerbsrech-

tes bin; denn ich glaube, der europªische Rahmen im 

Wettbewerbsrecht hat dazu gef¿hrt, dass wir tatsªchlich 

einen europªischen Binnenmarkt haben, auf dem nach 

denselben Regeln gespielt wird. 

Die grºÇte Herausforderung f¿r Sachsen ist neben der 

allgemeinen Finanzausschreibung die schon angesproche-

ne Region Leipzig. In Leipzig kªmpfen wir darum, dass 

wir das Sicherheitsnetz, das ungefªhr zwei Drittel der 

bisherigen Mittel sichert, auch f¿r Leipzig erreichen. Hier 

sind wir ein ganzes St¿ck vorangekommen. Aber wir 

wissen auch, dass das Ziel noch lªngst nicht sicher und 

noch nicht erreicht ist. 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 62. Sitzung 26. September 2012 

 6244 

Ich mºchte aber ausdr¿cklich all denjenigen Dankeschºn 

sagen, die auf den verschiedenen Ebenen in Gesprªchen 

und Verhandlungen dazu beigetragen haben, dass der 

sªchsischen Position, die nicht einfach ist, weil es leider 

nicht viele Regionen in Europa gibt, die in derselben 

Situation wie Leipzig sind, Gehºr verschafft wurde. Dank 

zunªchst an die Staatsregierung und unseren Europami-

nister. Ich mºchte allen sªchsischen Europaabgeordneten 

danken, die alle auf ihren Ebenen gekªmpft und offensiv 

auf den europªischen Ebenen, auch auf der Bundesebene 

f¿r unsere Position geworben haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Die Zwischenergebnisse, meine Damen und Herren, 

kºnnen sich durchaus sehen lassen. Ich hºre es auch von 

unseren europªischen Partnern, dass die Bundesregierung 

die sªchsischen Interessen in den Verhandlungen mit den 

anderen europªischen Staaten offensiv vertritt. 

(Dr. Monika Runge, DIE LINKE: 

Das ist nicht wahr!) 

ï Doch, das ist so! 

(Dr. Monika Runge, DIE LINKE: Nein!) 

Die zypriotische EU-Ratsprªsidentschaft wurde durch 

unseren Europaminister ¿ber das sªchsische Problem 

informiert. Ich glaube, auch dort hatte man Verstªndnis 

f¿r unsere Situation. Der entsprechende EU-

Parlamentsausschuss hat sich in einem Beschluss zu 

unserer Position bekannt. Das sind alles wichtige Zwi-

schenziele. Ich bin sehr optimistisch, dass wir mit dieser 

Unterst¿tzung auch das Endziel bei der Verteilung der 

Mittel erreichen. 

Meine Damen und Herren! Uns geht es nicht darum, f¿r 

alle Ewigkeit Subventionen zu bekommen. Wir wollen 

europªische Fºrdermittel, um unsere Wettbewerbsfªhig-

keit zu steigern. Wir wollen europªische Fºrdermittel, um 

hier Wachstum zu generieren, damit wir am Ende auf 

eigenen Beinen stehen. Wir wollen eine der europªischen 

Regionen sein, die zeigt, dass man den Strukturwandel 

positiv gestalten kann, dass man den ¦bergang von einer 

sozialistischen Planwirtschaft in eine wettbewerbsfªhige 

und attraktive Marktwirtschaft schafft. Daf¿r kªmpfen 

wir. Deshalb bitte ich um Zustimmung zu unserem An-

trag. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Die 

nªchste Rednerin f¿r die Fraktion DIE LINKE ist Frau 

Meiwald. Sie haben das Wort. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Was soll ich sagen? ï Zum 

wiederholten Mal in dieser Legislaturperiode reden wir 

¿ber das wichtige Thema der europªischen Fºrderpolitik. 

Das an sich ist gut und richtig so, da ï Herr Schiemann 

hat das lange ausgef¿hrt ï europªische Fºrdermittel f¿r 

den Freistaat und alle seine Kommunen wichtig sind. 

Meine Damen und Herren! Das ist dann auch schon alles, 

was man an Ihrem Antrag lobend hervorheben kann. Ich 

mºchte ganz deutlich sagen: Die Rede von Herrn  

Schiemann war viel besser als Ihr Antrag und auch als die 

Antwort der Staatsregierung. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Wir haben es also heute hier mit einem Antrag der Koali-

tion zu tun, der die Staatsregierung ersucht, sich unter 

anderem weiterhin daf¿r einzusetzen, dass alle Regionen 

und hier eben auch die Region Leipzig in das Sicherheits-

netz einbezogen werden sollen, dass die starren Anteile 

der Mittelverwendung flexibler gehandhabt und zum 

Beispiel die regionalen Erfordernisse ausreichend ber¿ck-

sichtigt werden, um nur einige der 19 Punkte aus Ihrem 

Antrag aufzugreifen. 

Meine Damen und Herren! Dass sich unsere Staatsregie-

rung auf allen Ebenen, auf denen sie mitreden darf, daf¿r 

einsetzt, dass die sªchsischen Regionen weiterhin und 

ausreichend von europªischem Geld profitieren, halte ich 

f¿r eine Selbstverstªndlichkeit. 

(Beifall bei den LINKEN ï Dr. Monika Runge, 

DIE LINKE: Ich auch!) 

Bei aller Kritik an Europaminister Martens: Ich erwarte, 

dass er und seine Kollegen der Regierung genau das tun, 

wof¿r sie einmal den Amtseid abgelegt haben, nªmlich 

Schaden vom Freistaat Sachsen abzuwenden. 

(Beifall bei den LINKEN) 

In der Antwort der Staatsregierung lesen wir, dass sie sich 

nun tatsªchlich ï wie nicht anders zu erwarten ï f¿r das 

Sicherheitsnetz und die Einbeziehung Leipzigs einsetzt, 

dass sie die starren Festlegungen von Quoten f¿r die 

Fonds und die Einf¿hrung einer leistungsgebundenen 

Reserve ablehnt. 

Zudem verweist sie auf das Positionspapier der deutschen 

Lªnder zum Stand der Verhandlungen ¿ber den Finanz-

rahmen und die Kohªsionspolitik der EU nach 2013 sowie 

die Bundesratsbeschl¿sse vom Dezember letzten und Juni 

dieses Jahres. Im Positionspapier heiÇt es, dass die Kohª-

sionspolitik ein wesentlicher Beitrag zur Reduzierung 

wirtschaftlicher, sozialer, territorialer und ºkologischer 

Ungleichgewichte in der Europªischen Union leistet, und 

ï wie auch sonst ï weiter leisten muss, dass es bei einer 

angemessenen Mittelausstattung der Kohªsionspolitik 

bleiben muss und bei nºtigen K¿rzungen die Struk-

turfonds eben nicht ¿berproportional betroffen sein 

d¿rfen. Das Papier mahnt an, dass sich die Bundesregie-

rung f¿r ihre Lªnder bei der EU einsetzt und nicht von 

den bisher ausgehandelten Positionen abr¿ckt. 

Ja, meine Damen und Herren, auch davon ging ich einmal 

aus. Aber die Bundesregierung scheint sich nicht wirklich 

f¿r die Interessen ihrer Lªnder einzusetzen. Statt f¿r eine 

ausreichende Mittelausstattung zu streiten, forderte sie 

vorgestern die Absenkung der Finanzvorschlªge der 

Kommission und lehnt die Einf¿hrung einer Finanztrans-
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aktionssteuer zur Stªrkung der Einnahmenseite der EU ab. 

So macht sie sich also de facto f¿r eine K¿rzung der 

Strukturfondsmittel stark. ï So viel zur Unterst¿tzung. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Stellen wir also fest, meine Damen und Herren: In der 

Diskussion mit der Bundesebene ï und nur diese ist 

wirklich Verhandlungspartner mit Br¿ssel und den ande-

ren 26 Staaten ï scheint noch eine Menge Handlungsbe-

darf zu bestehen. Aber wie sieht es dar¿ber hinaus in 

unserem Freistaat aus? 

Ein Blick auf die zum Teil kritische Situation in den Euro-

Regionen zeigt, an welchen Stellen es tatsªchlich klemmt, 

und nicht dass Sie sich jetzt wundern, dass ich das Br¿s-

seler Parkett verlasse: Sie erinnern sich doch alle ganz 

bestimmt daran, dass der grenz¿berschreitenden Zusam-

menarbeit in der kommenden Fºrderperiode eine beson-

dere Bedeutung zukommen soll. Neben einer notwendi-

gen Verstªrkung der parlamentarischen Unterst¿tzung und 

politischen Aufmerksamkeit f¿r die Euro-Regionen ist 

unter anderem auch das komplizierte und langwierige 

sªchsische Antragsverfahren und die zunehmend aus-

ufernde B¿rokratie kritisch zu hinterfragen. 

Ebenso scheint es notwendig zu sein, die Steuerung durch 

die Staatsregierung, wie sie schon einmal bestanden hat, 

wieder zu verstªrken und die Euro-Regionen in die 

Vorentscheidung effektiv einzubeziehen. Zudem sollte 

einmal genauer dargestellt werden, worin die Wirksam-

keit der B¿ros in Polen und Tschechien eigentlich besteht 

und anhand welcher Kriterien deren Effektivitªt zu 

bemessen ist. 

(Johannes Lichdi, GR¦NE: 

Versorgen von Parteifreunden!) 

Noch gravierender machen sich in meinen Augen aber das 

Fehlen eines Staatsvertrages mit Tschechien sowie das 

mangelnde Interesse der Staatsregierung an der Umset-

zung eines europªischen Verbundes mit Blick auf die 

territoriale Zusammenarbeit bemerkbar. Hierzu wird der 

seit einigen Tagen vorliegende Antrag von SPD und 

GR¦NE ï 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

ï Herr Lichdi, der Antrag von SPD und GR¦NE ï deutli-

cher. 

(Beifall der Abg. Kristin Sch¿tz, FDP) 

Meine Damen und Herren von der Staatsregierung! Ich 

frage Sie: Welche Hindernisse sehen Sie bei der Errich-

tung eines solchen Verbundes, der unter anderem der 

besseren Koordinierung der Programmabwicklung dienen 

soll? Herr Kupfer ï vorhin hat er den Innenminister 

gespielt, nun ist er weg ï; Herr Kupfer, sicherlich ist es 

eine groÇe Ehre, dass unsere tschechischen Nachbarn 

auch k¿nftig die Verantwortung f¿r die Planung und 

Koordinierung in der kommenden Fºrderperiode in 

sªchsischer Hand sehen. Was also spricht gegen eine 

vertragliche Ausgestaltung? 

Meine Damen und Herren! Eigentlich m¿ssten Sie sich 

einigen drªngenden Fragen stellen wie zum Beispiel: 

Welchen Umsetzungsstand haben grenz¿berschreitende 

Entwicklungskonzepte? Besitzen die derzeit zur Verf¿-

gung stehenden Planungsinstrumente grenz¿berschreiten-

de Kompatibilitªt? Welche Schlussfolgerungen haben Sie 

aus der sªchsisch-tschechischen Grenzraumstudie gezo-

gen? Leisten die Verbindungsb¿ros ï ich sprach davon ï 

tatsªchlich das, wof¿r sie eingerichtet wurden? 

Nicht nur die grenz¿berschreitende Zusammenarbeit mit 

unseren polnischen und tschechischen Nachbarn sollte 

kritisch beleuchtet werden. Wie steht es mit der bundes-

lªnder¿bergreifenden Zusammenarbeit? Kºnnen in Ihren 

Augen die Staatsvertrªge aus den Neunzigerjahren mit 

Sachsen-Anhalt und Th¿ringen tatsªchlich noch ihre 

Aufgaben erf¿llen? Wie gestaltet sich die Zusammenar-

beit mit Brandenburg ï vor allem entlang der polnischen 

Grenze? Reichen dazu gemeinsame Kabinettssitzungen 

oder bedarf es nicht eines intensiveren Austauschs oder 

einer noch stªrkeren Koordinierung? 

Vor Monaten hatte ich schon einmal auf die nicht kompa-

tiblen Fºrderrichtlinien zwischen den einzelnen Bundes-

lªndern hingewiesen. Auch hierbei reden wir von europªi-

schem Geld. Eine Harmonisierung bei ILE und LEADER 

ist leider auch nicht in Sicht. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen, dass es noch eine 

Menge zu tun gibt ï vor allen Dingen im eigenen Land. 

Wenn ï Herr Martens, wie Sie es sagen ï der Freistaat 

nicht dauerhaft auf Strukturfonds angewiesen sein will ï 

Ihr Kollege Herbst hat das mit der Daueralimentierung 

noch einmal unterstrichen ï und das Maximale an Fºrde-

rung f¿r die Sªchsinnen und Sachsen erreicht werden soll, 

muss seitens der Staatsregierung mehr getan werden, als 

sich daf¿r einzusetzen, dass alles noch einmal gut geht. 

Um es deutlich zu sagen: Letztlich wird der EU-Gipfel im 

November eine Entscheidung bringen. Der Streit um das 

Geld zwischen den EU-Staaten ist in vollem Gange. 

Meine Damen und Herren! Sie m¿ssen heute und hier 

daf¿r sorgen, dass der Freistaat und seine Kommunen 

optimal auf die kommende Fºrderperiode vorbereitet 

sind. Ob Sie diesem Anspruch der effektiven regionalen 

Umsetzung von Fºrderpolitik wirklich schon gerecht 

werden, lªsst sich dem Antrag und der Stellungnahme der 

Staatsregierung leider nicht entnehmen und kann bezwei-

felt werden. 

Aus diesem Grund m¿ssten wir Ihren Antrag eigentlich 

ablehnen. Weil uns aber auch die sªchsischen Interessen 

am Herzen liegen, enthalten wir uns der Stimme. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN ï 

Johannes Lichdi, GR¦NE: Nein! Nein! 

Das kann man doch ablehnen!) 

ï Nein. 
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(Marko Schiemann, CDU: 

Sªchsische Interessen, Herr Kollege! ï 

Torsten Herbst, FDP: Die sind ihm fremd!) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Wir fahren in der allgemeinen Aus-

sprache fort. F¿r die SPD-Fraktion hat als nªchster 

Redner Herr Jurk das Wort. 

Thomas Jurk, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Der vorliegende Antrag von 

CDU und FDP befasst sich mit den Verordnungsentw¿r-

fen der EU-Kommission vom 6. Oktober 2011. Seitdem 

wurde dieser Entwurf im EU-Parlament beraten. Parallel 

dazu hat sich auch der Bundesrat ï die Lªnderkammer ï 

damit befasst. 

Ich erinnere insbesondere an die in der Antwort der 

Staatsregierung dargestellten Befassungen des Bundesra-

tes vom 16. Dezember 2011 und 15. Juni 2012. Die 

Koalitionsfraktionen haben diesen Antrag im Juni gestellt, 

als eigentlich die Messen bereits gelesen waren. Ich will 

das nicht kritisch sehen, ich mºchte aber darauf hinwei-

sen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was man uns 

vºllig unterschlªgt, ist Folgendes: Wenn am 12. Juli 

dieses Jahres die Antwort an den Landtag auf die Punkte 

der Koalitionsfraktionen versendet wird und die wichtige 

Entscheidung des Europªischen Ausschusses f¿r regionale 

Entwicklung vom Tag davor ï 11. Juli ï keinen Nieder-

schlag in der Antwort der Staatsregierung findet, verwun-

dert mich dies. 

Was ist geschehen? In langwierigen und schwierigen 

Sitzungen des Regionalausschusses des Europaparlaments 

konnte erreicht werden, dass Leipzig in das Sicherheits-

netz aufgenommen wurde und damit in der Fºrderung mit 

den Regionen Dresden und Chemnitz gleichgestellt 

werden soll. Die Region soll damit zwei Drittel der 

bisherigen Fºrderhºhe erhalten. Meine Damen und 

Herren, das ist ein groÇer Erfolg f¿r alle Abgeordneten, 

die gekªmpft haben. Ich gestatte mir den folgenden 

Hinweis: Es ist auch eine Anerkennung der Berichterstat-

terin Constanze Krehl, Sozialdemokratin aus Leipzig, 

aber auch des Christdemokraten Lambert van Nistelrooy 

aus den Niederlanden. Das hat sich in der Antwort leider 

nicht niedergeschlagen. 

(Zuruf des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

ï Herr Bandmann, es ist nicht Ruud van Nistelrooy, damit 

Sie das nicht verwechseln. Das ist ein FuÇballer. 

(Vereinzelt Beifall bei der  

SPD und den GR¦NEN) 

Es ist mir wichtig darauf hinzuweisen, dass wir noch 

lange nicht am Ziel sind. Das Ziel kann nur wie folgt 

heiÇen: In der schwierigen Phase m¿ssen sich das Parla-

ment und der Europªische Rat erstmalig in der Geschichte 

am Ende gemeinsam bekennen, dass Leipzig tatsªchlich 

zu den Regionen gehºrt, die genauso wie Dresden und 

Chemnitz von der entsprechenden Kategorie partizipieren. 

Das heiÇt aber auch, dass wir betrachten m¿ssen, dass 

15 weitere europªische Regionen in den Genuss dieses 

Sicherheitsnetzes genauso wie Leipzig kommen. Das war 

bislang unklar. 

Das bedeutet, dass Leute wie der Christdemokrat Pieper 

von der CDU aus Nordrhein-Westfalen nicht dagegen sein 

d¿rfen. In allen Parteien muss man schauen, dass die 

Leute dahinterstehen. Herr Pieper sagt Folgendes ganz 

klar: Je mehr Regionen in das Sicherheitsnetz aufgenom-

men werden, desto teurer wird es. Dann lehne ich das 

Ganze ab. 

Damit bin ich bei dem entscheidenden Punkt angelangt. 

Die Kollegin Vorrednerin hat bereits darauf hingewiesen: 

Es wird am Ende auch darauf ankommen, wie viel Geld 

tatsªchlich zur Verf¿gung steht. Das wissen wir momen-

tan nicht. Wir stehen momentan vor der Entscheidung, 

dass es im November dieses Jahres einen Sondergipfel der 

EU-Regierungschefs geben wird. In diesem werden 

sicherlich wichtige Pflºcke eingeschlagen. Jedoch werden 

wir es nicht vor dem Fr¿hjahr des nªchsten Jahres wissen. 

Nun mºchte ich auf den Antrag als solchen eingehen. 

Lieber Markus Schiemann, ich war nach dem Redebeitrag 

fast geneigt zu sagen, wir stimmen dem Antrag zu. Jedoch 

war das nur nach deinem Redebeitrag der Fall. Der Antrag 

als solcher weicht erheblich von dem ab, was du uns 

gesagt hast. 

Ich mºchte darauf hinweisen, dass der Antrag sehr tech-

nokratisch abgefasst ist. Ich mºchte ein Beispiel daf¿r 

anbringen: In Punkt 14 von 19 steht, dass sich die Staats-

regierung weiterhin daf¿r einsetzen solle, dass ï so 

wºrtlich ï Ăauch Investitionen in die Sicherung der 

Nachhaltigkeit von innovativen Bildungsstrukturen vor 

dem Hintergrund demografischer Verªnderungen gefºr-

dert werden kºnnenñ. 

(Johannes Lichdi, GR¦NE: Unbedingt! ï 

Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Dazu die Antwort der Staatsregierung: ĂInvestitionen in 

die Sicherung der Nachhaltigkeit von innovativen Bil-

dungsstrukturen bleiben gerade vor dem Hintergrund 

demografischer Verªnderungen ein wichtiges Anliegen.ñ 

Ich habe mir nahestehende Personen der Fraktion Folgen-

des gefragt: Was mag damit gemeint sein? Die erste 

Antwort lautete: bestimmt die Gemeinschaftsschule. 

(Torsten Herbst, FDP: Hª?!) 

ï Herr Herbst, Sie kºnnen es mir wahrscheinlich auch 

nicht erklªren. 

Die Staatsregierung sieht es aber positiv. Weiter heiÇt es: 

ĂDerzeit ist allerdings nicht zu erkennen, dass entspre-

chende Investitionen nicht mºglich wªren.ñ Es ist die 

hohe Kunst der Negation der Negation, meine sehr 

verehrten Damen und Herren. Herzlichen Gl¿ckwunsch 

an die, die es geschrieben haben! 

(Beifall bei der SPD und den GR¦NEN) 
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Damit wir ganz optimistisch in die Zukunft blicken, 

schreibt die Staatsregierung weiter Folgendes: Die Staats-

regierung wird in den weiteren Verhandlungen darauf 

achten, dass diesem Anliegen weiter Rechnung getragen 

wird. Herzlichen Gl¿ckwunsch! Das stimmt uns positiv. 

Die Lage ist jedoch schwierig. In dem Verordnungsent-

wurf ist viel Technik vorhanden. Es ist schon wichtig, 

¿ber die sogenannten Konditionalitªten ï zu Deutsch 

Bedingungen ï zu sprechen, nachdem die Fºrdergelder 

ausgereicht werden. Es macht f¿r meine Begriffe durch-

aus Sinn, ¿ber Ex-ante-Konditionen zu sprechen. Wir 

haben bereits jetzt eine Ex-ante-Evaluierung. Man schaut 

dabei: Wie wird die Zielerreichung tatsªchlich ¿berpr¿ft 

und mºglicherweise konditioniert? Das ist aus meiner 

Sicht nicht verkehrt. ¦brigens mºchte das EU-Parlament 

das. Der Rat und die Kommission wollen es nicht. 

Anders ist es, und da freue ich mich, Marko Schiemann, 

dass das auch die Position der CDU ist: Die makroºko-

nomischen Konditionalitªten wollt ihr nicht. Diese Hal-

tung kann ich nur bef¿rworten, weil das im Umkehr-

schluss nat¿rlich auch heiÇt, dass gerade die Regionen, 

die vielleicht unverschuldet wegen schlechter nationaler 

Politik in Schwierigkeiten gelangen, dann jene Wachs-

tumsimpulse, die ja auch von Strukturfondsmitteln ausge-

hen sollen, nicht mehr bekommen. Das ist ja pervers, das 

passt ja ¿berhaupt nicht. Insofern ist diese makroºkono-

mische Konditionalitªt an dieser Stelle falsch gedacht. 

Ein Letztes. Mir geht es darum, dass wir viel ºfter noch 

einmal ¿ber die Strategie der Staatsregierung sprechen. 

Wir kennen jetzt in etwa das, was die Europªische Union 

will. Mir ist es wichtig, dass wir in der Frage der Umset-

zung vorankommen. Wir wissen ja, dass wir es als Parla-

ment sehr schwer haben, Informationen zu bekommen. 

Die WiSos, also die Wirtschafts- und Sozialpartner, stehen 

da wesentlich besser im Stoff. Das sei ihnen auch ge-

gºnnt. Wir bekommen nat¿rlich von ihnen dann auch die 

Informationen. 

Aber ich will nur deutlich sagen: Wenn wir eine Flexibili-

tªt der europªischen Mittel bei der Ausreichung von 

Br¿ssel nach Sachsen verlangen, dann erwarte ich auch, 

dass wir in Sachsen diese Flexibilitªt gewªhrleisten. 

Wenn wir am Montag von der AG Stadterneuerung der 

sªchsischen Kommunen hºren, dass man die Fºrderaus-

reichung im Rahmen des Projektes ĂIntegrierte territoriale 

Investitionenñ eher erschweren wird, dann muss ich 

sagen: Wir d¿rfen in Sachsen nicht zusªtzliche H¿rden 

auflegen. Wir kºnnen gerne kritisieren, was in Br¿ssel 

nicht gut lªuft, aber wir sollten auch in Sachsen einen 

integrierten Ansatz verfolgen. Das heiÇt eben nicht, dass 

jedes Ministerium sein Tºpfchen bekommt, dort Geld 

rausgibt, sondern gerade auch in der Stªdtebaufºrderung 

ist es wichtig, dass alle miteinander zusammenarbeiten. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

Es gibt noch viel zu tun, und es wird sicherlich nicht die 

letzte Debatte sein. Ich hªtte mir ¿brigens auch ge-

w¿nscht, dass wir ¿ber diesen Antrag im Ausschuss 

diskutieren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Kallenbach f¿r die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE  

GR¦NEN. Frau Kallenbach, Sie haben das Wort. 

Gisela Kallenbach, GR¦NE: Danke, Herr Prªsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt nichts Schºne-

res, als dar¿ber zu streiten, wer am besten die sªchsischen 

Interessen vertritt. 

(Dr. Monika Runge, DIE LINKE: Ja!) 

Die Antragsteller nehmen das f¿r sich in Anspruch. Die 

Macht mºge mit ihnen sein. 

(Vereinzelt Beifall bei den GR¦NEN ï 

Heiterkeit bei den LINKEN und der SPD) 

Herr Schiemann, Ihre einf¿hrenden Worte in allen Ehren, 

unser Beifall hat es Ihnen gezeigt. Nur diese wirklich 

europapolitische Botschaft vermisse ich in dem Antrag 

sehr. 

(Marko Schiemann, CDU: Danke, Frau Lehrerin!) 

Richtig ist, sich f¿r eine adªquate Anschlussfinanzierung 

f¿r die Phasing-out-Regionen einzusetzen. 

(Marko Schiemann, CDU: F¿r Leipzig!) 

ï Nicht nur f¿r Leipzig, sondern f¿r alle betroffenen 

Regionen. 

(Torsten Herbst, FDP: In der Welt!) 

Alles andere ist purer Lokalpatriotismus und nicht euro-

pafªhig. Das sage ich Ihnen als Leipzigerin. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Zudem rªcht sich, dass immer noch das BIP als einziges 

Kriterium herangezogen wird, um den Entwicklungsstand 

einer Region zu beschreiben, und das vor allem durch das 

Votum von Christdemokraten und Liberalen, sei es im 

Land, sei es im Bund oder auf europªischer Ebene. Gªbe 

es weitere belastbare Kriterien, dann hªtten wir das 

Problem nicht. 

(Marko Schiemann, CDU: Nein, nein!) 

Wesentlich wichtiger als das liebe Geld sind aber die 

Inhalte. Da haben Sie eine lange Liste vorgelegt, wo Sie 

meinen, Einfluss nehmen zu wollen. Ich finde es dagegen 

gut und richtig, dass die Kommission Bedingungen f¿r 

den Mitteleinsatz definiert, gerade weil es in Europa 

sowohl im Klimaschutz, in der Forschung, beim Ressour-

cenverbrauch als auch in der Bildung erhebliche Hand-

lungsbedarfe gibt, um nur einige der Prioritªten zu nen-

nen. 
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Das Ziel, bis zum Jahr 2020 20 % weniger CO2 im Ver-

gleich zum Jahr 1990 zu emittieren, wurde von allen 

Mitgliedsstaaten beschlossen. Sie aber wehren sich gegen 

die Quote f¿r den Klimaschutz. Glauben Sie denn, die 

Emissionen sinken von allein? 2011 war das Jahr des 

hºchsten Ressourcenverbrauchs und der hºchsten Emissi-

onen. Das Eis an den Polkappen schmilzt schneller als 

bef¿rchtet. Die klimabedingten Wetterextreme nehmen 

zu. Ohne ein entschiedenes Umsteuern werden die Prob-

leme lediglich vertagt oder verschlimmert. 

(Marko Schiemann, CDU: 

Ich habe das nicht bestritten!) 

Ich bin mir sicher, eines Tages fragen uns unsere Enkel, 

warum wir mit den Millionen aus den Strukturfonds 

immer wieder neue StraÇen gebaut haben, anstatt dem 

Klimawandel zu begegnen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Sie plªdieren f¿r mehr Gestaltungsspielraum. F¿r mich 

heiÇt das im Klartext, Sie sind f¿r eine unkonditionierte 

Aufstockung des Landeshaushaltes. Ich hoffe, dass die 

EU-Institutionen dieses Spiel nicht mitmachen. 

Unsicher bin ich, wie die Antragsteller die Rolle der 

Wirtschaftslobbyisten ausf¿llen. Sie bef¿rchten, dass zu 

viel Geld im ESF verplempert wird. In Bildung zu inves-

tieren, ist jedoch Investition in die Zukunft, in die Zukunft 

von Menschen und von Unternehmen. Beiden gereicht es 

zum Vorteil, nicht mit Bildungsl¿cken, sondern leistungs-

fªhig eine Lehre aufzunehmen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Ihr Traum ist, Br¿ssel mºge dem Freistaat einen bedin-

gungslosen Scheck ¿berreichen. Ausgerechnet jene 

Parteien, die sich als Sachverwalter der Leistungsgesell-

schaft verstehen, haben f¿r Leistungskriterien nichts 

¿brig. 

(Zuruf von der CDU: Doch!) 

Zielvorgaben sind des Teufels, Konditionen ¿bel, Sankti-

onen inakzeptabel, Leistungsreserven ï nein, danke. Die 

Einhaltung von Konditionen kann man von den Griechen 

erwarten, aber doch nicht von den stolzen, selbstbestimm-

ten Sachsen. 

Ihr Antrag ist nicht nur im Politikstil von gestern, er hat 

sich auch historisch ¿berholt. Das hat Herr Jurk schon 

sehr detailliert ausgef¿hrt. Die Phase der heiÇen Einfluss-

nahme auf die Verordnungsentw¿rfe von der Lªnderebene 

¿ber den Bundesrat ist vorbei. Daher vergebe ich das 

Prªdikat Ăformal zu spªt und zudem weder europa- noch 

enkeltauglichñ. Daher m¿ssen wir leider den Antrag 

ablehnen. 

(Beifall des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Ich mºchte noch ein letztes Wort zu dem immer wieder 

bem¿hten notwendigen und richtigen B¿rokratieabbau 

verlieren. Dazu habe ich eine klare Botschaft: Fassen Sie 

sich an die eigene Nase, beginnen Sie im eigenen Haus! 

Danke. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Wir beschlieÇen die erste Runde der 

allgemeinen Aussprache mit der NPD-Fraktion. Herr 

Delle, Sie haben das Wort. 

Alexander Delle, NPD: Danke. Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Heute scheinen wir 

einen politisch denkw¿rdigen Tag zu erleben. Seit Jahren 

kritisiert die NPD-Fraktion hier im Hause die Europªische 

Union als einen Umfinanzierungs- und Fremdbestim-

mungsmechanismus zulasten deutscher und nat¿rlich 

auch sªchsischer Interessen. Genauso lange wird dies von 

allen anderen Fraktionen bestritten. Heute jedoch d¿rfen 

wir erleben, dass ausgerechnet die Koalitionsfraktionen 

hºchstselbst einen Antrag einbringen, der seitenweise 

konkrete Beispiele anf¿hrt, die unsere Kritik untermauern. 

Dieser Antrag wird heute sogar zur Diskussion gestellt, 

obwohl die Staatsregierung in ihrer Stellungnahme 

¿berdeutlich bem¿ht ist, den weitestgehenden Konsens 

mit den Antragstellern sowie ihr in diesem Sinne Tªtig-

werden darzustellen. Das soll nicht weiter wundern, weiÇ 

doch mittlerweile jeder, der seine Sinne beisammen hat, 

dass jenseits jeglicher Gewaltenteilungslogik die Antrªge 

der Koalitionsfraktionen in den Ministerien zumindest 

vorformuliert werden, um es einmal vorsichtig auszudr¿-

cken. 

Weshalb aber dieses politische Schaulaufen, meine 

Damen und Herren von CDU und FDP? Hªtte man sich 

diese Debatte nicht ersparen kºnnen? Ihr Vorgehen lªsst 

ganz klar vermuten, dass Sie mit den schmerzhaften 

Entscheidungen aus Br¿ssel bereits fest rechnen, aber 

zumindest nach auÇen hin Ihre Hªnde in Unschuld wa-

schen mºchten. 

Vielleicht erlªutert die Staatsregierung heute, welche 

Aussichten sie ihrer Ank¿ndigungsrhetorik beimisst oder 

welche ihrer fr¿heren Interventionen auf europªischer 

Ebene sich ¿berhaupt einmal durchsetzen konnten. 

Wem, meine Damen und Herren, wollen Sie im Lande 

ernsthaft weismachen, dass der Freistaat in Sachen Fºr-

dergeld angesichts der zunehmenden Euro- und Finanz-

krise als ï ganz salopp gesagt ï ein Sechzehntel eines 

Siebenundzwanzigstels ¿berhaupt entsprechendes Ge-

wicht besªÇe? Mit ĂWasch mir den Pelz, aber machó mich 

dabei nicht nassñ ist, denke ich, die Stellung der Staatsre-

gierung ganz gut umschrieben. 

(Beifall bei der NPD) 

Wir Nationaldemokraten lassen Ihnen diese Showveran-

staltung allerdings nicht durchgehen. Mittlerweile ï denke 

ich ï wissen die Menschen im Lande, dass Sie und 

Ihresgleichen im Bundestag, von wenigen lºblichen 

Ausnahmen wie Peter Gauweiler, Frank Schªffler oder 

Klaus-Peter Willsch einmal abgesehen, nichts anderes 
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sind als die Fºrderer des Ausverkaufs deutscher Interes-

sen. 

Ihnen, meine Damen und Herren, mangelt es schlichtweg 

an nationalem R¿ckgrat, vielleicht, weil Sie glauben, der 

Lauf der Dinge aus Br¿ssel wªre unumkehrbar. Die 

Europªische Union nebst ihren Beihilferegimen und ihren 

Fºrdermechanismen bedarf nicht nur einer Reform, sie 

muss in ihrer jetzigen Form grundlegend ¿berdacht 

werden. 

Wir als NPD-Fraktion fordern deshalb ganz klar ï um es 

einmal so zu sagen ï nicht nur ein Update der heutigen 

EU, sondern wir fordern einen kompletten Neustart des 

Systems. 

(Beifall bei der NPD) 

Meine Damen und Herren! Aber haben Sie sich einmal 

die Frage gestellt, warum der Freistaat Sachsen dem 

heutigen Problem des sogenannten statistischen Effekts 

gegen¿bersteht. Das liegt nicht zuletzt an der ebenfalls 

von uns Nationaldemokraten stªndig kritisierten Expansi-

onswut der EU. Spªtestens im Zuge der Wªhrungskrise 

d¿rfte doch der Letzte erkannt haben, wie problematisch 

es war, die EU und mit ihr die Eurozone bestªndig aus-

zuweiten, solange die wirtschaftliche Konvergenz nicht 

einmal annªhernd erreicht war. 

Heute fªllt uns im Zuge dieses Erweiterungsexzesses um 

sprichwºrtlich jeden Preis genau diese Praxis im Zusam-

menhang mit der Ausgestaltung der Fºrderpolitik noch 

einmal auf die F¿Çe, indem Regionen aus den Fºrdertºp-

fen fallen, deren Transferbed¿rftigkeit noch lªngst nicht 

abgestellt wurde. Das ist umso trauriger, als davon Regio-

nen des Hauptnettozahlers und europªischen Chefretters 

Nummer eins, also Deutschland, betroffen sind. Es ist 

also wie immer in den letzten Jahrzehnten: Die Deutschen 

d¿rfen f¿r alle bezahlen und schauen dann selbst in die 

Rºhre. 

(Zuruf der Abg. Dr. Monika Runge, DIE LINKE) 

AbschlieÇend lassen Sie mich noch eine Bemerkung 

machen. W¿rde die Region Leipzig eine ªhnlich kreative 

Statistikarbeit gegen¿ber der EU-Kommission leisten, wie 

es Griechenland mithilfe von Goldman Sachs ¿ber Jahre 

hinweg getan hat, dann lªge der statistische Effekt auf 

unserer Seite. 

Wir Nationaldemokraten w¿rden es uns im Sinne des 

kleineren ¦bels selbstverstªndlich w¿nschen, dass die im 

vorliegenden Koalitionsantrag genannten Punkte auf 

europªischer Ebene angesprochen w¿rden, und zwar 

wirksam angesprochen w¿rden. Allein dazu fehlt uns der 

Glaube. 

Dennoch werden wir dem Antrag zustimmen, allein schon 

deshalb, um den B¿rgerinnen und B¿rgern in Sachsen 

aufzuzeigen, dass in diesem Br¿sseler Fremdbestim-

mungsregime eine deutliche Mehrheit des Sªchsischen 

Landtages keinerlei Auswirkungen mehr hat. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Das war die erste Runde der Aus-

sprache. ï Mir liegen f¿r eine zweite Runde keine Wort-

meldungen von Abgeordneten vor. Ich frage trotzdem, ob 

noch jemand sprechen mºchte. ï Das ist nicht der Fall. 

Die Staatsregierung? ï Herr Staatsminister Dr. Martens, 

bitte. 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Gestatten Sie mir als Vorbemerkung, dass ich 

mich bei den Fraktionen daf¿r bedanke, dass sie sich im 

Einzelnen mit dem Antrag der Koalitionsfraktionen und ï 

wie ich gehºrt habe ï auch der Antwort der Staatsregie-

rung inhaltlich auseinandergesetzt haben. Es ist nicht das 

erste Mal, dass wir ¿ber den Themenkomplex der Fºrde-

rung Sachsens durch Mittel der Europªischen Union 

sprechen. 

Diesbez¿glich wird es Sie nicht verwundern, wenn ich 

wiederholt zu Protokoll geben kann, dass sich die Sªchsi-

sche Staatsregierung in der Umsetzung ihrer EU-

Fºrderstrategie auch weiterhin kontinuierlich f¿r eine 

mºglichst optimale EU-Fºrderung f¿r Sachsen ab dem 

Jahr 2014 einsetzen wird. Ein wichtiger Schwerpunkt ist 

dabei die Ausrichtung der Kohªsionspolitik. Aber das ist 

nicht der einzige Schwerpunkt, wie Ihnen einige Kolle-

gen, zum Beispiel Kollege Schiemann, hier aufgezeigt 

haben. 

In Br¿ssel hat jetzt ï das ist bereits erwªhnt worden ï die 

zweite Runde der Verhandlungen zum mehrjªhrigen 

Finanzrahmen f¿r die Jahre 2014 bis 2020 und zu den 

Verordnungen ¿ber die Strukturfonds der Europªischen 

Union begonnen. Darin werden der finanzielle Rahmen 

und die Voraussetzungen auch f¿r die Fºrderung Sachsens 

mit EU-Mitteln festgelegt. 4 Milliarden Euro hat Sachsen 

aus dem Strukturfonds der laufenden Fºrderperiode von 

2007 bis 2013 erhalten. Das ist ein sehr beachtlicher 

Betrag. In welcher Hºhe Sachsen in der kommenden 

Fºrderperiode von 2014 bis 2020 gefºrdert wird, ist 

gegenwªrtig noch ungewiss. 

Allerdings, Frau Kallenbach, lassen Sie mich insofern 

schon ein wenig Wasser in den Wein gieÇen: Die Fºrder-

mittel, die Sachsen von 2014 bis 2020 erhalten wird, 

werden ï egal in welcher Hºhe ï bestimmt nicht ausrei-

chen, die Polkappen zu retten. 

Meine Damen und Herren! Im sogenannten Trilog, der 

jetzt im Europªischen Parlament, im Rat und in der 

Kommission beginnt, den Verhandlungen ¿ber den 

mehrjªhrigen Finanzrahmen und die Strukturfondsverord-

nungen, wissen wir ebenfalls noch nicht, mit welchem 

Ergebnis sie enden werden. Wir hoffen, dass sie zumin-

dest bis Ende des Jahres 2012 beendet sein werden. 

Entgegen fr¿heren Annahmen scheint es durchaus mºg-

lich zu sein, dass es hierbei zu einer Einigung bis Ende 

des Jahres kommen wird. 
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Nach Abschluss der ersten Verhandlungsrunde sind die 

sªchsischen Kernforderungen aus der gemeinsamen 

Fºrderstrategie allerdings noch nicht sicher erreicht. Das 

von der Kommission vorgeschlagene Sicherheitsnetz von 

zwei Dritteln der bisherigen Strukturfondszuweisungen 

aus dem Regional- und Sozialfonds, das Chemnitz und 

Dresden zugutekommen w¿rde, ist im Rat weiterhin 

umstritten. Andere Mitgliedsstaaten fordern eine Reduzie-

rung auf lediglich 55 % des bisherigen Mittelansatzes. 

Das Sicherheitsnetz wird auch nur von den Mitgliedsstaa-

ten Spanien, Griechenland, Slowenien und Malta mitge-

tragen. 

Die Einbeziehung Leipzigs in dieses Sicherheitsnetz wird 

sowohl von der Staatsregierung als auch von der Bundes-

regierung mit Nachdruck gefordert, aber auch diese 

Forderung ist bisher im Rat noch nicht endg¿ltig zur 

Mehrheitsposition geworden. 

Insofern ist es durchaus bemerkenswert und erfreulich, 

dass unser Anliegen eines Zwei-Drittel-Sicherheitsnetzes 

auch f¿r die Region Leipzig nach Lobbyarbeit der sªchsi-

schen Vertreter und der Staatsregierung vom Regionalaus-

schuss des Europªischen Parlaments unterst¿tzt wird. Das 

ist wichtig, meine Damen und Herren. 

Im Gesprªch mit dem zyprischen Ratsvorsitz im August 

habe ich auÇerdem die Zusage erhalten, dass unser Anlie-

gen vom Vorsitz des Rates mit Verstªndnis aufgenommen 

wird und er unsere Suche nach einer Lºsung in dieser 

Frage weiterhin unterst¿tzen wird. 

In einem Gesprªch mit dem deutschen Botschafter bei der 

Europªischen Union, also dem offiziellen Vertreter der 

Bundesregierung in Br¿ssel, Herrn Dr. Peruzzo, habe ich 

vorletzte Woche dieses sªchsische Kernanliegen noch 

einmal ausf¿hrlich besprochen und deutlich gemacht, dass 

es darauf ankommt, in den anstehenden Verhandlungen an 

der einmal eingenommenen Position ï auch der Bundes-

regierung ï festzuhalten. Ich habe bereits mehrmals mit 

dem vorgesehenen Verhandlungsf¿hrer der Bundesregie-

rung, Herrn Staatsminister im Auswªrtigen Amt Link, 

¿ber diese Fragen gesprochen. Die Bundesregierung ist 

sich der Problematik bewusst. Wir kºnnen davon ausge-

hen, dass dieses Thema nicht unter den Tisch fallen wird. 

Ein weiteres wichtiges Anliegen der Staatsregierung ist 

es, ¦bergangsregelungen wie in der Kohªsionspolitik 

auch f¿r die Fºrderung im Bereich des lªndlichen Raums 

durchzusetzen. Auf sªchsische Initiative hin wurden im 

Parlament  nderungsvorschlªge eingebracht, die ¦ber-

gangsregionen in Analogie zur Kohªsionspolitik zu 

fºrdern. Ziel der Staatsregierung bleibt es, Verschlechte-

rungen in der Fºrderung im Agrarbereich zu vermeiden. 

Sie kºnnen sicher sein, dass meine Kollegen und ich 

weiterhin die Gesprªche mit der Bundesregierung und den 

entscheidenden Akteuren in Br¿ssel mit dem Ziel f¿hren 

werden, eine angemessene ¦bergangsfºrderung f¿r alle 

sªchsischen Regionen in der Kohªsionspolitik, aber auch 

im Bereich der lªndlichen Entwicklung sicherzustellen. 

Die Sªchsische Staatsregierung setzt sich zudem daf¿r 

ein, dass neben einem angemessenen Fºrderniveau die 

erforderlichen Fºrdervoraussetzungen gegeben sind, 

damit die EU-Mittel in Sachsen sachgerecht verwendet 

werden kºnnen. Eines der zentralen Ziele dabei ist es, den 

regionalen Handlungsspielraum zu erhalten. Insbesondere 

wollen wir die von der Kommission vorgesehenen starren 

Mindestquoten bei der Verwendung der Mittel lockern. In 

welchem Umfang die vorhandenen Mittel aus dem An-

wendungsbereich des Sozialfonds verwendet werden, 

muss nach regionalen Gegebenheiten vor Ort entschieden 

werden. In Br¿ssel einheitlich festgelegte starre Quoten 

der Mittelverwendung, egal ob anwendbar in S¿dspanien 

oder in Sachsen, werden den regionalen Problemlagen 

und Anliegen nach flexibler Mittelverwaltung nicht 

gerecht. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren! Auch wenn in Sachsen beim 

Aufbau der Infrastruktur bereits viel erreicht wurde, gibt 

es in einzelnen Bereichen noch strukturelle Schwªchen 

auszugleichen, wie beim Aufbau nachhaltiger For-

schungs- und Entwicklungskapazitªten oder bei kleinen 

und mittelstªndischen Unternehmen, die weiterhin einer 

gezielten Fºrderung bed¿rfen. 

Dabei befinden wir uns in ¦bereinstimmung mit fast allen 

Rednern im Plenum. Die Staatsregierung wendet sich 

gegen das von der Kommission vorgeschlagene weitrei-

chende Konditionalitªtenkonzept insbesondere im Bereich 

der makroºkonomischen Konditionalitªten. Konditionali-

tªten sind wichtig, um die Leistungsfªhigkeit und Effizi-

enz des Fºrdermitteleinsatzes sicherzustellen. Sie d¿rfen 

aber nicht mit sachfremden Gesichtspunkten verbunden 

werden oder zu Fehlanreizen f¿hren. Derjenige, der die 

Fºrderung erhªlt, muss ¿berhaupt in der Lage sein, diese 

Konditionalitªten in irgendeiner Weise zu beeinflussen; 

denn ansonsten w¿rde man Fehlanreize setzen bzw. 

falsche Verkn¿pfungen herstellen. 

Diese Konditionalitªten d¿rfen nicht zu einem erhºhten 

Verwaltungs- und Pr¿faufwand f¿hren, da der Aufwand 

f¿r die Fºrderverwaltung jetzt schon in einigen Bereichen 

nicht mehr in einem vern¿nftigen Verhªltnis zur Hºhe der 

Fºrderung steht. Die Staatsregierung lehnt insbesondere 

die vorgeschlagene Leistungsreserve und die Sanktionie-

rungen in Form von Mittelk¿rzungen ab, da diese die 

langfristige Planungssicherheit bei den Empfªngern 

gefªhrden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren! Angesichts der demografi-

schen Herausforderungen, vor denen Sachsen steht, setzt 

sich die Staatsregierung auÇerdem daf¿r ein, dass die 

Fºrdervoraussetzungen gen¿gend Handlungsspielrªume 

lassen, um auch solchen lokal und regional besonderen 

Herausforderungen in angemessener Weise begegnen zu 

kºnnen. Ferner fordert die Staatsregierung die Mºglich-

keiten zur Anpassung der Kofinanzierungssªtze nicht nur 

f¿r unbesiedelte Regionen und Bergregionen, sondern 
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auch f¿r Regionen, die in besonderer Weise vom demo-

grafischen Wandel betroffen sind. 

Noch ist in Br¿ssel nichts entschieden, meine Damen und 

Herren, und es wird nicht leicht sein, die sªchsischen 

Interessen in allen Punkten durchzusetzen. Das wissen 

wir. Sachsen ist nur eine von circa 270 Regionen inner-

halb der Europªischen Union. Sie sehen, dass sich die 

Staatsregierung der Bedeutung der jetzt eingeleiteten 

Verhandlungsrunde und der Modalitªten bewusst ist und 

dass wir uns im Rahmen der Mºglichkeiten f¿r eine 

Fºrderung ab 2014 auf angemessenem Niveau einsetzen. 

Wir werden dabei unterst¿tzt, wir sind dabei nicht allein. 

Die Bundesregierung hat dieses Thema ebenfalls aufge-

griffen, und wir sind zuversichtlich, dass wir hierbei 

etwas erreichen kºnnen. Aber die Unterst¿tzung des 

Parlamentes ist dabei ein wichtiger Punkt, den wir in 

Br¿ssel vorweisen kºnnen. Aus diesem Grund w¿rde sich 

die Staatsregierung erfreut zeigen, wenn dieser Antrag 

eine mºglichst breite Mehrheit im Haus finden w¿rde. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren, wir kommen zum Schlusswort. F¿r 

die einreichenden Fraktionen von CDU und FDP spricht 

Herr Schiemann; bitte. 

Marko Schiemann, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Koalitions-

fraktionen haben diesen Antrag bewusst in die Diskussion 

des Hohen Hauses gebracht. Ich gehe davon aus, dass die 

Diskussion gezeigt hat, dass man dar¿ber selbstverstªnd-

lich aus unterschiedlichen Positionen, das eine oder 

andere abgewogen, anders sehen kann. Ich denke, die 

Diskussion hat auch gezeigt, dass es viele Mitglieder des 

Hohen Hauses gibt, die sich f¿r dieses Thema und f¿r die 

Frage der Zukunftssicherung in der nªchsten Fºrderperio-

de sehr stark einsetzen. Es ist wichtig, dass das Hohe 

Haus dieses Signal der Staatsregierung in ihren weiteren 

Bem¿hungen in Br¿ssel und in Berlin mitgibt, damit der 

Sªchsische Landtag klar macht: Wir brauchen auch in 

Zukunft die Unterst¿tzung der Europªischen Union und 

kºnnen das mit einer breiten Mehrheit erreichen. 

Sªchsische Interessen wahren, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, bedeutet Zukunftschancen f¿r den Freistaat 

Sachsen in Europa zu verbessern. Wir brauchen Planungs-

sicherheit, damit wir den 1990 begonnenen Aufholprozess 

weiter gestalten kºnnen. Jetzt haben wir 60 % des Weges 

hinter uns. Die Herausforderungen der noch vor uns 

liegenden 40 % werden wir nur mit der Solidaritªt des 

Bundes und eben Europas schaffen. Deshalb werden wir 

f¿r diesen Weg sicher noch mehr als 15 Jahre brauchen, 

um den Aufbau des Freistaates abzuschlieÇen. 

(Zuruf der Abg. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE) 

Kurt Biedenkopf als erster Ministerprªsident hat es 

einmal zusammengefasst: Es ist eine Generationenaufga-

be. Wer in Generationenjahren rechnet, weiÇ, wie lange 

die Erf¿llung diese Aufgabe dauern wird. 

Wir stellen uns dieser Aufgabe. Wir wollen mit der 

Unterst¿tzung der EU weiterhin f¿r zukunftsfªhige 

Arbeitsplªtze, f¿r wettbewerbsfªhige Unternehmen 

stehen. Wir wollen die kleinen und mittelstªndischen 

Unternehmen, die Selbststªndigen, aber auch die Indust-

riekerne im Freistaat Sachsen weiter stªrken. Sachsen soll 

in der Mitte Europas mit der Tschechischen Republik und 

der Republik Polen zu einer Zukunftsregion zusammen-

wachsen. Wir m¿ssen diese Chance noch viel mehr 

nutzen, ausbauen und selbst in die Hand nehmen. Wir 

wollen, dass die B¿rger des Freistaates Sachsen die 

Chancen Europas nutzen. 

Daf¿r lohnt es sich, f¿r sªchsische Interessen in Europa 

einzutreten. Ich bitte Sie ganz herzlich: Stimmen Sie dem 

Antrag der Koalitionsfraktionen zu. 

Ich danke Ihnen f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und der FDP) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Ich stelle nun die Drucksache 5/9369 

zur Abstimmung und bitte bei Zustimmung um Ihr Hand-

zeichen. ï Vielen Dank. Die Gegenstimmen? ï Danke. 

Die Stimmenthaltungen? ï Vielen Dank. Bei zahlreichen 

Stimmenthaltungen und zahlreichen Gegenstimmen ist 

die Drucksache 5/9369 mehrheitlich beschlossen. Der 

Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu 

Tagesordnungspunkt 10 

Zusage der Kultusministerin einhalten ï Neueinrichtung einer 

Eingangsklassenstufe 5 an der Mittelschule Seifhennersdorf zulassen 

Drucksache 5/10178, Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Hierzu kºnnen die Fraktionen Stellung nehmen. Die 

Reihenfolge in der ersten Runde lautet: DIE LINKE, 

CDU, SPD, FDP, GR¦NE, NPD und die Staatsregierung, 

wenn gew¿nscht. Ich erteile der Fraktion DIE LINKE als 

Einreicherin das Wort; Frau Kagelmann. 
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Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Herr Prªsident! 

Werte Damen und Herren Abgeordnete! Wir fahren fort, 

heute ¿ber die Bildungspolitik im Land Sachsen zu 

diskutieren, diesmal ¿ber einen konkreten Mittelschul-

standort. 

Seifhennersdorf ist ein beschauliches kleines Stªdtchen 

im ªuÇersten S¿den meines Landkreises. Gewachsen aus 

einem typischen Oberlausitzer Weberdorf mit den charak-

teristischen Umgebindehªusern, wuchs es, beginnend ab 

dem 19. Jahrhundert, zu einer industriell geprªgten 

Kleinstadt heran. 

(Unruhe im Saal) 

Geblieben ist davon nach 1990 wenig, hinzugekommen 

noch weniger. Die Stadt verlor Einwohner wie fast ï ï 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Kagelmann, einen kleinen Moment, bitte. ï Ich bitte die 

Abgeordneten, ihre Gesprªche auÇerhalb des Plenarsaales 

zu f¿hren und der Abg. Kagelmann doch bitte die Mºg-

lichkeit zu geben, ihren Vortrag ungestºrt zu halten. ï 

Frau Kagelmann, bitte, fahren Sie fort. 

(Beifall bei den LINKEN und des 

Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Danke schºn, Herr 

Prªsident. ï Wo waren wir stehengeblieben? Die Stadt 

verlor Einwohner ï nichts Ungewºhnliches f¿r Stªdte in 

der Oberlausitz. Leerstand zeichnet auch heute noch das 

Gesicht der Stadt. 

Nun aber scheint der Abwªrtstrend gestoppt zu sein. Die 

Stadt mausert sich. Sie macht sogar ¿berregional von sich 

reden. Seit ¿ber zehn Jahren kªmpfen Stadtrat, B¿rgerin-

nen und B¿rger, Eltern und Kinder um den Erhalt ihrer 

Schulen; 

(Beifall bei den LINKEN) 

denn Schule ist eben mehr als ein Lernort. 

Die bemerkenswerte Ausdauer und Unbeugsamkeit der 

Seifhennersdorfer gr¿ndet sich vielleicht auch auf der 

Verpflichtung aus einem Erbe, das ein Sohn dieser Stadt 

f¿r die Schulen seines Heimatortes vermacht hat, wohl 

um den Wert guter Bildung f¿r die Gesellschaft hervorzu-

heben. Mºglicherweise ist diese Unbeugsamkeit, offen-

sichtlich gepaart mit dem heute bereits thematisierten 

Lehrermangel, aber auch der wirkliche Grund, warum 

nicht sein kann, was nicht sein darf. 

Die gegenwªrtig strittige Mittelschule sollte bereits nach 

der Schulnetzplanung des Altkreises Lºbau-Zittau auslau-

fen. Der neue Landkreis Gºrlitz ¿bernahm diese Planun-

gen 2010 unkritisch in seinen Schulnetzplan und pocht 

seitdem auf dessen Einhaltung. Nur haben die Sch¿lerzah-

len in der Realitªt nichts mehr mit den Prognosen der 

alten Planungen gemeinsam, was im ¦brigen schon 

damals im Kreistag heftig kritisiert wurde. 

Sowohl Seifhennersdorf als auch die umliegenden Mittel-

schulen in Ebersbach, GroÇschºnau oder Oderwitz haben 

genug Kinder. Die Differenz zwischen den prognostizier-

ten Sch¿lerzahlen des Schuljahres 2012/2013 im Ein-

zugsbereich der vier Schulen im Schulnetzplan des 

Landkreises zu den aktuellen Sch¿lerzahlen betrªgt eine 

komplette Schulklasse. Ein Antrag von den LINKEN, der 

SPD und den GR¦NEN im Kreistag zur ¦berarbeitung 

des Schulnetzplanes wird im ¦brigen ganz elegant seit 

¿ber einem Jahr im Fachausschuss des Kreises geparkt. 

Einfach mehrheitlich wegstimmen, das hatte man sich 

dann offensichtlich doch nicht getraut. 

Diese Gemengelage ist Hintergrund f¿r einen Streit, der 

Seifhennersdorfer Eltern, 22 Kinder und einen Stadtrat 

inzwischen zu landesweit bekannten Schulrebellen macht. 

In anderen zeitlichen und politischen Zusammenhªngen 

wªre der Widerstand der Seifhennersdorfer leuchtendes 

Beispiel von Zivilcourage m¿ndiger B¿rger. 

(Beifall bei den LINKEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

Aber diese Zeiten scheinen vorbei. Wutb¿rger haben 

heute ein eher negatives Image. 

Der Widerstand gegen das aktuelle Sªchsische Schulge-

setz macht aus potenziellen Helden der Vergangenheit nur 

noch uneinsichtige Rechtsverletzer der Gegenwart, die 

unverantwortlich gegen¿ber ihren Kindern handeln. 

Was die Verantwortungslosigkeit der Eltern betrifft: Die 

Kinder werden in der Mittelschule Seifhennersdorf 

geschult. Das ist ein Kraftakt f¿r die Organisatoren und 

ein Akt der Solidaritªt durch ehrenamtlich unterrichtende 

Lehrerinnen und Lehrer im Ruhestand. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Bemerkenswert f¿r mich ist, dass ich inzwischen auch 

andere ganz neue Tºne in der Debatte in meinem Land-

kreis vernommen habe. Erstmals wird auch unter kom-

munalen Verantwortungstrªgern davon gesprochen, dass 

die gegenwªrtig am Beispiel Seifhennersdorf demons-

trierte restriktive Auslegung des Schulgesetzes in wenigen 

Jahren im lªndlichen Raum zu einer erneuten Schlie-

Çungswelle f¿hren muss, die es unbedingt zu verhindern 

gilt. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Man will eine weitere Schwªchung des lªndlichen Rau-

mes auf keinen Fall hinnehmen. Das heiÇt, meine Damen 

und Herren, strittig ist offensichtlich nicht mehr die 

Notwendigkeit der  nderung des Sªchsischen Schulge-

setzes. Strittig ist allein der Zeitpunkt der politischen 

Kurskorrektur, eine Korrektur, die Sie, werte Kolleginnen 

und Kollegen der Koalition, ja eigentlich schon mit dem 

Schulmoratorium eingeleitet haben, das weitere Schul-

schlieÇungen besonders im lªndlichen Raum verhindern 

sollte und auch anderswo verhindert hat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalition! Sie 

verkennen die Lage. In Seifhennersdorf demonstriert 

nicht die Basisgruppe der Linkspartei. Da versuchen auch 
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viele Ihrer Wªhlerinnen und Wªhler, f¿r die unbegreifli-

che Hartleibigkeit von Kultus, Bildungsagentur und 

kreislichem Schulamt Sachargumente zu finden, warum 

ein Schulstandort, der kontinuierlich steigende Sch¿ler-

zahlen aufweist, nicht weiter existieren darf. 

Nat¿rlich zehrt das an den Nerven der Beteiligten, vor 

allem an denen der Eltern und der Kinder. Diese nªmlich 

m¿ssen zuerst dem wachsenden subtilen Druck des 

geballten staatlichen Verwaltungsapparates zum Beispiel 

in Form von happigen BuÇgeldbescheiden standhalten. 

Da fªllt mitunter auch mal ein Wort, das nicht unbedingt 

zitierfªhig ist. Aber, Frau Ministerin Kurth, noch im 

Gesprªch mit Elternvertretern aus Seifhennersdorf im 

April dieses Jahres haben Sie die Bildung der 5. Klassen 

zugesichert, um am 15. August dann den Mitwirkungs-

entzug zu bescheiden. Wie erklªren Sie diese Wendung 

den Eltern heute? Verlªsslichkeit und Glaubw¿rdigkeit 

von Politik sieht anders aus. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Es geht in Seifhennersdorf lªngst nicht mehr einfach um 

den Erhalt einer Mittelschule. Es geht immer stªrker auch 

um die Frage, welche Schule wir k¿nftig haben wollen ï 

eine hoch effiziente und kostensparende Lernfabrik oder 

eine Bildungswerkstatt, die junge Menschen mit Innova-

tionskraft und Mut zum Selbstdenken hervorbringt. 

Die Macher der evangelischen Gemeinschaftsschule in 

Berlin sagen in einem Artikel der ĂSZñ von letzter Woche 

ganz deutlich: Unsere Gesellschaft braucht immer weni-

ger Pflichterf¿ller. Sie braucht viel mehr kreative Gestal-

ter, autonome Denker, Menschen mit Verantwortung und 

R¿ckgrat. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Sie, sehr geehrte Damen und Herren der Koalition, sind 

drauf und dran, R¿ckgrat zu brechen ï offiziell wegen 

zweier Kinder, die zwischen April und August noch an 

andere Schulen gewechselt sind. Herzliche Gr¿Çe von 

Diederich HeÇling. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Gewechselt wurden!) 

Wir haben gerade den Landesentwicklungsplan hoch und 

runter diskutiert und immer wieder die notwendige 

Stªrkung des lªndlichen Raumes bem¿ht. Aber gerade 

dabei helfen eben starre quantitative gesetzliche Vorgaben 

nicht weiter. 

R¿ckgrat zeigen die Eltern und Kinder in Seifhennersdorf. 

Sie sind ¿berzeugt, dass gute Bildung keine groÇen 

Klassen braucht und kleine Schulen groÇe Chancen 

bergen, wenn man sie lªsst. Wenn das keine Demonstrati-

on eines ºffentlichen Bed¿rfnisses f¿r den Fortbestand 

der Mittelschule ist, dann weiÇ ich nicht! 

Werte Damen und Herren! Lassen Sie uns gemeinsam 

zur¿ck auf Start gehen und geben Sie der Mittelschule 

Seifhennersdorf eine neue Chance. Wenn Sie, Frau 

Ministerin, meinen, die Korrektur einer Entscheidung 

Ihres Hauses kºnnte Ihnen als Schwªche ausgelegt 

werden, scheue ich mich nicht, aufs  uÇerste zu gehen 

und selbst Bismarck als Argumentationshilfe heranzuzie-

hen mit dem Zitat ï es muss sein: ĂUm Sozialisten und 

Sozialdemokraten zu bekªmpfen, muss man den berech-

tigten Teil ihrer Forderungen erf¿llen.ñ In diesem Sinne, 

Frau Ministerin, Mut! Irren ist menschlich, Korrigieren 

auch. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Der 

nªchste Redner f¿r die CDU-Fraktion ist Herr Bienst. 

(Volker Bandmann, CDU: Legen Sie demnªchst 

noch einen Kranz am Bismarckdenkmal nieder?) 

Lothar Bienst, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Kollegin Kagelmann, vielen 

Dank f¿r die groÇe theatralische Vorstellung in diesem 

Hohen Hause. Eigentlich kºnnte ich meinen Redebeitrag 

erst einmal zur Seite legen 

(Beifall bei den LINKEN) 

und auf Ihren Redebeitrag antworten. Aber das kºnnen 

wir in der zweiten Runde dann auch noch machen. Zur 

Vollstªndigkeit, Frau Kagelmann: Die Seifhennersdorfer 

haben auch eine gut gehende Grundschule und ein gut 

funktionierendes Gymnasium. 

(Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: 

Schulen ist die Mehrzahl von Schule!) 

So viel erst einmal dazu. 

Wir sind die Bºsen, uns kann eh keiner leiden. Schulnetz-

plan ist ein geheimes Papier, da kommt keiner ran. 

Unsere Tochter hat zwei Freundinnen, die eine soll in die 

Schule X, die andere in die Schule Y und unsere Tochter 

in die Schule Z geschickt werden. Die Qualitªt an der 

Mittelschule Y lªsst zu w¿nschen ¿brig; da hºrt man 

nichts Gutes. Eine aufgef¿hrte Bushaltestelle im Fahrplan 

gibt es so nicht. Was macht da ein Kind bzw. Elternteil, 

die neu zugezogen sind? Sie finden den Einstieg nicht. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: 

Doch, beim Bus!) 

Meine Damen und Herren! Das sind Aussagen, Sªtze von 

jungen Eltern aus Gesprªchen, die wir ï mit Ăwirñ meine 

ich mit Michael Kretschmer ï am Samstag, dem 15.09., in 

Dittersbach im Gasthof ĂGr¿ne Aueñ gef¿hrt haben. Als 

ich den ersten Satz hºrte, fragte ich die Eltern, ob sie 

mich ¿berhaupt kennen. Nein, war die Antwort. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Kein Wunder!) 

Ich stellte mich vor. ï Ja, ich muss dazusagen ï vielleicht 

zu Ihrer Information: Ich wohne im Norden des Landkrei-

ses, die Eltern im S¿den des Landkreises. ï Ich stellte 

mich vor als einer, der Schulnetzplªne im Altkreis NOL 
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mit gestaltet, diskutiert und umgesetzt hat, mit Eltern und 

GroÇeltern diskutiert und f¿r Einsichten geworben hat. 

Ich verwies auch darauf, dass es nat¿rlich keine Freude 

macht, Schulen zu schlieÇen. Aber im lªndlichen Bereich 

gibt es eben bestimmte Notwendigkeiten. Das Ziel des 

Landkreises war und ist es, im Rahmen der gesetzlichen 

Gegebenheiten Schule in der Flªche zu halten. Ich musste 

den Eltern erklªren, dass ich in ihnen nicht das Bºse sehe, 

geschweige denn sie nicht leiden kann. Auf meine Frage, 

wer solche Parolen in die Welt setzt, kam die Antwort: 

ĂDas kºnnen Sie uns schon so glauben. Das ist so.ñ 

(Karl Nolle, SPD: Kommunisten sind das!) 

Ich konnte dann nur noch anmerken, dass es, wenn im 

Elternhaus solch eine Stimmungslage herrscht, f¿r die 

betroffenen Kinder wirklich nicht einfach ist, sich eine 

objektive Meinung zu bilden. 

Zu zweitens. Der Schulnetzplan ein Geheimpapier. Ich 

dachte, ich hºre nicht richtig. Auf die Frage, wo bzw. wie 

die Eltern versucht haben, an den Plan zu kommen, ihre 

Antwort: ĂIm Internet haben wir nichts gefunden.ñ Auf 

den Hinweis, dass die Kreisrªte die Fortschreibung des 

Schulnetzplanes aktuell in der Hand haben, reagierten sie 

verwundert ï das war ihnen neu. Nur so viel ï ich habe 

das vorhin auch schon drauÇen diskutiert ï: Auch die Frau 

B¿rgermeisterin ist Kreisrat ï warum wurde den Eltern 

nicht die Entwicklung der Sch¿lerzahlen gezeigt? ï Ich 

komme spªter auf diesen Punkt zur¿ck. 

(Zuruf von der CDU: Weil es nicht gewollt war!) 

ï Danke. 

Zur dritten Aussage. Ich erinnere: Tochter, zwei beste 

Freundinnen. Auf meine Frage, ob das Problem mit dem 

Landkreis diskutiert wurde, kam die Antwort: ĂDas bringt 

doch eh nichts.ñ Mir fehlten die Worte. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: 

Es hat auch nichts gebracht!) 

Da gab es ja noch die Mittelschule, von der man nichts 

Gutes hºre. Ich wollte Nªheres erfahren, die Antwort: 

ĂWir haben gehºrt, dass é ï und auÇerdem rauchen dort 

die Mittelsch¿ler.ñ Nennen Sie Namen und Adresse, und 

wir setzen uns mit dem Schulleiter in Verbindung, so 

meine Entgegnung. 

Zum f¿nften Argument mache ich jetzt keine Ausf¿hrun-

gen. 

Das ist nªmlich die Wahrheit, meine Damen und Herren. 

Alles ist erklªrbar und lºsbar, wenn man ehrlich und offen 

¿ber die Probleme spricht. Man muss es nur wollen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Zur Ehrlichkeit, Frau Kagelmann, gehºrt eben dazu, dass 

der Landkreis Gºrlitz von Planungsrªumen spricht und 

eben nicht von einzelnen Standorten; dass eben zum 

Planungsraum Oberland zehn Grundschulen gehºren ï die 

Grundschule Seifhennersdorf gehºrt nat¿rlich mit dazu ï 

und dass, und hier sage ich leider, die Geburtenzahlen in 

diesem Planungsraum von 312 Geburten im Jah-

re 2000/2001, das ist das Einschulungsjahr 2007, auf 

228 Geburten im Jahre 2011/2012, das ist das Einschu-

lungsjahr 2018, absinkt. Das ist nat¿rlich das Resultat, 

von dem wir hier sprechen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: 

Wie viele Sch¿ler sind denn jetzt da?) 

ï Darauf komme ich noch. ï Ich brauche nicht besonders 

zu betonen, dass, erstens, die Grundlage der Schulnetz-

planung gesetzliche Rahmenbedingungen laut Schulge-

setz und Durchf¿hrungsbestimmungen, wie Z¿gigkeiten 

und Mindestsch¿lerzahlen, Zugangsvoraussetzungen sind. 

Genehmigte Schulnetzplªne der Vorgªngergebietskºrper-

schaften: Hier, Frau Kagelmann, ist nicht der Landkreis 

Lºbau-Zittau zum neuen Landkreis gekommen, sondern 

wir haben einen neuen Landkreis gebildet: NOL und 

Lºbau-Zittau und die Kreisfreie Stadt Gºrlitz. 

(Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Ach?!) 

Wir haben gemeinsam die Schulnetzplªne zu evaluieren. 

Drittens mºchte ich sagen: Die Geburtenzahlen der 

Kommunen laut jeweiliger Einwohnermeldeªmter und, 

viertens, gebildetes Zugangsverhalten der letzten drei 

Jahre: auf Basis 2,5. 

Das sind die Fakten. Dass zum Aufbau des Schulnetzpla-

nes die Hochrechnung f¿r die Schularten Mittel- und 

Fºrderschulen sowie Gymnasium ¿ber die Einschulung an 

den Grundschulen laut Schulbezirken erfolgt, ist sicher 

auch klar. 

Viertens. Zur Situation in Seifhennersdorf ist Folgendes 

zu sagen: Die Mittelschule wurde bereits mit der Schul-

netzplanung des Landkreises Lºbau-Zittau zur SchlieÇung 

vorgesehen, weil zum Zeitpunkt der Schulnetzplanung 

Klassenstufen bereits einz¿gig liefen ï mit Kreistagsbe-

schluss, wie ich mich vorhin belehren lassen musste, von 

2005. 

Bereits 2007 war an die Frau B¿rgermeisterin die Bildung 

der einen 5. Klasse von der Aufhebung der gesamten 

Mittelschule durch den Schultrªger selbst herangetragen 

worden ï was nicht passiert ist. Das hat sie im Interview 

auch so bestªtigt. Erst mit der Beschlussfassung im 

Kreistag des Landkreises Gºrlitz hat sie in der Folge 

versucht, Werbung f¿r die Mittelschule zu machen. 

Zur¿ck zum derzeitigen Sachverhalt ï ich hatte ja einige 

Zahlen versprochen. Mit der im vergangenen Jahr einge-

f¿hrten verªnderten ¦bertrittsquote an die Gymnasien auf 

2,0 ªnderte sich nat¿rlich auch im Landkreis Gºrlitz das 

Zugangsverhalten zu den beiden weiterf¿hrenden Schul-

arten. ¦ber die vorliegende Anlage kºnnten wir ausf¿hr-

lich diskutieren. Auf dieser Grundlage sollte der Schul-

netzplan neu gefasst werden. Der Landkreis hat die 

Hochrechnung im November 2011 gemacht und nur mit 

der hohen ¦bertrittsquote auch f¿r k¿nftige Jahre gerech-

net. 


































































































